Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/950 


Sachgebiet 703 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1 1 . Juni 1970 

III/3 — 61019 — Ka 4/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Gemäß § 50 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen übersende ich den 

Bericht des Bundeskartellamtes über seine 
Tätigkeit im Jahre 1969 sowie über die Lage 
und Entwicklung auf seinem Aufgabengebiet. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Bericht ist 
beigefügt. 


Brandt 


Diuck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Hegei, 53 Bonn^ad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0'22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/950 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Tätigkeitsbericht des Bundeskartellamtes für 1969 


1 . 

Das Bundeskartellamt hat sich auch im vergan- i 
genen Jahr darum bemüht, durch konzentrierte i 
Anwendung der geltenden Fassung des Gesetzes 1 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) den : 
Wettbewerb so gut wie möglich zu schützen. Dabei j 
ist es nach dem Schwerpunktprogramm vorgegan- 
gen, das es Anfang 1969 aufgestellt hatte, um seine 
Kräfte bei der Bekämpfung von Wettbewerbsbe- 
schränkungen noch wirkungsvoller verwenden zu 
können (vgl. die Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zum Tätigkeitsbericht des Bundeskartellamts 
für 1968, Drucksache V/4236, S. 2). Das Bundeskar- 
tellamt konnte sich dadurch, daß es im Rahmen sei- 
nes Ermessenspielraums von der Verfolgung unwe- 
sentlicher Wettbewerbsbeschränkungen absah (§ 47 
Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten), 
verstärkt bedeutenderen Fällen widmen. Allerdings 
ließ es der Personalbestand des Bundeskartellamts 
auch in diesen Fällen nicht zu, die gesetzlichen Mög- 
lichkeiten zur Verfolgung von Mißbräuchen und i 
Kartellverstößen voll auszuschöpfen. 

Intensiviert wurde insbesondere die Mißbrauchs- 
aufsicht über vertikale Preisbindungen bei Marken- 
waren. In wichtigen Konsumgüterbereichen kam es 
dadurch zu Preissenkungen. Auch bei der Ausle- 
gung und Anwendung des Kartellverbots sind Fort- 
schritte zu verzeichnen. Das Bundeskartellamt hat | 
im vergangenen Jahr damit begonnen, bestimmte 
Preismeldeverfahren auf oligopolistischen Märkten 
als Wettbewerbsbeschränkungen im Sinne des § 1 
GWB anzugreifen. Die Bundesregierung begrüßt 
diese Versuche, den Anwendungsbereich des Kar- 
tellverbots auszuloten. Die Frage, ob vertragsähn- 
liche Abstimmungen unter § 1 fallen, ist ebenfalls 
noch nicht abschließend entschieden. 

Bei der Mißbrauchsaufsicht über marktbeherr- 
schende Unternehmen (§ 22 GWB) hat das Schwer- 
punktprogramm wegen der für die Praxis unzurei- 
chenden Fassung der gesetzlichen Bestimmungen 
nicht weitergeführt. Auf dem Gebiet der Unterneh- 
menskonzentration werden die Mängel der gelten- 
den Fassung des Gesetzes besonders deutlich, nach- 
dem im vergangenen Jahr die Zahl der nach § 23 
GWB angezeigten Unternehmenszusammenschlüsse 
sprunghaft angestiegen ist (Tätigkeitsbericht S. 12). 
Selbst bei möglicherweise marktbeherrschenden Zu- 
sammenschlüssen hat das Bundeskartellamt gegen- 
wärtig nur die Befugnis, die Beteiligten nachträglich | 
in einer mündlichen Verhandlung über Beweggrund, | 
Zweck und Wirkungen des Zusammenschlusses zu | 
befragen (§ 24 GWB). Prüfungs- und Eingriffsmög- j 


lichkeiten bestehen nicht*). Gleichwohl begrüßt es 
die Bundesregierung, daß das Bundeskartellamt da- 
mit begonnen hat, § 24 zu praktizieren und dadurch 
seinen Einblick in die Problematik der Unterneh- 
menskonzentration zu verbessern. 

II. 

Für die Erhaltung und Weiterentwicklung einer 
freiheitlichen und sozialen Wirtschafts- und Ge- 
sellschaftsordnung hat die Wettbewerbspolitik zen- 
trale Bedeutung. Die marktwirtschaftliche Ordnung, 
i der Wettbewerb der Anbieter und Nachfrager, ver- 
I spricht nicht nur ein möglichst gutes ökonomisches 
! Ergebnis; sie verschafft darüber hinaus Verbrau- 
^ ehern und anderen Marktteilnehmern ein Höchst- 
maß an wirtschaftlicher Bewegungsfreiheit. Hier hat 
der Wettbewerb eine wichtige Kontrollfunktion. 
Aufgabe der Wettbewerbspolitik ist es daher, den 
Wettbewerb in möglichst allen Wirtschaftsbereichen 
durchzusetzen und vor Vermachtung zu schützen. 

Der Wettbewerb wird am besten durch Offen- 
haltung der Märkte, eine liberale Außenhandels- 
politik, den möglichst weitgehenden Abbau von 
Privilegien, Dirigismen und ungerechtfertigten 
Schutzmaßnahmen sowie durch Verbesserung der 
I Entfaltungsmöglichkeiten und der Wettbewerbs- 
I Chancen für kleinere und mittlere Unternehmen 
gefördert. 

Zur Sicherung des Wettbewerbs bedarf es eines 
der wirtschaftlichen Entwicklung und der wett- 
bewerbspolitischen Erfahrung entsprechenden In- 
strumentariums. Es zeichnet sich immer deut- 
licher ab, daß das Gesetz der veränderten wirt- 
schaftlichen Wirklichkeit nicht mehr gerecht wird. 
Wettbewerbspolitisches Problem Nummer eins ist 
heute riieht mehr die Kartellierung, sondern die 
Unternehmenskonzentration. Als Mittel zur Reali- 
sierung des wirtschaftlichen und technischen Fort- 
schritts sind Unternehmenszusammenschlüsse oft 
nötig. Im gleichen Maße wächst jedoch das Bedürf- 
nis nach wettbewerbspolitischen Möglichkeiten zur 
Verhinderung übermäßiger Konzentration und zur 
wirksamen Kontrolle marktbeherrschender Macht. 

Diesen Zielsetzungen entsprechen die Schwer- 
punkte der Novellierung des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen, die die Bundesregierung 


*) Nach geltendem Recht bestehen auch Bedenken dage- 
gen, daß das Bundeskartellamt die an Zusammen- 
schlüssen nach § 23 GWB beteiligten Unternehmen in 
seinen Tätigkeitsberichten namentlich aufführt. Nach 
Auffassung des Bundeskartellamtes würden die Anga- 
ben über die Entwicklung der Unternehmenskonzen- 
tration in den Tätigkeitsberichten an Aussagekraft 
gewinnen, wenn diese Anonymität aufgehoben würde. 
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in ihrer Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
angekündigt hat (vgl. dazu auch den Jahreswirt- 
schaftsbericht 1970 der Bundesregierung, Druck- i 
Sache VI/281, Tz. 62): ' 

Einführung einer vorbeugenden Kontrolle von 
Unternehmenszusammenschlüssen ; 

Verbesserung der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen; 

kartellrechtliche Erleichterung der leistungs- 
steigernden Kooperation kleinerer und mittlerer 
Unternehmen. 

III. 

Die Bundesregierung bereitet die Novellierung 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in 
einem „offenen Verfahren" vor. Die Reform soll 
von vornherein auf eine breite Grundlage gestellt 
werden. Ab Anfang 1969 befaßten sich im Bundes- 
ministerium für Wirtschaft zwei Arbeitsgruppen 
unter Mitwirkung der beteiligten Ressorts, des 
Bundeskartellamtes, der Länder und interessierter 
Kreise der Öffentlichkeit mit Novellierungsfragen. 
Die Arbeitsgruppe Wettbewerbspolitik hörte in 
mehreren Sitzungen in- und ausländische Persön- 
lichkeiten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Ver- 
waltung zum Thema „Unternehmensgröße und 
Wettbewerb" an (vgl. auch die Stellungnahme der 
Bundesregierung zum Tätigkeitsbericht des Bundes- 
kartellamtes für 1968, a. a. O., S. 3). Die Arbeits- 
gruppe Kartellgesetz befaßte sich vor allem mit ver- 
fahrensrechtlichen Novellierungsvorschlägen. Der 
Wissenschaftliche Beirat beim Bundeswirtschafts- 
ministerium hat unter dem 6. Februar 1970 ein Gut- 
achten über die Einführung einer Fusionskontrolle 
erstattet (BAnz Nr. 42 vom 3. 3. 1970). Über die 
Auffassungen der interessierten Kreise der Öffent- 
lichkeit hat das Bundesministerium für Wirtschaft 
sich bisher in zwei Anhörungsbesprechungen mit 
rund 70 Verbänden unterrichtet. 

Die Protokolle der Arbeitsgruppe Wettbewerbs- 
politik zum Thema „Unternehmensgröße und i 
Wettbewerb" werden demnächst veröffentlicht. | 
Die Arbeitsgruppe hat insbesondere die Zu- | 
sammenhänge zwischen Unternehmensgröße und ■ 
Effizienz, technischem Fortschritt und Export- 
fähigkeit untersucht; sie hat ferner geprüft, inwie- 
weit Branchenuntersuchungen zur Klärung der | 
Konzentrationsfrage beitragen können. Die wichtig- 
sten Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammen- 
fassen: j 

Ein eindeutiger Zusammenhang zwischen Unter- 
nehmensgröße und ökonomischer Effizienz so- 
wie technischem Fortschritt besteht nicht. 

Die Konzentrationsursachen sind sehr viel- 
fältig: oft stehen nicht technische Gesichts- ! 
punkte im Vordergrund, sondern z. B. das j 
Streben nach Risikoverteilung sowie nach - 
Finanzierungs- und Marktvorteilen. 

Öb ein Konzentrationsvorgang innerbetrieb- 
liche Rationalisierungsvorteile mit sich bringt, 
läßt sich vorab kaum übersehen. Kriterien 
einer staatlichen Überprüfung von Konzen- 
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trationsvorgängen können daher nicht die 
innerbetrieblichen Faktoren sein. 

Branchenuntersuchungen können nützlich sein; 
ihr Aussagewert wird jedoch dadurch begrenzt, 
daß der Zusammenhang zwischen Unter- 
nehmensgröße und Wettbewerb meist schon 
bei einzelnen Produkten oder Produktgruppen 
unterschiedlich zu beurteilen ist. 

IV. 

Der wichtigste, aber auch umstrittenste Punkt der 
geplanten Kartellgesetznovelle ist die Einführung 
einer vorbeugenden Zusammenschlußkontrolle. Für 
diese Ergänzung des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen sprechen zwingende wirtschafts- 
und gesellschaftspolitische Gründe. 

Unternehmenskonzentration kann den Wett- 
bewerb ebenso beeinträchtigen wie die Kartellie- 
rung. Auch sie kann den Ansporn zur Leistung und 
zur Verwirklichung des Fortschritts vermindern. In 
der Marktwirtschaft garantiert ohne wirksamen 
Wettbewerb nichts dafür, daß erzielbare Größen- 
vorteile auch realisiert und an die Verbraucher 
weitergegeben werden. In gesellschaftspolitischer 
Sicht zerstören übermäßige Ballungen wirtschaft- 
licher Macht die Grundlage unserer freiheitlichen 
Ördnung. Politische Demokratie und Marktwirt- 
schaft sind ohne Dezentralisierung der Macht nicht 
denkbar. 

Zusammenschlußkontrolle ist kein Dirigismus, ln 
der Marktwirtschaft gilt der Vorrang der unter- 
nehmerischen Dispositionsfreiheit nur so lange, als 
der Gebrauch dieser Freiheit nicht zur Vermachtung 
der Märkte und damit zur Beseitigung des Wett- 
bewerbs und der Freiheit anderer führt. Ist dies der 
Fall, verliert die private Dispositionsfreiheit ihre 
Legitimation. Freilich ist bei der Ausgestaltung der 
Zusammenschlußkontrolle darauf zu achten, daß die 
Eingriffsbefugnisse des Staates sich auf das zum 
Schutz des Wettbewerbs notwendige Maß be- 
schränken. 

Die Einführung einer Zusammenschlußkontrolle 
ist jetzt nötig. Bisher war ein Abwarten möglich, 
da die Öffnung der nationalen Grenzen in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft der Bildung 
und Aufrechterhaltung beherrschender Positionen 
entgegenwirkte. Heute gilt es, die im allgemeinen 
günstige Wettbewerbsstruktur auf allen Teilen des 
Gemeinsamen Marktes zu sichern und eine Ver- 
krustung der erweiterten Märkte zu verhindern. 
Die vorbeugende Kontrolle von Zusammenschlüs- 
sen darf nicht erst dann einsetzen, wenn eine 
solche Entwicklung Bereits fortgeschritten ist und 
Konzentrationsprozesse durch Entflechtung rück- 
gängig gemacht werden müßten. Im Jahre 1969 
haben sich die bedeutenden Zusammenschlüsse in 
der Bundesrepublik Deutschland gegenüber 1968 
fast vervierfacht (Tätigkeitsbericht S. 13). 

V. 

Die Bundesregierung ist sich darüber im klaren, 
daß ihre nationale Wettbewerbspolitik in dem grö- 
ßeren Rahmen der Bemühungen um die europäische 
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Wirtschafts- und Währungsunion steht. Die Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften hat in ihrem 
Memorandum über die Industriepolitik der Gemein- 
schaft vom 18. März 1970 (Drucksache VI/606) die 
zentrale Bedeutung des Wettbewerbs herausgestellt 
und betont, daß es für die Wettbewerbspolitik der 
Gemeinschaft vor allem darauf ankommt, einerseits 
übermäßigen Ballungen wirtschaftlicher Macht mehr 
Aufmerksamkeit zu widmen, andererseits die 
leistungssteigernde Kooperation im Bereich der 
kleineren und mittleren Unternehmen zu fördern. 
Die wettbewerbspolitischen Vorstellungen der 
Bundesregierung stehen mit denen der Kommission 
im Einklang. 

Solange es eine voll entwickelte überstaatliche 
Wettbewerbspolitik der Europäischen Gemein- 
schaften nicht gibt, muß die Bundesregierung das 
im Rahmen dieser Zielsetzungen Notwendige selbst 
tun. Bei der Weiterentwicklung des nationalen 
Wettbewerbsrechts muß allerdings die wachsende 
europäische und weltweite Verflechtung der deut- 
schen Wirtschaft berücksichtigt werden. 

Für die Beurteilung der Marktstellung eines in- 
ländischen Unternehmens sind nicht nur die in- , 
ländischen Wettbewerber relevant. In vielen Be- | 
reichen stehen inländische Anbieter oder Nach- j 
frager in Konkurrenz mit ausländischen Anbietern j 
oder Nachfragern. In diesen Fällen ist das aus- | 
ländische Angebot oder die ausländische Nachfrage 
in die Wettbewerbsbetrachtung einzubeziehen. So j 
ist z. B. ein Zusammenschluß von Unternehmen 
nur dann als marktbeherrschend anzusehen, wenn i 
inländische Nachfrager infolge übermäßiger Konzen- ■ 
tration des Angebots oder wenn ' inländische An- ! 
bieter infolge übermäßiger Konzentration der Nach- | 
frage keine ausreichenden wettbewerblichen Alter- 
nativen mehr vorfinden. Zu diesen Alternativen 
zählen auch das für die inländischen Nachfrager er- 
reichbare ausländische Angebot oder die für die 
inländischen Anbieter im Ausland gegebene Nach- 
frage. In diesem Zusammenhang sind nicht nur die 
tatsächlichen Im- und Exporte, sondern auch be- 
stehende Im- und Exportmöglichkeiten zu berück- 
sichtigen. 

Auf diese Weise kommen auch bei einer nur 
nationalen Zusammenschlußkontrolle die europä- 
ischen und weltweiten Konkurrenzbeziehungen zur | 
Geltung. Eine nationale Zusammenschlußkontrolle | 
wäre insofern nicht enger als eine europäische 
Lösung. Auch eine europäische Zusammenschluß- 
kontrolle müßte bei der Beurteilung der Markt- i 
beherrschung alle relevanten Konkurrenzbeziehun- 
gen in Rechnung stellen. Auf der anderen Seite 
könnte sie, wie bereits Artikel 86 des EWG- 
Vertrages zum Ausdruck bringt, marktbeherrschende 
Stellungen auch dann nicht außer Betracht lassen, 
wenn sie nur auf wesentlichen Teilen des Gemein- 
samen Marktes bestehen. Ein Unternehmen, das 
unter Berücksichtigung der europäischen oder welt- 
weiten Wettbewerbsverhältnisse einen nationalen 
Markt innerhalb des Gemeinsamen Marktes be- 
herrscht, wäre auch für eine europäische Zusammen- 
schlußkontrolle von Bedeutung. 

In dieser Sicht ist eine Weiterentwicklung des 
nationalen Wettbewerbsrechts, wenn sie sich auf 


der von der Gemeinschaft anerkannten Linie voll- 
zieht, nicht integrationsfeindlich. Sie kann — im 
Gegenteil — als integrationsfördernd angesehen 
werden. Die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften hat in ihrem Memorandum über die 
Industriepolitik der Gemeinschaft u. a. auf folgende 
integrationspolitische Aspekte hingewiesen (a. a. O., 
S. 75): 

„Die nationale Konzentrationsbewegung kann 
in einigen Sektoren schon nicht mehr weiter 
fortgesetzt werden, wenn nicht jede spätere 
europäische Umstrukturierung unmöglich ge- 
macht werden soll und ohne daß eine Reihe 
von monopolistischen Situationen auf natio- 
naler Ebene entstehen. Würde dieser Prozeß 
nicht gestoppt, dann könnten die in dieser Art 
konzentrierten Industriebereiche nicht mehr in 
den Genuß einer plurinationalen Struktur 
kommen . . .". 

VI. 

In der Diskussion um die Zusammenschlußkontrolle 
und die beabsichtigte Verbesserung der Mißbrauchs- 
aufsicht über marktbeherrschende Unternehmen 
spielt die Frage nach Inhalt und Tragweite des 
Begriffs Marktbeherrschung eine zentrale Rolle. 

Marktbeherrschung läßt sich nicht allein durch 
hohen Marktanteil definieren; hinzutreten muß die 
Macht, diesen Marktanteil gegenüber der vorhan- 
denen und der möglichen Konkurrenz abzusichern. 
Nur eine stabile, gegen den Druck des potentiellen 
Wettbewerbs unempfindliche Marktstellung läßt 
sich als marktbeherrschende Stellung ansehen. So 
ist z. B. ein kleineres oder mittleres Unternehmen 
trotz hohen Marktanteils dann nicht marktbeherr- 
! sehend, wenn der Marktzutritt für andere Unter- 
I nehmen jederzeit möglich ist und auch zu erwarten 
1 wäre, falls das kleinere oder mittlere Unternehmen 
etwa durch das Fordern höherer Preise Wettbewer- 
ber zur Aufnahme dieser Produktion anreizen 
würde. Bei der Ausfüllung des Begriffs Markt- 
beherrschung kommt es also wesentlich auf die 
Höhe der Marktzutrittsschranken an. Diese Schran- 
ken sind besonders niedrig, wenn andere Unter- 
nehmen mit ähnlichen oder gar überlegenen tech- 
nischen und wirtschaftlichen Grundlagen bestehen, 
die jederzeit in diesen Markt eindringen können. 
Bei wirtschaftlich interessanten Produktionen sind 
es im allgemeinen nur Unternehmen mit einer er- 
heblichen Wirtschafts- und Finanzmacht, die einen 
hohen Marktanteil auf Dauer absichern können. 
Deshalb müssen die geplante Zusammenschluß- 
kontrolle und die Mißbrauchsaufsicht über markt- 
beherrschende Unternehmen so angelegt werden, 
daß sie kleinere und mittlere Unternehmen in aller 
I Regel nicht berühren. 

Die meisten Unternehmen sind auf mehreren 
Märkten tätig, wobei sie auf den einzelnen Märkten 
in Marktprozesse mit unterschiedlichen Wett- 
bewerbsgraden gestellt sein können. Ein Zusammen- 
schluß solcher Unternehmen kann auf einem relativ 
unbedeutenden Markt zu einer marktbeherrschen- 
den Stellung führen, während er auf anderen Märk- 
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ten die Voraussetzungen für den Wettbewerb ver- 
bessert oder zumindest eine wettbewerbsbeschrän- 
kende Wirkung nicht erkennen läßt. Die Zusammen- 
schlußkontrolle darf derartige Zusammenschlüsse 
nicht unmöglich machen. 

Der technische Fortschritt wirkt, insbesondere 
durch die Förderung der Substitutionskonkurrenz, 
marktbeherrschenden Positionen entgegen. Waren 
oder gewerbliche Leistungen, die üblicherweise als 
austauschbar angesehen werden, sind wettbewerbs- 
politisch demselben Markt zuzurechnen. Dies gilt 
auch dann, wenn sie hinsichtlich der Herstellungs- 
verfahren oder der verwendeten Stoffe Unter- 
schiede aufweisen; denn gerade durch das Auf- 
kommen neuartiger Substitutionsprodukte kann sich 
die Nachfrage nach den bestehenden Produkten tief- 
greifend ändern. Beherrschende Positionen auf dem 
ursprünglichen Markt der alten Produkte werden 
dadurch relativiert. 

Ein besonderes Problem für die geplante Zu- 
sammenschlußkontrolle sind diejenigen Konzen- 
trationsvorgänge, ibei denen ein kleineres oder mitt- 
leres Unternehmen sich einem größeren Unter- 
nehmen anschließt, weil es seine Selbständigkeit 
aufgeben möchte oder weil es durch die Markt- 
entwicklung dazu gezwungen wird {Sanierungs- 
fusionen). Solche Zusammenschlüsse sind wett- 
bewerbspolitisch nicht irrelevant, da Großunter- 
nehmen auch durch wiederholte Übernahmen von 
Klein- oder Mittelunternehmen marktbeherrschende 
Positionen erlangen oder verstärken können. Aller- 
dings sollten hier durch eine großzügige „Bagatell- 
klausel" Härten für die schwächeren Beteiligten 
so weit wie möglich vermieden werden. 

Trotz marktbeherrschender Stellung mag ein 
Zusammenschluß ausnahmsweise gesamtwirtschaft- 
lich notwendig se'in, wenn nur so der technische 
Fortschritt und die Wettbewerbsfähigkeit eines 
Unternehmens gesichert werden kann. Auch für der- 
artige Fälle muß die geplante Zusammenschluß- 
kontrolle Vorsorge treffen. 

Unter dem Gesichtspunkt, daß eine Zusammen- 
schlußkontrolle nur gegenüber bedeutenden Kon- 
zentrationsvorhaben gerechtfertigt ist, sollten nur 
Zusammenschlüsse erfaßt werden, die sich auf 
einem wesentlichen Teil des Geltungsbereichs des 
Gesetzes auswirken. 

VIL 

Ein weiterer Schwerpunkt der angekündigten 
Kartellgesetznovelle sind die kartellrechtlichen Er- 
leichterungen für die leistungssteigernde Zusam- 
menarbeit kleinerer und mittlerer Unternehmen. 

Eine bloße Erhaltungspolitik zugunsten nicht mehr 
leistungsfähiger Unternehmen, etwa durch die Ge- 
währung von konservierenden Preiskartellen, wäre 
mit dem marktwirtschaftlichen Konzept und den 
Interessen der Allgemeinheit unvereinbar. Auf der 
anderen Seite läßt sich eine Wettbewerbswirtschaft 
ohne eine ausreichende Anzahl selbständiger Unter- 
nehmen nicht aufrechterhalten. 


I Die Wettbewerbspolitik muß in Betracht ziehen, 
1 daß kleinere und mittlere Unternehmen oft schwer 
I an Wettbewerbsverfälschungen zu tragen haben, 
j die auch die beste Wettbewerbsgesetzgebung nicht 
völlig beseitigen kann. Im allgemeinen liegt darin 
I und nicht in mangelnder Leistungsfähigkeit der 
I Klein- und Mittelunternehmen die Mittelstands- 
' Problematik. Um so größere Bedeutung kommt einer 
I wirksamen Kontrolle marktbeherrschender Macht 
I zu. Wichtig ist aber auch ein ausreichender Spiel- 
( raum für jegliche Art der leistungssteigernden Zu- 
sammenarbeit kleinerer und mittlerer Unternehmen. 
Außer der gemeinschaftlichen Spezialisierung (§ 5 a 
1 GWB) muß jede Art der Koordinierung von Unter- 
; nehmensfunktionen, sofern sie der Rationalisierung 
' dient und den Wettbewerb nicht beeinträchtigt, vom 
i Kartellverbot freigestellt werden. Darüber hinaus 
j sind Vorschriften zum Schutz des leistungsgerechten 
! Wettbewerbs erforderlich. 


I VIII. 

j Durch das Gesetz zur Änderung von Kosten- 
ermächtigungen und zur Überleitung gebührenrecht- 
licher Vorschriften vom 22. Juli 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 901), das am 26. Juli 1969 in Kraft 
getreten ist, wurde die Ermächtigung zum Erlaß 
einer Kartellkostenverordnung in § 80 GWB neu 
gefaßt. Das Bundesverfassungsgericht hatte die alte 
Ermächtigung wegen ihrer zu unbestimmten Fas- 
sung für verfassungswidrig erklärt. Eine neue 
Kartellkostenverordnung wird vorbereitet. 

Durch die Zweite Verordnung zur Ergänzung der 
Verordnung über die Benennung von Waren als 
landwirtschaftliche Erzeugnisse im Sinne des Geset- 
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 25. März 
1970 (Bundesgesetzbl. I S, 301) sind Trinkmilch, 
ultrahocherhitzte Milch sowie ultrahocherhitzte 
Milcherzeugnisse in die Liste der durch § 100 GWB 
privilegierten „landwirtschaftlichen Erzeugnisse" 
aufgenommen worden. Das bedeutet, daß die Mol- 
kereien nach dem Wegfall der entsprechenden ge- 
setzlichen Regelung im Milch- und Fettgesetz die 
Möglichkeit haben, Absprachen über die Erzeugung, 
den Absatz, die Lagerung und die Be- und Ver- 
arbeitung der in der Verordnung aufgeführten Er- 
zeugnisse zu treffen. Diese Absprachen dürfen je- 
doch den Wettbewerb auf dem Markt nicht aus- 
schließen. Preisabsprachen sind im Rahmen des 
§ 100 GWB nicht zulässig. 

Das Verfahren über die Anträge der Mühlen- 
kartelle auf Erteilung einer Erlaubnis nach § 8 GWB 
wurde durch Verfügung des Bundesministers für 
Wirtschaft vom 15. Juli 1969 äb ge schlossen. Die 
Mühlenkartelle wurden noch bis zum 31. Juli 1971 
zugelassen. 

Im Rahmen seiner Mißbrauchsaufsicht über die 
Mühlenkartelle hat ‘der Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Verfügung vom 4. Februar 1970 die 
zu diesem Zeitpunkt geltenden Kartellpreise für 
Weizenmehl für unwirksam erklärt. Im Anschluß 
daran wurden die Kartellpreise um 5 bis 15 DM je 
Tonne Mehl gesenkt. 
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IX. 

Im Bereich der europäischen zwischenstaatlichen 
Wettbewerbspolitik begrüßt die Bundesregierung ! 
insbesondere die Bestrebungen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, die leistungs- 
steigernde Kooperation zu fördern. Die Bestimmun- ‘ 
gen über „Bagatellfälle", die klarstellen, welche Ab- 
sprachen von geringerer Bedeutung nach Auffassung 
der Kommission nicht unter das Kartellverbot des 
EWG-Vertrages fallen, hat die Kommission in- 
zwischen in einer Bekanntmachung veröffentlicht 
(ABIEG vom 2. Juni 1970). Auch die übrigen von 


der Kommission vorbereiteten Vorschläge für kar- 
tellrechtliche Erleichterungen der Kooperation zwi- 
schen kleineren und mittleren Unternehmen (Tätig- 
keitsbericht S. 276) sollten möglichst bald verab- 
schiedet werden. 

Im Hinblick auf die zunehmenden Konzentrations- 
tendenzen im Gemeinsamen Markt sollte auch die 
Mißbrauchsaufsicht nach Artikel 86 des EWG-Ver- 
trages verstärkt werden. In diesem Zusammenhang 
hält es die Bundesregierung für erwägenswert, 
durch eine Verordnung nach Artikel 87 Abs. 2 des 
EWG-Vertrages eine Meldepflicht für bedeutende 
Unternehmenszusammenschlüsse einzuführen. 


6 



Drucksache VI/950 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Bericht des Bundeskartellamtes 
über seine Tätigkeit im Jahre 1969 
sowie über Lage und Entwicklung 
auf seinem Aufgabengebiet 
(§ 50 GWB) 

Berlin, Anfang 1970 

Inhaltsverzeichnis 


Erster Abschnitt 

Allgemeiner Überblick über die wettbewerbsrechtliche und 
wettbewerbspolitische Entwicklung 10 

Zweiter Abschnitt 

Die Wettbewerbsbeschränkungen nach Wirtscbaftsbereichen ... 49 

Bergbauliche Erzeugnisse, Mineralölerzeugnisse 49 

Steine und Erden 50 

Eisen und Stahl 53 

NE-Metalle und -Metallhalbzeug 55 

Gießereierzeugnisse 56 

Ziehereien und Kaltwalzwerke 57 

Stahlbauerzeugnisse 57 

Maschinenbauerzeugnisse 58 

Landfahrzeuge 61 

Luftfahrzeuge 62 

Elektrotechnische Erzeugnisse 63 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 65 

Eisen, Blech- und Metallwaren 67 

Musikinstrumente, Spielwaren, Turn- und Sportgeräte, Schmuck- 
waren, bearbeitete Edelsteine 69 

Chemische Erzeugnisse 71 

Feinkeramische Erzeugnisse, Glas und Glaswaren 76 

Holzwaren 77 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe, Papier- und Pappe- 
waren, Druckereierzeugnisse 77 

Kunststofferzeugnisse 79 

Gummi- und Asbestwaren 80 

Lederwaren und Schuhe 82 

Textilien und Bekleidung 82 

Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 84 

Tabakwaren 86 

Bauwirtschaft 88 


7 



Drucksache VI/950 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

Handel und Handelshilfsgewerbe 88 

Kulturelle Leistungen 88 

Filmwirtschaft 89 

Land- und Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, Fischerei und 
Jagd 89 

Verkehrs- und Fernmeldewesen 91 

Banken 92 

Versicherungen 93 

Versorgungswirtschaft 94 

Dritter Abschnitt 

Lizenzverträge 96 

Vierter Abschnitt 

Verfahrensfragen 100 

Fünfter Abschnitt 

Anwendung des EWG-Vertrages 102 

Stichwortverzeichnis, Paragraphennachweis und Fundstellen- 
übersicht 109 

Anhang zum Tätigkeitsbericht 1969 des Bundeskartellamtes 

— Geschäftsbericht für das Jahr 1969 125 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/950 


Hinweise für den Leser 

Um dem Leser ein rasches Auffinden der Ausführungen zu den einzel- 
nen Bestimmungen des Gesetzes zu ermöglichen, sind dem Bericht im 
Anschluß an den Textteil ein Stichwortverzeichnis, ein Paragraphen- 
nachweis und eine Fundstellenübersicht angefügt worden. Die zahlen- 
mäßige Entwicklung der Kartelle ist aus den Tabellen A und B, ihre 
Verteilung auf die Wirtschaftszweige und die Fundstellen der Bekannt- 
machungen im Bundesanzeiger aus der Tabelle C zu ersehen. Eine 
Übersicht über die Preisbindungen, Lizenzverträge und Wettbewerbs- 
regeln sowie über Zahl und Sachstand der Verwaltungs- und Bußgeld- 
sachen enthalten die Tabellen D ff. 

Soweit im Bericht Paragraphen ohne Gesetzesnennung aufgeführt sind, 
beziehen sie sich auf das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB). Die Zitate WuW/E in dem Bericht beziehen sich auf die 
Entscheidungssammlung zum Kartellrecht der Zeitschrift „Wirtschaft 
und Wettbewerb''. Die Fundstellen der Entscheidungen des Bundes- 
gerichtshofes und der Oberlandesgerichte sind im Anschluß an den 
Paragraphennachweis aufgeführt. 

Die in dem Bericht aufgeführten vorhergehenden Tätigkeitsberichte 
des Bundeskartellamtes sind als folgende Bundestagsdrucksachen er- 
schienen: 

Tätigkeitsbericht 1958: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 

Drucksache 1000 

Tätigkeitsbericht 1959: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 

Drucksache 1795 

Tätigkeitsbericht 1960: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 

Drucksache 2734 

Tätigkeitsbericht 1961: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/378 
Tätigkeitsbericht 1962: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/1220 
Tätigkeitsbericht 1963: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/2370 
Tätigkeitsbericht 1964: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/3752 
Tätigkeitsbericht 1965: Deutscher Bundestag, Drucksache V/530 
Tätigkeitsbericht 1966: Deutscher Bundestag, Drucksache V/1950 
Tätigkeitsbericht 1967: Deutscher Bundestag, Drucksache V/2841 
Tätigkeitsbericht 1968: Deutscher Bundestag, Drucksache V/4236 

Die Tätigkeitsberichte 1958, 1959 und 1960 sind außerdem gesammelt 
als Heft 8 der Schriftenreihe Wirtschaft und Wettbewerb veröffent- 
licht worden. 

Bei den im Bericht nicht genannten Wirtschaftsbereichen war kein 
Anlaß gegeben zu berichten. 
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Einführung einer 
präventiven 
Fusionskontrolle 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeiner Überblick über die wettbewerbsrechtiiche 
und wettbewerbspoiitische Entwickiung 

In der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 hat der 
Bundeskanzler zur Wettbewerbspolitik u. a. folgendes ausge- 
führt: 

„Auf Dauer können Stabilität und Wachstum nur in einer 
funktionsfähigen marktwirtschaftlichen Ordnung erreicht 
werden. Ein wirksamer Wettbewerb nach innen und nach 
außen ist und bleibt die sicherste Gewähr für die Leistungs- 
kraft einer Volkswirtschaft. Allen protektionistischen Nei- 
gungen im In- und Ausland erteilen wir eine klare Absage. 
Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen wird moder- 
nisiert werden. Unternehmenskonzentration ist zwar in vie- 
len Bereichen notwendig. Sie darf aber nicht zur Ausschal- 
tung des wirksamen Wettbewerbs führen. Deshalb ist eine 
vorbeugende Fusionskontrolle notwendig. Diese soll sich 
auf alle Bereiche der Wirtschaft erstrecken. Die Einrichtung 
einer unabhängigen Monopolkommission kann dazu ein 
wichtiges Instrument sein. Die Mißbrauchskontrolle markt- 
beherrschender und marktstarker Positionen muß ausgebaut 
werden. Dagegen soll die leistungssteigernde Kooperation 
zwischen Mittel- und Kleinunternehmen, auch im Handwerk 
und Handel, erleichtert werden. Sie darf nicht an dem Ver- 
bot von Bagatellkartellen scheitern. Die Klein- und Mittel- 
betriebe haben ein Recht auf gleiche Startchancen im Wett- 
bewerb und auf einen wirksamen Schutz vor diskriminieren- 
den Praktiken. Die Fusionskontrolle soll auch für die Presse 
gelten. . . Ein verbessertes Kartellgesetz muß zum Instrument 
einer wirksamen und fortschrittlichen Mittelstandspolitik 
werden" ^). 

Die Bereicherung des wettbewerbspolitischen Instrumentariums 
durch das Institut der präventiven Fusionskontrolle würde das 
wettbewerbspolitische Ungleichgewicht des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen erheblich verringern, das Kartelle 
sowie den Mißbrauch marktbeherrschender Stellungen ver- 
bietet, das Entstehen marktbeherrschender Stellungen jedoch 
hinnimmt. Hierzu hat der Wissenschaftliche Beirat beim Bun- 
desministerium für Wirtschaft schon 1962 in einem Gutachten 
festgestellt, daß „eine einseitig gegen bestimmte Arten von 
Wettbewerbsbeschränkungen gerichtete Politik ... die Unter- 
nehmen dazu (verleitet), in die vom Gesetz nicht erfaßten For- 
men der Wettbewerbsbeschränkung . . . auszuweichen" 2). Die 


Deutscher Bundestag, 5. Sitzung vom 28. Oktober 1969, Stenographischer 
Bericht, S. 23 A bis C. 

”) Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium für 
Wirtschaft zur Reform des GWB, Drucksache IV/617, S. 94. 
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Beobachtungen des Bundeskartellamtes seit 1958 bestätigen 
diese Feststellung. 

überhaupt erscheint die wirtschaftliche Macht aufgrund inter- 
nen und externen Unternehmenswachstums als das zentrale 
Problem einer zukünftigen Wettbewerbspolitik. Aufgrund der 
Erfahrungen des Amtes ist immer mehr die Frage zu stellen, 
ob das Institut der Mißbrauchsaufsicht gegenüber Marktmacht 
eine wettbewerbspolitisch optimale Lösung ist und ob nicht 
vielmehr Marktmacht in der Entstehung verhindert werden 
muß. Die präventive Fusionskontrolle ist ein wichtiger Schritt 
in dieser Richtung, wenn auch nicht verkannt werden darf, 
daß sie nur die Entstehung wirtschaftlicher Macht durch exter- 
nes Wachstum beeinflussen kann. Für die präventive Fusions- 
kontrolle wird vieles davon abhängen, ob es gelingt, das for- 
male Kontrollverfahren derart auszugestalten und die mate- 
riellen Eingriffskriterien so zu wählen, daß tatsächlich ein 
wirkungsvolles Instrument zur Bekämpfung der wettbewerbs- 
beschränkenden Konzentration entsteht. Wie schwierig diese 
Aufgabe zu lösen ist, zeigen eindrucksvoll Konstruktion und 
Wirksamkeit der im Ausland bereits existierenden Fusions- 
kontrollsysteme. 

Was die zentrale Frage der Regelung der Entscheidungskompe- 
tenz für die Zulässigkeit einer Fusion anbelangt, so wurden 
hier bislang zwei verschiedene Modelle realisiert: 

1. Die Entscheidungskompetenz liegt bei Justiz- oder Spezial- 
behörden und ist gerichtlicher Kontrolle unterworfen (USA, 
Kanada, Japan, Montanunion). 

2. Die Entscheidungskompetenz liegt bei der Regierung und 
ist der parlamentarischen Kontrolle unterworfen (Groß- 
britannien). 


Die Hauptkriterien zur Beurteilung einer Fusion sind ihre 
wahrscheinliche Wirkung auf den Wettbewerb, auf Marktpart- 
ner und Verbraucher sowie gesamtwirtschaftliche Gesichts- 
punkte. Aus den bisher gewonnenen Erfahrungen läßt sich 
folgender Grundgedanke ableiten: Unternehmenszusammen- 
schlüssen, die der Fusionskontrolle unterliegen, sollte, sofern 
nicht wichtige Gründe der Gesamtwirtschaft und des Gemein- 
wohls dem entgegenstehen, eine Erlaubnis immer dann ver- 
sagt bleiben, wenn durch sie eine marktbeherrschende Stellung 
begründet oder verstärkt wird oder eine wesentliche Beein- 
trächtigung des Wettbewerbs zu erwarten ist. 


Im Hinblick auf die Fusionskontrolle gewinnt die quantitative 
Erfassung und qualitative Wertung der Konzentration der 
Wirtschaft besondere Bedeutung. Das Bundeskartellamt kann 
diese Berichterstattung auf der Grundlage der gemäß § 23 
erstatteten Anzeigen vornehmen. Nach der Novellierung des 
Kartellgesetzes von 1965 mit der Erweiterung der Anzeige- 
pflicht für Unternehmenszusammenschlüsse kann das Bundes- 
kartellamt für die Jahre 1966 bis 1969 eine umfassendere Dar- 


Konzentration 
— statistische 
Erfassung 
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Stellung der wirtschaftlichen Konzentration vorlegen, als es 
für die weiter zurückliegenden Zeiträume möglich war. Auch 
die gegenwärtige Fassung des § 23 weist noch zahlreiche Män- 
gel auf, die die vollständige Erfassung sämtlicher be- 
deutenden Konzentrationsvorgänge in der Wirtschaft aus- 
schließen; die Bereitstellung wirtschaftlicher Daten durch die 
beteiligten Unternehmen zur abschließenden Beurteilung der 
Zusammenschlüsse unter wettbewerbspolitischen Gesichts- 
punkten ist durch das Gesetz ebenfalls nicht gesichert. 

Die Entwicklung der wirtschaftlichen Konzentration in der 
Bundesrepublik Deutschland aufgrund der nach § 23 erfolgten 
Anzeigen wird in den Tabellen 1 bis 5 (S. 44 bis 48) dar- 
gestellt. Maßgebend für die zeitliche Zuordnung der einzelnen 
Anzeigen ist das Datum ihres Eingangs beim Bundeskartell- 
amt, nicht der Zeitpunkt des Zusammenschlusses. 

Insgesamt sind im Jahre 1969 beim Bundeskartellamt 168 Zu- 
sammenschlüsse von Unternehmen nach § 23 angezeigt wor- 
den (zum Vergleich: 1966 = 43, 1967 = 65, 1968 = 65 An- 
zeigen). Das Ausmaß der wirtschaftlichen Konzentration im 
Berichtsjahr tritt bei einer speziellen Analyse der „großen" 
Zusammenschlüsse ^) noch deutlicher in Erscheinung. Die fol- 
gende Aufstellung enthält die Anzahl der in den Jahren 1966 
bis 1969 beim Bundeskartellamt angezeigten „großen" Zusam- 
menschlüsse; zugleich ist die Höhe der anteiligen Bilanzsum- 
men aller bei großen Zusammenschlüssen erworbenen Unter- 
nehmen wiedergegeben, um die wirtschaftliche Bedeutung der 
Konzentrationsvorgänge zum Ausdruck zu bringen. 



Anzahl der „großen" 
Zusammenschlüsse 

Anteilige Bilanzsummen aller bei 
„großen" Zusammenschlüssen er- 
worbenen Unternehmen 
(in Millionen DM) 

1966 

12 

2 181,4 *] 

1967 

20 

1 

1 770,4 

1968 

16 

' 

1 178,2 

1969 

54 

7 112,6 


+ 5 Banken 

+ 11 020,3 Banken 


-f 2 Versicherungen 

+ 1 497,0 Versicherungen 


*) Das Jahr 1966 nimmt, was die ausgewiesenen Bilanzsummen anbelangt, 
insoweit eine Sonderstellung ein, als hierbei der bedeutende Zusammen- 
schluß zwischen der Texaco Inc. und der Deutschen Erdöl AG (DEA) ein- 
geschlossen ist, welcher mit der außergewöhnlich hohen anteiligen Bilanz- 
summe von 1397 Millionen DM bei einer Gesamtsumme von 2181,4 Mil- 
lionen DM besonders ins Gewicht fällt. 


3) Zur Definition eines „großen" Zusammenschlusses vgl. die „Erläuterungen 
zur Konzentrationsstatistik" am Ende des Ersten Abschnittes. 
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Danach sind im Jahre 1969 erheblich mehr große Zusammen- 
schlüsse beim Bundeskartellamt angezeigt worden als in den 
drei davor liegenden Jahren zusammen. Gegenüber 1968 hat 
sich die Anzahl der großen Zusammenschlüsse (einschließlich 
der erworbenen Banken und Versicherungen) fast vervierfacht. 
Die wirtschaftliche Bedeutung der großen Zusammenschlüsse 
hat noch stärker als ihre Anzahl zugenommen. Im Vergleich zu 
1968 sind die anteiligen Bilanzsummen aller bei großen Zusam- 
menschlüssen erworbenen Unternehmen im Jahre 1969 auf das 
Sechsfache, bei einer Einbeziehung der erworbenen Banken und 
Versicherungen sogar auf mehr als das Sechzehnfache ange- 
wachsen. Die größenmäßige Entwicklung der anteiligen Bilanz- 
summen der erworbenen Unternehmen verdeutlicht die Konzen- 
trationswelle, die im Jahr 1969 weite Bereiche der Industrie, 
aber auch Banken und Versicherungen erfaßt hat. Nach Anzahl 
und Bedeutung liegen horizontale Konzentrationsvorgänge an 
der Spitze. Eine bedeutende Rolle spielen ebenfalls diversifizie- 
rende Zusammenschlüsse. 

Nähere Einzelheiten über die Konzentrationsstatistik des Bun- 
deskartellamtes können den Erläuterungen zur Konzentrations- 
statistik am Ende des Ersten Abschnittes sowie den Tabellen 
auf S. 42 und 43 entnommen werden. 


Seit Jahresbeginn 1969 hat das Bundeskartellamt im Aufträge 
des Bundesministers für Wirtschaft aus Anlaß vorliegender 
Anträge gemäß § 6 b Abs. 1 Satz 2 Ziff. 5 EStG zur Ver- 
äußerung und zum Erwerb von Anteilen an Kapitalgesellschaf- 
ten unter den Gesichtspunkten seines Arbeitsbereiches Stellung 
genommen. 


Untersuchungen 
des Bundes- 
kartellamtes zu 
Anträgen nach 
§ 6 b EStG 


Insgesamt wurden 28 gutachtliche Äußerungen an den Bundes- 
minister für Wirtschaft weitergeleitet. Die antragstellenden 
Unternehmen, überwiegend Großunternehmen, gehören ver- 
schiedenen Wirtschaftsbereichen an. Unter Berücksichtigung 
bestehender Konzernbindungen hatten mehr als drei Viertel 
der 28 antragstellenden Unternehmen Umsätze über 100 Mil- 
lionen DM, etwa die knappe Hälfte von ihnen sogar Umsätze 
von mehr als 1 Mrd. DM. Die vom Bundeskartellamt unter 
wettbewerblichen Gesichtspunkten abgegebenen Voten waren 
überwiegend positiv, nur bei fünf Anträgen wurden Bedenken 
erhoben, in weiteren sechs Fällen wurden Vorbehalte geltend 
gemacht. Durch die gutachtlichen Stellungnahmen im Zusam- 
menhang mit der Veräußerung bzw. dem Erwerb von Anteils- 
rechten einzelner Unternehmen hat das Bundeskartellamt Er- 


'‘i § 6 b Abs. 1 Satz 2 Ziff. 5 EStG räumt Steuerpflichtigen, die Anteile an 
Kapitalgesellschaften veräußern, das Recht ein, im Wirtschaftsjahr der 
Veräußerung von den Anschaffungskosten von Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften, die im Wirtschaftsjahr der Veräußerung angeschafft worden 
sind, einen Betrag bis zur Höhe des bei der Veräußerung entstandenen 
Gewinns abzuziehen. Der Abzug ist zulässig, „soweit der Gewinn bei 
der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften entstanden ist 
und der Bundesminister für Wirtschaft im Benehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und der von der Landesregierung bestimmten 
Stelle bescheinigt hat, daß der Erwerb der Anteile unter Berücksichtigung 
der Veräußerung der Anteile volkswirtschaftlich besonders förderungs- 
würdig und geeignet ist, die Unternehmensstruktur eines Wirtschafts- 
zweiges zu verbessern oder einer breiten Eigentumsstreuung zu dienen". 
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Wettbewerbs- 
politik und 
Konjunkturpolitik 


fahrungen sammeln können, welche ihm in Zukunft bei der 
Beurteilung einzelner Fusionsfälle von Nutzen sein werden. 

Die konjunkturelle Situation im Berichtsjahr war — insbeson- 
dere im zweiten Halbjahr 1969 — durch Preisauftriebstenden- 
zen in zahlreichen Wirtschaftszweigen gekennzeichnet. Sie bil- 
det den aktuellen Hintergrund für eine Analyse des Verhält- 
nisses von Konjunkturpolitik und Wettbewerbspolitik. 

Wettbewerbspolitik ist Wirtschaftsordnungspolitik, Konjunk- 
turpolitik dagegen Prozeßpolitik; beide bilden einen Teil der 
staatlichen Wirtschaftspolitik. Die Wettbewerbspolitik gibt 
einen Rahmen für die Konjunkturpolitik als Prozeßpolitik ab, 
sie hat langfristigen Charakter. Mit Hilfe der Wettbewerbs- 
politik soll die Funktionsfähigkeit des Marktmechanismus in 
jeder Situation der nach Dauer und Gestalt wechselnden Kon- 
junkturzyklen gesichert werden. Daraus folgt, daß die Wett- 
bewerbspolitik nur in seltenen Ausnahmefällen zur Lösung 
kurzfristiger, aufgrund einer ganz bestimmten Bedingungskon- 
stellation sich ergebender konjunkturpolitischer Probleme ein- 
gesetzt werden kann. Dennoch ist die Wettbewerbspolitik nicht 
ohne Einfluß auf die Konjunkturpolitik. Die konjunkturpoliti- 
schen Instrumente greifen generell, d. h. ohne Abstellung auf 
eine spezielle konjunkturelle Situation, um so besser, je er- 
folgreicher die Wettbewerbspolitik ihre Aufgaben löst, konkret: 
je umfassender dem Wettbewerbsprinzip als volkswirtschaft- 
lichem Lenkungs- und Steuerungsinstrument Geltung verschafft 
wird. So kann in einer Hochkonjunktur der wirksame Preis- 
wettbewerb der Anbieter entscheidend dazu beitragen, den 
Konflikt, der bei freier Güter- und Lohnpreisbildung zwischen 
Vollbeschäftigung und Geldwertstabilität besteht, zu mildern. 
Er ist in einer solchen Situation der beste Garant dafür, daß 
überdurchschnittliche, durch den Lohnanstieg nur zum Teil 
kompensierte Produktivitätsfortschritte von Unternehmen in 
Wachstumsbranchen den Abnehmern der Produkte in Form 
von Preissenkungen zugute kommen. 

Die mangelnde Flexibilität der sogenannten administrierten 
Preise, die auf Märkten, auf denen ein wesentlicher Preiswett- 
bewerb nicht gegeben ist, von den Anbietern allein unter 
Kosten- und Gewinngesichtspunkten festgesetzt werden, bildet 
ein Problem nicht nur für die Wettbewerbspolitik, sondern auch 
für die Konjunkturpolitik. Denn die „administrierten" Preise 
geraten in einer Phase der Ubernachfrage in der Regel erst 
dann in Bewegung, wenn von den Unternehmen Lohn- und 
Kostensteigerungen auf die Güterpreise weitergewälzt werden, 
um eine Schmälerung ihrer Gewinnspanne zu vermeiden. So 
kommt es auf oligopolistisch strukturierten Märkten, auf denen 
wesentlicher Anbieterwettbewerb nicht gegeben ist, namentlich 
im „Spätherbst der Konjunktur" (Giersch) zu Preiserhöhungen. 

Die Wettbewerbspolitik kann somit entscheidend dazu beitra- 
gen, die Erfolgschancen der Prozeßpolitik zu erhöhen, schafft 
sie doch langfristig erst wesentliche Voraussetzungen für die 
Globalsteuerung mit dem Instrumentarium der Konjunktur- 
politik. 
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Ende März und Mitte Oktober des Berichtsjahres fanden im Arbeitskreis 
ßundeskartellamt wieder zwei Tagungen des Arbeitskreises Kartellrecht 
Kartellrecht statt, der seit 1965 als Forum für die Diskussion 
von Problemen des Wettbewerbsrechts und der Wettbewerbs- 
politik zwischen interessierten Professoren der Rechts- und 
Wirtschaftswissenschaften und Angehörigen des Amtes einge- 
richtet ist. Thema der Frühjahrstagung waren Auslegungsfragen 
zu § 1: Vertrag, Wettbewerbsbeschränkung, Marktbeeinflus- 
sung. Die Diskussion zum Vertragsbegriff war vor allem von 
der Frage bestimmt, inwieweit § 1 auch Absprachen ohne recht- 
lichen Bindungswillen erfaßt, überwiegend waren die Teilneh- 
mer der Auffassung, daß der kartellrechtliche Vertragsbegriff 
abweichend vom Zivilrecht bestimmt werden müsse. Es müsse 
genügen, wenn die Vereinbarung durch wirtschaftliche oder 
gesellschaftliche Sanktionen gesichert sei^). Die Diskussion 
des Begriffs der Wettbewerbsbeschränkung beschäftigte sich 
mit zwei Problemkreisen: einmal mit der Frage, ob § 1 im Sinne 
der Gegenstands- oder Folgetheorie zu interpretieren sei, und 
zum anderen mit der Untersuchung von Preismeldestellen unter 
dem Aspekt der Wettbewerbsbeschränkung. Im Rahmen der Er- 
örterung des ersten Problems — Interpretation von § 1 im Sinne 
der Gegenstands- oder Folgetheorie — wurden erneut erhebliche 
Zweifel an der Richtigkeit der herrschenden Gegenstandstheorie 
geäußert, nach der allein maßgebend ist, ob die Vertragsbetei- 
ligten sich zu einem bestimmten Marktverhalten verpflichtet 
haben (Tätigkeitsbericht 1967 S. 17). Dieses Kriterium wurde als 
nicht sachgerecht kritisiert, weil das Gesetz den Kartellvertrag 
nicht seines Inhalts, sondern seiner Auswirkungen wegen ver- 
bietet. Andererseits zeigte die Diskussion, daß wettbewerb- 
beschränkende Vertragswirkungen bei der Anwendung des § 1 
nur insoweit berücksichtigt werden können, als dies mit den 
rechtsstaatlichen Anforderungen vereinbar ist, die eine Ver- 
botsnorm in bezug auf Rechtssicherheit und Zurechenbarkeit 
stellt. Eine Lösung wurde überwiegend in der Methode gesehen, 
dem Begriff der gegenständlichen Wettbewerbsbeschränkung 
durch Zurechenbarkeitserwägungen Inhalt zu geben. Der Kar- 
tellvertrag wirke auf das Marktverhalten Dritter ein und regele 
es sogar (Setzen von Marktdaten, Erschweren des Marktein- 
tritts). Wer diese Außenwirkung durch den Vertragsschluß her- 
vorrufe, müsse sie sich zurechnen lassen. Ein Vertrag beschränke 
demnach den Wettbewerb, wenn Auswirkungen auf das Markt- 
verhalten Dritter die diesen Vereinbarungen zurechenbare Folge 
seien. Bei der Rechtsanwendung müsse man mit Hilfe der Er- 
kenntnisse der Nationalökonomie und allgemeiner wirtschaft- 
licher Erfahrungssätze eine Typologie von Vereinbarungen ent- 
wickeln, bei denen die Drittwirkung typische Folge sei. In bezug 
auf die Preismeldestellen wurde weitgehende Übereinstimmung 
darüber erzielt, daß der Einsatz des Aktionsparameters Preis 


Beschluß des Kammergerichts vom 28. August 1969 — Kart. 5 — 11/68 — 
Farbenhersteller (WuW/E OLG 1015, 1018): „. . . Das Gericht verkennt 
nicht, daß eine solche Willensübereinstimmung auch ohne Entstehung 
klagbarer Ansprüche bereits angenommen werden kann, wenn die Betei- 
ligten von einer auf außerrechtlichen Faktoren wie kaufmännischer 
Anständigkeit, wirtschaftlicher Rücksichtnahme, Solidaritätsbewußtsein 
oder moralischem Druck beruhenden Bindungswirkung ausgehen." 
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durch die Meldepflicht erschwert werde. Das sofortige Bekannt- 
werden jeder preispolitischen Einzelinitiative eines Anbieters 
entwerte diese und führe dazu, daß identifizierende Preismelde- 
systeme tendentiell in Richtung auf eine Konformität der Ver- 
haltensweisen wirken. Schließlich wurde in der Diskussion zur 
Marktbeeinflussung die Frage eines quantitativen und qualita- 
tiven Minimums im Rahmen von § 1 behandelt. 

Bei der Herbsttagung wurden die möglichen Konsequenzen er- 
örtert, die sich aus dem Urteil des Gesichtshofes der Europä- 
ischen Gemeinschaften vom 13. Februar 1969 (Rechtssache 14/68 
— „Farbenhersteller", RsprGH XV S. 1 — WuW/E EWG/MUV 
201) für den Handlungsspielraum der nationalen Wettbewerbs- 
politik und für die Anwendung des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen im Einzelfall ergeben. Die Teilnehmer 
äußerten überwiegend die Ansicht, daß Handlungsspielraum 
der nationalen Wettbewerbspolitik und Rechtsanwendung nach 
diesem Urteil beeinträchtigt werden können, soweit die posi- 
tiven, wenngleich mittelbaren Eingriffe der Kommission zur 
Förderung einer harmonischen Entwicklung des Wirtschafts- 
lebens innerhalb der Gemeinschaft Geltung beanspruchen. Die 
Kommission könne solche positiven Eingriffe bei der Anwen- 
dung des Artikels 85 Abs. 3 EWGV vollziehen. Bedenken 
gegen diese denkbare Einengung der nationalen Wirkungs- 
möglichkeiten von Wettbewerbspolitik und Rechtsanwendung 
gründeten sich auf den Umstand, daß gegenwärtig die Wirt- 
schaftspolitik der Gemeinschaft und der einzelnen Mitglied- 
staaten nur unvollkommen koordiniert und angeglichen sei. 
Unter diesem Gesichtspunkt wurden auch die Entscheidungs- 
gründe des Urteils kritisch gewürdigt. 

Preismelde- Im Zusammenhang mit der Konzentration seiner Tätigkeit auf 
verfahren pallgruppen, bei denen eine erhebliche Beeinträchtigung der 
Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs vorliegt, hat das Bundes- 
kartellamt in verstärktem Umfang die rechtliche und wirtschaft- 
liche Prüfung von Preisinformationsverträgen aufgenommen, 
in denen sich Unternehmen, meist über eine zentrale Stelle, zur 
Mitteilung der Preise verpflichten, zu denen gegenüber einzel- 
nen Abnehmern angeboten, kontrahiert oder fakturiert worden 
ist (Tätigkeitsberichte 1964 S. 8, 1965 S. 12). Das Bundeskartell- 
amt ist im Berichtsjahr gegen mehrere derartige Preismelde- 
stellen eingeschritten. 

ln einem Falle verpflichteten sich fünf Düngemittel herstellende 
Unternehmen, die zusammen einen Marktanteil von mehr als 
80 V. H. repräsentieren, Unterlagen wie Preis- und Rabattlisten 
sowie Allgemeine Verkaufs-, Lieferungs- und Zahlungsbedin- 
gungen an eine Treuhandstelle zu übermitteln und dieser auch 
von jeder Abweichung davon Kenntnis zu geben. Die Treuhand- 
stelle hatte die ihr übermittelten Abweichungen allen beteilig- 
ten Unternehmen ohne besondere Anfrage unter Nennung der 
betreffenden Anbieter und Abnehmer mitzuteilen. 

Der zweite Fall betraf PVC-Abflußrohre. Auf diesem Markt 
waren im Jahre 1967 und bis zur Errichtung der Meldestelle 
Mitte des Jahres 1968 trotz gleicher Listenpreise die effektiven 
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Preise ständig gesunken. Diese sinkende Tendenz des Preis- 
niveaus war vor allem auf die Tatsache zurückzuführen, daß die 
Kunden bei den Herstellern in Anbetracht der nicht voll aus- 
gelasteten Kapazitäten in wachsendem Umfang geheime Rabatte 
auf die Listenpreise durchsetzen konnten. Die Meldepflicht der 
Vertragsbeteiligten erstreckte sich auf folgende Vorgänge: die 
bei Beginn des Meldeverfahrens gültigen Preise, Rabatte, Kondi- 
tionen und Geschäftsbedingungen, davon abweichende Uber- 
hanggeschäfte, spätere generelle Änderungen dieser Angebote, 
jede Abweichung im Einzelfalle, insbesondere auch bei Ange- 
boten und nachträglichen Veränderungen. Der Vertrag sah das 
Recht der Mitglieder vor, Auskünfte über den Inhalt der Mel- 
dungen zu verlangen. Die Ermittlungen ergaben jedoch, daß 
Rückmeldungen automatisch unter Angabe des Lieferanten, des 
Abnehmers und der Abweichung erfolgten. 

In beiden Fällen haben es die an den Meldeverträgen Beteilig- 
ten nicht auf Entscheidungen des Bundeskartellamtes ankom- 
men lassen. Im Falle Düngemittel setzten die Unternehmen 
auf eine befristete schriftliche Abmahnung des Bundeskartell- 
amtes hin den Vertrag außer Vollzug. Das Bundeskartellamt 
hat in dem Abmahnungsschreiben seine Auffassung, der Melde- 
vertrag erfülle die Voraussetzungen des § 1, auf folgende 
Erwägungen gestützt: Die Meldepflichtigen beschränken die 
wettbewerblich relevante Handlungsfreiheit der Beteiligten, 
Für die hier gegebene Marktform des Oligopols mit homogenen 
Gütern und über längere Zeitabschnitte hinweg unveränderten 
Preis- und Rabattlisten sowie gedruckten Lieferungs- und Zah- 
lungsbedingungen der einzelnen Anbieter ist kennzeichnend, 
daß der Wettbewerb mit Preisen, Rabatten und Konditionen 
nur dann einen hinreichend dauerhaften Erfolg verspricht, 
wenn die betreffenden Maßnahmen von den Anbietern solange 
wie möglich geheimgehalten werden. Die vertragliche Melde- 
pflicht, die eine solche Geheimhaltung verhindert, bedeutet 
daher zwangsläufig eine Minderung der Wettbewerbsmöglich- 
keiten. Das Bundeskartellamt vertritt dabei die Ansicht, daß 
eine Wettbewerbsbeschränkung im Sinne von § 1 nicht erst 
dann vorliegt, wenn der Gebrauch eines bestimmten Wett- 
bewerbsmittels den Vertragspartnern vollständig unmöglich ge- 
macht wird, sondern es ist dafür bereits hinreichend, daß die 
Möglichkeit seines erfolgreichen Einsatzes eingeschränkt wird. 

In einem weiteren Fall, der sich von den zuvor dargestellten 
Sachverhalten durch in der Regel besonders langfristige Ge- 
schäftsbeziehungen zwischen den vertragschließenden Her- 
stellern und ihren Abnehmern unterscheidet, hat das Bundes- 
kartellamt den Betroffenen initgeteilt, daß zumindest die im 
Preisinformationsvertrag vereinbarte Meldung und Rückmel- 
dung von Angeboten nach § 1 unwirksam sei. Die Vertrags- 
partner haben daraufhin in einer Gesellschafterversammlung 
beschlossen, die Verpflichtung zur Meldung von Angeboten 
aufzuheben und entsprechende Meldungen und Rückmeldungen 
auch tatsächlich zu unterlassen. Ob trotz der technisch beding- 
ten Langfristigkeit der Geschäftsbeziehungen auch die Meldung 
und Rückmeldung von erteilten Aufträgen und durchgeführten 
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Lieferungen die Marktverhältnisse im Sinne von § 1 spürbar 
zu beeinflussen vermag, wird geprüft werden, wenn die von 
den Beteiligten beabsichtigte Neufassung eines Preisinfor- 
mationsvertrages vorliegt. 

Die Erlaubnis zur Verlängerung des Rationalisierungskartells 
der Hersteller von Fernmeldekabeln für Lieferungen an Bun- 
despost und Bundesbahn ist mit der Beschränkung erteilt wor- 
den, daß ein für Umsätze vertragsgegenständlicher Erzeugnisse 
mit anderen Abnehmern („Fernmeldekabelprivatgeschäft") be- 
stehendes Preismeldeverfahren einzustellen ist. Da das Ratio- 
nalisierungskartell zu einer Ausschaltung des Preiswettbewerbs 
geführt hat, wäre seitens der Bundespost eigentlich die Ange- 
messenheit der ihr berechneten Kabelpreise im Wege der 
Selbstkostenermittlung zu überprüfen. Die Bundespost sieht 
sich hierzu jedoch außerstande und hat stattdessen mit dem 
Kartell Preisvereinbarungen getroffen, nach denen den Kabel- 
lieferungen Preise zugrunde zu legen sind, welche soweit als 
möglich den Preisen entsprechen, die sich bei wirksamem Wett- 
bewerb bilden würden (Als-ob-Wettbewerbspreise). Als An- 
haltspunkte für die Bestimmung dieser Preise dienen dabei die 
Preise, die sich in Geschäften über vertragsgegenständliche Er- 
zeugnisse mit privaten Kunden bilden. Nach Meinung des Bun- 
deskartellamtes sind die Preise im Fernmeldekabelprivatge- 
schäft jedoch keine echten Wettbewerbspreise, sondern unter- 
liegen wegen des Bestehens des Preismeldeverfahrens dem 
Einfluß einer mit § 1 unvereinbaren Wettbewerbsbeschrän- 
kung. Die Preisbildung des Rationalisierungskartells wird dem- 
nach durch eine verbotene Wettbewerbsbeschränkung beein- 
flußt. Damit wird zugleich eine mißbräuchliche Handhabung 
des Rationalisierungskartells unvermeidlich, solange das Preis- 
meldeverfahren im Fernmeldekabelprivatgeschäft weiter betrie- 
ben wird. Gegen die Beschränkung ist Beschwerde beim Kammer- 
gericht eingelegt. Damit sind erstmals Rechtsfragen zur ge- 
richtlichen Entscheidung gestellt, die sich aus Preisinformations- 
verträgen zwischen Wettbewerbern ergeben. 

Gegenstand weiterer Untersuchungen sind u. a. zwei Markt- 
informationsverfahren aus dem Bereich der Ziehereien und 
Kaltwalzwerke sowie der Stahlverformung, fünf aus den Be- 
reichen der Maschinenbauindustrie und 14 der Eisen-, Blech- 
und Metallwaren herstellenden Industrie, davon acht aus dem 
Bereich der Metallkurzwarenindustrie, die nur Kleinpreiser- 
zeugnisse von beschränktem Umsatz erfassen. Die eingeleite- 
ten Ermittlungen zielen zunächst darauf, eine genaue Kenntnis 
der Meldeverfahren (zum Teil Auftragsmeldestellen, wie sie 
aus der Bauwirtschaft bekannt sind; Tätigkeitsbericht 1966 
S. 59 f.), d. h. ihrer rechtlichen Grundlagen und ihrer derzei- 
tigen Praxis sowie der jeweiligen Marktverhältnisse zu ge- 
winnen. In einem Falle hat der fristlose Ausschluß eines Unter- 
nehmens aus einem Melde verfahren den Verdacht erweckt, 
daß dieses Verfahren auch dazu eingesetzt wird, der Abwärts- 
bewegung der Preise Einhalt zu gebieten und eine Dämpfung 
des Wettbewerbs zu erreichen; zum Ausschluß des Unterneh- 


18 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/950 


mens scheint es gekommen zu sein, weil es sich im Hinblick 
auf diese Zielsetzung nicht gleichförmig verhalten hat. 

In mehreren der genannten Fälle haben die Beteiligten die 
kartellrechtliche Unbedenklichkeit der Preismeldeverfahren 
mit dem Hinweis begründet, daß auf dem relevanten Markt 
tatsächlich noch Preiswettbewerb bestehe. Dieser Einwand ist 
nicht stichhaltig. Zwar bleibt der Wettbewerb solcher Unter- 
nehmen, die nicht an dem Preismeldeverfahren beteiligt sind, 
frei. Auch ist einzuräumen, daß der Wettbewerb zwischen den 
Vertragsbeteiligten durch die Informationspflicht nicht notwen- 
dig ausgeschlossen wird. Indessen liegt eine Wettbewerbsbe- 
schränkung im Sinne des § 1 bereits vor, wenn der Vertrag die 
Freiheit im Gebrauch eines Wettbewerbsmittels beschränkt, 
ohne sie auszuschließen. Es genügt also, daß die Informations- 
pflicht die wettbewerblich relevante Handlungsfreiheit beein- 
trächtigt, indem sie ihrer Betätigung eine — wenn auch in 
Einzelfällen überwindbare — Schranke entgegensetzt. Es gibt, 
wie auch in der Literatur allgemein betont wird, eine Reihe 
besonderer Umstände, unter denen es für einen Verkäufer 
trotz der Gefahr eines Gegenstoßes seiner Konkurrenten von 
Vorteil sein kann, seine Preise zu senken, z. B.: die Preissen- 
kungen werden im Bewußtsein kostenmäßiger oder finanzieller 
Überlegenheit vorgenommen, um Wettbewerbern langfristig 
das Interesse an einer Aufrechterhaltung oder Vergrößerung 
ihres Geschäfts zu nehmen; Preissenkungen erfolgen zu dem 
Zweck, den Zutritt neuer Unternehmen zum Markt zu er- 
schweren; Preissenkungen dienen dem Zweck einer ersten 
Geschäftsanbahnung; der Abnehmer verspricht dem preis- 
senkenden Unternehmen Kundentreue auch für den Fall des 
Preiseintritts der Konkurrenten; das preissenkende Unterneh- 
men erschöpft den langfristigen Bedarf des Abnehmers durch 
Großaufträge; das preissenkende Unternehmen vertraut darauf, 
daß trotz Preismeldevertrag die Unterbietung eine gewisse Zeit 
verborgen bleibt, eine Annahme, die insbesondere bei einer 
nur auf den Inhalt von Rechnungen oder Auftragsbestätigun- 
gen beschränkten Meldepflicht und bei Fehlen einer automa- 
tischen Rückmeldung realistisch sein kann. Die Erkenntnis, 
daß unter derartigen, speziellen Voraussetzungen vorstoßen- 
der Wettbewerb trotz Preismeldeverfahren für einen Unter- 
nehmer ökonomisch sinnvoll bleiben kann, steht jedoch nicht 
im Widerspruch zu den Erkenntnissen wirtschaftlicher Lebens- 
erfahrung, daß nämlich ein gewerblicher Einkäufer in der 
Regel nicht bereit ist, für voll austauschbare Erzeugnisse ver- 
schiedener Lieferanten nennenswert unterschiedliche Preise zu 
bezahlen, und ferner, daß ein Unternehmer sich in der Regel 
dagegen wehrt, aus bestehenden Geschäftsbeziehungen ge- 
drängt zu werden. Wegen dieser Umstände vermindert jedes 
die Abnehmer identifizierende Preismeldeverfahren die Er- 
folgsaussichten von Wettbewerbshandlungen, nämlich die Aus- 
weitung des eigenen Absatzes auf Kosten der Mitbewerber, da 
es schnelle und gezielte Abwehrreaktionen der Wettbewerber 
fördert. Daraus ergibt sich die Eignung von Preismeldever- 
trägen, die Marktverhältnisse durch Beschränkung des Wett- 
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bewerbs zu beeinflussen. Durch die bloße Tatsache von Wett- 
bewerbshandlungen auf einem Markt kann also der wettbe- 
werbbeschränkende Charakter derartiger Verträge nicht wider- 
legt werden. 

Von Bedeutung für die rechtliche und wirtschaftliche Proble- 
matik von Preisinformationsvereinbarungen ist ein Urteil des 
7. Zivilsenats des Bundesgerichtshofes vom 23. Oktober 1969 
— VII ZR 85/67 — zu § 5 Abs. 2 der Baupreis-VO 1955 (VO 
PR 8/55 vom 19. Dezember 1955 — BAnz Nr, 249), Der Bundes- 
gerichtshof sieht die Tatbestandsmerkmale dieser Bestimmung 
„Wettbewerb auf der Anbieterseite beschränkt" und „Preis- 
bildung hierdurch beeinflußt" bereits dann als erfüllt an, wenn 
sich Anbieter vor einer Ausschreibung gegenseitig darüber in- 
formieren, zu welchen Preisen sie anbieten werden, auch wenn 
sie dabei keine Preisabsprache treffen. Das Gericht hat dabei 
ausgesprochen, daß es wirtschaftliche Voraussetzungen gibt, 
bei deren Vorliegen die Geheimhaltung von Wettbewerbs- 
handlungen zum Wesen des freien Wettbewerbs gehört und 
damit eindeutig gegen eine, in kartellrechtlichen Diskussionen 
nicht seltene, pauschale Abwertung des sogenannten Geheim- 
wettbewerbs Stellung genommen. 

In anderen hochindustrialisierten Staaten marktwirtschaftlicher 
Wirtschaftsverfassung entstehen ähnliche Probleme. So hat der 
amerikanische Supreme Court in der Entscheidung United 
States V. Container Corporation of America et al. vom 
14, Januar 1969 (1969 CCH Trade Gases § 72, 675; in deutscher 
Übersetzung auszugsweise abgedruckt in AWD 1969 S. 63 ff.) 
ein Preisinformationsverfahren als Verstoß gegen Sec, 1 
Sherman Act ®) angesehen, obwohl feststand, daß die Betrof- 
fenen keine Absprachen über die Einhaltung von Preisen ge- 
troffen hatten und der Wettbewerb auf dem relevanten Markt 
nicht zum Erliegen gekommen war, sondern sich in einem sin- 
kenden Preisniveau bei ständigem Zutritt neuer Unternehmer 
zum Markt manifestierte. Nach Meinung des Gerichts be- 
deutete jedenfalls unter den hier vorliegenden Voraussetzun- 
gen homogener Erzeugnisse und einer begrenzten Zahl von 
Anbietern ein niedrigerer Preis keinen höheren Umsatz, son- 
dern Teilung des gleichen Geschäfts mit anderen bei niedri- 
gerem Gewinn. Der Austausch von Preisdaten habe deshalb 
preisstabilisierende Wirkung gehabt und sei rechtlich nicht 
anders zu beurteilen als der Tatbestand des pricefixing. 

Zement Der nach Auflösung der Zementsyndikate entstandene Preis- 
wettbewerb (Tätigkeitsbericht 1968 S. 11) hat sich auch im 
Jahre 1969 fortgesetzt. Insbesondere in Westfalen, wo der 
Wettbewerb der Zementwerke infolge starker überkapazi- 


®) Sec. 1 Sherman Act lautet: Every contract, combination in the form of 
trust or otherwise, or conspiracy, in restraint of trade or commerce among 
the several States, or with foreign nations, is hereby declared to be 
illegal. Every person who shall make any such contract or engage in any 
such combination or conspiracy, shall be deeined guilty of a misde- 
meanor, and, on conviction thereof, shall be punished by fine not ex- 
ceeding five thousand dollars, or by imprisonment not exceeding one 
year, or by both said punishments, in the discretion of the court. 
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täten und hoher Angebotskonzentration zu einem Preisverfall 
geführt hatte, lagen die auf fast die Hälfte gesunkenen Syndi- 
katspreise in den ersten Monaten des Berichtszeitraums teil- 
weise unter den Selbstkosten der Werke. Eine Selbsthilfeaktion 
der westfälischen Zementunternehmen, die Überkapazitäten 
durch Ankauf und Stillegung von Werken mit unzureichender 
Betriebsgröße zu beseitigen, scheiterte, weil bei allgemein 
günstiger Absatzentwicklung kaum ein Unternehmen bereit 
war, sich kapitalmäßig an einer solchen Aktionsgemeinschaft 
zu beteiligen. Gleichfalls scheiterte der Versuch, sich in einem 
Kartell mit dem Zweck des Kapazitätsabbaues zusammenzu- 
schließen, zu dem der Bundesminister für Wirtschaft eine zeit- 
lich befristete Erlaubnis (wohl nach § 8) zu erteilen geneigt 
gewesen wäre; die Hoffnung, durch vermehrten Einsatz aller 
Produktionsmittel, d. h. durch volles Ausfahren nicht nur neu 
erstellter Drehöfen, sondern auch der alten Aggregate, die 
Kosten senken und damit im Wettbewerb bestehen zu können, 
scheint ein wesentlicher Grund gewesen zu sein. In dieser 
Situation haben im Frühjahr und im Sommer 1969 Großunter- 
nehmen und auch Verkaufskontore — nicht nur in Westfalen, 
sondern auch auf den anderen, günstiger strukturierten Ze- 
mentmärkten — begonnen, die negative Erlösentwicklung durch 
Kürzung der bisher angebotenen hohen Sondernachlässe auf- 
zuhalten. Ein Verdacht auf Preisabsprachen bestand nicht, denn 
die mit den Rabattkürzungen eingeleiteten Preiserhöhungen 
blieben je nach Wettbewerbslage unterschiedlich. So lagen 
Ende 1969 die angebotenen Sondernachlässe je nach der Wett- 
bewerbssituation zwischen 0,50 DM/t und 17 DM/t, wobei die 
Durchschnittshöhe der Sonderrabatte auf dem süddeutschen 
Zementmarkt niedriger war als in Norddeutschland. Am Ende 
des Berichtszeitraumes ließ sich noch nicht erkennen, ob lang- 
fristig gesehen die Konkurrenz den Preiserhöhungen folgen 
wird oder ob sie dies im Kampf um Marktanteile unterläßt. 

Im Berichtsjahr haben die großen Zementhersteller einen Kon- 
zentrationsprozeß — auch außerhalb der Ballungsgebiete mit 
hoher Uberschußkapazität — eingeleitet, der nicht allein pro- 
duktionstechnisch begründet ist, also nicht nur wegen des tech- 
nisch notwendigen Übergangs zu größeren, modernen, energie- 
sparenden und deshalb leistungsfähigeren Betriebseinheiten 
erfolgt. Die Konzentration erfaßte Werke, die dem Wettbewerb 
nicht mehr gewachsen waren, aber auch noch leistungsfähige 
Unternehmen. Es dürfte sich dabei um den verstärkten Kampf 
um Marktanteile handeln. 

Das Bundeskartellamt hat in verschiedenen Fällen festgestellt, 
daß Preiserhöhungen bei preisgebundenen Produkten öffent- 
lich angekündigt und auch praktiziert worden sind, bevor ent- 
sprechende Anmeldungen nach § 16 Abs. 4 vorgenommen 
wurden. Dieses Vorgehen ist ordnungswidrig. Anmeldung und 
Erteilung der Eingangsbestätigung haben der Praktizierung 
der Bindung voranzugehen. 

Ende 1969 hatten 888 Unternehmen Preisbindungen für 170 664 
Verkaufseinheiten beim Bundeskartellamt angemeldet. Von 


Preisbindungen 
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diesen Preisbindungen entfielen 64 595, d. h. fast 38 v. H. auf 
Kraftfahrzeugersatzteile. Im Verlauf des Berichtsjahres haben 
149 Unternehmen ihre Preisbindungen aufgegeben, 77 Unter- 
nehmen sind neu in den Kreis der Preisbinder eingetreten. Da- 
mit war seit 1958 der niedrigste Stand in der Zahl der preis- 
bindenden Unternehmen erreicht. 

Allerdings verläuft die Entwicklung der preisgebundenen Ver- 
kaufseinheiten nicht parallel mit dem Rückgang der preisbin- 
denden Unternehmen. Dies erklärt sich daraus, daß in erster 
Linie solche Unternehmen von dem absatzpolitischen Instrument 
der Preisbindung absehen, die nur wenige Verkaufseinheiten 
gebunden haben. Dem größten Teil von ihnen fällt es wegen 
des relativ kleinen Vertriebsapparates schwer, für die Lücken- 
losigkeit ihrer Preisbindungen zu sorgen. Bei dem Gros der 
verbleibenden Preisbinder handelt es sich um renommierte 
Markenartikelproduzenten, die zum Teil eine erhebliche Zahl 
von Verkaufseinheiten gebunden haben, in der Regel noch ihre 
Sortimente ausweiten und auch weitere Verkaufseinheiten bin- 
den, Dadurch wird die Zahl der aus der Preisbindung entlasse- 
nen Produkte kleinerer Unternehmen überkompensiert, so daß 
die Zahl der insgesamt gebundenen Verkaufseinheiten seit län- 
gerem schon über 160 000 bzw. 100 000 (ohne Kraftfahrzeug- 
ersatzteile) liegt und eher eine leicht steigende Tendenz auf- 
weist. 

Um die Aussage im Tätigkeitsbericht 1968 S. 13 zu konkreti- 
sieren, daß nämlich rund drei Viertel aller Preisbindungen von 
Unternehmen gehandhabt werden, die zu den größeren Unter- 
nehmen zählen, hat das Bundeskartellamt im Berichtsjahr die 
preisbindenden Unternehmen und ihre Verkaufseinheiten nach 
Umsatzgrößenklassen überprüft und zusammengefaßt. Dabei 
ergibt sich folgendes Bild: 


Jahresumsatz 
in Millionen DM 

Anzahl 

der 

Unter- 

nehmen 

in 

V, H. 

Zahl der 
Verkaufs- 
einheiten 

in 

V. H. 

bis 20 

520 

59,3 

33 220 

20,7 

über 20 bis 50 

111 

12,7 

19 704 

11,5 

über 50 bis 100 

60 

6,8 

5 658 

3,3 

über 100 bis 400 

104 

11,9 

42 262 

24,8 

über 400 

82 

9,3 

67 820 

39,7 

j 

877 *) 

100,0 

170 664 

100,0 


*) Die Differenz zu der eingangs genannten Zahl von 888 Unternehmen 
beruht darauf, daß Unternehmen, die einer Unternehmensgruppe ange- 
hören und einzeln Preisbindungen angemeldet haben, zusammengefaßt 
ausgewiesen wurden. 

Die Tabelle zeigt, daß rund 60 v. H. aller preisbindenden Unter- 
nehmen in die Größenklasse bis 20 Millionen DM Jahresumsatz 
fallen. Diese weitgehend als Klein- und Mittelbetriebe zu klas- 
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sifizierenden Unternehmen vereinigen jedoch nur etwa 20 v. H. 
aller angemeldeten Verkaufseinheiten auf sich. Demgegenüber 
fällt auf, daß die Unternehmensgruppen mit einem Jahres- 
umsatz von 100 bis 400 Millionen DM bzw. über 400 Millio- 
nen DM zwar nur etwas mehr als ein Fünftel aller preisbinden- 
den Unternehmen ausmachen, jedoch nahezu zwei Drittel aller 
angemeldeten Verkaufseinheitefi auf sich vereinigen. 

Das Bundeskartellamt ist auch der Frage nachgegangen, ob und 
inwieweit Unternehmen, welche die Preisbindung aufgeben, zur 
Preisempfehlung übergehen. Dabei zeigte sich, daß nur neun 
der 149 Unternehmen, die im Berichtsjahr die Preisbindung auf- 
gaben, diese durch eine Preisempfehlung ersetzten; die anderen 
gingen zu Nettopreisen über. Von diesen neun Unternehmen 
haben sechs keine Preisänderungen vorgenommen, die rest- 
lichen drei verbanden den Übergang zur Preisempfehlung mit 
Preiserhöhungen für Teile ihres Sortiments. Es bleibt fraglich, 
ob die höheren Preisempfehlungen angesichts des lebhaften 
Preiswettbewerbs im Einzelhandel durchsetzbar sind. 

Nach den seit Sommer 1969 eingetretenen Preissteigerungen hat 
das Bundeskartellamt geprüft, ob und inwieweit auch preisge- 
bundene Produkte von dieser Entwicklung betroffen waren. 
Dabei hat sich gezeigt, daß im zweiten Halbjahr die Preise für 
eine Reihe von Verkaufseinheiten zum Teil erheblich erhöht 
worden sind, die Preisbindung also nicht — wie immer wieder 
von interessierter Seite behauptet wird — stabile Preise garan- 
tiert. 

Aus besonderem Anlaß hat sich das Bundeskartellamt intensiver 
mit den Preiserhöhungen für preisgebundene Produkte der 
Ernährungs-, Glühlampen-, Reifen-, Kraftfahrzeug- und Keil- 
riemenindustrie im zweiten Halbjahr 1969 beschäftigt. Dabei 
zeigte sich für den Ernährungsbereich, daß 15 v. H. aller preis- 
gebundenen Verkaufseinheiten (5210) Preissteigerungen er- 
fuhren, wobei das Ausmaß der Preiserhöhungen — unter Elimi- 
nierung extremer Grenzwerte — zwischen 5 und 15 v. H. lag. 

Ende 1969 hatten 1909 Unternehmen Preisempfehlungen für 
275 136 Verkaufseinheiten angemeldet. Damit hat sich der Trend 
zur Preisempfehlung verstärkt fortgesetzt. Im Verlauf des 
Jahres 1969 sind 163 Unternehmen neu in den Kreis der Preis- 
empfehler getreten, während 57 Unternehmen ihre Preisemp- 
fehlungen aufgaben und zu Nettopreisen übergingen. 

Erste Überprüfungen des Bundeskartellamtes hatten schon vor 
längerer Zeit den Eindruck verstärkt, daß sich in erster Linie 
kleine und mittlere Unternehmen der Preisempfehlung bedie- 
nen, weil es ihnen einerseits häufig schwerfällt, für Lückenlosig- 
keit der Preisbindung zu sorgen, sie andererseits aber Einfluß 
auf die Preisgestaltung des Einzelhandels nehmen wollen. 

Nach einer Umfrage bei den preisempfehlenden Unternehmen 
hat das Bundeskartellamt das Ergebnis nach Umsatzgrößenklas- 
sen zusammengefaßt. Dabei zeigt sich folgendes Bild: 


Preis- 

empfehlungen 
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Jahresumsatz ! 

in Millionen DM 

Anzahl 

der 

Unter- 

nehmen 

in 

V. H. 

Zahl der 
Verkaufs- 
einheiten 

1 

in 

V. H. 

bis 

20 

1 310 

74,1 i 

1 

187 896 

69,4 

über 20 bis 

50 

218 

12,3 \ 

43 645 

16,1 

über 50 bis 

100 

108 

6,1 

16413 

6,1 ' 

über 100 bis 

400 

97 

5,5 

13 585 

5,0 1 

über 400 


35 

2,0 

9 103 

3,4 \ 


1 768*) 

100,0 

270 642 

100,0 


’) Die Differenz zu der eingangs genannten Zahl von 1909 Unternehmen 
beruht darauf, daß Unternehmen, die einer Unternehmensgruppe an- 
gehören und einzeln Preisempfehlungen angemeldet haben, zusammen- 
gefaßt ausgewiesen wurden. Ferner stehen noch die Antworten einer 
Reihe von Unternehmen aus, deren Verkaufseinheiten daher auch nicht 
berücksichtigt wurden. 


Aus der Tabelle geht hervor, daß nahezu 75 v. H. aller Unter- 
nehmen, die Preisempfehlungen angemeldet haben, in die 
Größenklasse unter 20 Millionen DM Jahresumsatz fallen. In 
den weiteren Größenklassen nimmt die Zahl der Unternehmen 
kontinuierlich ab. In die Klasse über 400 Millionen DM Jahres- 
umsatz fallen nur noch 2 v. H. aller preisempfehlenden Unter- 
nehmen. Die Verteilung der Verkaufseinheiten in den einzel- 
nen Umsatzklassen entspricht mit geringfügigen Abweichungen 
der prozentualen Aufteilung der Unternehmen. 

Ein Vergleich zwischen der Größenklassenstatistik der preis- 
bindenden und preisempfehlenden Unternehmen zeigt, daß es 
sich bei 75 v. H. aller preisempfehlenden und bei 60 v. H. aller 
preisbindenden Unternehmen um solche kleiner und mittlerer 
Größe handelt. 

Betrachtet man dagegen die prozentuale Aufteilung der Ver- 
kaufseinheiten, so ergibt sich, daß auf die kleinen und mittleren 
preisempfehlenden Unternehmen (bis 20 Millionen Jahresum- 
satz) etwa 70 v. H. aller Verkaufseinheiten entfallen, während 
die kleinen und mittleren preisbindenden Unternehmen nur 
rund 20 v. H. aller Verkaufseinheiten auf sich vereinigen. 

Häufig wird die Ansicht vertreten, Preisempfehlungen seien 
wettbewerbspolitisch nicht günstiger zu beurteilen als Preis- 
bindungen. Es wird behauptet, daß bei zahlreichen Waren und 
in gewissen Handelsbereichen Preisempfehlungen wie Preis- 
bindungen wirken und den Preiswettbewerb beschränken bzw. 
verhindern. Das Bundeskartellamt hat im Sommer 1968 diese 
Frage durch das Institut für Handelsforschung in Köln unter- 
suchen lassen. Die Frage war, ob Preisempfehlungen beim Ein- 
zelhandel wie Preisbindungen wirken, d. h., ob die „unverbind- 
lichen" Preisempfehlungen befolgt bzw. unter- oder überschrit- 
ten werden und gegebenenfalls in welchem Ausmaß. 
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Das Kölner Institut hat bei 1625 Einzelhandelsfirmen der unter- 
schiedlichsten Betriebsformen im Bundesgebiet einschließlich 
West-Berlin die tatsächlich verlangten Preise für 110 Erzeug- 
nisse aus 18 Branchen festgestellt. Die Untersuchung zeigte, daß 
der Einzelhandel in 55 v. H. aller erhobenen Fälle einen niedri- 
geren Verkaufspreis als den empfohlenen angesetzt hat. 43 v. H. 
der Preisnotierungen entsprachen der Preisempfehlung und 
2 V. H. lagen darüber. Die Abweichungen vom empfohlenen 
Preis nach unten betrugen im Durchschnitt 11,7 v. H., die nach 
oben 5,2 v. H. 

Bei den einzelnen Warengruppen ist das Bild allerdings unter- 
schiedlich: Bei Rundfunk-, Fernseh- und Phonogeräten sowie 
Spirituosen zeigte sich ein hoher Prozentsatz von Preisunter- 
schreitungen. Bei den übrigen Warenbereichen waren die An- 
teile der Preisnotierungen, die unter dem empfohlenen Preis 
lagen, zwischen den einzelnen Artikeln stark unterschiedlich. 
Jedoch zeigt sich ein Zusammenhang zwischen Preishöhe und 
Zahl der Preisunterschreitungen ; je höherwertiger die Produkte 
sind, desto zahlreicher sind auch die Preisunterschreitungen. 

Das Institut ist auch der Frage nach dem Zusammenhang zwi- 
schen Betriebsform und Preisstellung nachgegangen. Dabei 
zeigte sich, daß Verbrauchermärkte in 97 v. H. aller Fälle den 
empfohlenen Preis unterschritten, Discountgeschäfte in 94 v. H., 
Warenhäuser in 63 v. H., Lebensmittelfilialbetriebe und Kon- 
sumgenossenschaften in 57 V. H., Fachgeschäfte (Branchenge- 
schäfte) dagegen nur in 42 v. H. aller Fälle. Das Bild ist in den 
einzelnen Fachsparten unterschiedlich: Relativ hoch ist der An- 
teil der Preisunterschreitungen beim Wein- und Spirituosen-, 
Radio- und Fernsehhandel, geringer im Süßwaren-, Lebensmit- 
tel-, Beleuchtungs-, Elektro-, Kaffee- und Tee-Handel sowie bei 
Parfümerien. Auffallend gering war der Anteil der Preisunter- 
schreitungen bei Drogerien; bei Apotheken sowie im Uhren-, 
Juwelen-, Gold- und Silberwareneinzelhandel wurden durch 
das Institut keine Preisunterschreitungen festgestellt. 

Interessant ist neben der Anzahl der Umfang der Abweichun- 
gen. Hier zeigt sich, daß im Versandhandel, bei den Waren- 
häusern, den Lebensmittelfilialbetrieben, den Konsumgenossen- 
schaften und Fachgeschäften die Preisunterschreitungen relativ 
einheitlich zwischen 8 und 10 v. H. liegen, bei Discountgeschäf- 
ten bei 16 V. H. und bei Verbrauchermärkten bei 18 v. H. Das 
Institut meint, daß die relativ bedeutenden Preisunterschreitun- 
gen bei den beiden zuletzt genannten Betriebsformen eine Kon- 
sequenz ihres Grundprinzips sind, durch Verzicht auf bestimmte 
Funktionen eine Kostensenkung und damit die Möglichkeit zu 
Preisreduzierungen zu erreichen. Daneben wirke sich die Tat- 
sache aus, daß die Sortimentspolitik dieser Vertriebsformen auf 
eine Artikelauswahl abzielt, die für den Preiswettbewerb beson- 
ders geeignet ist. 

Drei Kraftfahrzeughersteller haben die Preise für ihre Kraft- 
fahrzeug-Ersatz- und -Austauschteile gebunden (Tätigkeitsbe- 
richt 1968 S. 20). Nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 müssen die im Preis 
gebundenen Markenwaren mit gleichartigen Waren anderer 


Kraftfahrzeug- 
ersatzteile — 
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Mißbrauch einer 
marktbeherr- 
schenden 
Stellung 
auf Drittmärkten 


Sportartikel- 

messe 


Überhöhte 
Benzinpreise 
an der Autobahn 


Hersteller oder Händler im Preiswettbewerb stehen. Das Bun- 
deskartellamt prüft, ob diese Voraussetzung erfüllt ist. Für die 
Annahme eines Preiswettbewerbs mit gleichartigen Waren 
genügt es nicht, daß ein Kraftfahrzeughersteller bei der Fest- 
setzung der Ersatz- und Austauschteilpreise auf die Kunden 
seiner Kraftfahrzeuge, insbesondere auch auf potentielle Kun- 
den, Rücksicht nimmt. Auf die Gleichartigkeit der Kraftfahr- 
zeuge verschiedener Hersteller kommt es nicht an, denn § 16 
Abs. 1 Nr. 1 verlangt Gleichartigkeit hinsichtlich der preis- 
gebundenen Waren. 

Durch Verfügung des Bundeskartellamtes vom 2. Oktober 1967 
war einem Hersteller von Handpreisauszeichnungsgeräten nach 
§ 22 Abs. 3 untersagt worden, für die in den Geräten verwand- 
ten Haftetiketten einen Zeitraum von sechs Monaten über- 
schreitende Bezugsbindungen zu vereinbaren. Zugleich waren 
alle Vereinbarungen für unwirksam erklärt worden, die die 
Käufer derartiger Geräte verpflichteten, nur die von dem Unter- 
nehmen gelieferten Etiketten zu verwenden und diese während 
einer fünfjährigen Garantiezeit ausschließlich von dem Unter- 
nehmen zu beziehen (Tätigkeitsbericht 1967 S. 11, 49). Mit der 
Entscheidung des Kammergerichts vom 18. Februar 1969 WuW/E 
OLG 995) ist diese Verfügung nach Rücknahme der Rechtsbe- 
schwerde durch das betroffene Unternehmen unanfechtbar be- 
stätigt worden. Die Entscheidung des Kammergerichts ist auch 
deshalb von Bedeutung, weil es die Generalklausel des § 22 
Abs. 3 als verfassungskonform ansieht. 

Der Bundesgerichtshof hat die Rechtsbeschwerde der Veran- 
stalterin einer Frühjahrsmesse für Wintersportartikel zurück- 
gewiesen (Beschluß vom 3. März 1969 — KVR 6/68), der das 
Bundeskartellamt nach § 22 Abs. 4 untersagt hatte, die Teil- 
nahme an der Messe für Sportartikel davon abhängig zu 
machen, daß die Hersteller ihre Waren ausschließlich über den 
Fachhandel absetzen. Dem die Messe veranstaltenden Fach- 
handel ist es danach nicht mehr möglich, die Monopolstellung 
dieser Messe zur Beeinflussung der Absatzwege auszunutzen. 
Der Beschluß bestätigt auch die vom Kammergericht in der 
Beschwerdeentscheidung vertretene Meinung, daß ein Unter- 
nehmen seine marktbeherrschende Stellung durch ein Verhal- 
ten mißbräuchlich ausnutzen kann, das zugleich den Tatbestand 
der Diskriminierung des § 26 Abs. 2 erfüllt. Von Bedeutung ist 
dabei auch die Rechtsauffassung des Bundesgerichtshofes, daß 
sich die Veranstalterin der Messe diesem Vorwurf der Diskri- 
minierung nicht unter Berufung auf fehlende Ausstellungsräume 
entziehen kann. Das Fehlen von Ausstellungsräumen ist nicht 
als hinreichendes Argument dafür anzusehen, eine Unterneh- 
mensgruppe von der Messeteilnahme völlig auszuschließen. 

Erhebliche Preisabstände zwischen der Mehrzahl der Bundes- 
autobahntankstellen (BAT) und den jeweiligen regionalen 
Straßentankstellen führten zur Einleitung von Verfahren gegen 
die Lieferunternehmen der BAT wegen mißbräuchlicher Aus- 
nutzung marktbeherrschender Stellungen. Das Bundeskartell- 
amt vertrat die Auffassung, daß mit Ausnahme der Kopfstatio- 
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neu jede BAT einen eigenen Markt bildet und somit das 
liefernde sowie die Preise festsetzende Mineralölunternehmen 
über ein Streckenmonopol verfügt. Der durchschnittlich zehnmal 
höhere Absatz einer BAT gegenüber einer Straßentankstelle 
sowie der bis zu 70 km betragende Abstand zwischen den BAT 
wurden als Indiz dafür angesehen, daß die meisten Benutzer 
der Bundesautobahn statt zeitraubender Umwege ihren Treib- 
stoffbedarf an den BAT decken und damit eine relativ stabile 
Nachfrage schaffen, die eine von den regionalen Zapfstellen 
weitgehend unabhängige Preisfestsetzung ermöglicht. Für die 
Annahme fehlenden wesentlichen Wettbewerbs innerhalb des 
BAT-Netzes und durch Straßentankstellen sprach überdies, daß 
die Preisabstände zum Umland der BAT in Ballungs- und son- 
stigen Tiefstpreisgebieten besonders groß waren und außerdem 
die BAT mit überdurchschnittlich großem Absatz häufig auch 
die absolut höchsten Preise auswiesen. Zur Bestimmung des 
Ausmaßes der mißbräuchlichen Preisüberhöhung wurde nach 
dem Als-ob-Wettbewerbsprinzip verfahren, wobei sich die un- 
mittelbar benachbarten Straßentankstellen als Vergleichsmärkte 
anboten. Als mißbräuchlich wurden solche BAT-Preise ange- 
sehen, die das Mittel aus den Preisen der beiden jeweils nächst 
erreichbaren Regional-Tankstellen überstiegen. Zu einer Miß- 
brauchsverfügung kam es zwar nicht, da die meisten Kraft- 
stoffunternehmen, bis auf einzelne weniger bedeutungsvolle 
Fälle, ihre BAT-Preise im Laufe des Verfahrens auf das Niveau 
der Straßentankstellenpreise senkten. Die Preisangleichung er- 
folgte nach Darstellung der betroffenen Unternehmen im Zu- 
sammenhang mit einer Neuordnung des Preisgefüges an den 
Straßentankstellen, deren Durchführung jedoch durch die Ein- 
leitung von Verfahren nach § 22 seitens des Bundeskartellamtes 
nicht unwesentlich beschleunigt worden sein dürfte. Als Fazit 
läßt sich feststellen, daß als Folge dieser Verfahren Ersparnisse 
für den Verbraucher in Höhe von mindestens 25 Millionen DM 
für das Jahr 1970 zu erwarten sind, sofern die BAT-Preise nicht 
wieder erhöht werden. 

Anzeigepfficht 
von Unter- 
nehmenszusam- 
menschlüssen 


Während der Regierungsentwurf zum Gesetz gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen den Zusammenschluß von Unternehmen 
unter bestimmten Voraussetzungen an die Erlaubnis der Kar- 
tellbehörde knüpfte, begnügt sich bekanntlich der Gesetzgeber 
damit, der Kartellbehörde lediglich einen Überblick über Kon- 
zentrationsbewegungen in der Wirtschaft dadurch zu ermög- 
lichen, daß Unternehmen, die sich an Zusammenschlüssen be- 
teiligen, unter gewissen Voraussetzungen nach § 23 Anzeige 
zu erstatten haben. Ferner hielt es der Gesetzgeber für aus- 
reichend, selbst in den Fällen, in denen durch den Zusammen- 
schluß eine marktbeherrschende Stellung entsteht oder eine 
derart bereits bestehende Stellung verstärkt wird, der Kartell- 
behörde mit § 24 nur die Gelegenheit zu geben, mit den an 
einem solchen Zusammenschluß beteiligten Unternehmen auch 
in einer öffentlich mündlichen Verhandlung die Lage aufzu- 
klären, die durch den Zusammenschluß entstanden ist sowie 
Ursachen und Folgen des Zusammenschlusses zu erörtern. 
Selbst dieses Überbleibsel einer ursprünglich vorgeschlagenen 
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Fusionskontrolle hat, wie die im Berichtsjahr verstärkt durch- 
geführte Überwachung der Anzeigepflicht ergeben hat, ver- 
schiedentlich zu Auseinandersetzungen vor dem Kammerge- 
richt geführt. So haben mehrere Unternehmen die Anzeige von 
Zusammenschlüssen nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 verweigert, wenn 
das aufnehmende und das übernommene Unternehmen auf 
verschiedenen Märkten tätig sind und somit die Marktanteile 
der Unternehmen durch den Zusammenschluß nicht vergrößert 
werden. Das Bundeskartellamt hat auch in diesen Fällen 
(konglomerate Zusammenschlüsse) den Unternehmen durch Be- 
schluß die Erstattung der Anzeige aufgegeben mit der Begrün- 
dung, daß es genügt, wenn ein beteiligtes Unternehmen einen 
Marktanteil von 20 v. H. oder mehr hat. Diese Rechtsauffas- 
sung des Bundeskartellamtes ist vom Kammergericht im Be- 
schwerdewege bestätigt worden. Damit ist eine im Rahmen des 
§ 23 wichtige Grundsatzfrage entschieden worden. Die Über- 
legungen, die das Kammergericht dazu bestimmt haben, sich 
der Rechtsauffassung des Bundeskartellamtes anzuschließen, 
sind noch nicht bekannt, da die Begründung für diese Ent- 
scheidung bisher nicht vorliegt. Ferner ist die Frage strittig 
geworden, ob ein Montanunternehmen im Sinne des Artikels 80 
EGKSV, das sich mit einem nicht dem Montanunion-Vertrag 
unterliegenden Unternehmen zusammenschließt, der Anzeige- 
pflicht nach § 23 unterliegt. Das Montanunternehmen hatte die 
Anzeige mit dem Hinweis auf § 101 Nr. 3 verweigert, da 
Artikel 66 EGKSV besondere Vorschriften im Sinne des § 101 
Nr. 3 enthalte, die die Anwendung des § 23 ausschließen. Nach 
Ansicht des Bundeskartellamtes steht jedoch Artikel 66 EGKSV 
der Anzeigepflicht nach § 23 nicht entgegen. Zweck der Geneh- 
migung nach Artikel 66 § 1 EGKSV ist es, Zusammenschlüsse 
zu verhindern, die den Genehmigungsvoraussetzungen des 
Montanunion-Vertrages nicht entsprechen, nicht aber für 
Märkte, die diesem Vertrag nicht unterliegen, die Zuständigkeit 
der nationalen Behörden in bezug auf Zusammenschlüsse zu 
beseitigen, an denen ein Montanunternehmen beteiligt ist. 

öffentliche Ein erstmalig bei einem Zusammenschluß nach § 24 durchge- 
Vei^iand'lung ^^^rtes Verfahren hat gezeigt, daß einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung, die nicht einmal mit einer Entscheidung 
abschließen kann, sondern lediglich der Erörterung des Zu- 
sammenschlusses zwischen Kartellbehörde und Unternehmen 
— wenn auch unter den Augen der Öffentlichkeit — dient, 
heftiger Widerstand entgegengesetzt wird. So wurde die Auf- 
forderung zur öffentlichen mündlichen Verhandlung mit der 
Beschwerde angefochten und Aufhebung der Terminsladung 
beantragt. Um die Abhaltung des Termins vor der Entschei- 
dung über die Beschwerde zu verhindern, war gleichzeitig von 
dem Unternehmen eine entsprechende einstweilige Anordnung 
beim Kammergericht beantragt worden. Das Gericht hat diesem 
Antrag nicht stattgegeben und in seinem Beschluß vom 7. Okto- 
ber 1969 dem Bundeskartellamt bestätigt, daß es bei der Auf- 
forderung im Rahmen seines pflichtgemäßen Ermessens gehan- 
delt hat, denn allein die Erwartung, daß durch den Zusammen- 
schluß eine marktbeherrschende Stellung verstärkt wird, ge- 
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nügt. Da die Beschwerde keine aufschiebende Wirkung hat, 
die einstweilige Anordnung vom Kammergericht nicht ergan- 
gen war, blieb es bei dem Termin für die öffentliche mündliche 
Verhandlung vor dem Bundeskartellamt. Zwar waren die be- 
troffenen Unternehmen im Tejmin vertreten, lehnten es aber 
ab, irgendwelche Erklärungen zur Sache abzugeben. 

Nach Auffassung des Kammergerichts besteht, gleichgültig ob 
Beschwerde gegen die Aufforderung nach § 24 eingelegt wird, 
für die beteiligten Unternehmen keine Verpflichtung, an der 
mündlichen Verhandlung teilzunehmen und an der Aufklärung 
des Sachverhalts durch bestimmte Angaben irgendwie mitzu- 
wirken. Die Verhandlung vom 25. November 1969 beschränkte 
sich daher darauf, daß lediglich das Bundeskartellamt seine 
Auffassung wiedergab, weshalb durch den Zusammenschluß 
eine Verstärkung der marktbeherrschenden Stellung des über- 
nehmenden Unternehmens zu erwarten ist (§ 24). Das Be- 
schwerdeverfahren wurde nunmehr vom Kammergericht auf- 
grund seiner Entscheidung vom 9. Januar 1970 mit der Fest- 
stellung abgeschlossen, daß die Aufforderung des Bundeskar- 
tellamtes zur mündlichen Verhandlung unzulässig ge- 
wesen ist. Da die Begründung für diese Entscheidung zur Zeit 
noch nicht vorliegt, ist nicht erkennbar, welche Überlegungen 
das Gericht zu dieser Auffassung bestimmt haben. Das Instru- 
ment des § 24 kann nach diesen Erfahrungen selbst den ihm 
vom Gesetzgeber zugedachten eingeschränkten Zweck einer 
Einwirkung auf Konzentrationsvorgänge nur recht unvollkom- 
men erfüllen. Zwar kann die Erwägung, nach § 24 zu einer 
öffentlichen mündlichen Verhandlung geladen zu werden und 
durch Nichterscheinen oder Verweigerung von Auskünften in 
der mündlichen Verhandlung eine negative Publizität hervor- 
zurufen, die Überlegungen konzentrationswilliger Unterneh- 
men beeinflussen. Unzureichend ist jedenfalls § 24, solange sich 
Unternehmen, die an einem Zusammenschluß beteiligt sind, 
der zu einer Marktbeherrschung führt oder eine bereits be- 
stehende marktbeherrschende Stellung verstärkt, der Erörte- 
rung mit der Kartellbehörde über die Auswirkung des Zu- 
sammenschlusses entziehen können, ohne Sanktionen er- 
warten zu müssen. 

In dem Urteil vom 9. Juni 1969 (VII — ZR ■ — 49/67) hatte der Tankstellen- 
Bundesgerichtshof erneut (Tätigkeitsbericht 1968 S. 24) über Verträge 
die Frage zu entscheiden, ob und inwieweit es einem als Han- 
delsvertreter einer Mineralölgesellschaft tätigen Tankstellen- 
stationär verboten ist, in seiner Kfz-Werkstatt auch Schmier- 
stoffe anderer Herkunft zu vertreiben. Wie schon in dem Urteil 
vom 15. Dezember 1967, gelangt der Bundesgerichtshof zu dem 
Ergebnis, daß ein solches Verbot auch ohne ausdrücklich im 
Vertrag vereinbarte Wettbewerbsklausei infolge der Treue- 
pflicht des Handelsvertreters besteht, aber nach Treu und Glau- 
ben bestimmten Einschränkungen unterliegt. Im übrigen — so 
stellt der Bundesgerichtshof fest — ist eine vertragliche Ein- 
schränkung des sich aus § 86 HGB ergebenden Wettbewerbs- 
verbotes möglich. Darin erblickt das Bundeskartellamt eine 
Bekräftigung seiner Auffassung (Tätigkeitsbericht 1967 S. 39), 
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daß die Ausschließlichkeitsbindungen und Wettbewerbsverbote 
in Tankstellenverträgen nicht auf einem gesetzlichen Verbot 
kraft zwingenden Rechts, sondern auf rechtsgeschäftlichen Ver- 
einbarungen beruhen, und somit auch einer von § 86 HGB ab- 
weichenden Regelung fähig sind. 

Auskunfts- Für die Beschwerde gegen einen Auskunftsbeschluß nach § 46, 
beschluß Rahmen eines Kartell verwaltungs Verfahrens nach §§ 18, 

22 ergangen ist, hat das Kammergericht entschieden, dem Be- 
schwerdegericht sei es nur unter ganz besonderen Umständen 
möglich, durch eine einstweilige Anordnung zu bestimmen, daß 
vor der Entscheidung über die Beschwerde gegen den Aus- 
kunftsbeschluß die Auskunft nicht erteilt zu werden braucht 
(Entscheidung vom 7. Oktober 1969 — Kart 15/69). Andernfalls 
wäre die Wirksamkeit der Mißbrauchsaufsicht — nach Ansicht 
des Kammergerichts eine der wesentlichsten Aufgaben der 
Kartellbehörde — empfindlich beeinträchtigt. Es schließt sich 
der Auffassung des Bundeskartellamtes an, daß § 63 Abs. 1 die 
Ausnahmefälle, in denen Beschwerden im Kartellverwaltungs- 
verfahren aufschiebend wirken, abschließend aufzählt, und die 
Verwaltungsakte der Kartellbehörde im übrigen, also auch im 
Fall des § 46, sofort vollziehbar sind. Das Rechtsschutzprinzip 
des Artikels 19 Abs. 4 GG werde im übrigen hinreichend ge- 
wahrt. Bei der erforderlichen Abwägung der Belange aller Be- 
teiligten müsse besonders berücksichtigt werden, daß die Allge- 
meinheit an der Wirksamkeit des Wettbewerbs wegen der ihm 
innewohnenden Tendenzen zur Leistungssteigerung stark inter- 
essiert sei. Falls eine Marktzugangsbeschränkung durch Bezugs- 
bindungen vorliege, müsse diese so schnell wie möglich beseitigt 
werden; es sei einer der wichtigsten Grundsätze des Wett- 
bewerbs, daß die Märkte offengehalten werden müßten. Nach 
dieser Entscheidung wird es nur in besonderen Ausnahmefällen 
möglich sein, sich über den Weg einer einstweiligen Anordnung 
des Beschwerdegerichts bis zur Entscheidung über die Be- 
schwerde der Beantwortung eines Auskunftsbeschlusses des 
Bundeskartellamtes zu entziehen. 

Rechtsprechung Zu der durch die Rechtsprechung weiterentwickelten Auslegung 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind einige 
Bemerkungen zu machen: 

Preisbindung Ein preisbindendes Unternehmen muß, damit sein Bindungs- 
system gedanklich lückenlos ist, alle unmittelbaren Abnehmer 
in rechtlich wirksamer Weise zur Bindung verpflichten und 
ihnen darüber hinaus wirksam die Verpflichtung auferlegen, 
die Bindung von Stufe zu Stufe weiterzugeben. Liefert das 
Unternehmen die im Inland preisgebundenen Waren auch in 
europäische und außereuropäische Länder, muß es dafür Sorge 
tragen, daß das inländische Preisbindungssystem nicht durch 
Reimporte beeinträchtigt wird. Angesichts der internationalen 
Verflechtung der Wirtschaft sind Reimporte der ins Ausland 
gelieferten Waren im allgemeinen nahezu unbegrenzt möglich. 
Demzufolge hat das Oberlandesgericht Düsseldorf in zwei Urtei- 
len vom 7. Oktober 1969 (U Kart 6/69 und 7/69) entschieden, 
daß es Sache des preisbindenden Unternehmens ist, die Lücken- 
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losigkeit seines inländischen ßindungssystems auch durch wirk- 
same Vereinbarungen mit ausländischen Abnehmern, insbe- 
sondere durch Vertriebsbindungen sicherzustellen, die Re- 
importe ausschließen. Ein preisbindendes Unternehmen, das 
exportiert, muß daher ebenso wie im Inland auch im Ausland 
ein gedanklich lückenloses Vertriebsbindungssystem errichten. 

Nur in Ausnahmefällen ist der Aufbau eines lückenlosen Ver- 
triebsbindungssystems im Ausland nicht erforderlich, wenn 
nämlich ein Reimport der preisgebundenen Ware gegen jede 
wirtschaftliche Vernunft verstoßen würde. Das Oberlandes- 
gericht Frankfurt hat in einem Urteil vom 14. August 1969 
(6 U 29/69) eine derartige Ausnahme für den Fall angenommen, 
daß an exportierten Erzeugnissen (hier: Waschmaschinen) nach- 
haltige und aufwendige technische Umbauten notwendig wären, 
um sie im Inland verkehrsfähig zu machen, etwa den deutschen 
Sicherheitsbestimmungen anzupassen. 

Wegen der fortschreitenden Integration der nationalen Märkte 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes ist für das Fortbestehen 
von Preisbindungen entscheidend, ob sich die Maßnahmen, die 
zur Absicherung ihrer Lückenlosigkeit nach den erwähnten 
Urteilen erforderlich sind, mit den Vorschriften des EWG-Ver- 
trages vereinbaren lassen. Die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften hat ihre Auffassung hierzu anläßlich eines 
Einzelfalles dargelegt, in dem Exportverbote in den Geschäfts- 
bedingungen eines preisbindenden Herstellers von Fotoartikeln 
geprüft wurden. Die Kommission sieht danach Export- und 
Reimportverbote, aber auch die Reimportpreisbindung, d. h. die 
Verpflichtung ausländischer Händler, im Falle des Exports 
(Reexports) nach Deutschland die hier bestehende Preisbindung 
zu beachten, als Verstöße gegen Artikel 85 Abs. 1 EWGV an. 

Der Umstand, daß derartige Maßnahmen der Absicherung einer 
in einem Mitgliedstaat bestehenden Preisbindung dienen, könne 
sie nicht von dieser Verbotsbestimmung ausnehmen. In dem 
konkreten Fall waren auch die Voraussetzungen für eine Frei- 
stellung der Export- und Reimportbindungen von dem Verbot 
des Artikels 85 Abs. 1 EWGV nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV 
nicht erfüllt; die durch die Exportverbote herbeigeführte Tren- 
nung der nationalen Märkte, insbesondere die völlige Abschir- 
mung des deutschen Marktes, bringe, so stellte die Kommission 
fest, bei den wirtschaftlichen Umständen dieses Falles keine 
Vorteile mit sich, die geeignet seien, die mit ihr verbundenen 
Nachteile im Wettbewerb auszugleichen. 

Vertriebsbindungssysteme, die sich auf das In- und Ausland Vertriebs- 
erstrecken, müssen nicht nur dem deutschen und dem EWG- Bindung 
Recht entsprechen, sondern außerdem mit den Rechtsordnungen 
derjenigen Länder übereinstimmen, für die sie gelten sollen. 
Andernfalls sind sie nidit rechtswirksam und ermöglichen da- 
her, daß die betreffenden Waren ohne Rechtsverstoß im norma- 
len Handelsverkehr importiert werden können. Wie das Ober- 
landesgericht Frankfurt im Urteil vom 7. November 1968 (6 U 
78/68; WuW/E OLG 971) entschieden hat, setzt daher die 
gedankliche Lückenlosigkeit eines deutschen Vertriebsbindungs- 
systems für Waren eines französischen Herstellers voraus, daß 
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die Vertriebsbindung für das französische Inland auch von der 
dortigen Rechtsordnung anerkannt wird und nach ihr durchge- 
setzt werden kann (BGH — „Trockenrasierer" — WuW/E BGH 
558; BGH, Urteil vom 21. Februar 1968 — Ib ZR 11/66 — , WRP 
69, 29). Die Frage, ob ausländische Importverbote außerdem 
noch der Beurteilung nach deutschem Recht unterliegen, insbe- 
sondere ob sie wegen ihrer Auswirkungen im Inland (§ 98 
Abs. 2) gemäß § 34 schriftlich abzufassen sind, ist von der Recht- 
sprechung bisher nicht entschieden worden. 

Ausschließlich- Ausschließliche Bierbezugsverträge sind weit verbreitet. Das hat 
keitsverträge zwangsläufig eine Aufteilung des Marktes zur Folge, die den 
Spielraum für den freien Wettbewerb erheblich einschränkt. 
Wie der Bundesgerichtshof in einem Urteil vom 28. März 1969 
feststellt (I ZR 33/67), tendierten derartige Vertriebsmethoden 
zu weiträumigen Zusammenschlüssen, durch die der Großunter- 
nehmer begünstigt werde; sie liefen aber dem Interesse der All- 
gemeinheit zuwider, weil es ein nicht unerheblicher Teil der 
Verbraucher als lästig empfinde, in Gastwirtschaften nur eine 
einzige Biermarke vorzufinden und je nach Geschmack nicht auf 
eine andere Biersorte ausweichen zu können. Diese Entwick- 
lung sei nicht aufzuhalten, zumal ausschließliche Bierbezugsver- 
träge nach § 18 lediglich einer Mißbrauchsaufsicht unterstellt 
seien. Die Rechtsprechung hat den brauereigebundenen Gast- 
stätten bisher nur in Ausnahmefällen, bei Verstoß gegen die 
guten Sitten, helfen können. Zivilrechtlich ist es ohne Hinzutre- 
ten besonderer Umstände grundsätzlich nicht zu beanstanden, 
wenn die ausschließliche Bezugsverpflichtung zeitlich begrenzt 
und sie im Zusammenhang mit besonderen Gegenleistungen der 
Brauerei, insbesondere mit einer Darlehnsgewährung, über- 
nommen wird. Eine abweichende Beurteilung ist nach einem 
Urteil des Kartellsenats des Bundesgerichtshofes vom 2. Okto- 
ber 1969 (KZR 10/68) erst geboten, wenn sich aus der Abnahme- 
verpflichtung eine übermäßige und unbillige Beschränkung des 
Gastwirts in seiner persönlichen Freiheit und seinem Gewerbe- 
betrieb ergibt. Je länger der Zeitraum sei, für den derartige 
Verpflichtungen übernommen würden, desto näher läge der 
Schluß, daß die wirtschaftliche Freiheit des Gastwirts in einer 
Weise beschränkt werde, die den an das Wirtschaftsleben zu 
stellenden Anforderungen bezüglich dessen, was billig und 
gerecht sei, nicht mehr entspreche. 

Kreditwesen Im Kreditwesen äußerte sich der Wettbewerb im Berichtsjahr 
neben der Gewährung von Sonderkonditionen im Kreditge- 
schäft und der Vergrößerung der Zweigstellennetze insbeson- 
dere im Vordringen des Universalbankprinzips: Im Beteili- 
gungsgeschäft wie im Emissionsgeschäft betätigen sich auch 
solche Kreditinstitute und Gruppen von Kreditinstituten, die 
sich bisher von diesem Geschäft ferngehalten hatten. Zahlreiche 
Kreditinstitute vermehrten, verbesserten und verfeinerten ihre 
Dienstleistungen insbesondere in der Anlagenberatung und der 
Vermögensverwaltung. Vor allem verstärkten sich die Anstren- 
gungen der Kreditinstitute auf dem Gebiet der Kapitalanlage- 
gesellschaften (Investmentfonds), wo ausländische Unterneh- 
men einen beachtlichen Marktanteil erworben hatten. Im Pas- 
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sivgeschäft wurden die von den Spitzenverbänden der Kredit- 
institute gegebenen Empfehlungen im wesentlichen eingehal- 
ten, nur eine geringe Anzahl von Kreditinstituten wich durch 
Gewährung höherer Zinsen ab. Bemerkenswert war um die 
Mitte des Berichtsjahres, daß erstmals der Bundesverband deut- 
scher Banken eine Zinsempfehlung früher als die übrigen Spit- 
zenverbände herausgab und damit das Verhalten der anderen 
Spitzenverbände nicht unwesentlich beeinflußte. 

Damit ergab sich zum ersten Mal eine Abwandlung der bishe- 
rigen Praxis der Spitzenverbände der Kreditinstitute, Empfeh- 
lungen für Habenzinsen in Übereinstimmung untereinander, 
gleichzeitig und mit im wesentlichen gleichem Inhalt zu erlas- 
sen. Empfehlungen auf dem Gebiet der Ausnahmebereiche des 
§ 102 werden zwar vom Bundeskartellamt zur Meldung im 
Verfahren des § 102 Abs. 1 in ständiger Praxis (Tätigkeitsbe- 
richt 1961 S. 54) zugelassen. Gegen das Institut der Empfehlung 
im Kreditwesen bestehen jedoch nach wie vor grundsätzliche 
Bedenken, deshalb, weil diese in Geschäftszweigen mit vor- 
herrschendem Massengeschäft kartellähnliche Wirkungen zei- 
gen. Dieses grundsätzliche Bedenken wird vor allem durch die 
Tatsache verstärkt, daß die ersten Zinsempfehlungen der Spit- 
zenverbände für Sicht-, Termin- und Spareinlagen ohne zeit- 
liche Lücke an die Stelle der staatlichen Anordnungen über 
Habenzinsen nach deren Aufhebung traten. Zwischenzeitlich 
sind von den Spitzenverbänden mehrfach Änderungen dieser 
ersten Empfehlungen vorgenommen worden. Da für Termin- 
und längerfristige Spareinlagen seit geraumer Zeit auf Emp- 
fehlungen verzichtet wird, sind nur noch die Sichteinlagen und 
die Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist von Empfeh- 
lungen beeinflußt. Gerade bei den Spareinlagen mit gesetzlicher 
Kündigungsfrist wirken sich allerdings, wie statistische Erhe- 
bungen der Bundesbank zeigen, die Empfehlungen in der Weise 
aus, daß nur unwesentliche Teile von Spareinlagen zu anderen 
als den empfohlenen Zinssätzen angenommen worden sind. 

Im Versicherungswesen hob sich im Berichtsjahr neben dem an- 
haltenden Ausbau der Kartellbindungen in der Transportver- 
sicherung vor allem die — wenigstens gegenüber den Versiche- 
rungsnehmern, die mittlere und kleinere Versicherungsobjekte 
zu versichern haben — vollständige Durchsetzung der Tarif- 
prämie in der Industriefeuer-Versicherung unter Wegfall nahe- 
zu allen Wettbewerbs mit der Prämie heraus. Bezüglich der 
Tarifierungsgrundsätze dieser Sparte hat sich nicht nachweisen 
lassen, daß sie mehr als eine Empfehlung darstellen. Die ein- 
heitliche Praxis der deutschen Rückversicherer, von ihren Erst- 
versicherern die Einfügung einer Strafklausel im Falle der 
Unterschreitung der Tarifprämie — der bis dahin unbekannten 
sogenannten Unterversicherungsklausel — bei Gefahr der Kün- 
digung des obligatorischen Rückversicherungsvertrages zu for- 
dern, genügte zur Beseitigung beinahe aller deutschen Außen- 
seitergesellschaften. Daraus resultierte eine Verminderung des 
Außenseiteranteils auf einen äußerst geringen Satz, da die 
deutschen Erstversicherer in der Regel ihren obligatorischen 
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Rückversicherungsantrag bei einem Rückversicherer im Inland 
abschließen. Die Praxis des zuständigen Fachverbandes der 
Versicherer, bei allen seinen Mitgliedern, die nicht bereits in 
der Mitgliederversammlung dem Beschluß über die Tarifie- 
rungsgrundsätze zugestimmt hatten, zu versuchen, nachträglich 
die Zustimmung zu erhalten, förderte die^Beseitigung von Außen- 
seitertätigkeit. Die Stellung der Versicherungsnehmer wurde 
ferner dadurch geschwächt, daß die deutschen Rückversicherer 
’;und Erstversicherer vielfach ihre Zeichnungskapazität ein- 
schränkten. Die Erstversicherer bezeichnen dies als Vorsichts- 
maßnahme angesichts der hohen Schadensquoten, des Anwach- 
sens der Zahl der Großschäden sowie der Haltung der Rückver- 
sicherer, die seit Jahren den überwiegenden Teil der techni- 
schen Verluste getragen haben. Sinn dieser Maßnahme ist es, 
nicht an einer kleineren Zahl von Versicherungsobjekten hoch 
beteiligt zu sein, sondern einen geringeren Anteil an vielen 
Versicherungsobjekten zu zeichnen. 

ln Beantwortung einer Großen Anfrage der CDU/CSU-Fraktion 
zur Stromversorgung der deutschen Wirtschaft hat sich die 
Bundesregierung auf den seit langem vom Bundeskartellamt 
vertretenen Standpunkt gestellt, daß eine Auflockerung der 
Monopolstellung der Elektrizitätsversorgungsunternehmen die 
Stromversorgung der deutschen Wirtschaft bessern und zu- 
gleich zu einer Lösung der Strukturprobleme beitragen könnte 
(Drucksache V/3978). Die Bundesregierung hat die Absicht er- 
klärt, die dazu notwendige Belebung des Wettbewerbs mit 
einer Aufhebung des generellen Rechtsschutzes für Demarka- 
tionsverträge einzuleiten. Eine Abgrenzung von Versorgungs- 
gebieten ist volkswirtschaftlich nur sinnvoll, wenn und soweit 
sie durch Rationalisierung die Stromversorgung verbessert. 
Hierzu bedarf es nicht des generellen Rechtsschutzes für De- 
markationsverträge. Sachgerechter ist vielmehr, daß die Kar- 
tellbehörden nur bei Vorliegen der tatbestandlichen Voraus- 
setzungen des § 5 Abs. 2 auf Antrag derartige Gebietsabspra- 
chen als Rationalisierungskartelle erlauben. Im übrigen hat die 
von den Kartellbehörden geübte und seit einigen Jahren ver- 
stärkte Mißbrauchsaufsicht über Demarkationsverträge in nicht 
unerheblichem Umfange bewirkt, daß durch Strompreissenkun- 
gen die negativen Auswirkungen des noch bestehenden gene- 
rellen Gebietsschutzes gemildert werden konnten. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat im Be- 
richtsjahr ihre Entscheidungstätigkeit bei der Anwendung der 
Wettbewerbsregeln des EWG-Vertrages verstärkt. Die wett- 
bewerbspolitische Konzeption, von der sie sich hierbei leiten 
läßt, entspricht den Leitlinien für die Kartell- und Monopol- 
politik in dem zweiten Programm für die mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik, das der Rat der Europäischen Gemeinschaften 
am 12. Mai 1969 angenommen hat (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften — ABIEG — Nr. L 129 vom 30. Mai 1969 S. 6, 
23). Danach muß die Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft 
primär auf eine ständige Verbesserung der Leistungsfähigkeit 
der Unternehmen ausgerichtet sein; ihr Ziel muß es sein, so- 
wohl eine in gesellschafts- und wirtschaftspolitischer Hinsicht 
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erwünschte Mischung von Unternehmen verschiedener Größe 
zu ermöglichen als auch wirksamen Wettbewerb zwischen ihnen 
zu gewährleisten. Die Anwendung des Artikels 85 EWGV auf 
die zwischenbetriebliche Zusammenarbeit soll durch eine zu- 
nehmende Reihe von Musterentscheidungen geklärt werden, 
damit wünschenswerte Initiativen von Unternehnien auf diesem 
Gebiet nicht gehemmt werden. 

Die Kommission hat daher ihre Praxis fortgesetzt, den Inhalt 
des Artikels 85 EWGV durch Entscheidung von Musterfällen 
zu konkretisieren. So hat sie erstmals Freistellungserklärungen 
nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV für eine Vereinbarung auf dem 
Gebiet der Dienstleistungen („Europäische Werkzeugmaschi- 
nen-Ausstellungen") und für Spezialisierungsverträge abgege- 
ben („Clima Chappee — Buderus", „Jaz — Peter"). Die Kom- 
mission hat ferner einen Kegativtest nach Artikel 2 der Ver- 
ordnung Nr, 17 (VO 17, ABIEG 1962 S. 204/62) in einem ersten 
Fall für eine Vereinbarung zwischen einer Muttergesellschaft 
und ihrer wirtschaftlich und finanziell integrierten Tochter- 
gesellschaft erteilt („Christian! & Nielsen"). 

Das zweite Programm für die mittelfristige Wirtschaftspolitik 
betont die weitere Aufgabe, bei der Anwendung der Wettbe- 
werbsregeln des EWG-Vertrages dafür zu sorgen, daß die Un- 
ternehmen den Wettbewerb nicht dadurch verfälschen, daß sie 
ihn durch Kartellvereinbarungen einzuschränken suchen. Die 
Entscheidungen der Kommission aufgrund des Artikels 85 
EWGV müßten daher darauf hinzielen zu vermeiden, daß sich 
über die Bildung von Kartellen oder unter dem Deckmantel von 
Kooperationsabreden eine Vermachtung der Märkte vollzieht, 
die eines der in Artikel 85 Abs. 1 EWGV mißbilligten Ergeb- 
nisse bewirkt. In zwei Entscheidungen der Kommission ist auch 
dieser Aspekt deutlich geworden. Die Kommission hat in diesen 
ersten Entscheidungen nach Artikel 15 Abs. 2 VO 17 beträcht- 
liche Geldbußen gegen Unternehmen wegen einer Beteiligung 
an solchen verbotenen Absprachen und aufeinander abgestimm- 
ten Verhaltensweisen verhängt („Internationales Chininkar- 
tell", „Farbstoffe"). 

Die leistungssteigernde zwischenbetriebliche Zusammenarbeit 
läßt sich nicht nur durch die Klärung des Anwendungsbereiches 
des Artikels 85 EWGV in Einzelfallentscheidungen, sondern 
mit breiter Wirkung auch durch Gruppenfreistellungen nach 
Artikel 85 Abs. 3 EWGV fördern. Maßnahmen dieser Art emp- 
fiehlt das zweite Programm für die mittelfristige Wirtschafts- 
politik insbesondere für wettbewerblich unbedenkliche Koope- 
rationsabkommen zwischen kleinen und mittleren Unternehmen 
sowie, unabhängig von der Größe der beteiligten Unternehmen, 
für Vereinbarungen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Forschung und Entwicklung. Eine Konferenz der Kartell- 
sachverständigen der Regierungen der Mitgliedstaaten hat 
Maßnahmen erörtert, welche die zwischenbetriebliche Zusam- 
menarbeit insbesondere kleiner und mittlerer Unternehmen er- 
leichtern und fördern könnten. Die Sachverständigen haben 
Vorschläge für eine Regelung behandelt, die klarstellen soll. 
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daß bestimmte Vereinbarungen wegen ihrer geringen wirt- 
schaftlichen Bedeutung nicht unter das Verbot des Artikels 85 
Abs. 1 EWGV fallen (Bagatellfälle). Als weiterer Vorschlag ist 
eine Ausdehnung des Kreises der nicht anmeldebedürftigen 
Vereinbarungen (Artikel 4 Abs. 2 VO 17) auf alle Absprachen 
über Forschung und Entwicklung sowie auf bestimmte Spezia- 
lisierungsabreden beraten worden. Die Konferenz hat ferner die 
Möglichkeit erörtert, Gruppen von Vereinbarungen über die 
Anwendung von Normen und Typen, Forschung und Entwick- 
lung, Spezialisierung sowie über gemeinsamen Einkauf und ge- 
meinsamen Verkauf von dem Verbot des Artikels 85 Abs. 1 
EWGV freizustellen. Bei diesem Vorhaben wird eingehend zu 
erwägen sein, ob für Vereinbarungen, welche unter eine Grup- 
penfreistellung fallen, abweichend von Artikel 4 Abs. 1 VO 17 
auf eine Anmeldepflicht verzichtet werden kann. Der Erfolg 
einer aktiven Politik der Wettbewerbsförderung, wie sie das 
zweite Programm für die mittelfristige Wirtschaftspolitik vor- 
sieht, dürfte nicht zuletzt davon abhängen, inwieweit sie sich 
auf eine fundierte Kenntnis der Marktverhältnisse und der 
Marktentwicklung stützen kann. Eine Anmeldepflicht für Ko- 
operationsabsprachen, die von einer Gruppenfreistellung er- 
faßt werden, würde der Kommission Kenntnisse über Anzahl 
und Inhalt der getroffenen Vereinbarungen vermitteln und es 
ihr erleichtern, die Bedeutung der einzelnen Absprachen für 
die Wettbewerbsintensität auf bestimmten Märkten zu beurtei- 
len. Dabei sollte sich die Anmeldepflicht auch auf Angaben 
über die konzernmäßige Verflechtung der Partner einer Ver- 
einbarung erstrecken. 

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften hat mit meh- 
reren Entscheidungen in Verfahren auf Vorabentscheidungen 
nach Artikel 177 Buchstabe a EWGV Rechtsfragen geklärt, die 
bei der Anwendung des Artikels 85 EWGV bestanden. Er hat 
es für möglich erklärt, daß Alleinvertriebsvereinbarungen selbst 
bei absolutem Gebietsschutz mit Rücksicht auf die schwache 
Stellung der Beteiligten auf dem relevanten Markt in dem ge- 
schützten Gebiet nicht unter das Verbot des Artikels 85 Abs. 1 
EWGV fallen (Urteil vom 9. Juli 1969 — Rechtssache 5/69 
„Voelk ./. Vervaecke", RsprGH XV S. 295 - WuW/E EWG/ 
MUV 219). Dieses Urteil schränkt die Tragweite der Grundsätze 
ein, welche der Gerichtshof in der Entscheidung in der Sache 
„Grundig-Consten'" (Tätigkeitsbericht 1966 S. 78 f.) zur Verein- 
barkeit von Alleinvertriebsverträgen mit absolutem Gebiets- 
schutz mit Artikel 85 Abs. 1 EWGV entwickelt hat. über die 
Beurteilung solcher Alleinvertriebsverträge hinaus ist die Ent- 
scheidung von allgemeiner Bedeutung für die Auslegung des 
Artikels 85 Abs. 1 EWGV. Der Gerichtshof stimmt mit der 
Kommission in der Ansicht überein, daß Artikel 85 Abs. 1 
EWGV eine spürbare Wettbewerbseinschränkung voraussetzt, 
die bei wettbewerbsbeschränkenden Abreden zwischen Unter- 
nehmen mit sehr schwacher Marktstellung fehlen kann (Tätig- 
keitsbericht 1968 S. 28). 

Mit einem weiteren Urteil vom 9. Juli 1969 (Rechtssache 10/69 
„Portelange ./. Smith Corona Marchant International u. a.". 
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RsprGH XV S, 309 - WnW/E EWG/MUV 213) hat der Ge- 
richtshof entschieden, daß Vereinbarungen, die unter Artikel 85 
Abs. 1 EWGV fallen, jedoch nach den Vorschriften der VO 17 
ordnungsgemäß bei der Kommission angemeldet sind, solange 
voll wirksam sind, bis die Kommission nach Artikel 85 Abs. 3 
EWGV und den Bestimmungen der VO 17 entschieden hat. In 
Verbindung mit den Vorschriften der VO 17 über die Anmel- 
dung von Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander ab- 
gestimmten Verhaltensweisen gesehen, kehrt diese Rechtsauf- 
fassung in ihren praktischen Auswirkungen das in Artikel 85 
Abs. 1 EWGV enthaltene grundsätzliche Verbot wettbewerb- 
beschränkender Abreden in eine dem Mißbrauchsprinzip ent- 
sprechende Regelung um. Dies gilt insbesondere, solange in- 
folge der großen Zahl von Anmeldungen zwischen Anmeldung 
und Entscheidung der Kommission ein langer Zeitraum ver- 
streichen muß. 

Für das Verständnis der Wettbewerbsregeln des EWG-Ver- 
trages, insbesondere aber für das Verhältnis dieser Vorschrif- 
ten zu den innerstaatlichen kartellrechtlichen Normen, ist das 
Urteil des Gerichtshofes vom 13. Februar 1969 in der Rechts- 
sache 14/68 bedeutsam („Farbenhersteller", RsprGH XV S. 1 
= WuW/E EWG/MUV 201). Das Kammergericht in Berlin hatte 
den Gerichtshof aufgrund von Artikel 177 EWGV um Vorab- 
entscheidung ersucht, ob es mit Artikel 85 Abs, 1 und 3 EWGV 
und Artikel 9 VO 17 sowie mit den allgemeinen Grundsätzen 
des geltenden Gemeinschaftsrechts vereinbar sei, auf eine ein- 
heitliche Handlung, die die tatbestandlichen Voraussetzungen 
des Artikels 85 Abs. 1 EWGV erfüllen kann, neben diesem Ver- 
bot kumulativ die kartellrechtlichen Verbotsnormen eines Mit- 
gliedstaates anzuwenden, wenn die Kommission ihre Zustän- 
digkeit nach Artikel 3 EWGV und durch Initiative nach Artikel 
14 VO 17 bereits in Anspruch genommen hat. Das Kammerge- 
richt hatte die Gefahr einer Doppelsanktion und einer Schlech- 
terstellung von Angehörigen eines Mitgliedstaates sowie die 
Notwendigkeit einer einheitlichen rechtlichen Würdigung als 
Gesichtspunkte bezeichnet, die in einem solchen Falle der ku- 
mulativen Anwendung der Verbotsnormen eines Mitgliedstaa- 
tes neben dem Verbot des Artikels 85 Abs. 1 EWGV entgegen- 
stehen könnten. 

Der Gerichtshof hat auf diese Fragen entschieden, daß die natio- 
nalen Behörden, solange nicht eine nach Artikel 87 Abs. 2 Buch- 
stabe a EWGV ergangene Verordnung etwas anderes bestimmt, 
gegen ein Kartell auch dann nach staatlichem Recht Vorgehen 
können, wenn bei der Kommission ein Verfahren anhängig ist, 
in dem dieses Kartell auf seine Vereinbarkeit mit dem Gemein- 
schaftsrecht geprüft wird. Diese grundsätzliche Aussage 
schränkt der Gerichtshof dahin ein, daß die Anwendung des 
nationalen Rechts die uneingeschränkte und einheitliche An- 
wendung des Gemeinschaftsrechts und die Wirksamkeit der zu 
seinem Vollzug ergangenen oder zu treffenden Maßnahmen 
nicht beeinträchtigen dürfe. Durch die Regelung in Artikel 85 
EWGV wolle der Vertrag „in erster Linie Hindernisse für den 
freien Warenverkehr auf dem Gemeinsamen Markt beseitigen 
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und die Einheit dieses Marktes bekräftigen und gewährlei- 
sten" . Daneben gestattete der Vertrag jedoch den Gemeinschafts- 
behörden auch „gewisse positive, obgleich mittelbare Eingriffe 
zur Förderung einer harmonischen Entwicklung des Wirtschafts- 
lebens innerhalb der Gemeinschaft im Sinne von Artikel 2 
EWGV". Nach den Entscheidungsgründen sieht der Gerichtshof 
die Gefahr einer Beeinträchtigung der Anwendung des Gemein- 
schaftsrechts oder der Wirksamkeit der seinem Vollzug dienen- 
den Maßnahmen durch die Anwendung nationalen Rechts auch 
im Bereich dieser positiven, obgleich mittelbaren Eingriffe. We- 
gen der Auswirkungen, die nach diesem Urteil Entscheidungen 
der Kommission in Anwendung des Artikels 85 EWGV für den 
Einzelfall haben können, erscheint auch im Hinblick auf den 
Vollzug des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen die 
in Artikel 10 Abs. 2 VO 17 erwähnte enge und stetige Zusam- 
menarbeit zwischen der Kommission und dem Bundeskartell- 
amt noch wichtiger als bisher. Der Meinungsaustausch und die 
praktische Zusammenarbeit mit der Kommission sind daher 
im Berichtsjahr weiter vertieft worden. Diese Zusammenarbeit 
zielt auch darauf ab, alle Möglichkeiten für eine inhaltlich über- 
einstimmende Anwendung des nationalen und des gemein- 
schaftsrechtlichen Kartellrechts auszuschöpfen. Die Frage, in 
welcher Hinsicht die kartellrechtlichen Vorschriften beider 
Rechtsordnungen harmonisiert werden müßten, ist durch dieses 
Urteil des Gerichtshofs erneut gestellt. Unter dem dort ange- 
sprochenen besonderen Gesichtspunkt einer Vermeidung von 
sich widersprechenden Entscheidungen in Einzelfällen dürfte 
ein Sachzwang zur Angleichung der kartellrechtlichen Vor- 
schriften bestehen, soweit erkennbar wird, daß das geltende 
Recht eine im Ergebnis übereinstimmende Lösung von Kon- 
fliktfällen nicht ermöglicht. 

Internationale Der Ausschuß für wettbewerbsbeschränkende Praktiken bei der 

Wettbewerbs- Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 

beschrankungen ^ 

lung (OECD) hat seine Arbeiten gemäß seinen Terms of Refe- 
rence fortgesetzt. Der im Tätigkeitsbericht 1968 S. 98 er- 
wähnte Bericht über Wettbewerbsbeschränkungen im Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten ist inzwischen vom Ausschuß 


') Diese lauten: 

(1) Beobachtung der Entwicklung im Bereich der Wettbewerbsbeschrän- 
kungen in einzelnen Staaten und in internationalen oder regionalen 
Organisationen, z, B. im Hinblick auf neue Gesetzgebung oder die An- 
wendung geltenden Rechts und die Zusammenfassung der Ergebnissej 

(2) Prüfung und Vergleich des Wettbewerbsrechts in den einzelnen 
Staaten und der ihnen zugrunde liegenden Prinzipien sowie Stellung- 
nahme zu den aus der Natur oder der Anwendung dieses Rechts erwach- 
senden Einzelfragen; 

(3) Prüfung besonderer Probleme, die sich aus dem Bestehen von 
Monopolen und Wettbewerbsbeschränkungen ergeben, und Stellungnahme 
hierzu; 

(4) Förderung der Vereinheitlichung des Sprachgebrauchs in bezug 
auf Wettbewerbsbeschränkungen; 

(5) Entwicklung übereinstimmender Definitionen bestimmter Unter- 
nehmenshandlungen, die eine nachteilige Wirkung auf den internatio- 
nalen Handel haben können, und die Prüfung der Entwicklung in diesem 
Bereich auf der Grundlage solcher Definitionen; 

(6) Vorlage von Berichten und Empfehlungen an den Rat im Rahmen 
der Zuständigkeit des Komitees. 
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angenommen und dem Rat der OECD vorgelegt worden. Außer- 
dem hat der Ausschuß beschlossen, die unter Vorsitz des Präsi- 
denten des Bundeskartellamtes stehende Arbeitsgruppe mit 
einer Studie über Exportkartelle, insbesondere internationale 
Exportkartelle, zu beauftragen. 

Die rechtsvergleichenden Arbeiten des Ausschusses sind weiter 
vorangeschritten. Die Studie über Zusammenschlüsse, Monopo- 
lisierung und Mißbräuche marktbeherrschender Unternehmen 
wurde vom Rat der OECD gebilligt und wird von der OECD 
veröttentlicht ^). Die Veröffentlichung der Studie über Liefer- 
verweigerung ist bereits erfolgt. Studien über Wettbewerbs- 
beschränkungen im Zusammenhang mit Patenten und Patent- 
lizenzen und über Gesamtumsatzrabattkartelle sind im Gange. 

Außerdem werden sich zwei Arbeitsgruppen mit wirtschaft- 
lichen und praktischen Fragen der Fusionskontrolle und mit 
wettbewerbspolitischen Aspekten multinationaler Unterneh- 
men befassen. 

In Anwendung der Empfehlung des Rates der OECD vom 5. Ok- 
tober 1967 (Tätigkeitsberichte 1967 S. 96, 1968 S. 98) ist das 
Bundeskartellamt über das in den USA von der Federal Trade 
Commission eingeleitete Verfahren unterrichtet worden, das 
sich gegen den Erwerb der Triumph-Werke Nürnberg AG durch 
das amerikanische Unternehmen Litton Industries Inc. richtet. 

Für das Bundeskartellamt bestand im Berichtszeitraum kein 
Anlaß, Behörden anderer OECD-Mitgliedstaaten über deutsche 
Verfahren zu unterrichten. 

Der Präsident und Mitglieder des Bundeskartellamtes waren internationale 
zu der vom britischen Handelsministerium (Board of Trade) Kartellkonferenz 
veranstalteten und von der OECD geförderten internationalen 
Konferenz über Monopole, Zusammenschlüsse und wettbe- 
werbsbeschränkende Praktiken, die in der Zeit vom 23. bis 26. 

September in Cambridge stattfand, eingeladen. Auf der Konfe- 
renz, an der rund 150 Vertreter aus Wissenschaft, Wirtschaft 
und Verwaltung teilnahmen, wurden in fünf Arbeitsgruppen 
folgende Themen behandelt; 

1. Wirtschaftspolitische Zielvorstellungen — der Beitrag der 
Wettbewerbspolitik, 

2. Unternehmerverhalten und Wettbewerbspolitik, 

3. Der Einfluß der Marktstruktur auf Unternehmenswachstum 
und technischen Fortschritt, 

4. Das internationale Unternehmen und internationale Aspekte 
der Wettbewerbspolitik, 

5. Der Einfluß der Wettbewerbspolitik auf die Leistungsfähig- 
keit des Handels und anderer Dienstleistungszweige. 

Die vierte Arbeitsgruppe unter Vorsitz des Präsidenten des 
Bundeskartellamtes kam zu dem Ergebnis, daß die zunehmende 
"wirtschaftliche Bedeutung internationaler Unternehmen die 

Titel der OECD-Studie; Market Power and the Law. 

Refusal to seil, Report of the Committee of Experts on Restrictive 
Business Practices, Paris, OECD 1969. 
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Erfahrungs- 
austausch mit 
ausländischen 
Behörden 


Erläuterungen 
zur Konzentra- 
tionsstatistik 


nationale Wettbewerbspolitik in zweierlei Hinsicht vor Pro- 
bleme stellt: Erstens kann die Durchsetzung des nationalen 
Wettbewerbsrechts darunter leiden, daß Teilbereiche interna- 
tionaler Unternehmen dem unmittelbaren hoheitlichen Zugriff 
einer nationalen Kartellbehörde entzogen sind. Zweitens können 
Maßnahmen der Behörden eines Staates gegen ein internatio- 
nales Unternehmen die Interessen anderer Staaten berühren. Die 
Arbeitsgruppe hat dem Rat der OECD empfohlen, den Ausschuß 
für wettbewerbsbeschränkende Praktiken zu beauftragen, ein 
Verfahren zwischenstaatlicher Konsultation und Kooperation 
im Rahmen der OECD über von multinationalen Unternehmen 
ausgehende Wettbewerbsbeschränkungen im internationalen 
Handel zu erörtern und den Arbeiten des Ausschusses die not- 
wendige politische Unterstützung zu geben. 

Das Bundeskartellamt hat im Berichtsjahr mit mehreren aus- 
ländlichen Behörden Erfahrungen über bestimmte Einzelaspekte 
seines Aufgabenbereiches ausgetauscht. 

Zu Tabelle 1: Es handelt sich hierbei um eine Fortschreibung 
der bereits in früheren Tätigkeitsberichten des Bundeskartell- 
amtes enthaltenen Statistiken über die Gesamtzahl der nach 
§ 23 angezeigten Unternehmenszusammenschlüsse. Im Jahr 
1969 sind danach insgesamt 168 Unternehmenszusammen- 
schlüsse angezeigt worden. Bereits die Gegenüberstellung die- 
ser Globalgröße mit den entsprechenden Zahlen vorangegan- 
gener Jahre läßt die beachtliche Beschleunigung des Konzen- 
trationsprozesses im Berichtsjahr erkennen. Tabelle 1 bildet den 
Ausgangspunkt für die Tabellen 2 bis 5, welche nur die bedeu- 
tendsten Zusammenschlüsse einer eingehenderen statistischen 
Analyse unterziehen. 

Zu Tabelle 2: Die der Tabelle 2 — ebenso wie den Tabellen 3 
bis 5 — zugrunde liegende Konzeption einer Beschränkung auf 
die bedeutendsten Konzentrationsvorgänge entspricht im we- 
sentlichen dem Vorgehen der amerikanischen Federal Trade 
Commission (FTC). In Übereinstimmung mit den Statistiken der 
FTC wird als Kriterium für einen bedeutenden Zusammen- 
schluß die Größe des erworbenen Unternehmens herangezogen. 
Als „groß" wird ein Zusammenschluß für die vorliegende Sta- 
tistik des Bundeskartellamtes dann eingestuft, wenn das er- 
worbene Unternehmen eine Bilanzsumme von 25 Millionen DM 
oder mehr ausweist. Handelt es sich bei dem erworbenen Un- 
ternehmen um eine Bank, wird als Kriterium für einen „großen" 
Zusammenschluß eine Bilanzsumme von 150 Millionen DM oder 
mehr, bei Versicherungsunternehmen dagegen eine jährliche 
Prämieneinnahme von 50 Millionen DM oder mehr gewählt. Da 
die Statistik des Bundeskartellamtes auf Bilanzsummen abge- 
stellt ist, wird im zuletzt genannten Fall statistisch nur die 
Bilanzsumme des erworbenen Versicherungsunternehmens er- 
faßt. 
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Die Gesamtzahl der nach diesen Kriterien ermittelten „großen" 
Zusammenschlüsse läßt sich aus der Tabelle 2 (Spalte 3) ent- 
nehmen, wobei „große" Zusammenschlüsse mit Banken und 
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Versicherungen wegen der besonderen wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse, insbesondere der außergewöhnlich hohen Bilanz- 
summen, jeweils gesondert ausgewiesen werden. In Spalte 3 
nicht enthalten sind Neugründungen, da ihre statistische Er- 
fassung und Auswertung mangels Aussagefähigkeit der jewei- 
ligen Eröffnungsbilanz nicht sinnvoll ist. Das gleiche gilt für die 
Zusammenschlußtatbestände von § 23 Abs. 2 Nr. 2 bis 4, welche 
jedoch in der Regel nicht die Kriterien eines „großen“ Zusam- 
menschlusses erfüllen. Aus Spalte 4 läßt sich die wirtschaftliche 
Potenz der jeweils angezeigten „großen" Zusammenschlüsse 
ersehen. Zugrunde gelegt werden dabei die Bilanzsummen der 
bei „großen" Zusammenschlüssen erworbenen Unternehmen 
unter Berücksichtigung des jeweiligen Beteiligungsgrades, d. h. 
bei einer Verschmelzung bzw. einem Erwerb von 100 v. H. wird 
die volle Bilanzsumme, bei einem Beteiligungserwerb von 
50 V. H. beispielsweise dagegen nur die halbe Bilanzsumme in 
Ansatz gebracht. Dieses Verfahren ist insbesondere im Hinblick 
auf über einzelne Jahre hinweg mehrmals vorgenommene Auf- 
stockungen einer Beteiligung am zweckmäßigsten, wobei aller- 
dings in Kauf genommen werden muß, daß der mit einer Be- 
teiligung einhergehende Machtzuwachs häufig höher zu ver- 
anschlagen sein wird, als es der jeweilige Beteiligungsgrad aus- 
drückt. Schwierigkeiten bei der statistischen Aufbereitung ver- 
ursachte die Tatsache, daß § 23 die Verpflichtung der betrof- 
fenen Unternehmen, auch jeweils die Höhe der erworbenen 
Beteiligung dem Bundeskartellamt mitzuteilen, nicht expressis 
verbis verlangt. 

Zu Tabelle 3: Während Tabelle 2 eine Gesamtdarstellung der 
„großen" Zusammenschlüsse gibt, sieht Tabelle 3 eine Aus- 
wertung dieses Komplexes unter dem Gesichtspunkt der er- 
werbenden Unternehmen vor, gegebenenfalls unter Berück- 
sichtigung einer Konzernzugehörigkeit. Das Ergebnis dieser Un- 
tersuchung zeigt, daß das Schwergewicht der „großen" Zusam- 
menschlüsse i. S. von Tabelle 2 sowohl im Hinblick auf die An- 
zahl als auch auf die dabei erworbenen Bilanzsummen bei Er- 
werbern liegt, die zur Gruppe der Größtunternehmen (Bilanz- 
summe über 1000 Millionen DM) gehören. Dieses Ergebnis wird 
allerdings bis zu einem gewissen Grad bedingt durch die Wahl 
der absoluten Meldekriterien für Unternehmenszusammen- 
schlüsse. Die hohen absoluten Meldekriterien des § 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 lassen verschiedene „große" Zusammenschlüsse 
häufig nicht anzeigepflichtig werden, und zwar gerade in sol- 
chen Fällen, bei denen das erwerbende Unternehmen den un- 
teren und mittleren Größenklassen der Tabelle 3 zuzurechnen 
ist. In diesen Fällen kann die Anzeigepflicht meist nur durch 
das relative Kriterium des Marktanteils von 20 v. H. oder mehr 
(§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) ausgelöst werden. Die dargestellten 
Auswirkungen werden noch dadurch verstärkt, daß bei einer 
Anwendung der absoluten Meldekriterien die Konzernzuge- 
hörigkeit der beteiligten Unternehmen nicht zu berücksichtigen 
ist (§ 23 Abs. 1 Satz 2). Eine entsprechende Novellierung des 
§ 23 würde die Konzentrationsberichterstattung des Bundeskar- 
tellamtes ausgewogener und aussagefähiger gestalten. 
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Zu Tabelle 4: Hier wird eine statistische Analyse der „großen" 
Zusammenschlüsse nach Wirtschaftszweigen sowohl der er- 
werbenden als auch der erworbenen Unternehmen vorgenom- 
men. Der Übersichtlichkeit wegen sind nur solche Wirtschafts- 
zweige aufgeführt, die von angezeigten Zusammenschlüssen in 
der Zeit von 1966 bis 1969 betroffen wurden. In den einzelnen 
Feldern der Tabelle 4 bedeuten die erste Ziffer die Anzahl der 
angezeigten „großen" Zusammenschlüsse, die zweite die dazu- 
gehörigen anteiligen Bilanzsummen in Millionen DM. 

Aus Tabelle 4 ist ersichtlich, daß Erwerber und Erworbener bei 
der Mehrzahl der angezeigten „großen" Zusammenschlüsse 
demselben Wirtschaftszweig angehören. Das Schwergewicht 
liegt dabei in ausgesprochenen Wachstumsbereichen (Mineral- 
ölerzeugnisse, Maschinenbauerzeugnisse, elektrotechnische Er- 
zeugnisse, chemische Erzeugnisse, Banken, Versorgungswirt- 
schaft). Da sich Tabelle 4 nur auf Wirtschaftszweige und nicht auf 
Märkte erstreckt, ist damit noch nicht die Frage beantwortet, 
ob die erfaßten Zusammenschlüsse gleiche oder verschiedene 
Märkte betreffen. Deshalb wird eine Ergänzung durch Tabelle 5 
vorgenommen. 

Zu Tabelle 5: Tabelle 5 enthält eine zusammenfassende Dar- 
stellung der „großen" Zusammenschlüsse nach Konzentrations- 
arten (horizontale, vertikale, diagonale Zusammenschlüsse). 
Ein horizontaler Zusammenschluß wird dann angenommen, 
wenn die beteiligten Unternehmen unter Einbeziehung be- 
stehender Konzernverbindungen vor dem Zusammenschluß für 
die gleiche Art von Waren oder gewerblichen Leistungen als 
Anbieter auftraten. Dagegen werden Zusammenschlüsse auf be- 
nachbarten oder hinsichtlich Produktion oder Vertrieb funktio- 
nell in Beziehung stehenden Märkten als Produktausweitung 
und Unterfall eines diversifizierenden (= diagonalen, konglo- 
meraten) Zusammenschlusses eingestuft. Bei den als „Sonstige" 
bezeichneten Fällen einesidiversifizierenden Zusammenschlusses 
bestehen zwischen dem Angebot an Waren oder gewerblichen 
Leistungen der beteiligten Unternehmen keine Beziehungen. 


Nach Anzahl und Bedeutung liegen horizontale Konzentrations- 
vorgänge bei angezeigten „großen" Zusammenschlüssen an 
der Spitze. Sie belaufen sich in den Jahren 1966 bis 1969 auf: 


Zeitraum 

Anzahl 

Anteilige Bilanzsumme in Millionen 
DM 

1966 

10 

2 060,6 

1967 

13 

915,6 

1968 

7 

740,8 

1969 

30 

5 229,1 


+ 5 
Banken 

+ 1 1 020,3 Banken 


An zweiter Stelle folgen diversifizierende Zusammenschlüsse 
mit dem Ziel der Produktausweitung. Unter Hinzurechnung 
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der „Sonstigen" belaufen sich die diversifizierenden Zusam- 
menschlüsse in den Jahren 1966 bis 1969 auf: 


Zeitraum 

Anzahl 

Anteilige Bilanzsumme in Millionen 
DM 

1966 

1 

19,6 

1967 

7 

854,8 

1968 

8 

426,3 

1969 

23 

1 852,2 


+ 2 

Versiche- 

rungen 

+ 1 497,0 Ver- 
sicherungen 


Die Statistik läßt ein nicht unbedeutendes Anwachsen der 
diversifizierenden Zusammenschlüsse erkennen. Es erscheint 
allerdings verfrüht, aus einer Statistik von vier Jahren bereits 
einen eindeutigen Trend herauslesen zu wollen, wie er etwa 
in den USA mit einem starken Anwachsen der „conglomerates" 
zu verzeichnen ist. 
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Tabelle 1 


Gesamtzahl der nach § 23 GWB angezeigten Unternehmenszusammenschlüsse 
nach dem überwiegend betroffenen Wirtschaftsbereich seit 1958 


Warengruppe 

1 

1958 

1 1959 

1960 

1961 

1 

1962 

1963 

1 

1964 i 1965 

1 

1966 

1967 

1968 

1969 

ins- 

ge- 

samt 

Bergbauliche Erzeugnisse 

! 

1 


1 

1 

2 


! 

I' 

2 


3 

3 

3 

14 

Mineralölerzeugnisse 







1 

2 

1 

1 

1 

1 

7 

Steine und Erden 

1 




1 

2 



1 

4 

1 

3 

13 

Eisen und Stahl 



i 






1 


1 

3 

5 

NE-Metalle und Metallhalbzeug . . 

2 


1 


3 

' 2 

2 

; 2 


1 

2 

13 

28 

Gießereierzeugnisse 


1 


i 



, 






1 

Erzeugnisse der Ziehereien und 




1 










Kaltwalzwerke 




1 



i 




1 

1 

2 

Stahlbauerzeugnisse 

1 




1 


1 


2 




4 

Maschinenbauerzeugnisse 

1 

1 

3 

3 

1 9 

2 

1 

2 

2 

3 

13 

14 

47 

Landfahrzeuge 

2 


1 

3 

2 

3 

2 

7 

6 

3 

6 

11 

46 

Wasserfahrzeuge 











1 


1 

Luftfahrzeuge 






1 

1 

2 




9 

13 

Elektrotechnische Erzeugnisse .... 

1 

4 

5 

4 

6 

3 

8 

7 

2 

6 

6 

20 

72 

Feinmechanische und optische 














Erzeugnisse, Uhren 

1 

1 



2 

1 

1 

1 


3 

2 ^ 


12 

Eisen-, Blech- und Metallwaren . . 


1 

3 


6 

2 



3 

2 


7 

24 

Musikinstrumente, Spiel waren, 














Turn- und Sportgeräte, 














bearbeite Edelsteine 





1 




1 




2 

Chemische Erzeugnisse 

1 


2 

5 

3 

3 

4 

10 

5 

11 

11 

16 

71 

Feinkeramische Erzeugnisse 



1 

4 



1 

1 

2 

1 



10 

Glas und Glaswaren 


1 

1 

1 

1 

1 

1 

2 

2 

2 


1 

13 

Schnittholz, Sperrholz und 














sonstiges bearbeitetes Holz .... 






1 







1 

Holzwaren 














Holzschliff, Zellstoff, Papier und 














Pappe 



2 






1 

2 

3 

2 

10 

Papier- und Pappewaren 

2 

2 

1 

1 

1 





1 



8 

Druckereierzeugnisse, Lichtpaus- 














und verwandte Waren 




i 



! 

1 





1 

Kunststofferzeugnisse 






1 

i 

i 

2 

2 



1 

6 

Gummi- und Asbestwaren 






1 


1 

2 

4 

1 

1 

10 

Leder 




i 



1 







Lederwaren und Schuhe 


t 







1 


1 


1 

Textilien 

1 




1 



2 

1 

1 

1 

3 

10 

ßekleidung i 







1 





1 

2 

Ernährungsindustrie ! 

1 

2 


1 

1 


1 

1 

1 

1 

5 

2 

16 

Tabak waren 


1 

1 

1 

1 



1 

2 

1 


5 

13 

Bauwirtschaft 







i 







Handel und Handelshilfsgewerbe . . 

1 





2 

1 

1 1 


1 

6 


4 

15 

Handwerk 














Genossenschaften 














Kulturelle Leistungen 







1 

1 


1 



3 

Filmwirtschaft 



1 


3 








4 

Sonstige Dienstleistungen 






1 







1 

Land- und Forstwirtschaft, Garten- 














und Weinbau, Fischerei und Jagd 







1 

1 


1 

2 

3 

8 

Verkehrswirtschaft 


1 


2 


2 

6 



1 


1 

13 

Banken 










1 

4 

34 

39 

Versicherungen 







1 





3 

4 

Versorgungswirtschaft 





2 

1 

1 

2 

4 

5 1 

1 

6 

22 

insgesamt . . . 

15 

15 

22 

26 

38 

29 

36 

50 

43 

65 

65 

168 

572 
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Tabelle 2 


„Große“ Zusammenschlüsse seit 1966 


Jahr 

Gesamtzahl der nach § 23 GWB 
angezeigten Zusammenschlüsse 
Tabelle 1) 

Davon „große“ 
Zusammenschlüsse 
(ohne Neugründungen) 

Anteilige Bilanzsummen aller 
bei „großen“ Zusammen- 
schlüssen erworbenen 
Unternehmen 
(in Millionen DM) 

1 

2 

3 

4 

■ 

1966 

43 

(einschließlich 

4 Neugründimgen) 

12 

2 181,4 ^) 

1967 

65 

(einschließlich 

5 Neugründungen) 

20 

1 770,4 

1968 

65 

(einschließlich 

5 Neugründungen) 

16 

1 178,2 

i 

i 

1969 

1 

168 

(einschließlich I 

18 Neugründungen) 

54 

+ 5 Banken 

-r 2 Versicherungen 

7 112,0 

+ 1 1 020,3 Banken 

-1- 1 497,0 Versicherungen | 

insgesamt 
i 1. Januar bis 

i 31. Dezember 1969 

341 

(einschließlich 

32 Neugründungen) 

102 

b 5 Banken 
-| 2 Versicherungen 

12 242,0 

+ 1 1 020,3 Banken ! 

+ 1 497,0 Versicherungen 


*) einschließlich 1 397,0 Millionen DM aus dem Zusammenschluß Texaco/DEA 


Tabelle 3 


„Große" Zusammenschlüsse nach Größenklassen der Erwerber seit 1966 


Jeweilige Bilanz- 
summe des 
erwerbenden 
Unternehmens *) 
(in Millionen DM) 

i Anzahl ' 

I der „großen“ Zusammenschlüsse 

1 Anteilige Bilanzsummen der erworbenen Unternehmen 

i (in Millionen DM) 

i 

1966] 

1967 1 

1968 

1 

1969 

1966 

i 1967 

1 1968 1 

1969 

1 

1 

2ci 1 

2b 1 

2c 

1 

2d 

1 :ia 

1 3h i 

3c i 

3d 

unter 

100 

— 

— 

— 

— 


— 

_ 

— 

— 

100 bis 

250 

1 

3 

— 

2 


32,6 

433,7 

— 

140,2 

250 bis 

500 

2 

— 

1 

6 


92,0 

— 

46,0 

1 438,3 

500 bis 

1 000 

3 

1 

— 

2 


101,0 

10,5 

— 

635,7 

über 

1 000 

6 

16 

15 

44 


1 955,8 *•) 

1 326,2 

1 132,2 

4 898,4 






+ 5 Banken 



T* 

1 1 020,3 Banken 






+ 2 Versicherungen 



+ 

1 497,0 Versicherungen 

insgesamt . . . 

12 

20 

16 

54 

1 

2 181,4”) 

1 770,4 

1 178,2 

7 112,6 


+ 5 Banken 
+ 2 Versicherungen 


h 1 1 020,3 Banken 
+ 1 497,0 Versicherungen 


’) unter Berücksichtigung einer möglichen Konzernzugehörigkeit 
*) einschließlich 1 397,0 Millionen DM aus dem Zusammenschluß Texaco/DEA 
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Tabelle 4 


„Große" Zusammenschlüsse nach Wirtschaftsbereichen 

(Erste Zahl: Anzahl der Zusammenschlüsse, zweite Zahl; 


Wirtschaftszweig 
des erworbenen 
Unternehmens 


pj 

c 


Wirtschafts- 
zweig des erwer- 
benden Unternehmens 
Bergbauliche 
Erzeugnisse 
Mineralöl- 
erzeugnisse 

Eisen und Stahl 

NE-Metalle und 
Meta 11ha Ibzeug 

Gießereierzeugnisse 

Sta h Iba ue rze ug nisse 

Maschinenbau- 

erzeugnisse 

Landfahrzeuge 

Wasserfahrzeuge 

Luftfahrzeuge 

Elektrotechnische 
Erzeugnisse 
Eisen-, Blech- 
und Metallwaren 
Chemische 
Erzejagnisse 


o r: 


1 /-*) 


2/1495 


5/304 


!/-•) 


1/66 


21 -*) 


1/2 

12/726 


8/738 


1/561 


1/8 


2 /-*) 


6/159 1/214 


10/500 

1/118 2/236 


2/1133 


Glas und Glaswaren 

HolzschliffVZellstoff, 
Papie r u nd Pappe 
Gummi- und 
Asbestwaren 


Tabakwaren 


Handel und 
H^andelshilfsge werbe 

Verkehrs Wirtschaft 


Banken 

Versicherungen 1/98 

Versorgungs- 

wirtschaft 


*) Aus Gründen der Geheimhaltung keine Angabe der anteiligen Bilanzsumme 
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der beteiligten Unternehmen seit 1966 

Summe der anteiligen Bilanzsummen in Millionen DM) 


c 

N 

Ul 

W 

(D 

-C 

U 


u 


ü 


o 


OJ 

a 

a 


N 

X a 


■o 


a; 


c -n; 

^ .S 

CU 55 
S :z: 

§'" X: 

G 

N C 

S_ S-H 

tu LU 


oa 


^ G 
-a jp 


Tabelle 4 



u 

j:: 

c 

G CU 

G 

G 




c ^ 

u 

c 

oj 

X 

G 

> 

03 

ca 


1/42 


1/18 


1 /-*) 


1/26 


14/1802 1/47 

1/33 

1/27 


1/16 1/11 


4/80 ; 1/111 


1/220 


3/75 


: 1/195 


1 /-*) 21 -*) 


2/53 i 








5/11020 

2/1497 




: 

J 


4/2331 
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Tabelle 5 


„Große" Zusammenschlüsse nach Zusammenschlußarten seit 1Ö66 



1966 

1967 

1968 

1969 

Zusammenschluß' 

arten 

Anzahl 

der 

„gro- 

ßen" 

Zusam- 

men- 

schlüsse 

Anteilige 
Bilanz- 
summen 
der erwor- 
benen 
Unter- 
nehmen 
(in 

Millionen 

DM) 

Anzahl 

der 

„gro- 

ßen" 

Zusam- 

men- 

schlüsse 

Anteilige 
Bilanz- 
summen 
der er- 
worbenen 
Unter- 
nehmen 
(in 

Millionen 

DM) 

Anzahl 

der 

„gro- 

ßen" 

Zusam- 

men- 

schlüsse 

Anteilige 
Bilanz- 
summen 
der er- 
worbenen 
Unter- 
nehmen 
(in 

Millionen 

DM) 

Anzahl der „großen" 
Zusammenschlüsse 

Anteilige Bilanzsummen der 
erworbenen Unternehmen 
(in Millionen DM) 

1 

2 

1 3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Horizontal . . 

10 

2 060,6 •) 

13 

915,6 

7 

740,8 

30 5 229,1 

+ 5 Banken +1 1 020,3 Banken 

Vertikal . . . 

1 

101,2 

— 

— 

1 

11.1 

1 

31,3 

Diversifiziert 
(konglo- 
meral) 

1 

19,6 

7 

854,8 

6 

426,3 

23 1 852,2 

+ 2 Versicherungen + 1 497,0 Versicherungen 

davon: 









Produkt- 
aus- 
weitung . . 

(1) 

(19,6) 

(6) 

(846,5) 

(6) 

(364,4) 

(14) 

(1 619,1) 

Sonstige . . 

— 

— 

(1) 

(8,3) 

(2) 

(61,9) 

(9) 

+ (2) Versiche- 
rungen 

(233,1) 

+ (1 497,0) Versicherungen 

insgesamt . . 

12 

2 181,4 

20 

1 770,4 

16 

1 178,2 

54 7 112,6 

+ 5 Banken +11 020,3 Banken 

+ 2 Versicherungen + 1 497,0 Versicherungen 


*) einschließlich 1 397,0 Millionen DM aus dem Zusammenschluß Texaco/DEA 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Die Wettbewerbsbeschränkungen nach Wirtschaftsbereichen 


Bergbauliche Erzeugnisse 
Mineralölerzeugnisse 

1. Brennstof fhandel 

Ein noch immer aktuelles Problem ergibt sich aus 
der Tatsache, daß die Brennstoffeinzelhändler mit 
Konzerngesellschaften, welche ihre Lieferanten und 
Gläubiger sind, auf dem Markt konkurrieren müs- 
sen. Nach Meinung des Brennstoffeinzelhandels 
kann diesem Wettbewerbsnachteil mit den beim 
Bundeskartellamt eingetragenen Wettbewerbsregeln 
(Tätigkeitsbericht 1966 S. 23) allein nicht wirksam 
begegnet werden, so daß ein Bedürfnis für Mittel- 
standsempfehlungen nach § 38 Abs. 2 Satz 3 be- 
stehe, um für den mittelständischen Brennstoffein- 
zelhandel wettbewerbsfördernde Bedingungen ge- 
genüber den großbetrieblichen Uniernehmensfor- 
men der Konzerngesellschaften zu schaffen. In einem 
Fall hat das Bundeskartellamt ein Verfahren gegen 
den Geschäftsführer eines Brennstoffhandelsverban- 
des eingeleitet, da dieser Preise empfohlen hatte, 
die über denen der Großbetriebe lagen, so daß die 
Empfehlung nicht geeignet ist, wettbewerbsfördern- 
de Bedingungen gegenüber großbetrieblichen Unter- 
nehmensformen zu schaffen, denn von ganz seltenen 
indem zu entscheidenden Fall nicht vorhandenen 
Ausnahmen abgesehen kann sich ein mittelständi- 
sches Unternehmen mit höheren Preisen, als sie der 
großbetriebliche Konkurrent verlangt, diesem gegen- 
über keinen Wettbewerbsvorteil verschaffen. Das 
Verfahren ist allerdings nach § 47 OWiG einge- 
stellt worden, weil lediglich ein kleinerer Teil der 
empfohlenen Preise geringfügig die der Großbe- 
triebe überstieg. 

Leitsatz: 

Mittelstandsempfehlungen sind in der Regel unzu- 
lässig, wenn die empfohlenen Verkaufspreise über 
denen der Großbetriebe liegen. 

2. Kraft-, Leucht- und Schmierstoffe 

Im Verfahren betreffend Ausschließlichkeitsbindun- 
gen für Kraftfahrzeug-Schmierstoffe in den Tank- 
stellenverträgen der Mineralölgesellschaften (Tätig- 
keitsberichte 1966 S. 24, 1967 S. 38 f, 1968 S. 35) 
sind die von fünf Mineralölgesellschaften eingeleg- 
ten Beschwerden gegen den Beschluß des Bundes- 
kartellamtes vom 28. Mai 1968 durch Beschluß des 
Kammergerichts vom 6. Dezember 1968 zurückge- 
wiesen worden. Die für dieses Kartellverwaltungs- 
verfahren wesentliche Frage der Zulässigkeit eines 
gemeinschaftlichen Sammelverfahrens gegen ver- 
schiedene miteinander konkurrierende Unterneh- 


men hat das Kammergericht in entsprechender An- 
wendung des § 64 VerwGO in Verbindung mit § 60 
ZPO bejaht. Danach können Verfahren gegen ver- 
schiedene Unternehmen gemeinschaftlich durchge- 
führt werden, wenn gleichartige und auf einem im 
wesentlichen gleichartigen tatsächlichen und recht- 
lichen Grunde beruhende Verpflichtungen den Ge- 
genstand der kartellrechtlichen Prüfung bilden. In 
Anlehnung an das Urteil des Europäischen Gerichts- 
hofes vom 12. Dezember 1967 — Rechtssache 23/67 
(WuW/E EWG/MUV 187) — hat der Kartellsenat 
eine solche Gleichartigkeit hier als gegeben ange- 
sehen, weil die von § 18 mißbilligten Marktfolgen 
— wenn überhaupt — ■ möglicherweise nicht durch 
das Ausschließlichkeitsbindungssystem eines der be- 
troffenen Hersteller verursacht werden, sondern 
weil gegebenenfalls erst die ähnlich gestalteten Ver- 
träge mehrerer Unternehmen in ihrer Gesamtheit ge- 
eignet sein würden, den Marktzugang unbillig zu 
beschränken und/oder den Wettbewerb wesentlich 
zu beeinträchtigen. Das Kammergericht hat bestä- 
tigt, daß der beigeladene Schmierstoffhersteller 
durch eine der im Hauptverfahren möglichen Ent- 
scheidungen in seinen Interessen erheblich be- 
rührt werde. Auch bei Berücksichtigung der Nach- 
teile, die den Beschwerdeführenden Unternehmen 
durch die Beiladung erwachsen könnten, sei die 
Zulassung geboten gewesen (§ 51 Abs. 2 Nr. 4). 
Das Hauptverfahren vor dem Bundeskartellamt 
könne dazu führen, daß Verträge der Mineralöl- 
gesellschaften mit Inhabern von Tankstellen und 
diesen angeschlossenen Werkstätten, in denen die- 
se zum ausschließlichen Bezüge von Kraftfahrzeug- 
schmiermittei verpflichtet werden, ganz oder teil- 
weise für unzulässig erklärt würden. Wegen der 
möglicherweise gebotenen Gesamtbetrachtung 
sämtlicher ähnlich gelagerter Vertriebssysteme 
könne die Verfügung der Kartellbehörde alle Tank- 
stellen der elf Benzinhersteller und eine Vielzahl 
angeschlossener Werkstätten betreffen. Durch die 
Öffnung eines derartig großen, dem Beigeladenen 
bisher entweder ganz oder überwiegend verschlos- 
senen Marktes, hätte er erhebliche geschäftliche 
Vorteile zu erwarten. Derartige wirtschaftliche Inter- 
essen eines Mitbewerbers seien im Rahmen des § 51 
Abs. 2 Nr. 4 nicht nur ausreichend (WuW/E OLG 393), 
sondern nach dem Sinn und Zweck des GWB ge- 
radezu typische Voraussetzungen für die Beiladung. 
Diese Interessenberührung sei auch erheblich. Denn 
war dem Beigeladenen der Absatz von Schmiermit- 
teln über Tankstellen und angeschlossene Werkstät- 
ten bisher etwa zu 90 v. H. verschlossen und werde 
ihm dieser Absatz künftig geöffnet, so würden ihm 
in diesem Marktbereich mit Sicherheit spürbare Vor- 
teile erwachsen. Dies reiche zur Feststellung der 
erheblichen Interessenberührung im Sinne des § 51 
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Abs. 2 Nr. 4 aus. Nicht komme es darauf an, ob der 
Beigeladene schon durch das etwaige Ausschließ- 
lichkeitsvertriebssystem einer der Beschwerdeführen- 
den Mineralölgesellschaften spürbar beeinträchtigt 
werde, oder ob dessen Umsatzanteil am Absatz an 
Schmiermitteln über Tankstellen und angeschlossene 
Werkstätten angesichts der Größe des Gesamtmark- 
tes nicht dazu ausreiche. Selbst wenn nur über die 
Zulässigkeit der Beiladung zu einem einzigen, nur 
gegen einen Beschwerdeführer gerichteten Haupt- 
verfahren zu entscheiden wäre, müsse der gebotenen 
Betrachtung der Gesamtmarktlage auch in diesem 
Zusammenhang Rechnung getragen werden, daß 
gleichartige Bindungen anderer Benzinhersteller be- 
stehen und daß alle zusammen möglicherweise ge- 
eignet seien, den Marktzugang unbillig zu beschrän- 
ken und'oder den Wettbewerb erheblich zu beein- 
trächtigen. Da diese Gesamtbetrachtung im Haupt- 
verfahren in Betracht komme und möglicherweise 
zu einem Verbot der Ausschließlichkeitsbindungen 
führen könne, sei auch in den dazugehörigen Bei- 
ladungsverfahren die Frage der spürbaren Benach- 
teiligung des Beigeladenen ebenso umfassend zu be- 
urteilen. Die Ermittlungen werden fortgesetzt. 

Leitsatz: 

Ein Kartellverwaltungsverfahren kann gegen ver- 
schiedene Unternehmen gemeinschaftlich durch- 
geführt werden, wenn gleichartige und auf einem 
im wesentlichen gleichartigen tatsächlichen und 
rechtlichen Grunde beruhende Verpflichtungen 
den Gegenstand der kartellbehördlichen Prüfung 
bilden. 

über die von den betroffenen Mineralölgesellschaf- 
ten eingelegten Beschwerden gegen die Entschei- 
dungen des Bundeskartellamtes vom 22. Mai, 
26. Juni, 19. Juli und 2. August 1968, durch welche 
die von vier Mineralölgesellschaften mit Inhabern | 
partnereigener Tankstellen geschlossenen Tankstel- 
lenabkommen insoweit für unwirksam erklärt wor- 
den waren, als die Tankstellenpartner beim Bezug 
und Absatz sowie bei der Verwendung von Kraft- 
fahrzeugpflegemitteln (einschließlich Winterartikel) 
beschränkt werden, hat das Kammergericht noch 
nicht entschieden (Tätigkeitsbericht 1968 S. 35 f). 
Zunächst ist ein Auflagen- und Beweisbeschluß 
ergangen. 

An den Bundesautobahntankstellen (BAT) hatte das ' 
Bundeskartellamt beträchtlich höhere Preise für Ver- ' 
gaserkraftstoff gegenüber den Durchschnittspreisen | 
benachbarter Straßentankstellen festgestellt. Der l 
Preis für Benzin lag im Durchschnitt mehr als 4 Pf/1 | 
und für Super mehr als 3 Pf/1 höher. Das Amt leitete 
daher gegen die die BAT beliefernden Mineralöl- 
unternehmen Verfahren nach § 22 wegen des Ver- 
dachts der mißbräuchlichen Ausnutzung marktbe- 
herrschender Stellungen ein. Die Marktbeherrschung 
ergibt sich aus der Tatsache, daß das jeweilige 
Lieferunternehmen für jede BAT ein Streckenmono- 
pol besitzt. Dieses Streckenmonopol resultiert aus 
der Funktion der BAT als Versorgungsstation für den 
Fernverkehr sowie den rechtlichen und technischen 
Besonderheiten der Autobahnbenutzung. Die BAT 
bilden daher vom allgemeinen Tankstellennetz ab- 
gegrenzte Teilmärkte. Die marktbeherrschende Stel- i 


! lung, d. h. das Fehlen wesentlichen Wettbewerbs 
• durch regionale Tankstellen zeigte sich vor allem 
' bei den in ländlichen Gegenden gelegenen BAT, die 
I trotz überdurchschnittlichen Vergaserkraftstoffab- 
satzes die höchsten Preise forderten. Auch der Wett- 
bewerb zwischen den einzelnen BAT mußte verneint 
werden, weil nach allgemeiner Erfahrung die über- 
wiegende Mehrheit der Autobahnbenutzer die Fahrt 
nicht unterbricht, um die billigste BAT ausfindig zu 
machen, sondern den Zeitpunkt der Kraftstoffnach- 
j füllung solange wie möglich hinausschiebt und dann 
j wegen mangelnder Ausweichmöglichkeiten das Ein- 
! zelangebot akzeptieren muß. In öffentlichen münd- 
lichen Verhandlungen und schriftlich hat das Amt 
allen BAT-Lieferunternehmen erklärt, daß es den 
Mißbrauch als abgestellt ansehen werde, wenn die 
' BAT-Preise soweit gesenkt werden, daß sie nicht 
i mehr höher sind als das Mittel aus den Preisen der 
jeweils zwei nächsterreichbaren Straßentankstellen. 
Zu einer Entscheidung brauchte es nicht zu kommen. 
Die Mineralölgesellschaften haben die BAT-Preise 
gesenkt, nachdem auch die Gesellschaft für Neben- 
betriebe der Autobahn mbH ihre Gebühren für Nor- 
: malbenzin und Super ermäßigt hatte. Einschließlich 
dieser Gebührenermäßigung betrug die durchschnitt- 
liche Preissenkung bei Benzin mehr als 5 Pf/1 und 
bei Super mehr als 3 Pf/1 gegenüber dem früheren 
Stand, so daß das Bundeskartellamt die Verfahren 
gegen die Mineralölunternehmen eingestellt hat. 

3. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Bergbauliche 
Erzeugnisse, Mineralölerzeugnisse 

a) Bergbauliche Erzeugnisse 

1. Ein Herstellerunternehmen für chemische 
Erzeugnisse aller Art erwarb, zum Teil 
mittelbar, eine Mehrheitsbeteiligung an 
einem im Kalibergbau tätigen Unterneh- 
men; diese Beteiligung wurde im Laufe des 
Berichtsjahres erhöht. 

2. Ein im Kohlenbergbau tätiges Unterneh- 
men erwarb eine Beteiligung an einem 
im Brennstoffhandel tätigen Unternehmen. 

b) Mineralölerzeugnisse 

Ein Unternehmen, das überwiegend im Han- 
del mit Mineralölerzeugnissen und sonstigen 
Brennstoffen tätig ist, erwarb eine Mehr- 
heitsbeteiligung an einem Handelsunterneh- 
men für Waren aller Art. 


Steine und Erden 

1. Natursteine 

Die Erlaubnis des Gesellschaftsvertrages der Nord- 
bayerischen Basalt-Union GmbH, Würzburg, eines 
Verkaufssyndikats, die erstmalig 1960 und sodann 
1963 und 1966 erteilt worden war (Tätigkeitsbericht 
1966 S. 25), ist um weitere drei Jahre nach § 5 Abs. 2 
und 3, § 11 Abs. 2 verlängert worden, da die Erlaub- 
nisvoraussetzungen weiterhin bestehen. 
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Dem Rationalisierungskartell (Verkaufssyndikat) 
der Basalt-Union GmbH, Bonn, sind nach der letz- 
ten Erlaubnis (Tätigkeitsbericht 1967 S. 44) zwei 
basaltgewinnende Unternehmen als 23. und 24. Mit- 
glied beigetreten. Diese Änderungen des Kartell- 
vertrages sind nach § 5 Abs. 2 und 3 erlaubt wor- 
den, da die Marktmacht des Kartells nicht wesentlich 
gewachsen ist, so daß ins Gewicht fallende Nach- 
teile des Kartells für Wettbewerber und Abneh- 
mer nicht zu erwarten sind. 

Das Rationalisierungskartell (Verkaufssyndikat) von 
17 Unternehmen der hessischen Hartsteinindustrie, 
das im Jahre 1964 vorn Hessischen Ministerium für 
Wirtschaft und Verkehr als Landeskartellbehörde 
nach § 5 Abs. 2 und 3 zur Belieferung von Auto- 
bahnbauten in Hessen für fünf Jahre erlaubt worden 
war (Tätigkeitsbericht 1964 S. 18), ist nach Ablauf 
des Erlaubniszeitraumes von den Gesellschaftern 
nicht festgesetzt worden. 

Das Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und 
Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen als Lan- 
deskartellbehörde hat den Kartellvertrag der West- 
deutschen Grauwacke-Union GmbH, eines Verkaufs- 
syndikats, nach § 5 Abs. 2 und 3 bis Ende Juli 
1974 verlängert und den Beitritt eines neuen Gesell- 
schafters erlaubt (Tätigkeitsbericht 1966 S. 26). Aus 
dem Kartell, nach dessen Vertrag sich die Gesell- 
schafter beim Vertrieb von Grauwacke im Raum 
Nordrhein-Westfalen — • von bestimmten Lieferun- 
gen abgesehen — der Union bedienen müssen, sind 
inzwischen 15 Mitglieder wegen Betriebseinstel- 
lung ausgeschieden. Für die jetzigen 17 Gesellschaf- 
ter hat die Landeskartellbehörde die Voraussetzun- 
gen für die weitere Erlaubnis bejaht. Das Kartell 
hat den Nachweis erbracht, daß die bisher erzielten 
und weiterhin erzielbaren Rationalisierungserfolge 
verloren gehen würden, wenn die für ihre Errei- 
chung ursächliche Durchführung des Kartellvertra- 
ges unterbliebe. Diese Rationalisierungserfolge sind 
in der nach Straffung des Kartells günstigen Kapa- 
zitätsauslastung zwischen 75 und 100 v. H., anderer- 
seits in der Verhinderung unwirtschaftlicher Über- 
kapazität gesehen worden, weiter in der produk- 
tions- und vertriebssteuernden Tätigkeit der Union, 
vor allem bei den auf über 50 v. H. angestiegenen 
öffentlichen Großaufträgen sowie in der Senkung 
der Vertriebskosten und des Grauwackepreises trotz 
erheblicher Lohnerhöhungen und allgemeinen 
Kostenanstiegs. 

Die der Arbeitsgemeinschaft Granit-Union Schwarz- 
wald GmbH, einem Verkaufssyndikat, noch angehö- 
renden acht Steinbruchbetriebe haben die Bestim- 
mungen des Kartellvertrages über die Andienungs- 
pflicht der Gesellschafter aufgehoben (Tätigkeits- 
bericht 1967 S. 44). Nach Wegfall dieser Wettbe- 
werbsbeschränkung haben sie ihren Antrag auf Ver- 
längerung der Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und 3 
zurückgenommen. Daraufhin hat das Wirtschafts- 
ministerium des Landes Baden-Württemberg als 
Kartellbehörde seine einstweilige Anordnung, mit 
der es den Kartellvertrag bis zur Entscheidung über 
den Verlängerungsantrag vorläufig erlaubt hatte, 
aufgehoben und das Verwaltungs verfahren abge- 
schlossen. 


2. Kreide 

Das auf die Beschwerde eines Kreide herstellenden 
Unternehmens gegen einen anderen Kreideherstel- 
ler eingeleitete und auf die §§ 22, 25 Abs. 2 Nr. 2 
sowie 26 Abs. 2 gestützte Verfahren ist eingestellt 
worden (Tätigkeitsbericht 1967 S. 46). Soweit das 
beschwerdeführende Unternehmen Tatsachen vor- 
getragen hatte, die den Verdacht rechtfertigten, daß 
das vom Verfahren betroffene Unternehmen gegen 
die Verbotsvorschriften des § 25 Abs. 2 Nr. 2 und 
§ 26 Abs. 2 verstoßen habe, kam eine Verfolgung 
wegen der nach § 43 eingetretenen Verjährung nicht 
mehl in Frage. 


3. Grobsteinzeug 

Die Erlaubnis zu dem Syndikatsvertrag der Ver- 
kaufsgemeinschaft Deutscher Steinzeugwerke (Tätig- 
keitsbericht 1966 S. 30, 1967 S. 47) ist bisher jeweils 
mit der Auflage erteilt worden, dem Bundeskartell- 
amt die Änderung von Preisen, Rabatten und Zah- 
lungsbedingungen anzuzeigen, jährlich Bilanzen, Ge- 
winn- und Verlustrechnungen und Betriebs- und 
Kostenvergleiche der angeschlossenen Unternehmen 
sowie eine Durchschnittskalkulation für eine t Stein- 
zeug vorzulegen. Die Unterlagen dienen dem Bun- 
deskartellamt zur ständigen Überwachung des Syn- 
dikats nach § 11 Abs. 5 Nr. 2. Damit soll erreicht 
werden, daß ein Syndikat, das wie hier etwa 
95 V. H. der inländischen Produktion in sich verei- 
nigt, diese Marktstellung nicht dadurch mißbräuch- 
lich ausnutzt, daß die Preisstellung sich nach dem 
kostenungünstigsten Unternehmen ausrichtet. Auch 
in einem Syndikat darf der natürliche Auslesepro- 
zeß nicht verhindert werden. Die auflagegemäß 
erstellten Betriebs- und Kostenvergleiche haben da- 
zu geführt, daß im Berichtszeitraum zehn kosten- 
ungünstiger arbeitende Unternehmen (von ursprüng- 
lich 31 Unternehmen) ihre Produktion eingestellt 
haben. Damit sind ca. 15 v. H. der vom Markte auch 
nicht mehr benötigten Kapazität der Steinzeugindu- 
strie stillgelegt worden. 


4. Feuerfeste Erzeugnisse 

Ein Unternehmen, das feuerfeste Materialien, ins- 
besondere feuerfeste Steine herstellt, hat dem Bun- 
deskartellamt nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 den Zusam- 
menschluß mit einem anderen Unternehmen ange- 
zeigt, das ebenfalls feuerfeste Materialien herstellt. 
Das Bundeskartellamt hat die beteiligten Unter- 
nehmen nach § 24 zu einer öffentlichen mündlichen 
Verhandlung aufgefordert, weil zu erwarten ist, 
daß durch den Zusammenschluß eine marktbeherr- 
schende Stellung verstärkt wird. Das Unternehmen 
hat einen erheblichen Anteil an der Versorgung 
des Bedarfs der Bundesrepublik an feuerfesten Stei- 
nen. Die Stellung dieses Unternehmens am Markt ist 
dadurch besonders stark, daß ihm eine größere 
Zahl erheblich schwächerer Hersteller feuerfester 
Materialien gegenübersteht. Die Unternehmen ha- 
ben gegen die Aufforderung zu einer öffentlichen 
mündlichen Verhandlung Beschwerden eingelegt, 
weil es sich bei einer solchen Aufforderung, durch 
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die sie sich beschwert fühlen, um eine Verfü- 
gung im Sinne des § 62 Abs. 1 handele. Außer- 
dem hatten die Unternehmen beim Kammergericht j 
eine einstweilige Anordnung dahingehend bean- i 
tragt, daß die Durchführung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung bis zur rechtskräftigen Entschei- 
dung über die Beschwerden ausgesetzt werde. Dar- 
aufhin hat das Bundeskartellamt den Termin für die 
öffentliche mündliche Verhandlung abgesetzt, um ^ 
eine Entscheidung des Kammergerichts über den 
Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung vor | 
Durchführung der Verhandlung zu ermöglichen. Das 
Kammergericht hat diesen Antrag mit Beschluß vom | 
7. Oktober 1969 — Kart 16-17/69 — zurückgewie- 
sen. Zur Begründung hat es ausgeführt, daß zwar 
einstweilige Anordnungen des Beschwerdegerichts 
trotz des Wortlautes des § 63 Abs. 3 nicht nur in 
solchen Fällen in Betracht kämen, die den in § 56 
Nr. 1 bis 3 genannten Bestimmungen entsprächen, 
daß jedoch die Ladung zu einer mündlichen Verhand- 
lung nach § 24 keine die Rechte der Beschwerde- 
führerinnen beeinträchtigende Maßnahme der Kar- 
tellbehörde sei. Die geladenen Unternehmen, ihre 
Inhaber oder gesetzlichen Vertreter seien nicht 
verpflichtet, an der mündlichen Verhandlung teil- 
zunehmen. Die Ladung könne auch nicht mit Maß- 
nahmen des Verwaltungszwangs nach §§ 6, 9 des 
VerwVG durch gesetz werden. Sie begründe keine 
Pflicht der Beschwerdeführerinnen, sondern gewähre 
ihnen im Eigeninteresse die Möglichkeit, ihren 
rechtlichen und wirtschaftlichen Standpunkt in der 
öffentlichen Verhandlung darzulegen. Auch bestehe 
insoweit kein Anlaß zu einer einstweiligen Anord- 
nung als sich die Beschwerdeführerinnen dagegen j 
wendeten, daß aufgrund ihrer Anzeige nach § 23 
überhaupt eine öffentliche Verhandlung stattfinde. 
Die als nachteilig empfundene Tatsache, daß ge- | 
schäftliche Verhältnisse unter möglichem Zutritt von 
Geschäftspartnern und Massenmedien erörtert wür- ; 
den, beruhe auf einer auch im Rahmen des Arti- | 
kels 19 Abs. 4 GG nicht überprüfbaren Entschei- i 
düng des Gesetzgebers. Auch habe die Kartellbe- | 
hörde bei ihrer Aufforderung zu einer öffentlichen 
mündlichen Verhandlung nach § 24 im Rahmen ihres 
pflichtgemäßen Ermessens gehandelt, denn eine Auf- 
forderung nach dieser Bestimmung sei bereits zuläs- 
sig, wenn zu erwarten sei, daß die beteiligten Unter- 
nehmen durch den Zusammenschluß die Stellung 
eines marktbeherrschenden Unternehmens erlang- 
ten. Im vorliegenden Fall sei das denkbar. Die Vor- 
schrift des § 24 solle der Behörde die Möglichkeit 
geben, sich ein umfassendes Bild über die Pläne der 
Beteiligten zu machen und sich ein Urteil über die 
mutmaßlichen Wirkungen des Zusammenschlusses 
zu bilden. Dieser Gesetzeszweck würde vereitelt, 
wenn das Bundeskartellamt bereits zur Rechtferti- 
gung der Terminsanberaumung mehr darlegen 
müßte, als ihm bisher aus dem Vortrag der Be- 
schwerdeführerinnen bekannt sei. Nach dieser Ent- 
scheidung hat das Bundeskartellamt die Unterneh- 
men erneut zu einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung aufgefordert. Im Termin haben die Unter- 
nehmen erklärt, sie seien nicht bereit zu verhandeln, 
weil sie einer Entscheidung des Kammergerichts 
und einer etwaigen endgültigen Entscheidung des 


Bundesgerichtshofs über die Beschwerde nicht vor- 
greifen wollten. Das Bundeskartellamt mußte sich 
daher darauf beschränken, seinerseits die Gründe 
bekanntziigeben, welche dafür sprechen, daß im 
vorliegenden Fall die Voraussetzungen für eine 
öffentliche mündliche Verhandlung nach § 24 er- 
füllt sind. Aufgrund der Beschwerde gegen die Auf- 
forderung zur mündlichen Verhandlung hat jedoch 
das Gericht durch Beschluß vom 9. Januar 1970 auf 
Antrag der Beschwerdeführerinnen nach § 70 Abs. 2 
Satz 2 festgestellt, daß die Aufforderung unzulässig 
gewesen ist. 


5. Kalksandsteine 

In einem Bußgeldverfahren hat das Bundeskartell- 
amt aus Einlassungen von Betroffenen, Zeugenaus- 
^ sagen sowie aus Unterlagen, die bei richterlich an- 
i geordneten Untersuchungen von Geschäftsräumen 
j sichergestellt wurden, folgenden Sachverhalt fest- 
gestellt: Innerhalb einer Abrechnungsstelle von 
Kalksandsteinwerken, die nach dem Gesellschafts- 
vertrag für eine Gemeinschaftswerbung für den 
Kalksandstein, für die Sammlung statistischer Unter- 
lagen, für Kreditschutzmaßnahmen und die Ratio- 
nalisierung des Inkassos zu sorgen hat, haben ihre 
Gesellschafter unzulässige Quotenregelungen ver- 
einbart und praktiziert. Dabei haben sie sich dar- 
über geeinigt, daß das von ihnen prozentual errech- 
nete und festgesetzte Verhältnis ihrer Produktions- 
kapazitäten und damit ihrer Marktanteile grund- 
sätzlich nicht geändert werden sollte, d. h. daß die 
Kapazitäten der Gesellschafter „nicht willkürlich 
wachsen", sondern „in einem gewissen Gleichklang 
expandieren sollten". Ein Gesellschafter hat sich auf 
diese Abrede berufen und von einem anderen Mit- 
gliedsunternehmen, das durch Kapazitätsausweitung 
eine Verschiebung der Kapazitätsrelationen und 
damit eine Verringerung des Marktanteils anderer 
Gesellschafter mit entsprechenden Absatzverlusten 
herbeigeführt hatte, Ausgleichszahlungen in Form 
eines „gewissen Barausgleichs" verlangt und auch 
erhalten. Diese Zuwendung wurde buchmäßig als 
Zahlung aus einem bestehenden Lieferabkommen 
für Sand deklariert, jedoch wurde schriftliche Über- 
einstimmung erzielt, daß es sich in Wirklichkeit 
um den Ausgleich für „Mindermengen" aus der 
Abrede über die Kapazitätsbegrenzung bei der Kalk- 
sandsteinproduktion handelte. Das Bundeskartell amt 
hat diese Abrede als verbotene Quotenverein- 
barung beurteilt. Eine Vereinbarung im Sinne von 
§ 1 kann auch ohne förmlichen Vertrag oder Be- 
schluß und sogar stillschweigend Zustandekommen. 
Zum Nachweis genügen übereinstimmende, darauf 
: gerichtete Willenserklärungen der Beteiligten, sich 
! hinsichtlich abgesprochener Wettbewerbsbeschrän- 
kungen — hier der Einhaltung der Kapazitäten und 
Marktanteile — rechtlich zu binden. Diese Quoten- 
vereinbarung war geeignet, die Erzeugung und die 
Marktverhältnisse für den Warenverkehr zu beein- 
flussen. Sie lief auf die Beseitigung der Freiheit 
aller Gesellschafter hinaus, ihre Werkskapazitäten 
in eigener Entschließung zu verändern und damit 
ihre Marktanteile zu verbessern. Wenigstens zwei 
Unternehmen haben sich über die Unwirksamkeit 
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der unter § 1 fallenden Quotenabsprache hinweg- 
gesetzt und damit ordnungswidrig im Sinne § 38 
Abs. 1 Nr. 1 gehandelt; das eine, indem es unter 
Berufen auf die Absprache von dem anderen Aus- 
gleichszahlungen für Umsatzverluste forderte, das 
andere, indem es diesem Verlangen durch Zahlung j 
des geforderten Betrages zum Ausgleich dieser Ver- j 
luste nachkam. Gegen die verantwortlichen Leiter | 
beider Unternehmen sind deshalb Geldbußen in 
Höhe von je 2000 DM festgesetzt worden. Da sie | 
durch ihr ordnungswidriges Verhalten gleichzeitig | 
Pflichten, welche das von ihnen betriebene Unter- 
nehmen treffen (§ 26 Abs. 1 OWiG) verletzt haben, 
wurden als Nebenfolge nach § 26 OWiG auch gegen 
die Unternehmen Geldbußen, und zwar in Höhe von 
5000 DM und 45 000 DM verhängt. Bei dem Unter- 
nehmen, das die Ausgleichszahlung erhalten hatte, 
wurde die Geldbuße um den ihm dadurch zugeflos- 
senen Mehrerlös erhöht, da ein solcher unrecht- | 
mäßig bezogener wirtschaftlicher Vorteil dem Be- i 
troffenen nicht verbleiben soll (§ 38 Abs. 4 in Ver- 
bindung mit § 26 OWiG). Die Bußgeldbescheide sind 
unanfechtbar geworden. 

Leitsatz: 

1. Eine Vereinbarung im Sinne des § 1 kann auch 
stillschweigend zustande kommen. 

2. Uber die Unwirksamkeit einer Quotenabsprache 
setzt sich hinweg, wer die für die Nichteinhaltung 
der Quotenabsprache festgelegte Ausgleichszah- 
lung gewährt oder auch nur verlangt. 

3. Die Annahme einer Ausgleichszahlung für die 
Nichteinhaltung einer unzulässigen Quotenab- 
sprache ist Mehrerlös im Sinne des § 38 Abs. 4 
und kann bei der Bußgeldfestsetzung berücksich- 
tigt werden. 

Eine größere Anzahl von Gesellschaftern und Ge- 
schäftsführern von Kalksandsteinunternehmen in 
Bayern hatte in den Jahren 1967 und 1968 Verein- 
barungen über einheitliche Verkaufspreise getrof- 
fen. Das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft 
und Verkehr als Landeskartellbehörde hat gegen 
acht von ihnen, die sich an diese Vereinbarungen 
gehalten und damit über deren Unwirksamkeit hin- 
weggesetzt hatten, nach § 38 Abs. 1 Nr. 1, § 1 Buß- 
gelder festgesetzt; die Entscheidung ist nicht ange- 
fochten worden. 


6. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Steine und 
Erden 

1. Ein Herstellerunternehmen für feuerfeste 
Steine erwarb eine Beteiligung an einem 
Herstellerunternehmen für die gleiche Wa- 
renart. 

2. Ein Herstellerunternehmen für Kalk und Ze- 
ment erwarb eine Betriebsstätte, die sich 
mit der Herstellung von Kalksteinen befaßt. 

3. Ein Herstellerunternehmen für Kalk erwarb 
das Vermögen eines Herstellerunternehmens 
für die gleiche Warenart. 


Eisen und Stahl 

1. Stahlrohre 

Ein Unternehmen, zu dessen Produktionsprogramm 
Anlagen zur Herstellung nahtloser und geschweiß- 
ter Stahlrohre gehören, hat die Mehrheitsbeteiligung 
an einem Unternehmen erworben, das u. a. Warm- 
und Kaltwalzwerke sowie Werkseinrichtungen und 
Pressen herstellt. Das erwerbende Unternehmen ist 
Tochtergesellschaft eines Montanunternehmens im 
Sinne von Art. 80 EGKSV, das — jedenfalls zusam- 
men mit den übrigen Unternehmen des Konzerns, 
dem es angehört — für Stahlrohre einen Marktanteil 
von mehr als 20 v. H., für nahtlose Präzisionsrohre 
einen solchen von über 50 v. H. hat. Das erstge- 
nannte Unternehmen hat nach Aufforderung durch 
das Bundeskartellamt die Erstattung einer Anzeige 
nach § 23 Abs. 1 Nr. 1, zweite Alternative, mit Hin- 
weis auf § 101 Nr. 3 und auf die Tatsache ver- 
weigert, daß sich der über 20 v. H. betragende 
Marktanteil für Stahlrohre des Konzerns, dem es an- 
gehört, durch den Zusammenschluß nicht vergrößert 
habe. Das Bundeskartellamt hat daraufhin das Unter- 
nehmen durch Beschluß zur Anzeige des Zusammen- 
schlusses aufgefordert. Es ist der Auffassung, daß 
die Anzeigepflicht eine unmittelbar aus dem Gesetz 
folgende restliche Verpflichtung ist. Wird sie nicht 
erfüllt, so kann die Verwaltungsbehörde zur Durch- 
setzung Verwaltungszwang anwenden. Die Ermäch- 
tigung hierzu folgt aus § 23 in Verbindung mit dem 
allgemeinen Verwaltungsauftrag der Kartellbehörde, 
die nach dieser Vorschrift bestehende Anzeige- 
pflicht durchzusetzen (Beschluß des Bundeskartell- 
amtes vom 11. August 1961 „Automarkt", WuW/E 
BKartA 425). Die Bestimmung des § 101 Nr. 3 steht 
nach Auffassung des Bundeskartellamtes einer An- 
zeigepflicht nach § 23 nicht entgegen. Dem Wortlaut 
des § 101 Nr. 3 „soweit" ist zu entnehmen, daß die 
Regelungen des GWB und des EGKS-Vertrages lük- 
kenlos aneinandergrenzen sollen. Das GWB ist nur 
insoweit nicht anwendbar, wie es der EGKS-Vertrag 
nach seinem Sinn und Zweck erfordert. Zwar sind 
nach Artikel 66 § 1 EGKSV Zusammenschlüsse auch 
dann genehmigungspflichtig, wenn nur ein Unter- 
nehmen unter Artikel 80 EGKSV fällt, so daß es 
bezüglich der Genehmigungspflicht nicht darauf an- 
kommt, ob sich ein Zusammenschluß auf Montan- 
erzeugnisse bezieht. Auch solche Zusammenschlüsse 
können mittelbare Auswirkungen im Montanbereich 
haben, die nach Artikel 66 § 2 Abs, 1 EGKSV eine 
Genehmigung ausschließen können. Jedoch prüft 
die EG-Kommission bei der Entscheidung über einen 
Antrag auf Erteilung einer Genehmigung nach Arti- 
kel 66 EGKSV nur die Auswirkungen des Zusam- 
menschlusses im Montanbereich, wie sich aus § 2 
Abs. 1 dieser Vorschrift ergibt. Sind die Vorausset- 
zungen des Artikels 66 § 2 Abs. 1 EGKSV erfüllt, 
so muß die Kommission die Genehmigung erteilen, 
ohne daß es darauf ankommt, ob der betreffende 
Zusammenschluß auf dem EGKS-Vertrag nicht unter- 
liegenden Märkten schädliche Auswirkungen hat. 
Zweck der weitreichenden Genehmigungspflicht nach 
Artikel 66 § 1 EGKSV ist deshalb, Zusammen- 
schlüsse zu verhindern, die den Genehmigungsvor- 
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aussetzungen des Artikels 66 § 2 Abs. 1 EGKSV 
nicht entsprechen, nicht aber, für Märkte, die nicht 
dem EGKS-Vertrag unterliegen, die Zuständigkeit 
der nationalen Kartellbehörden in bezug auf Zu- 
sammenschlüsse zu beseitigen, an denen ein Mon- 
tanunternehmen beteiligt ist. Anderenfalls wäre eine 
nahezu völlige Ausschaltung der Anwendung des 
§ 23, beispielsweise im Bereich der Stahlweiterver- 
arbeitung, die nicht dem EGKS-Vertrag unterliegt, 
die Folge. Das Bundeskartellamt vertritt in seinem 
Beschluß die Auffassung, daß der vorliegende Zu- 
sammenschluß nach Wortlaut, Sinn und Zweck sowie 
der Entstehungsgeschichte des § 23 Abs. 1 Nr. 1, 
zweite Alternative, anzeigepflichtig ist, obgleich er 
den Marktanteil für Stahlrohre nicht vergrößert. Der 
Wortlaut des § 23 Abs. 1 Nr. 1, zweite Alternative, 
stellt nur darauf ab, daß ein beteiligtes Unternehmen 
einen Marktanteil „dieser Höhe", d. h. von 20 v. H. 
oder mehr hat; dagegen kam es nach § 18 Abs. 3 
des Regierungsentwurfs darauf an, daß ein am 
Zusammenschluß beteiligtes Unternehmen eine 
marktbeherrschende Stellung hat und diese Stel- 
lung durch den Zusammenschluß verstärkt wird 
(Drucksache 1158 der 2. Wahlperiode, Anlage 1 S. 9, 
Gemeinschaftskommentar, 1. Aufl., 1958 S. 1043 f.). 
Außerdem lassen Sinn und Zweck der genannten 
Bestimmung eine Begrenzung der Anzeigepflicht nur 
auf Zusammenschlüsse, die zu einer Erweiterung 
von Marktanteilen führen, nicht zu, weil die wirt- 
schaftliche Macht eines Unternehmens und seine 
Stellung am Markt auch ohne Erweiterung des 
Marktanteils verstärkt werden können. Das Unter- 
nehmen hatte gegen den Beschluß Beschwerde ein- 
gelegt, die es jedoch zurückgenommen hat, so daß 
der Beschluß inzwischen rechtskräftig geworden ist. 
Die Anzeige ist inzwischen erstattet worden. 

Leitsätze: 

1. § 23 Abs. 1 Nr. 1, zweite Alternative, setzt nur 
voraus, daß ein an einem Zusammenschluß be- 
teiligtes Unternehmen einen Marktanteil von 
20 V. H. oder mehr ohne den Zusammenschluß 
hat, nicht aber daß dieser Marktanteil durch den 
Zusammenschluß vergrößert wird. 

2. Nach § 101 Nr. 3 steht Art. 66 § 1 EGKSV 
der Anwendbarkeit des GWB nicht entgegen, 
soweit es sich um einen Zusammenschluß han- 
delt, der den Markt für Kohle und Stahl nicht 
— auch mittelbar — berührt. 

Ein Montanunternehmen mit mehr als 10 000 Be- 
schäftigten und einem Jahresumsatz von mehr als 
500 Millionen Deutsche Mark hat eine Beteiligung 
von 50 V. H. an einem Unternehmen erworben, des- 
sen Produktionsprogramm die ölhydraulische Steue- 
rungs- und Regelungstechnik, ölhydraulische Anla- 
gen sowie elektronische Bauteile und Systeme um- 
faßt und das eine Gießerei betreibt. Außerdem hat 
das Montanunternehmen eine Mehrheitsbeteiligung 
an einem Unternehmen erworben, das Förderanla- 
gen für Stück- und Schüttgut baut. Der Aufforde- 
rung des Bundeskartellamtes, die Zusammenschlüsse 
nach § 23 Abs. 1 Nr. 2 und nach Nr. 1, zweite Alter- 
native, in Verbindung mit § 23 Abs. 2 Nr. 5 anzu- 
zeigen, ist das Montanunternehmen nicht nachge- 


kommen. Es hat die Erstattung einer Anzeige in 
erster Linie ebenfalls mit dem Hinweis auf § 101 
Nr. 3 verweigert und darüber hinaus eine Anzeige- 
pflicht nach § 23 Abs. 1 Nr. 1, zweite Alternative, mit 
der Begründung verneint, daß sich aus dieser Be- 
stimmung für die vorliegenden Zusammenschlüsse 
keine Anzeigepflicht herleiten lasse, weil sich der 
Marktanteil des Konzerns für Stahlrohre hierdurch 
nicht vergrößert habe. Das Bundeskartellamt hat 
auch dieses Unternehmen durch Beschluß zur An- 
zeige aufgefordert. Hiergegen hatte es Beschwerde 
eingelegt, die ebenfalls zurückgenommen wurde, so 
daß auch dieser Beschluß rechtskräftig geworden 
ist. Die Anzeigen sind inzwischen erstattet wor- 
den. 

Drei Röhrenhersteller haben eine gemeinsame Ver- 
kaufsgesellschaft gegründet. Die drei Unternehmen 
sind in der Bundesrepublik die einzigen Hersteller 
der der Verkaufsgesellschaft zugeordneten Ver- 
tragsware, das sind normalwandige und dickwan- 
dige Siede- und Güterohre, Kesselrohre der Güte- 
stufe I und verwandte Güten, alle mit einem äuße- 
ren Durchmesser zwischen 219,1 mm und 720 mm. 
Rohre der bezeichneten Arten werden auch aus dem 
Ostblock, zu einem kleinen Teil auch aus westlichen 
Ländern, importiert. Mit dem Verkaufskontor schlie- 
ßen deren Gesellschafter Agenturverträge ab. Diese 
Agenturverträge sind — kartellrechtlichen Beden- 
ken des Bundeskartellamtes Rechnung tragend — 
so gefaßt worden, daß die Herstellerwerke nicht zu 
Lieferungen über die Agentur verpflichtet sind. Mit 
den Röhrenhändlern schließt die Agentur Händler- 
verträge ab, in denen zunächst die Verpflichtung der 
Händler vorgesehen war, 80 v. H. ihres Bedarfs an 
den obengenannten Rohrsorten über die Vermitt- 
lung des Kontors zu beziehen. Hiergegen hatte das 
Bundeskartellamt folgende Bedenken: Wenn die 
Händler verpflichtet werden, 80 v. H. ihres Bedarfs 
an den genannten Rohren über das Kontor zu be- 
ziehen, kann dieses seiner Lieferverpflichtung nur 
nachkommen, wenn ihm die entsprechende Menge 
zur Belieferung der Händler von den Kontorinitglie- 
dern zur Verfügung gestellt wird. Trotz der oben 
dargestellten Unbedenklichkeit der Agenturverträge 
allein sah das Bundeskartellamt in dem Zusammen- 
wirken der Agentur- und Händlerverträge für die 
Kontormitglieder doch den Zwang, den größten Teil 
der von ihnen hergestellten Vertragsware dem Kon- 
tor anzudienen, und damit einen Tatbestand des 
§ 1. Diesen Bedenken wurde durch eine Ergänzung 
der Händlerverträge Rechnung getragen, nach der 
auch die sich indirekt ergebende Andienungspflicht 
beseitigt wurde, so daß die Händler auch ohne 
Vermittlung des Kontors unmittelbar von den Kon- 
tormitgliedern kaufen können. 

Leitsatz: 

Enthalten Verträge zwischen Herstellern und ihrer 
gemeinsamen Verkaufsagentur keine ausdrück- 
liche Andienungspflicht, hat aber die Agentur 
die Abnehmer zu einem von ihr zu vermittelnden 
Mindestbezug verpflichtet, kann sich aus dem 
Zusammenwirken der jeweils gleichlautenden 
Agentur- und Bezugsverträge dennoch eine mit- 
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telbare, unter § 1 fallende Andienungspflicht der 
Hersteller ergeben. 

Das Bundeskartellamt hat gegen den geschäftsfüh- 
renden Gesellschafter eines der größten freien groß- 
lagerhaltenden Röhrenhandelsunternehmen in der 
Bundesrepublik eine Geldbuße in Höhe von 20 000 
DM festgesetzt. Der Betroffene hat im März/April 
1969 in Verhandlungen über den Inhalt von Rabatt- j 
und Konditionenkartellen großlagerhaltender Röh- ^ 
renhandelsunternehmen für normalwandige und i 
dickwandige Handelsrohre vor Abschluß der Kartell- I 
Vereinbarungen den zukünftigen Kartellmitgliedern ' 
die Gewährung bestimmter Rabatte und Konditionen 
empfohlen in der Absicht, durch diese Empfehlung , 
den Übergang in die vorgesehenen Kartelle, deren | 
spätere Anmeldungen beim Bundeskartellamt, wie ! 
oben berichtet, wieder zurückgenommen wurden, zu 
erleichtern. Die empfohlenen Rabatte und Konditio- 
nen waren an den kartellvertraglich in Aussicht ge- 
nommenen orientiert. Die Empfehlung des Betroffe- 
nen ist von den Empfehlungsempfängern in erheb- 
lichem Umfange befolgt worden. Der wegen dieser , 
Ordnungswidrigkeit (§ 38 Abs. 2 Satz 2) erlassene 
Bußgeidbescheid ist unanfechtbar geworden. 

Röhrenhandelsunternehmen haben je ein Rabatt- | 
und Konditionenkartell für normalwandige Handels- | 
rohe • — 44 Kartellmitglieder — und für dickwan- i 
dige Handelsrohre - — 83 Kartellmitglieder — ange- 
meldet. 

Die Bestrebungen des Röhrenhandeis, Rabatte und 
Konditionen durch Kartellvereinbarungen einheitlich 
zu regeln, sind nicht neu. Schon 1959 hatten Röhren- 
händler ein Konditionen- und Rabattkartell ange- 
meldet, dem damals vom Bundeskartellamt hin- 
sichtlich der Rabattregelung widersprochen worden 
ist (Tätigkeitsbericht 1959 S. 67). Die wirksam ge- 
wordenen Konditionenvereinbarungen wurden spä- 
ter aufgekündigt. Gegen die im Berichtszeitraum an- 
gemeldeten Kartelle hat das Bundeskartellamt Be- 
denken erhoben. Diese ergaben sich insbesondere 
daraus, daß als Bezugsgrundlage der Rabatte nicht 
etwa eigene Händlerpreise, sondern die von den 
Kartellmitgliedern unbeeinflußbaren Werkslisten- 
preise der Hersteller gelten. Die Herstellerpreise 
auf dem oligopolistischen Markt für das homogene 
Gut Handelsrohr sind unbestritten, seit Jahrzehnten 
einheitlich und werden selten und dann auch nur ein- 
heitlich geändert. Bei einer derartigen Bezugsgrund- 
lage ist für den Röhrenhandel der Rabatt das ein- 
zige Mittel zur Bestimmung seines Abgabepreises, 
so daß die Vereinheitlichung der Rabatte durch 
Kartell entgegen den Vorstellungen des Gesetz- 
gebers nicht „den eigentlichen Preiswettbewerb in- 
tensivieren kann"' (Schriftlicher Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaftspolitik, zu Drucksache 3644) 
und somit zu einem nach § 3 nicht legalisierbaren 
Preiskartell führt. Die Bedenken richteten sich wei- 
ter gegen die Höchstrabattregelung für nomalwan- : 
dige Handelsrohre. Schließlich bestand der Ver- | 
dacht, daß das Kartell für dickwandige Rohre letz- , 
ten wirksamen Wettbewerb ausschließt. Gegen die i 
Konditionenkartelle erhob das Bundeskartellamt j 
insbesondere Bedenken, soweit diese Vereinbarun- 
gen über die Frachtgrundlage und Frachtberechnung 


enthielten, da hiermit Preisbestandteile geregelt 
werden, was nach § 2 unzulässig ist. Da den vom 
Bundeskartellamt erhobenen Bedenken innerhalb 
der Widerspruchsfrist durch Vertragsänderungen 
nicht hätte entsprochen werden können, haben die 
Kartell Vertreter die Anmeldungen zurückgenommen. 

2. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Eisen und Stahl 

Ein Herstellerunternehmen für Eisen- und Stahl- 
rohre erwarb 

a) eine Beteiligung an einem Herstellerunter- 
nehmen für ölhydraulische Maschinen und 
Anlagen, 

b) sämtliche Anteile an einem Herstellerunter- 
nehmen für Förderanlagen, 

c) sämtliche Anteile an einem Herstellerunter- 
nehmen für Kunststoffe und Kunststofferzeug- 
nisse. 


NE-Metalle und -Metall-Halbzeug 

1. Messingrohre 

Einen als Open-Price-Abkommen bezeichneten Ver- 
trag, in dem sich elf Unternehmen der Metailhalb- 
zeugbranche verpflichtet haben, für die Lieferung 
bestimmter Waren in ein außereuropäisches Gebiet 
einem Treuhandbüro Durchschriften der Auftrags- 
bestätigung und der Rechnung zu übersenden, hat 
das Bundeskartellamt als karteilrechtlich unbedenk- 
lich angesehen. Den Vertragspartnern werden von 
dem Treuhandbüro keine Auskünfte aus den Unter- 
lagen erteilt. Diese dienen allein der monatlichen 
Erstellung von zwei Statistiken, die aber keine An- 
gaben über einzelne Unternehmen oder einzelne 
Geschäfte enthalten. Die eine Statistik ist eine 
reine Mengenstatistik und unterscheidet zwischen 
eingegangenen Aufträgen und ausgeführten Liefe- 
rungen für bestimmte Warenarten, die andere Sta- 
tistik enthält die für die einzelnen Abmessungen 
erzielten Durchschnittspreise (Exporterlöse) sowie 
die vereinbarten Lieferungs- und Zahlungsbedingun- 
gen. Das Abkommen dient daher nicht einer Offen- 
legung von Preisen, sondern lediglich einer Markt- 
statistik für abgeschlossene Geschäfte und ist daher 
nicht geeignet, die Marktverhältnisse durch Wettbe- 
werbbeschränkungen zu beeinflussen. 

Leitsatz: 

Ein Abkommen, das lediglich die Erstellung von 
Marktstatistiken zum Inhalt hat, ist kartellrecht- 
lich unbedenklich. 

2. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich NE-Metalle und 
Metallhalbzeug 

1. Ein Herstellerunternehmen für NE-Metalle 
und Metallhalbzeug erwarb die Mehrheit des 
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stimmberechtigten Kapitals eines Hersteller- 
unternehmens für Kupfer- und Messinger- 
zeugnisse. 

2. Ein Herstellerunternehmen für Aluminium 
erwarb sämtliche Anteile an einem Hersteller- 
unternehmen für Aluminiumerzeugnisse. 

3. Ein Unternehmen, das sich in der Güterwagen- 
vermietung, der Schiffahrt und der Lagerei 
betätigt, erwarb sämtliche Anteile an einem 
Unternehmen, das sich mit der Reparatur von 
Eisenbahngüterwagen befaßt. 

4. Ein überwiegend im Blei- und Zinkbergbau 
tätiges Unternehmen erwarb 

a) eine Mehrheitsbeteiligung an einem Her- 
stellerunternehmen für Feuerlöschgeräte; 
diese Beteiligung wurde im Laufe des Be- 
richtsjahres erhöht, 

b) eine Beteiligung an einem Herstellerunter- 
nehmen für pharmazeutische und kosme- 
tische Erzeugnisse, 

c) eine Beteiligung an einem Herstellerunter- 
nehmen für Aluminium bei dessen Neu- 
gründung. 

5. Ein Herstellerunternehmen für Metallerzeug- 
nisse 

a) erwarb eine Beteiligung an einem Herstel- 
lerunternehmen für Metallegierungen, 

b) erhöhte seine Beteiligung an einem im 
NE-Metallbergbau tätigen Unternehmen. 

6. Ein Herstellerunternehmen für elektrotech- 
nische Erzeugnisse aller Art und ein Herstel- 
stellerunternehmen für Kernreaktor-Brenn- 
stoffe erwarben je eine Beteiligung an einem 
Herstellerunternehmen für Kernreaktor- 
Brennelemente bei dessen Neugründung. 

7. Ein Herstellerunternehmen für NE-Metalle 
erwarb 

a) eine Mehrheitsbeteiligung an einer Kup- 
fer-Raffinerie, 

b) eine Beteiligung an einem Herstellerunter- 
nehmen für Kupfer, 

c) eine Beteiligung an einem Unternehmen 
der Textilindustrie, 


Gießereierzeugnisse 

Fünf Gußhütten haben ein Spezialisierungskartell 
für die Fertigung von Formstücken aus duktilem 
Gußeisen für Druckrohrleitungen nach § 5a angemel- 
det. Nach dem Kartellvertrag produziert jedes Mit- 
glied nur bestimmte Formstücksorten aus einer vor- 
läufig auf 283 Typen begrenzten Typenreihe; die 
Kartellmitglieder haben die für ein vollständiges 
Sortiment benötigten Formstücktypen ausschließlich 


beim jeweiligen Hersteller unter Einräumung eines 
I sogenannten Kollegenrabattes zu beziehen. Dabei 
sollen sie in der Preisfestsetzung für Gußformstücke 
' frei sein. Durch Lieferstatistiken soll kontrolliert 
j werden, ob das Spezialisierungsprogramm später 
nach den Marktbedürfnissen zu ändern ist. Die Ver- 
tragsbestimmungen über die Spezialisierung der 
Produktion und auch über die Kollegenlieferung 
fallen unter § 1, da sie die Kartellmitglieder in der 
autonomen Entscheidung über Erzeugung und Ver- 
kauf beschränken. Zwar haben sie die Rationalisie- 
rung wirtschaftlicher Vorgänge zum Gegenstand, 
und die Abreden über die Kollegenbelieferung sind 
für die Spezialisierung erforderlich. Im übrigen 
hat die Prüfung jedoch folgendes ergeben; Bei der 
Marktabgrenzung konnte nicht davon ausgegan- 
gen werden, daß für Druckleitungen und für Druck- 
formstücke ein einheitlicher Markt besteht, weil ein 
Kartellmitglied und alle Außenseiter nur Form- 
stücke, nicht aber auch Druckrohre hersteilen und 
weil ein Teil der Abnehmer — zumeist öffentliche 
Versorgungsunternehmen — ihren Formstückbedarf 
bei Gießereien deckt, die nicht auch ihre Rohrliefe- 
ranten sind. Als hier relevanter Markt kam auch 
nicht ein gemeinsamer Markt für Formstücke aus 
Gußeisen, Kunststoff und Asbestzement in Betracht. 
Uber 70 v. H. des Absatzes von Gußformstücken 
werden in Gußdruckleitungen verwendet, und auch 
der Rest ist aus technischen Gründen nicht ohne 
weiteres gegen Formstücke aus Substitutionsmate- 
rial austauschbar, so daß der relevante Markt allein 
auf Formstücke aus Gußeisen einzugrenzen war. Da- 
bei konnte weder bei der Anmeldung nachgewiesen 
(§ 5 a Abs. 2) noch in der dreimonatigen Wider- 
spruchsfrist festgestellt werden, daß die beabsich- 
tigte Spezialisierung wesentlichen Wettbewerb auf 
diesem Markt bestehen lassen würde. Allein aus 
dem Marktanteil der Außenseiter und der Importe 
von ca. 45 v. H. kann hierauf nicht geschlossen wer- 
den, weil Marktanteile allein wenig über das Markt- 
verhalten von Wettbewerbern aussagen. Weiterhin 
haben sich aus den Angaben der befragten Abneh- 
mer keine eindeutigen Anhaltspunkte für wesent- 
lichen Preis- oder Rabattwettbewerb unter den Kar- 
tellmitgliedern oder zwischen diesen und den 
Außenseitern ergeben. Ferner wird die Intensität des 
Wettbewerbs der Außenseiter durch Zersplitterung 
herabgesetzt. Zu berücksichtigen war schließlich die 
Gewohnheit vieler Abnehmer, ihren Bedarf an Guß- 
formstücken im wesentlichen bei ihren Rohrliefe- 
ranten zu decken, wobei die vier deutschen Druck- 
rohrhersteller zu den fünf Kartellmitgliedern zäh- 
: len;, auch dies trägt zur Unterlegenheit der Außen- 
I seiter bei. Das Bundeskartellamt hat dem Kartell 
deshalb mitgeteilt, daß der Anmeldung des Kartell- 
vertrages widersprochen werden müsse. Darauf ist 
I die Anmeldung zurückgenommen worden. 

Überblick über angezeigte Unternehmenszusammen- 
schlüsse nach § 23 im Bereich Gießereierzeugnisse 

Keine Anzeigen 
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Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke 
und der Stahlverformung 

1. Stahlflanschen 

Acht Hersteller haben im Sommer 1967 die Erlös- | 
Situation besprochen. Die Branche verwendet tradi- 
tionell übereinstimmende Grundpreislisten mit Brut- 
topreisen, auf die die Abnehmer vom Wettbewerb ^ 
bestimmte Rabatte erhalten. Die Hersteller erörter- 
ten nicht nur die Möglichkeit einer allgemeinen 
linearen Anhebung der Grundpreise bei Festhalten i 
an dem bisherigen Rabattniveau, sondern auch die 
Veränderungen der Preisrelatiorien zwischen den ' 
einzelnen Typen. Konkrete Preise für die einzelnen 
Erzeugnisse wurden nicht vereinbart. Vielmehr kün- ' 
digte ein Unternehmen an, daß es demnächst die 
Grundpreisliste entsprechend den allgemeinen Preis- 
vorstellungen ändern werde. Diese Erklärung führte 
zu einer weitgehenden Übereinkunft der übrigen 
Hersteller, daß sie sich dieser Liste alsbald anschlie- 
ßen würden. Die so zustande gekommene neue 
Grundpreisliste wurde von dem betreffenden Unter- 
nehmen an die anderen Werke versandt und von 
diesen binnen weniger Tage übernommen. Sie ent- 
hält im Verhältnis zur vorangegangenen Grund- 
preisliste von 1961 die unterschiedlichsten Auf- 
schläge. Wegen des Widerstandes der Abnehmer 
ließ sie sich jedoch auf dem Markt nur kurze Zeit i 
durchsetzen. Das Bundeskartellamt wertete das Zu- 
sammenwirken der Unternehmen, das zu der neuen 
Grundpreisliste geführt hat, als eine Absprache über 
die Veränderung von Grundpreisen und die Anwen- 
dung dieser Preise als Verstoß gegen § 1, § 38 Abs. 1 
Nr. 1. Für die Annahme einer Preisabsprache ge- : 
nügt es, wenn — ohne eine Vereinbarung über 
die Höhe der Nettopreise herbeizuführen — die 
Brutto- oder Berechnungswerte gemeinsam verän- 
dert werden, um dadurch die Effektivpreise zu erhö- 
hen. Die Absprache führte zu einer Wettbewerbsbe- 
schränkung in mehrfacher Hinsicht: die Unterneh- 
men hatten sich über eine bestimmte Form der Preis- 
festsetzung verständigt; sie hatten die Höhe der 
Grundpreise und schließlich die Preisrelationen zwi- 
schen den einzelnen Erzeugnissen neu festgelegt. 
Daß die Absprache geeignet war, die Marktverhält- 
nisse in spürbarem Umfang zu beeinflussen, ergab 
sich bereits daraus, daß die Abnehmer die neue 
Preisliste abgelehnt haben. Das Unternehmen, das 
die Erstellung übernommen hatte, hat die neue Preis- 
liste auch an Mitbewerber, die an der Absprache ! 
nicht beteiligt waren, übersandt. Darin war eine i 
Preisempfehlung gemäß § 38 Abs. 2 Satz 2 zu sehen. 
Obwohl den Beteiligten die genannten Verstöße 
objektiv nachgewiesen werden konnten, war die ! 
Verhängung von Geldbußen nicht möglich, da ein 
vorsätzliches Handeln der betroffenen Unterneh- 
mensvertreter nicht hinreichend festzustellen war. 
Deshalb konnte die Frage dahingestellt bleiben, ob ■ 
trotz des Scheiterns der neuen Preisliste am Markt | 
noch eine Ahndung geboten gewesen wäre. Das , 
Verfahren ist eingestellt worden. 


Leitsätze: 

1. Eine Vereinbarung über die Erhöhung von zuvor 
übereinstimmenden Listenpreisen ist trotz fort- 
bestehenden Rabattwettbewerbs zur Marktbeein- 
flussung geeignet, wenn sie im Ergebnis zu höhe- 
ren Nettopreisen führen kann. Das gilt selbst 
dann, wenn sich die neuen Listenpreise am Markt 
nicht durchsetzen ließen. 

2. Sind sich mehrere Unternehmen über die Grund- 
züge einer neuen Preisliste einig, die eines von 
ihnen, wie erhoten, sodann erstellt und den an- 
deren Beteiligten zusendet, liegt eine Preisab- 
sprache im Sinne des § 1 jedenfalls dann vor, 
wenn die Unternehmen die Übernahme dieser 
neuen Preisliste zuvor vereinbart haben. 


2. Kraftfahrzeugfedern 

Die Erlaubnis für die Exportgemeinschaft der Deut- 
schen Kraftfahrzeugfedernhersteller (Tätigkeitsbe- 
richt 1961 S. 19), der statt ursprünglich sieben jetzt 
noch fünf Unternehmen angehören, ist nach ihrer 
Verlängerung im Jahre 1964 (Tätigkeitsbericht 1964 
S, 21) mit Beschluß vom 3. Juli 1969 unter Aufrecht- 
erhaltung der bisherigen Auflagen um weitere fünf 
Jahre verlängert worden. Die gesetzlichen Voraus- 
setzungen für die Erlaubnis liegen unverändert vor. 

3. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menscblüsse nach § 23 im Bereich der Ziehereien 
und Kaltwalzwerke 

Ein Herstellerunternehmen für Gleitschutzketten 
schloß einen Betriebsüberlassungsvertrag mit einem 
Herstellerunternehmen für die gleiche Warenart. 


Stahlbauerzeugnisse 

1. Schienenfahrzeuge 

Das Bundeskartellamt war mit der Prüfung der Ver- 
einbarung zweier Waggonfabriken befaßt, Planung, 
Entwicklung und Fertigung von Schienenfahrzeugeii 
aller Art und deren Teilen wie auch Vertrieb und 
Einkauf nur aufgrund gemeinsamer Abstimmung zu 
betreiben. Für die in ihren Grundzügen festgelegte 
Abstimmung ist ein von den Unternehmen paritä- 
tisch besetzter Ausschuß zuständig. Der Vertrag 
sieht ferner vor, daß das eine Unternehmen vor- 
nehmlich im Bereich der Schienenfahrzeuge für den 
Güterverkehr, das andere in erster Linie im Bereich 
der Schienenfahrzeuge für den Personenverkehr und 
im Triebwagenbau tätig sein soll. Im Einzelfall kann 
jedoch aus Gründen der Rationalisierung einem der 
beteiligten Unternehmen eine bestimmte Planungs-, 
Entwicklungs- und Fertigungsaufgabe zugewiesen 
werden. Die Vereinbarung ist als eine Rahmen- 
spezialisierung, die unter § 1 fällt, gewertet worden. 
Danach hat eines der beteiligten Unternehmen eine 
Mehrheitsbeteiligung am Vertragspartner erworben. 
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Die jetzt gegebene starke wirtschaftliche Verflech- 
tung setzt den Mehrheitsaktionär in die Lage, die 
Geschäftspolitik des Vertragspartners maßgeblich 
zu beeinflussen und etwaigem Wettbewerb ohne , 
Vereinbarung nach § 1 nach Zweckmäßigkeitsge- i 
sichtspunkten Grenzen zu setzen. Der Beschränkung [ 
des Wettbewerbs durch Vertrag kommt unter diesen 
Umständen nur noch formale, keine wirtschaftlich 
relevante Bedeutung mehr zu. 

2. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Stahlbau- 
erzeugnisse 

Keine Anzeigen 


Maschinenbauerzeugnisse 


1. Werkzeugmaschinen 

Ein Werkzeugmaschinen herstellendes Unternehmen 
hat beim Bundeskartellamt darüber Beschwerde ge- 
führt, daß der Veranstalter einer internationalen 
Werkzeiigmaschinen-Ausstellung die Zulassung von 
Unternehmen als Aussteller von einer Verpflichtung 
abhängig macht, nach der Aussteller die von ihnen 
erzeugten Werkzeugmaschinen im selben Jahr 
neben der Werkzeugmaschinen-Austellung nicht 
auch auf einer anderen in der Bundesrepublik statt- 
findenden Messe oder Ausstellung zeigen dürfen. 
Das beschwerdeführende Unternehmen trägt vor, 
daß ihm durch diese Zulassungsregelung erhebliche 
wirtschaftliche und wettbewerbliche Nachteile ent- 
stünden. Es erscheint der Verdacht begründet, daß 
mit dieser Zulassungsregelung für Aussteller gegen 
die Vorschriften der §§ 18, 22 in Verbindung mit 
§ 26 Abs. 2 verstoßen wird. Gegen den Messever- 
anstalter ist deshalb ein auf diese Vorschriften ge- 
stütztes Verfahren eingeleitet worden. 

2. Landmasdiinen und Ackerschlepper 

Die Aktion, durch die die Unternehmen der Land- 
maschinen- und Ackerschlepper-Industrie zur Be- 
achtung der für Preisempfehlungen geltenden ge- 
setzlichen Bestimmungen und der Verwaltungs- , 
Praxis des Bundeskartellamtes veranlaßt werden I 
sollten (Tätigkeitsbericht 1968 S. 41 f.), konnte im ' 
wesentlichen abgeschlossen werden. Verfahren we- | 
gen ordnungswidriger Preisempfehlungen gemäß i 
§ 38 Abs. 2 Satz 2 mußten nur noch in drei Fällen j 
eingeleitet werden. In einem bereits im Vorjahr ein- I 
geleiteten Verfahren wurden gegen den Inhaber 
und den Verkaufsleiter eines Unternehmens Geld- 
bußen festgesetzt. Beide Betroffenen haben gegen 
den Bußgeldbescheid Einspruch eingelegt. Das Kam- 
mergericht hat bei einem Betroffenen die Geldbuße j 
aufgehoben, bei dem anderen herabgesetzt. Im ' 
übrigen konnten die Verfahren gemäß § 38 Abs. 2 
Satz 2 — einschließlich der im Vorjahr eingeleiteten | 
— bis auf sechs eingestellt werden, da die Unter- 


nehmen innerhalb einer vertretbaren Zeitspanne zu 
einer ordnungsgemäßen Preisempfehlungspraxis 
übergegangen waren. In vier von diesen Fällen geht 
es um die fehlende oder unzureichende Kennzeich- 
nung der Unverbindlichkeit der empfohlenen Preise, 
in einem um die Frage, ob die Richtpreise marktge- 
recht sind, und im letzten Fall um den Verdacht, 
daß die von dem betroffenen Mähdrescher-Herstel- 
ler gewährten Treuerabatte zur Verdrängung klei- 
nerer Mitbewerber vom Markt führen könnten. 


3. Etikettiergeräte 

j Durch Verfügung des Bundeskartellamtes vom 
2. Oktober 1967 waren die Kaufverträge eines 
Unternehmens über seine Handpreisauszeichnungs- 
geräte insoweit für unwirksam erklärt worden, als 
sie den Käufer verpflichteten, nur die von dem 
Unternehmen gelieferten Haftetiketten zu verwen- 
' den und diese während der Dauer der vereinbarten 
Fünf-Jahres-Garantie ausschließlich von ihm zu be- 
ziehen. Zugleich war dem Unternehmen untersagt 
worden, für die von ihm vertriebenen, zur Verwen- 
i düng in seinen Handpreisauszeichnern bestimmten 
Haftetiketten ausschließliche Bezugsbindungen zu 
vereinbaren, die über einen Zeitraum von sechs 
Monaten ab Lieferung der Geräte hinausgehen und 
ferner, die Lieferung von diesen Geräten über den 
; genannten Zeitpunkt hinaus vom Bezug von Haft- 
etiketten abhängig zu machen (Tätigkeitsberichte 
1967 S. 11, 49 f., 1968 S. 42). Das Kammergericht hat 
die Beschwerde des Unternehmens zurückgev/iesen 
I (Beschluß vom 18. Februar 1969 — WuW/E OLG 995). 

; Nach umfangreicher Beweisaufnahme ist das Ge- 
; rieht der Auffassung des Bundeskartellamtes gefolgt, 
j daß das Unternehmen für Handpreisauszeichnungs- 
j geräte marktbeherrschend ist. Zur Abgrenzung des 
t relevanten Marktes hat das Kammergericht ausge- 
j führt, daß diejenigen Erzeugnisse als marktgleich- 
, wertig anzusehen sind, die sich nach ihren Eigen- 
i schäften, ihrem wirtschaftlichen Verwendungszweck 
: und ihrer Preislage so nahestehen, daß der verstän- 
I dige Verbraucher sie als für die Deckung eines be- 
1 stimmten Bedarfs geeignet in berechtigter Weise 
abwägend miteinander vergleicht und als gegenein- 
ander austauschbar ansieht. Danach ist das Unter- 
nehmen marktbeherrschend auf dem Markt für 
Handpreisauszeichnungsgeräte und die als ver- 
gleichbar anzusehenden Etikettendruck- und 
-Spendegeräte in der Preislage zwischen DM 150 und 
DM 400. Die marktbeherrschende Stellung des Unter- 
nehmens wurde auch bejaht, weil — wie die zur 
Abwehr der Konkurrenz anderer Etikettenhersteller 
getroffenen Maßnahmen des Unternehmens zeigten 
— es nicht die üblichen Rücksichten zu nehmen 
brauche, die ein wesentlichem Wettbewerb ausge- 
setzter Hersteller seinen Abnehmern gegenüber auf- 
bringen müsse, wenn er sich am Markt behaupten 
wolle. Das Kammergericht hat auch die Verfas- 
sungsmäßigkeit der Generalklausel des § 22 Abs. 3 
geprüft und festgestellt, daß sie nicht verfassungs- 
widrig ist. Es hat bestätigt, daß es als Mißbrauch an- 
zusehen ist, wenn das Unternehmen seine marktbe- 
herrschende Stellung dazu ausnutzt, die Benutzer der 
Preisauszeichner zum fünfjährigen Bezug ihrer Haft- 
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(diketten zu verpflichten. Denn die von dem Unter* 
nehmen mit Nachdruck durchgesetzte Bezugsbindung 
nehme der verständige Durchschnittsverbraucher 
nur auf sich, weil er die Geräte anderenfalls nicht 
kaufen könne und das Unternehmen etwa erforder- 
liche Reperaturarbeiten an seinen Geräten selbst 
gegen Bezahlung nicht durchführe, wenn der Benut- 
zer andere Etiketten verwendet hat. Das Unterneh- 
men nutze aber auch seine marktbeherrschende Stel- 
lung zugleich auf dem Drittmarkt für Haftetiketten 
mißbräuchlich aus. Denn die Bezugsverpflichtung 
bewirke, daß andere Hersteller von Haftetiketten 
von einem Teil des Etikettenmarktes völlig ausge- 
schlossen würden. Koppelungsgeschäfte der vorlie- 
genden Art, bei denen die Abgabe einer stark ge- 
fragten V/are von dem Bezug des für die Benutzung 
erforderlichen Hilfsstoffes abhängig gemacht werde, 
seien als typische Fälle von Marktmißbrauch im 
Sinne des § 22 Abs. 3 anzusehen. Eine Beeinträchti- 
gung Dritter durch das Verhalten eines marktbeherr- 
schenden Unternehmens sei gegeben, wenn sie we- 
sentlich, d. h. als eine spürbare Beeinflussung der 
Wettbewerbslage durch das Verhalten eines markt- 
beherrschenden Unternehmens anzusehen ist. Aus- 
gehend von dem Grundsatz des Wettbewerbs, daß 
die Märkte offengehalten werden müssen, dürften 
an die Wesentlichkeit keine zu hohen Anforderun- 
gen gestellt werden. Im übrigen hat das Gericht 
klargestellt, daß es für die Mißbrauchsaufsicht nach 
§ 22 nicht auf die absolute Größe eines Unterneh- 
mens, sondern allein auf seine Stellung und sein 
Verhalten auf dem relevanten Markt ankommt. 
Nachdem das betroffene Unternehmen seine gegen 
den Beschluß des Kammergerichts eingelegte Rechts- 
beschwerde zurückgenommen hat, ist die Verfügung 
des Bundeskartellamtes unanfechtbar geworden. 

Leitsätze: 

1. Die Generalklausel des § 22 Abs. 3 ist verfas- 
sungskonform. 

2. Ein Unternehmen ist marktbeherrschend, wenn 
es nicht die üblichen Rücksichten zu nehmen 
braucht, die ein wesentlichem Wettbewerb aus- 
gesetztes Unternehmen seinen Abnehmern ge- 
genüber aufbringen muß, um sich am Markt zu 
behaupten. 

3. Für die Anwendung des § 22 kommt es nicht auf 
die absolute Größe eines Unternehmens, sondern 
auf seine Stellung und sein Verhalten auf dem 
relevanten Markt an. 

4. Weder der Wortlaut des § 22 noch die Grund- 
sätze des Ubermaßverbotes und der Verhältnis- 
mäßigkeit erfordern eine besondere Feststellung, 
daß die marktbeherrschende Stellung im Einzel- 
fall spezifisch gemeinschädlich ausgenutzt wird. 

5. Kopplungsgeschäfte, bei denen die Abgabe einer 
stark nachgefragten Ware von dem Bezug des 
für die Benutzung erforderlichen Hilfsstoffes ab- 
hängig gemacht wird, stellen typische Fälle von 
Marktmißbrauch im Sinne des § 22 Abs. 3 dar. 


I Zwei Unternehmen haben eine Vereinbarung ge- 
1 troffen, wonach das eine den Fertigungsbereich Auf- 
zugbau an das andere verkauft. Der Vertrag sieht 
u. a. vor, daß der Verkäufer dem Käufer in den bis- 
j herigen Aufzugwerkstätten Fertigungskapazität zur 
! Verfügung stellt. Zugleich hat sich der Verkäufer 
verpflichtet, das Aufzugs-, Fahrtreppen- und Fahr- 
I Steigegeschäft in Westeuropa nicht mehr zu be- 
I treiben. Das Bundeskartellamt kam zu dem Ergebnis, 

I daß die Verpflichtungen des Verkäufers als Gegen- 
I leistungen im Rahmen eines Austauschvertrages 
j anzusehen sind und damit § 1 nicht berührt ist, weil 
beide Unternehmen auf Anregung des Bundeskar- 
] tellamtes das ursprünglich unbefristete Wettbe- 
' werbsverbot auf fünf Jahre begrenzt haben, 
i 

I Leitsatz: 

I 

i In einem Kaufvertrag zwischen zwei Unterneh- 
I men über einen bestimmten Fertigungsbereich 
kann sich der Verkäufer rechtswirksam verpflich- 
! ten, in diesem Bereich für eine bestimmte Zeit 
I nicht mehr tätig zu werden. Die Geltungsdauer 
darf nicht über das Maß hinausgehen, das zur Her- 
beiführung eines vollen Leistungsaustausches er- 
forderlich ist. 
i 

j 5, Nähmaschinen 

I Ein Hersteller, der sowohl über selbständige Han- 
, delsunternehmen als auch über eigene Verkaufs- 
stellen seine Maschinen an Endabnehmer vertreibt, 

1 hat Preisempfehlungen angemeldet. Seine Wieder- 
verkäufer unterrichtete er über seine Richtpreise 
I durch Übersendung einer Preisliste, in der ordnungs- 
I gemäß auf die Unverbindlichkeit der Preisangaben 
I aufmerksam gemacht wurde. Zugleich forderte er 
I durch ein Rundschreiben die Händler, die sich mit 
I den Richtpreisen einverstanden erklärt haben, auf, 
i umfangreiches Werbematerial mit diesen Preisen 
kostenlos anzufordern. In diesen Unterlagen war 
kein Unverbindlichkeitsvermerk enthalten. Die glei- 
chen Werbemittel wurden auch in den eigenen Ver- 
, kaufsstellen des Herstellers verwendet. Er hat im 
Hinblick auf den fehlenden Vermerk die Auffassung 
vertreten, daß die Händler, die in Kenntnis der zu- 
! erst übersandten Preisliste das weitere Material an- 
j forderten, sich damit die empfohlenen Preise zu 
I eigen gemacht hätten. Die Preise in den weiteren 
j Werbeunterlagen stellten somit die Verkaufspreise 
: der Händler dar, denen kein Empfehlungscharakter 
j zukomme. Folglich bedürfe es keines Unverbindlich- 
i keitshinweises. In dem entsprechend § 17 Abs, 1 
Satz 1 Nr. 1 eingeleiteten Verfahren ging das Bun- 
deskartellamt davon aus, daß der Hinweis in allen 
vom Hersteller herausgegebenen Werbeunterlagen, 
nicht nur in der Preisliste, enthalten sein muß. Die 
^ Entschließungsfreiheit des Händlers, sich empfohlene 
! Preise zu eigen zu machen, muß solange uneinge- 
I schränkt bestehen, als der Hersteller Werbemate- 
I rial mit Preisangaben verwendet. Einheitliche, von 
1 vielen Wiederverkäufern bezogene Werbemittel 
I ohne Unverbindlichkeitskennzeichnung können bei 
I Endabnehmern den irrigen Eindruck erwecken, daß 
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die eingedruckten Preise vom Hersteller gebunden 
seien. Das Bundeskartellamt hat sich dabei auf die 
Entscheidung des Bundesgerichtshofes vom 6. Juni 
1963 „Osco-Parat" gestützt (WuW/E BGH 536 ff.). 
Der Hersteller hat sich daraufhin entschlossen, an 
seine Wiederverkäufer in Zukunft nur noch solche 
Werbeunterlagen zu verteilen, in denen auf die 
Unverbindlichkeit der Richtpreise aufmerksam ge- i 
macht wird. 

Leitsatz: 

! 

Bei Preislisten und sonstigen Werbemitteln mit 
Bruttopreisen eines preisempfehlenden Unterneh- 
mens ist der Hinweis auf die Unverbindlichkeit 
der angegebenen Preise ausnahmslos erforderlich. 
Es genügt nicht, daß den Wiederverkäufern der 
Hinweis nur einmal bei Einführung der Richt- 
preise gegeben und daß er bei weiteren Werbe- 
mitteln weggelassen wird. 


6. Kondensatableiter und -abscheider I 

Der Anmeldung eines Vertrages, in dem sich drei 
Unternehmen in der Herstellung von Kondensat- 
ableitern und -Schnellentleerern spezialisieren, hat | 
das Bundeskartellamt nicht widersprochen. Der Ver- ■ 
trag sieht eine Produktionsaufteilung der Vertrags- 
erzeugnisse auf die beteiligten Unternehmen und 
ihren Verzicht auf die Fertigung der dem Vertrags- 
partner überlassenen Erzeugnisse vor. Diese Ar- i 
beitsteilung dient der Rationalisierung Wirtschaft- ; 
lidier Vorgänge. Die für die Vertragserzeugnisse 
vereinbarte gegenseitige Bezugs- und Lieferver- 
pflichtung wurde als für die Durchführung der Spe- 
zialisierung erforderlich angesehen. Die Bezugsver- 
pflichtung lenkt den Bedarf auf den Vertragspartner 
und führt in der spezialisierten Produktion zu höhe- 
ren Serien. Die Verpflichtung zu gegenseitiger Be- 
lieferung ermöglicht es den beteiligten Unterneh- 
men, das vom Markt geforderte vollständige Sorti- 
ment anzubieten. Die Spezialisierung läßt wesent- 
lichen Wettbewerb auf dem Markt bestehen. 

Ein angemeldeter Spezialisierungskartellvertrag 
zwischen einem deutschen und einem luxemburgi- 
schen Hersteller von Kondensatableitern sowie 
deren gemeinsamer Vertriebsgesellschaft ist nach 
Ablauf der Widerspruchsfrist wirksam geworden. 
Der Kartellvertrag sieht die Aufteilung der Produk- 
tion auf die beiden Hersteller vor. Er enthält ferner 
die Verpflichtung, den Absatz von vertragsgegen- 
ständlichen Erzeugnissen ausschließlich über die 
Vertriebsgesellschaft vorzunehmen. Deren Abgabe- 
preise werden nach den Weisungen des jeweiligen 
Herstellers festgelegt. Die vereinbarte Arbeits- 
teilung dient der Rationalisierung wirtschaftlicher 
Vorgänge. Die Vertragspartner haben den Nachweis 
geführt, daß die Bildung einer gemeinsamen Ver- 
triebseinrichtung und die ihr gegenüber bestehende 
Andienungspflicht zur Durchführung der Spezialisie- 
rung erforderlich sind. Das Kartell läßt wesent- 
lichen Wettbewerb auf dem Markt bestehen. 


! 7. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Maschinenbaii- 
erzeugnisse 

1. Ein ausländisches Herstellerunternehmen für 
elektrotechnische Erzeugnisse aller Art er- 
warb mittelbar eine Mehrheitsbeteiligung an 
einem Herstellerunternehmen für sanitäre 
Armaturen. 

2. Ein ausländisches Herstellerunternehmen für 
elektrotechnische und feinmechanische Er- 
zeugnisse aller Art erwarb eine Mehrheits- 
beteiligung an einem Herstellerunternehmen 
für Büromaschinen. 

3. Ein Herstellerunternehmen für Ackerschlep- 
per, Lastkraftwagen und Maschinen aller Art 
erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an einem 
Herstellerunternehmen für Kohle- und Erz- 
aufbereitungsanlagen. 

4. Ein Herstellerunternehmen für Maschinen 
aller Art erhöhte seine Beteiligung an einem 
Herstellerunternehmen für Spritzgußmaschi- 
nen. 

5. Ein Herstellerunternehmen für Spezial- 
maschinen für die Papier- und Zellstoff- 
industrie, das an einem Herstellerunterneh- 
men für die gleichen Warenarten bereits 
eine Beteiligung besaß, erwarb, zum Teil 
mittelbar, die restlichen Anteile. 

6. Ein Herstellerunternehmen für Kellerei- 
maschinen und ein Herstellerunternehmen 
für Filtermaterial erwarben je eine Beteili- 
gung an einem Herstellerunternehmen für 
die gleichen Warenarten. 

7. Ein Herstellerunternehmen für Registrier- 
kassen und Büromaschinen erwarb sämtliche 
Anteile an einem Herstellerunternehmen für 
Postbearbeitungsmaschinen. 

8. Ein Herstellerunternehmen für Spezial- 
maschinen für die drahtverarbeitende Indu- 
strie erwarb mittelbar eine Beteiligung an 
einem Herstellerunternehmen für die glei- 
chen Warenarten. 

9. Ein Herstellerunternehmen für Metallerzeug- 
nisse und ein Herstellerunternehmen für 
Lackieranlagen erwarben je eine Beteiligung 
an einem Unternehmen, das sich mit der 
Metallbeschichtung befaßt, bei dessen Neu- 
gründung. 

10. Ein Kreditinstitut und ein Herstellerunter- 
nehmen für Dampfkessel erwarben je eine 
Beteiligung an einem Herstellerunternehmen 
für Abfallbeseitigungsanlagen bei dessen 
Neugründung. 

11. Ein Herstellerunternehmen für Hydraulik- 
elemente erwarb eine Betriebsstätte zur Her- 
stellung von Armaturen. 

12. Ein ausländisches Herstellerunternehmen für 
Maschinen aller Art erwarb eine Mehrheits- 
beteiligung an einem Herstellerunternehmen 
für Strickmaschinen. 
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13. Ein Herstellerunternehmen für Drehautoina- | 
ten erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an 
einem Herstellerunternehmen für die gleiche 
Warenart. 

14. Ein Herstellerunternehmen für Walzwerks- 
anlagen erwarb eine Mehrheitsbeteiligung 
an einem Konstruktionsunternehmen für die 
gleiche Warenart. 


Landfahrzeuge 


1. Kraftfahrzeuge 

Ein Versandhandelsunternehmen beabsichtigte, 
einen Personenkraftwagen im modernen Oldtimer- 
Sportwagen-Look auf dem deutschen Markt anzu- 
bieten, den ein ausländisches Karosseriebauunter- 
nehmen unter Verwendung eines Chassis eines 
italienischen Kfz. -Herstellers fertigt. Es wurde ein 
Vertrag über die Lieferung von zunächst 48 Fahr- 
zeugen unter Einschaltung eines Importeurs ge- 
schlossen. Der Vertreter eines Händlerverbandes 
erhielt von dem Vorhaben des Versandhandels- 
unternehmens Kenntnis, das er als den Interessen 
des traditionellen Handels zuwiderlaufend ansah. 
Er widersprach in einem Schreiben an den italieni- 
schen Hersteller im Namen der deutschen Absatz- 
organisation mit Nachdruck dem Absatz des Fahr- 
zeuges über den Versandhandel. Der Hersteller 
untersagte daraufhin dem wirtschaftlich von ihm 
abhängigen Karosseriebauunternehmen die Abwick- 
lung des mit dem Importeur geschlossenen Ver- 
trages; die Auslieferung der Fahrzeuge unterblieb. 
Erst später kam es nach langwierigen Verhandlun- 
gen zu einem Kompromiß zwischen dem Versand- 
handelsunternehmen und dem Händlerverband, der 
zur Aufhebung der Liefersperre führte. Das Bundes- 
kartellamt hat in dem Verhalten des Verbandsver- 
treters einen Boykott gesehen, und nach § 38 Abs. 1 
Nr. 8 in Verbindung mit § 26 Abs. 1 eine Geldbuße 
in Höhe von 5 000 DM festgesetzt. Der Betroffene 
hat vorsätzlich eine Liefersperre veranlaßt. Der In- 
halt des an den Hersteller gerichteten Schreibens 
ging über eine bloße Tatsachenmitteilung weit hin- 
aus. Das Schreiben enthielt unter anderem Hinweise 
darauf, daß durch den beabsichtigen Vertrieb das 
Einvernehmen zwischen dem Hersteller und seiner 
deutschen Absatzorganisation und deren Anreiz 
zum Verkauf beeinträchtigt werde. Hieraus könnten 
sich nicht nur für den Kraftfahrzeugverkauf inner- 
halb der Bundesrepublik unabsehbare Konsequenzen 
ergeben. Der Hersteller hat sich der massiven Inter- 
vention des Betroffenen gebeugt und entsprechend 
auf das Karosseriebauunternehmen eingewirkt. 
Diese mittelbare Veranlassung der Liefersperre 
steht der Annahme eines Boykotts nicht entgegen. 
Die Unbilligkeit der Beeinträchtigung folgt aus einer 
Abwägung der beiderseitigen Interessen in einer 
rechtlich geschützten Wettbewerbswirtschaft, die 
den Marktausschuß des Versandhandelsunterneh- 
mens als unzumutbar erscheinen läßt. Der Bußgeld- 
bescheid ist rechtskräftig geworden. 


— 6. Wahlperiode Drucksache VI/950 

Leitsätze: 

1. Wird eine Kritik an einem bestimmten Verhal- 
ten mit der Androhung von Nachteilen verbun- 
den, so liegt schon darin eine Aufforderung zur 
Aufgabe bzw. Unterlassung des kritisierten Ver- 
haltens; einer ausdrücklichen Aufforderung be- 
darf es unter diesen Umständen nicht mehr. 

2. § 26 Abs. 1 erfaßt auch die mittelbare Veranlas- 
sung zu Liefer- bzw. Bezugssperren. 

I 3. Der subjektive Tatbestand der Veranlassung zum 
Boykott nach § 26 Abs. 1 ist auch dann gegeben, 
wenn der Verrufer irrtümlich glaubt, der Adres- 
sat könne selbst die Liefersperre verhängen, 
während tatsächlich dieser die Veranlassung 
erst an ein Tochterunternehmen oder wirtschaft- 
lich von ihm abhängiges Unternehmen weiter- 
geben muß; für den Vorsatz genügt die Vorstel- 
lung des Verrufes, daß die Boykottaufforderung 
die richtige Adresse erreicht; auf die genaue 
Kenntnis der Vorgänge im Einflußbereich des 
Adressaten kommt es nicht mehr an. 

4. Die Absicht, bestimmte Wettbewerber durch eine 
Liefersperre unbillig zu beeinträchtigen, ist auch 
dann gegeben, wenn sie sich nicht auf den un- 
mittelbar gesperrten Zwischenhändler, sondern 
auf dessen Abnehmer bezieht. 

5. Geht die Veranlassung zur Liefersperre von 
einer Vereinigung von Unternehmen aus, so ist 
für den Tatbestand des § 26 Abs. 1 nicht unbe- 
dingt ein Wettbewerbsverhältnis zwischen der 
Vereinigung und dem Gesperrten zu fordern; es 
genügt vielmehr, wenn die Mitglieder der Ver- 
einigung Wettbewerber des Gesperrten sind. 

6. Das Interesse der traditionellen Handelsformen 
am ungestörten Vertrieb ihres Sortiments ist in 
der Regel nicht geeignet, eine Veranlassung zur 
Liefersperre im Sinne des § 26 Abs. 1 zum Nach- 
teil neuer Handelsformen zu rechtfertigen. 

Der Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe e. V. 
(VÖV), dessen Aufgabe die Förderung des öffent- 
lichen Personenverkehrs ist, hat eine Normen- und 
Typenempfehlung für einen Standard Linienbus nach 
§ 38 Abs. 3 beim Bundeskartellamt angemeldet. Die 
Empfehlung richtet sich über den Kreis der Mit- 
gliedsbetriebe hinaus an zuständige Behörden und 
Verbände des In- und Auslandes, an die Omnibus- 
hersteller und die einschlägige Zulieferindustrie so- 
wie sonstige Interessenten. Mit der Empfehlung 
wird das Ziel verfolgt, ein standardisiertes Fahr- 
zeug zu schaffen. Die Normen- und 'Typenempfeh- 
lung in der angemeldeten Fassung hat die Billigung 
des Fachnormenausschusses Kraftfahrzeugindustrie 
im deutschen Normenausschuß gefunden. Für von 
Dritten zu beziehende Teile waren ursprünglich be- 
stimmte Fabrikate vorgesehen. Diese Kennzeich- 
nungen sind so geändert worden, daß sie nur als 
Bauartbeispiele zu verstehen sind, also auch ande- 
ren gleichwertigen Teilen der Empfehlung entspre- 
chen. Außerdem wurden einige Geschäftsbedingun- 
gen gestrichen. Danach bestanden keine kartell- 
rechtlichen Bedenken mehr. 
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Leitsd Iz: 

Eine Nornien- und Typenemplehjuny nach § 38 
Abs. 3 darf, soweit von Dritten zu beziehende 
Teile in Betracht kommen, nicht auf besondere 
Fabrikate gerichtet sein. Die Nennung von 
Fabrikaten ist jedoch zulässig, soweit ihre Kenn- 
zeichnung als Bauartbeispiele sichergestellt ist. 

2. Kraftfahrzeugersatzteile 

Das Bundeskartellamt prüft, ob Kraftfahrzeug- 
Ersatz- und Austaiischteile, für die Preisbindungen 
angemeldet worden sind, mit gleichartigen Waren 
anderer Hersteller oder Händler nach § 16 Abs. 1 
im Preiswettbewerb stehen (Tätigkeitsbericht 1968 
S. 20). Diese Voraussetzung für eine wirksame Preis- 
bindung ist nach Auffassung des Amtes hinsichtlich 
eines wesentlichen Teiles der Kraftfahrzeug-Ersatz- 
und Austaiischteile nicht erfüllt. Neben dem rele- 
vanten Markt für das Kraftfahrzeug bestehen davon 
unabhängig Märkte für die hierzu passenden Ersatz- 
und Austauschteile. Deshalb genügt es hinsichtlich 
der Ersatz- und Austauschteile für die Annahme 
eines Preiswettbewerbs mit gleichartigen Waren 
nicht, daß die Kraftfahrzeughersteller bei der Fest- 
setzung der Ersatz- und Austauschteilpreise auf die 
Kunden ihrer Kraftfahrzeuge, insbesondere auch auf 
potentielle Kunden Rücksicht nehmen. Kraftfahr- 
zeuge sind in bezug auf Ersatz- und Austauschteile 
nicht gleichartig. Es kommt nicht darauf an, ob die 
Kraftfahrzeuge der verschiedenen Hersteller unter- 
einander gleichartig sind, denn § 16 Abs. 1 Nr. 1 
verlangt Gleichartigkeit bezüglich der preisgebun- 
denen Markenware. Mit Rücksicht auf die große 
Zahl preisgobundener Ersatz- und Austauschteile 
beschränkt das Bundeskartellamt seine Unter- 
suchungen zunächst auf Ersatzmotoren, Türen, 
Deckel (Motorhauben, Kofferraumdeckel) und Kot- 
flügel. 

3. Überblick über angezeigte Unternehmensziisam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Landfahrzeuge 

1. Ein Herstellerunternehmen für Personen- und 
Lastkraftwagen erwarb mittelbar eine Mehr- 
heitsbeteiligung an einem Herstellerunterneh- 
men für Textil- und Kunststofferzeugnisse. 

2. Ein Herstellerunternehmen für Personen- und 
Lastkraftwagen erwarb eine Mehrheitsbeteili- 
gung an einem Herstellerunternehmen für 
Lastkraftwagen. 

3. Ein Herstellerunternehmen für Personenkraft- 
wagen erwarb ein Vertriebsunternehmen für 
die gleiche Warenart. 

4. Ein Herstellerunternehmen für Motorenteile 
erwarb 

a) eine Betriebsstätte, die sich mit der NE- 
Metallgießerei befaßt, 

b) eine Metallhütte. 

5. Ein Herstellerunternehmen für Lastkraft- 
wagen erwarb eine Beteiligung an einem Her- 
stellerunternehmen für die gleiche Warenart. 


6. Ein Herstellerunternehmen für Kraftfahrzeug- 
bremsen erwarb sämtliche Anteile an einem 
Herstellerunternehmen für Kraftfahrzeugteile. 

7. Zwei Herstellerunternehmen für Kraftfahr- 
zeugmotorenteile sowie eine mit ihnen kon- 
zernmäßig verbundene Verwaltungsgesell- 
schaft erwarben gemeinsam Beteiligungen an 
zwei Herstellerunternehmen für Kraftfahr- 
zeugteile. 

8. Ein Herstellerunternehmen für Personen- und 
Lastkraftwagen erwarb 

a) eine Mehrheitsbeteiligung an einem Her- 
stellerunternehmen für Personenkraft- 
wagen und verschmolz dieses Unterneh- 
men mit einer Tochtergesellschaft, die 
ebenfalls Personenkraftwagen herstellt, 

b) eine Beteiligung an einem Vertriebsunter- 
nehmen für Personenkraftwagen bei des- 
sen Neugründung. 


I Luftfahrzeuge 

! überblick über angezeigte Unternehmenszusammen- 
I Schlüsse nach § 23 

, 1. Ein Herstellerunternehmen für Luftfahrzeuge er- 
I warb 

a) eine Mehrheitsbeteiligung an einem Her- 
stellerunternehmen für Flugzeugteile, 

b) eine Beteiligung an einem Herstellerunter- 
nehmen für Flugzeuge. 

j 2. Ein Herstellerunternehmen für Luftfahrzeuge und 
ein Herstellerunternehmen für Schienen- und 
Straßenfahrzeuge sowie Flugzeugteile erwarben 
je eine Beteiligung an einem Herstellerunterneh- 
men für Schienenfahrzeuge. 

j 3. Ein inländisches und ein ausländisches Herstel- 
lerunternehmen für Luftfahrzeuge erwarben je 
eine Beteiligung an einer neugegründeten Ge- 
sellschaft zur gemeinschamen Leitung ihrer Pro- 
i duktionsbetriebe. 

I 4. Ein Herstellerunternehmen für Luftfahrzeuge er- 
I warb sämtliche Anteile an einem Hersteller- 
, unternehmen sowie die restlichen Anteile an 
einem Konstruktionsunternehmen für die glei- 
chen Warenarten. 

5. Ein Herstellerunternehmen für Luftfahrzeuge 
: erwarb sämtliche Anteile an einem Hersteller- 

' unternehmen für die gleichen Warenarten. 

I 

j 6. Ein Herstellerunternehmen für Luftfahrzeuge 
! und ein Herstellerunternehmen für chemische Er- 
' Zeugnisse erwarben je eine Beteiligung an einem 
j Herstellerunternehmen für flugchemische An- 
! triebe bei dessen Neugründung. 

7. Ein Herstellerunternehmen für Luftfahrzeuge er- 
warb eine Beteiligung an einem Unternehmen, 
das sich mit der Wartung von Marineschiffen, 

I -geraten und -anlagen befaßt, bei dessen Neu- 
gründung. 
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Elektrotechnische Erzeugnisse 

i 

1. Elektromotorische Wirtschaftsgeräte j 

Aufgrund der jüngsten Rechtsprechung zur Preis- | 
Bindung (Beschluß des BGH vom 17. Oktober 1968 
„Signal“ - WuW/E BGH 974 und Urteil des LG j 
Dortmnud vom 4. November 1968 = WuW/E LG/ i 
AG 294) wurden die Preisbindungen mehrerer Her- ! 
steiler von elektrotechnischen Erzeugnissen darauf- i 
hin überprüft, ob sie dem mit geringeren Kosten t 
arbeitenden Nichtfachhandel die gleiche Handels- 
spanne wie dem Fachhandel gewähren bzw. zur 
Umschreibung des Inhalts des Preisbindungsver- i 
träges nicht nur gemäß § 34 auf Preislisten Bezu^ ^ 
nehmen. Ein Unternehmen hat daraufhin die Preis- I 
Bindung aufgegeben. Die übrigen Unternehmen ! 
haben entweder dargelegt, daß bei ihnen infolge ! 
des geringen Anteils am Gesamtumsatz, der über j 
den Nichtfachhandel vertrieben wird, bzw. infolge ^ 
des nahezu ausschließlichen Vertriebs über den 
Nichtfachhandel die Voraussetzungen der „ Signal“ - 
Entscheidung nicht vorliegen, oder sie haben den 
Preisbindungsvertrag dahin gehend abgeändert, daß j 
nur noch auf Preislisten Bezug genommen wird, und 
entsprechende Neu- oder Änderungsanmeldungen 
eingereicht. Die Verfahren sind daraufhin einge- 
stellt worden. i 


2. Fernmeldekabel i 

[ 

Die dem Rationalisierungskartell der Fernmelde- | 
kabel-Gemeinschaft für Lieferungen von Fernmelde- i 
kabeln an die Deutsche Bundespost nach § 5 Abs. 2 t 
und 3 erteilte Erlaubnis (Tätigkeitsbericht 1966 S. 38; 
WuW/E BKartA 1248) wurde antragsgemäß auf die 
Bestellungen der Deutschen Bundesbahn erweitert j 
(WuW/E BKartA 1259). Die Auftragssteuerungs- | 
stelle des Kartells entbündelt die jeweils für ein i 
Bauvorhaben vergebenen, eine Vielzahl von Kabel- 
arten und -längen umfassenden Aufträge der Deut- 
schen Bundespost und der Deutschen Bundesbahn 
nach Kabeltypen. Da die Deutsche Bundespost mit | 
einem Nachfrageanteil von etwa 75 v. H. gegen- 
wärtig Ausbaupläne für das Fernmeldenetz in den 
nächsten fünf Jahren aufstellt, wurde die erweiterte 
Erlaubnis um fünf Jahre verlängert (WuW/E BKartA 
1263); sie wurde jedoch mit folgender Beschränkung 
verbunden: „Den Antragstellern ist es untersagt, 
sich über das Kartell, eine Preismeldestelle oder 
auf sonstige Weise untereinander die relevanten 
Geschäftsdaten, wie Erzeugnisse, Preise, Rabatte, 
Konditionen, Mengen sowie ihre Änderungen und 
Leistungen bei Reklamationen für Lieferungen ver- 
tragsgegenständlicher Erzeugnisse an andere Ab- 
nehmer als die Deutsche Bundespost und die Deut- 
sche Bundesbahn Kenntnis zu geben. Diese Daten 
dürfen nur der Deutschen Bundespost und der 
Deutschen Bundesbahn zur Ermittlung des Markt- 
preises mitgeteilt werden.“ Diese Beschränkung ist 
dadurch begründet, daß die Mehrheit der Kartell- 
mitglieder mit einem Marktanteil von über 90 v. H. 
eine „Vereinbarung über Marktstatistik und Preis- 
information für das Fernmeldekabel-Privatgeschäft“ 
getroffen hat. Die Kartellmitglieder unterrichten eine 


von ihnen bei der Auftragssteuerungssteile unter- 
haltene Preismeldestelle laufend über die Einzel- 
heiten der Geschäfte, die sie mit anderen Kunden 
als der Deutschen Bundespost und der Deutschen 
Bundesbahn abschließen. Die Meldestelle gibt jedem 
Mitglied diese Daten auf Anfrage bekannt. Jeder 
Anbieter fordert, wie festgestellt wurde, von jedem 
Kunden die ihm von der Preismeldestelle mitgeteil- 
ten Preise seiner Mitbewerber aus früheren Ab- 
schlüssen. Das Preismeldestelienverfahren führt da- 
durch, wie die stichprobenweisen Überprüfungen der 
Meldeunterlagen ergaben, zu meist einheitlichen 
Preisen und Rabatten gegenüber einem Kunden und 
bei Preisveränderungen eines Anbieters innerhalb 
kurzer Zeit wiederum zu einheitlichen Preisen. Die 
von der Preismeldestelle gesammelten Daten wer- 
den der Deutschen Bundespost auf ihren Wunsch be- 
kanntgegeben, die sie bei ihren Preisverhandlungen 
mit dem Kartell in der Annahme berücksichtigt, es 
handele sich um die Marktpreise. Die Deutsche 
Bundesbahn geht bei ihren Preisverhandlungen mit 
dem Kartell von den Preisvereinbarungen der Deut- 
schen Bundespost aus. Diese Preise und Rabatte 
bilden sich jedoch nicht frei im Markt. Die Deutsche 
Bundespost und die Deutsche Bundesbahn legen 
ihren Vereinbarungen vielmehr ein aufgrund der 
Meldungen und dem Verhalten der Anbieter be- 
einflußtes Preisniveau zugrunde. Die Kartellmit- 
glieder mißbrauchen durch die Art und Weise, wie 
sie die Kartellpreise festlegen, ihre durch die Er- 
laubnis erlangte Freistellung von § 1. Diese Be- 
schränkung verbietet nicht die Erstellung von 
Marktstatistiken. Es muß jedoch sichergestellt sein, 
daß die Wettbewerber sich keine Einzelheiten über 
ihre Geschäftsbeziehungen mit bestimmten Kunden 
wechselseitig offenlegen. Die Kartellmitglieder 
haben gegen diese Beschränkung Beschwerde einge- 
legt. über die Beschwerde ist noch nicht entschie- 
den. 


3. Industrieöfen 

Ein Unternehmen, das als Hersteller bestimmter 
Laborgeräte eine marktbeherrschende Stellung be- 
sitzt, hat die unmittelbare Belieferung von etwa 
350 Handelsunternehmen eingestellt und den Direkt- 
absatz seiner Erzeugnisse künftig auf etwa 75 sog. 
Vertragsgroßhändler beschränkt. Das Bundeskar- 
tellamt hat daraufhin ein auf §§ 22 und 26 Abs. 2 
gestütztes Verfahren eingeleitet, weil der Verdacht 
begründet erschien, daß das Unternehmen nur kraft 
seiner marktbeherrschenden Stellung eine so große 
Zahl von Händlern ausschließen könne. Im Verlauf 
des Verfahrens hat das Unternehmen jedoch sach- 
liche Rechtfertigungsgründe für die Konzentration 
seines Vertriebs vorgetragen, insbesondere im Hin- 
blick auf die erhöhten Anforderungen an die tech- 
nische Beratung der hochwertigen Laborgeräte, die 
Gewährleistung einer angemessenen Lagerhaltung 
und wirksamen Werbung und die Vermeidung un- 
rationeller Kleinaufträge. Bei den künftig zum un- 
mittelbaren Bezug nicht mehr zugelassenen Händ- 
lern handelt es sich fast durchweg um branchen- 
fremde Handelsunternehmen, die nur gelegentlich 
und in einzelnen Geschäftsjahren überhaupt keine 
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Lieferaufträge erteilt haben und damit ihrer Ver- 
teilerfunktion nicht mehr gerecht wurden. Dies 
zeigte sich auch darin, daß die ca. 75 weiterhin 
direkt belieferten Händler schon über 80 v. H. des 
Gesamtumsatzes des Unternehmens in Laborgeräten 
abwickeln. Der Bezug von Laborgeräten ist den vom 
Direktbezug künftig ausgeschlossenen Händlern 
über die Vertragsgroßhändler jederzeit möglich. 
Das eingeleitete Verfahren ist eingestellt worden. 

In der Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
West-Berlin stellen etwa 85 Unternehmen Industrie- 
öfen für eine unübersehbare Vielzahl von indu- 
striellen und handwerklichen Produktionsverfahren 
her. Soweit diese Öfen nicht Teile kompletter Indu- 
strieanlagen sind und nur im Rahmen dieser An- 
lagen mit erstellt werden, produziert fast jeder 
Anbieter jeden Ofentyp entsprechend den speziel- 
len Kundenwünschen. Das führt zu einem weitge- 
fächerten Produktions- und Lieferprogramm und 
zum Festhalten an einer handwerklichen Arbeits- 
weise. Ein größeres Elektrounternehmen koordi- 
nierte in getrennten Spezialisierungsverträgen nach 
§ 5 a Abs. i mit zwei kleineren Anbietern die Ent- 
wicklung und Fertigung, um die Leistungsfähigkeit 
in technischer und betriebswirtschaftlicher Hinsicht 
zu heben. Soweit die Vertragspartner bei Vertrags- 
abschluß bestimmte Öfen fertigungsreif entwickelt 
oder bereits hergestellt hatten, wird künfig jeweils 
nur noch ein Vertragspartner diese Öfen bauen und 
als Kollegenlieferung zuliefern. Die Entwicklung und 
Fertigung anderer Öfen oder ihrer Teile wird 
schwerpunktmäßig entsprechend den vorhandenen 
speziellen Erfahrungen aufgeteilt. Ein Vertrags- 
partner darf jedoch die Entwicklung und Fertigung 
eines Ofens dann aufnehmen, wenn der nach dem 
Kartellvertrag zuständige Vertragspartner es ab- 
lehnt, z. B. mangels Fertigungsreife seiner Entwick- 
lungen, den anfragenden Partner zu beliefern. Beim 
Verkauf unterliegen die Partner keinen Beschrän- 
kungen. Diese Spezialisierung rationalisiert die Ent- 
wicklung und Konstruktion von Industrieöfen. Jedes 
Unternehmen kann damit die Vorteile der Speziali- 
sierung nutzen, ohne die Verbindung zur Forschung 
auf dem Gesamtgebiet zu verlieren. Die Fertigungs- 
kapazitäten werden besser ausgelastet, weil die 
Spezialisierung größere Stückzahlen ermöglicht. Die 
Unternehmen können ein umfangreicheres Ver- 
kaufsprogramm anstatt jeweils speziell gefertigter 
Öfen anbieten und dadurch mehr Mittel für Neu- 
konstruktionen einsetzen. Die Spezialisierung läßt 
bei dem vielseitigen Angebot anderer Hersteller 
wesentlichen Wettbewerb bestehen. 


4. Fernsprechtechnik 

Das Bundeskartellamt hat die Prüfung abgeschlos- 
sen, ob hinsichtlich der Wartung von FernspTech- 
nebenstellen-Großanlagen die festgestellte Markt- 
beherrschung mißbräuchlich ausgenutzt wird (Tätig- 
keitsbericht 1968 S. 47). Die einheitlichen Wartungs- 
verträge enden erst mit endgültiger Außerbetrieb- 
setzung der Anlage. Bei deren Überlassung an einen 
Dritten bleibt die Verpflichtung des Vorbesitzers 
zur Gebührenzahlung für die Dauer der Inbetrieb- 


I haltung bestehen, es sei denn, daß der Dritte in den 
I Vertrag eintritt. Diese Regelung gab Anlaß zu der 
: Vermutung eines Mißbrauchs der marktbeherrschen- 
den Stellung. Besprechungen im Bundesministerium 
i für das Post- und Fernmeldewesen und mit einer 
! größeren Zahl von Aufbau- und Wartungsfirmen, 

I die insbesondere als Wettbewerber hinsichtlich der 
I Wartung von Fernsprechnebenstellen-Großanlagen 
(Tätigkeitsbericht 1968 S. 47) in Betracht kommen, 
j haben jedoch ergeben, daß die Klauseln der War- 
! tungsverträge über die Vertragsdauer nicht als miß- 
bäuchlich angesehen werden können. Die Aufnahme 
eines Kündigungsrechts für die Besitzer gekaufter 
Anlagen in die Wartungsverträge würde eine ein- 
wandfreie Wartung von Fernsprechnebenstellen- 
Anlagen gefährden. Ohne eine einwandfreie War- 
' tung der Anlagen müßte mit technischen Störungen 
gerechnet werden, die sich unmittelbar im öffent- 
lichen Fernsprechnetz auswirken würden, was dem 
allgemeinen Interesse widerspräche. Das Verfahren 
ist eingestellt worden. 

In der Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
West-Berlin stellen vier Unternehmen Fernsprech- 
■ nebenstellen-Großanlagen her, d. h. Anlagen mit 
' mindestens fünf Amtsleitungen und 50 Nebenstel- 
' len. Die Hersteller beliefern die Deutsche Bundes- 
I post und eine Reihe kleinerer Montagebetriebe als 
I Wiederverkäufer. Daneben bemühen sie sich selbst 
. um den Absatz ihrer Erzeugnisse bei den Endab- 
nehmern. Die Anlagen werden entweder verkauft 
oder langfristig vermietet. Die Deutsche Bundespost 
erhebt aufgrund der Fernsprechordnung Gebühren 
. für die von ihr verkauften, vermieteten, montierten 
j und gewarteten Fernsprechanlagen. Alle Unterneh- 
I men — die vier Hersteller und die Montagebe- 
j triebe — schließen sich in ihren Preisen und Ge- 
i schäftsbedingungen den in der Fernsprechordnung 
I vorgeschriebenen Gebühren an. Mindestens seit 
I 1964 haben die örtlichen Geschäftsstellenleiter oder 
die Vertreter der vier Hersteller-Unternehmen sich 
fortgesetzt über Ausschreibungen und sonstige Be- 
darfsfälle unterrichtet, die Nachfrage in Zusammen- 
' künften oder durch Telefongespräche untereinander 
i aufgeteilt und durch überhöhte Angebote oder 
! Nichtbeteiligung an Ausschreibungen den jeweils 
I bevorzugten Gesprächspartner geschützt. Auf Grund 
! der Bietungsabsprachen (§§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1) wurde 
’ der Wettbewerb beschränkt. Gegen die vier Unter- 
I nehmen wurden Geldbußen von insgesamt 165 000 
DM festgesetzt. Die Bußgeldbescheide sind nicht 
! angefochten worden. 


5. Rundfunk- und Fernspr^echempfangsgeräte und 
-einrichtungen 

Sämtliche wegen des Zusammenschlusses von etwa 
200 Rundfunk- und Elektrogroßhandelsunternehmen 
in acht Einkaufsgruppen eingeleiteten Verfahren 
wurden eingestellt (Tätigkeitsbericht 1968 S. 47). 
Nachdem die Unternehmen die ursprünglich verein- 
barten Bezugsverpflichtungen aufgegeben hatten 
und die an den Einzelhandel gerichteten Preisemp- 
fehlungen in den Großhandelskatalogen als unver- 
bindlich gekennzeichnet worden waren, entfielen 
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die gegen die Zusammenarbeit erhobenen kartell- 
rechtlichen Bedenken. 

6. Anlagenbau 

Der von den Unternehmen des Meß-, Regel-, Steuer- 
und Automationsanlagenbaues gefaßt Plan, Projek- 
tierungsarbeiten nur gegen Erstattung der Selbst- 
kosten durchzuführen, ist nach § 5 Abs. 2 und 3 
nicht erlaubnisfähig. Ziel der geplanten Absprache 
war es, durch Verringerung der Zahl der Projektie- 
rungen eine Senkung der Gemeinkosten und damit 
eine Senkung der Herstellerpreise zu erreichen. Die 
Verringerung der Angebote durch Berechnung der 
Selbstkosten ist jedoch keine Rationalisierung wirt- 
schaftlicher Vorgänge, da die Kartellvereinbarung 
zu keinem verbesserten Einsatz betrieblicher Mittel 
in Entwicklung, Produktion und Vertrieb von Steue- 
rungsanlagen führt, sondern nur die Angebote der 
Kartellmitglieder beschränkt, ohne daß über den 
Wegfall der Projektierungskosten hinaus eine Ver- 
besserung des Aufwand/Ertragsverhältnisses ein- 
tritt. Die Vereinbarung verbessert die Bedarfsbe- 
friedigung nicht; sie vermindert lediglich die spe- 
zifischen Wettbewerbskosten und nicht die Ent- 
wicklungs-, Produktions- und Vertriebskosten. 

7. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Elektrotech- 
nische Erzeugnisse 

1. Ein Herstellerunternehmen für elektrotech- 
nische Erzeugnisse aller Art erwarb 

a) Mehrheitsbeteiligungen an drei Unter- 
nehmen, die sich mit Herstellung und 
Vertrieb von Küchenanlagen befassen, 

b) eine Mehrheitsbeteiligung an einem Her- 
stellungsunternehmen für elektrische Pro- 
grammsteuerungen, 

c) eine Möhrheitsbeteiligung an einem Her- 
stellungsunternehmen für Kabel, 

d) die restlichen Anteile an einem Herstel- 
lungsunternehmen für Bauelemente für 
die Funktechnik, 

e) sämtliche Anteile an einem Hersteller- 
unternehmen für Rundfunk- und Fernseh- 
geräte. 

2. Zwei Herstellerunternehmen für elektro- 
technische Erzeugnisse aller Art erwarben je 
eine Beteiligung 

a) an einem Herstellerunternehmen für Tur- 
binen, 

b) an einem Herstellerunternehmen für 
Transformatoren 

bei deren Neugründung. 

3. Ein Herstellerunternehmen für elektrotech- 
nische Erzeugnisse aller Art und ein Herstel- 
lerunternehinen für Kabel erwarben je eine 
Beteiligung an einem Herstellerunternehmen 
für Kabel. 


4. Ein Her sie Iler unternehmen für elektrotech- 
nische Erzeugnisse aller Art erwarb eine Be- 
teiligung an einem Herstellerunternehmen 
für Atomreaktoren; diese Beteiligung wurde 
im Laufe des Berichtsjahres auf eine Mehr- 
heitsbeteiligung erhöht. 

5. Ein Herstelleruntemehmen für elektrotech- 
nische Erzeugnisse aller Art erwarb die rest- 
lichen Anteile an einem Herstellerunterneh- 
men für elektronische Datenverarbeitungs- 
anlagen. 

6. Ein Herstellerunternehmen für elektrotech- 
nische Erzeugnisse aller Art 

a) erhöhte seine Beteiligung an einem Her- 
stellerunternehmen für elektronische Da- 
tenverarbeitungsanlagen auf eine Mehr- 
heitsbeteiligung, 

b) erwarb eine Beteiligung an einem Unter- 
nehmen, das sich mit der Installation 
elektronischer Erzeugnisse befaßt. 

7. Ein Herstelleruntemehmen für elektrotech- 
nische Erzeugnisse aller Art 

a) erwarb eine Beteiligung an einem Her- 
stellerunternehmen für Rundfunkgeräte, 

b) erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an 
einem Herstelleruntemehmen für elektri- 
sche Programmsteuerungen, 

c) erhöhte seine Beteiligung an einem Her- 
stellerunternehmen für Verpackungs- 
maschinen. 

8. Ein Herstelleruntemehmen für elektrotech- 
nische Erzeugnisse aller Art erwarb sämt- 
liche Anteile an einem Herstelleruntemeh- 
men für Elektro-Kleinstmotoren. 

9. Ein Herstellerunternehmen für elektrotech- 
nische Erzeugnisse aller Art erwarb Betriebs- 
stätten zur Herstellung von Elektroarma- 
turen. 

10. Ein Herstellerunternehmen für elektrische 
Schaltanlagen erwarb das Vermögen eines 
Herstellerunternehmens für die gleiche Wa- 
renart. 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse; 
Uhren 

1. Foto-, Projektions- und kinotechnische Erzeug- 
nisse 

Die im Spätsommer 1968 auf Veranlassung des Bun- 
deskartellamtes von den Herstellern fototechnischer 
Artikel durchgeführte Beschränkung der Preisbin- 
dung auf ein Kernsortiment marktgängiger Artikel 
(Tätigkeitsbericht 1968 S. 49 bis 51) hat nicht zu 
einem Rückgang der Lückenhaftigkeit der Preisbin- 
dung geführt. Das Bundeskartellamt hat deshalb 
mehrere Verfahren durchgeführt: mit einer nach 
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§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 rechtswirksam gewor- 
denen Mißbrauchsverfügung wurde die Preisbin- ' 
düng einer in der Bundesrepublik ansässigen japa- 
nischen Vertriebsgesellschaft für unwirksam erklärt. 
Fünf Unternehmen haben nach einer nach § 17 Abs. 2 
ergangenen Abmahnung ihre Preisbindungen für 
sämtliche Erzeugnisse aufgehoben. Drei weitere Un- | 
ternehmen haben, nachdem Verfahren nach § 17 ge- | 
gen sie eingeleitet worden waren, ihre Funktions- i 
und Mengenrabatte gekürzt und überwiegend auch i 
die gebundenen Endverbraucherpreise gesenkt. Zwei | 
Unternehmen haben ab August erstmalig ihre Neu- , 
entwicklungen nicht mehr zur Preisbindung ange- I 
meldet. Marktuntersuchungen ergaben, daß auch | 
seit dem Herbst die Lückenhaftigkeit der Preisbin- 
dung im gesamten Bundesgebiet einschließlich 
West-Berlin unvermindert fortbestand. Auf die ge- ■ 
bundenen Endverbraucherpreise wurden Nachlässe i 
in Höhe von 10 bis 25 v. H. und darüber gewährt. ; 
Auch der Handel gab der Aufrechterhaltung der | 
Preisbindung keine Chancen. Durch die Marktkräfte, 1 
insbesondere die Importe aus Japan und die noch j 
immer wachsende Bedeutung der Handelsmarken, j 
ist die Preisbindung ausgehöhlt worden. Die Preis- 
bindung war auch wegen der zunehmenden Inte- [ 
gration des EWG-Marktes nicht mehr haltbar. Mit ; 
der Erklärung der EWG-Kommission, Reimportver- j 
bote von der Verbotsvorschrift des Art. 85 Abs. 1 
nicht nach Art. 85 Abs. 3 EWG-Vertrag freizustel- 
len, ist eine neue Rechtslage eingetreten. Danach 
sind durch den Wegfall der Reimportverbote die 
Preisbindungen schon in ihrem gedanklichen Auf- 
bau lückenhaft. Angesichts der engen wirtschaft- 
lichen Verflechtung der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit den anderen EWG-Ländern, in die laufend 
in beachtlichem Umfang exportiert wird, sind Reim- 
porte fototechnischer Erzeugnisse durchaus jederzeit 
möglich [vgl. OLG-Urteil Düsseldorf vom 7. Okto- 
ber 1969, U (Kart) 6/69]. Auch die tatsächliche Lük- 
kenlosigkeit der Preisbindungen war nicht mehr 
gewährleistet. Reimporte preisgebundener Foto- 
apparate lagen bereits vor. Das Bundeskartellamt 
führte deshalb am 14. und 20. November 1969 Be- 
sprechungen mit sämtlichen preisbindenden Herstel- 
lern, deren Preisbindungen geeignet erschienen, die 
Tatbestandsvoraussetzungen des § 17 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 und 3 zu erfüllen. Alle Hersteller, die sich nicht 
zu einer Aufhebung der Preisbindung entschließen 
konnten, sind nach § 17 Abs. 2 aufgefordert worden, 
den beanstandeten Mißbrauch abzustellen und sich 
bis zum 15. Dezember 1969 zu erklären. Die meisten 
Hersteller haben daraufhin zum 31. Dezember 1969 
die Preisbindung aufgehoben und werden mit Be- 
ginn des Jahres 1970 den Handel überwiegend zu 
Nettopreisen, teilweise zu empfohlenen Preisen 
beliefern. 

Das Bundeskartellamt hatte zu prüfen, ob ein Unter- 
nehmen, das als Anbieter von Sofortbildkameras 
und zugehöriger Sofortbildfilme eine marktbeherr- 
schende Stellung besitzt, diese durch Übergang von 
Bruttopreisen auf reine Nettopreise (Wegfall von 
Funktions-, Mengen- und Umsatzrabatten) miß- 
bräuchlich ausnutzt. Ein beschwerdeführender Groß- 
handelsverband hatte insoweit folgendes vorgetra- 
gen: Bei wesentlichem Wettbeweiib würde es sich 


das marktbeherrschende Unternehmen nicht leisten 
können, auf die Mitwirkung einer Stufe des Fach- 
handels, nämlich des Fotogroßhandels, zu verzich- 
ten. Hierfür würde es ihm auch einen angemessenen 
Funktionsrabatt gewähren müssen, um im harten 
Wettbewerbskampf jede sich bietende Möglichkeit 
auszunutzen. Dieser Rabatt stelle den an den Han- 
del zu zahlenden Preis für die Ausübung der Funk- 
tion dar. Liefere jedoch das marktbeherrschende 
Unternehmen seine Ware an Großhändler und Ein- 
zelhändler zu gleichen Nettopreisen, so seien die 
Großhändler nicht mehr wettbewerbsfähig, denn 
kein Abnehmer würde bereit sein, für den Bezug 
vom Großhändler einen höheren Preis (Nettopreis 
und Funktionsrabatt) zu entrichten, als den, wel- 
chen er dem marktbeherrschenden Unternehmen 
beim Direktbezug zu zahlen habe. Das marktbeherr- 
schende Unternehmen wolle mit dem Übergang 
von Brutto- zu Nettopreisen den Großhandel zwin- 
gen, ohne Kostendeckung für dieses Unternehmen 
tätig zu werden. Das sei ein Mißbrauch von Markt- 
macht. Das Buhdeskartellamt wertete die Tatsache, 
daß die Um'stellung von Bruttopreisen auf Netto- 
preise zum Wegfall bislang gewährter Funktions- 
rabatte führt, nicht als Mißbrauch nach § 22 Abs. 3, 
weil auch nicht marktbeherrschende Unternehmen 
ihren Geschäftsverkehr zu Nettopreisen abwickeln 
und darüber hinaus seitens einer bestimmten Han- 
delsstufe kein Anspruch auf Einschaltung in den 
Vertrieb und Gewährung eines Funktionsrabattes 
besteht (WuW/E OLG 319/320). Mit dem Übergang 
zu Nettopreisen verstößt das marktbeherrschende 
Unternehmen auch nicht gegen § 26 Abs. 2, denn es 
beliefert alle Abnehmer zu gleichen Preisen und be- 
handelt sie insoweit gleichmäßig. Das Groß- und 
Einzelhandel wegen verschiedenartiger Vertriebs- 
aufgaben ungleichartige Unternehmen sind, ist 
hierbei unbeachtlich, denn § 26 Abs. 2 (zweite Alter- 
native) verbietet nicht die Gleichbehandlung un- 
gleichartiger Unternehmen (WuW/E BGH 508). Es 
liegt auch keine unbillige Behinderung gleichartiger 
Unternehmen im Geschäftsverkehr vor (§ 26 Abs. 2, 
erste Alternative), denn allen Großhändlern gegen- 
über verfährt das mailktbeherrschende Unternehmen 
in gleicher Weise. 

Ein Unternehmen warb in Presse und Funk mit den 
^ Hinweisen, seine Erzeugnisse seien im Einzelhandel 
i zu einem Preis unter . . . DM erhältlich. Es stellte 
: sich auf den Standpunkt, hierbei handele es sich 
j nicht um Verbraucherpreisempfehlungen i. S. § 38 
: Abs. 2 Satz 2, sondern lediglich um Marktinforma- 
j tionen; denn es habe durch Befragungen festgestellt, 
daß maßgebliche Abnehmer die in der Werbung 
genannten Höchstpreise nicht überschritten. Dem 
konnte das Bundeskartellamt nicht zustimmen. Das 
Unternehmen bedient sich nämlich einer Handels- 
empfehlung mit bestimmten Preisen. Die von ihm in 
der Publikumswerbung genannten Preise sind des- 
halb nicht sich frei nach Angebot und Nachfrage 
bildenden Marktpreisen gleichzustellen. Dies ist 
insbesondere daraus zu folgern, daß den Handels- 
■ empfehlungen für die verschiedenen Erzeugnisse 
; sehr unterschiedliche Handelsspannen zugrunde lie- 
; gen uhd die in der Werbung angeführten Höchst- 
: preise nur um 1 DM von den Handelsempfehlungen 
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abweichen. Die Bedenken wurden dadurch ausge- 
räumt, daß in den Folgeanzeigen Von-Bis*Preise 
angegeben wurden, die sich auf das igesamte Sorti- 
ment erstrecken. 

Eine japanische Importgesellschaft, die sich nicht 
mehr der Preisbindung, sondern eines Nettopreis- 
systems bedient, macht die Belieferung des Einzel- 
handels von der Unterzeichnung eines Vertriebs- 
bindungsvertrages abhängig. In dem Vertrag ist 
bestimmt, daß der Abschlußrabatt nebst dem Jah- 
resbonus (Leistungsrabatte) durch einseitige Erklä- 
rung des Herstellers entzogen werden kann, wenn 
er in einer den Interessen des Herstellers zuwider- 
laufenden Weise, insbesondere durch Ausschaltung 
von Mitbewerbern durch im Sinne des UWG unzu- 
lässige Lockvogelangebote oder durch Verstöße 
gegen die Wettbewerbsgesetzgebung mißbraucht 
wird. Die Handhabung dieser Bestimmung ließ den 
Verdacht aufkommen, daß durch Androhung bzw. 
tatsächliche Verhängung von Liefersperren oder die 
Streichung der Leistungsrabatte in unzulässiger 
Weise versucht wurde, die Händler zu bestimmen, 
ein Mindestpreisniveau einzuhalten (§ 25 Abs. 1 
in Verbindung mit § 15). Nach mehreren allgemei- 
nen Verlautbarungen nahm das Unternehmen schon 
dann einen Verstoß gegen § 3 UWG an, wenn ein 
Einzelhändler auf den Einkaufspreis nur die Mehr- 
wertsteuer und 5 V. H. Rohgewinn aufschlägt. Bei 
einem Wiederverkaufspreis in dieser Höhe handele 
es sich nicht um eine kostendeckende Kalkulafion, 
sondern um ein Lockvogelangebot. Demgegenüber 
hat das Bundeskartellamt darauf verwiesen, daß 
nach der Rechtsprechung zu § 3 UWG ein Lock- 
vogelangebot erst vorliegt, wenn zu dem niedrigen 
Preis weitere Umstände, zum Beispiel unzureichende 
Bevorratung, hinzukommen. Mit seiner abweichen- 
den Auffassung laufe das Unternehmen Gefahr, 
durch die Vollziehung der allgemein angekündigten 
Maßnahmen in vielen Fällen gegen § 38 Abs. 1 Nr. 8 
in Verbindung mit § 25 Abs. 1 zu verstoßen. Die 
rechtliche Beurteilung von Lockvogelfällen sei erfah- 
rungsgemäß schwierig. Das Unternehmeii sollte des- 
halb erst eine Entscheidung der dazu berufenen 
Stellen einholen, bevor es eigene Maßnahmen er- 
greife. Das Unternehmen hat daraufhin gegenüber 
dem Bundeskartellamt die verbindliche Erklärung 
abgegeben, in allen Fällen, in denen es Sanktionen 
gegen die Vertragspartner wegen Verstößen gegen 
das UWG auf dem Gebiet der Preisgestaltung zu 
verhängen beabsichtigt, zuvor eine Entscheidung der 
ordentlichen Gerichte oder der gesetzlich vorgesehe- 
nen Einigungsstellen (§ 27 a UWG) einzuholen. Da- 
mit wird sichergestellt, daß die Entscheidung über 
die Verhängung von Sanktionen nicht ausschließlich 
dem japanischen Importeur überlassen bleibt, son- 
dern von der Prüfung des UWG-Tatbestandes durch 
neutrale Stellen abhängig gemacht wird. 


2. Uhren 

Das Bundeskartellamt hat der Anmeldung eines 
Spezialisierungskartells von drei inländischen 
Uhrenherstellern nicht widersprochen. Für die erste 
Phase der Zusammenarbeit sieht der Vertrag die 


Gründung einer Arbeitsgemeinschaft zum Zwecke 
] der technischen Entwicklung von elektronischen 
! Uhrwerken vor. Die zweite Phase beginnt, sobald 
I nach Abschluß der Entwicklungsarbeiten die elek- 
tronischen Uhrwerke serienmäßig hergestellt wer- 
I den können. Dann wird die Fertigung dieser Uhr- 
i werke für Wand-, Stil-, Tischuhren und Großwecker 
I auf die Vertragsbeteiligten aufgeteilt. Das Kollegen- 
I geschäft sorgt dafür, daß jeder Vertragspartner über 
^ sämtliche, der Spezialisierungsabsprache unterlie- 
: genden Uhrwerke verfügt, über die zu verwenden- 
den Uhrengehäuse und die äußere Aufmachung der 
Uhren kann jeder Vertragspartner selbst entschei- 
’ den Mit den gemeinsam entwickelten Neukonstruk- 
tionen werden die Unternehmen unter eigener 
Marke erstmals als Anbieter am Markt auftreten. 
Der Vertrieb der Vertragsbeteiligten bleibt selb- 
I ständig. Die Spezialisierung läßt wesentlichen Wett- 
I bewerb auf dem Markt elektronischer Uhren beste- 
j hen. 

1 3. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
i menschlüsse nach § 23 im Bereich Feinmecha- 
nische und optische Erzeugnisse; Uhren 

Keine Anzeigen 

i 

1 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

1. Verkehrszeichen 

In einem Industrieverband wurde erörtert, in wel- 
cher Weise die Preise für Verkehrsschilder neu 
kalkuliert werden müßten. Auf das Ergebnis dieser 
Besprechungen stützte sich ein führender Hersteller, 
als er bald darauf einer Druckerei das Manuskript 
seiner neuen bebilderten. Preisliste übersandte und 
zur Abgabe eines Angebotes aufforderte. Der An- 
: regung der Druckerei, im Interesse niedriger Druck- 
kosten andere Hersteller in den Auftrag mit einzu- 
beziehen, stimmte der Hersteller zu. Er ließ es zu, 
daß die Druckerei bei allen Unternehmen der Bran- 
, che unter Mitteilung seiner Verkehrszeichenpreise 
, um Beteiligung an dem Druckauftrag warb. Die 
, Druckerei verwandte dabei die Angabe des Her- 
' Stellers, daß die von ihm vorgesehenen Preise dem 
j Ergebnis der vorausgegangenen Verbandsbespre- 
chungen Rechnung trügen. Von etwa 40 branchen- 
i angehörigen Unternehmen haben 35 Preislisten mit 
I den von dem betroffenen Hersteller gewählten 
! Preisangaben bezogen. Bei der Klärung von Zwei- 
: felsfragen zwischen einzelnen Herstellern über die 
’ Angemessenheit der Preise, die zu einigen Korrek- 
{ turen führte, sowie bei der technischen Abwicklung 
des Druckes und der Steuerung der von den Her- 
' Stellern zur gleichen Zeit vorgenommenen Versen- 
dung der neuen Preislisten an ihre Kunden hat sich 
: der Verbandsgeschäftsführer eingeschaltet. Das 
Bundeskartellamt hat in dem Verhalten des betrof- 
fenen Herstellers gegenüber der Druckerei eine 
Empfehlung der von seinem Unternehmen vorgese- 
i henen Verkehrsschilderpreise gegenüber dessen Mit- 
bewerbern im Sinne des § 38 Abs. 2 Satz 2 gesehen. 
I Die Tatsache, daß die Empfehlungen den Korrek- 
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turen nur mittelbar über die Druckerei zugegangen 
sind, schließt den Tatbestand des § 38 Abs. 2 Satz 2 
nicht aus, da der betroffene Hersteller diesen Weg 
ausdrücklich gebilligt hatte. Der betroffene Ver- 
bandsgeschäftsführer hat an der Ordnungswidrigkeit 
teilgenommen, indem er auf seiten der Geschäfts- 
stelle an der Verbreitung und Befolgung der Emp- 
fehlung mitgewirkt hat. Gegen den Hersteller wurde 
eine Geldbuße von 4000,^ DM und gegen den Ver- 
bandsgeschäftsführer, der zu der Ordnungswidrig- 
keit Beihilfe geleistet hat, eine Geldbuße von 
2000, — DM festgesetzt. Der Bußgeldbescheid ist 
rechtskräftig. 

Leitsätze; 

1. Eine horizontale Preisempfehlung liegt auch dann 
vor, wenn ein Unternehmen nach vorheriger Er- 
örterung der Preiskalkulation in Branchenkreisen 
einer Druckerei eine Preisliste in Auftrag gibt 
und einwilligt, daß die Druckerei bei Mitbewer- 
bern ihres Auftraggebers unter Mitteilung der 
vorgesehenen Preise um Beteiligung an dem 
Druckauftrag wirbt. 

2. Wer am Zustandekommen und an der Abwick- 
lung eines Druckereiauftrages über Preisunter- 
lagen mehrerer Unternehmen mitwirkt, um Zwei- 
felsfragen über die Angemessenheit der Preise, 
technische Einzelheiten und einen einheitlichen 
Versandtermin der Druckstücke zu klären, lei- 
stet Beihilfe zu einer verbotenen Preisempfeh- 
lung, wenn der Druckauftrag auf dieser Empfeh- 
lung beruht. 

2. Büro- und Schreibgeräte 

Ein auf der Groß- und Einzelhandelsstufe tätiges 
Unternehmen begehrte die Eingliederung als Groß- 
händler in das Vertriebssystem eines preisbinden- 
den Herstellers. Als sich der Hersteller weigerte, 
die Belieferung aufzunehmen, wandte sich das zwei- 
stufige Unternehmen unter Berufung auf § 26 Abs, 2 
an das Bundeskartellamt. Die Zweistufigkeit des 
Unternehmens, mit der die Ablehnung begründet 
wurde, ist kein Rechtfertigungsgrund, da sie die 
wirtschaftlichen Funktionen auf den beiden Ver- 
triebsebenen nicht beeinträchtigt. Auch eine aus der 
Zweistufigkeit folgende Gefährdung der Lücken^ 
losigkeit der Preisbindung kann ohne konkrete An- 
haltspunkte nicht als Ablehnungsgrund anerkannt 
werden. Das Handelsunternehmen hat den Vorwurf 
des Herstellers, es fehle an einer mit Markenarti- 
keln angemessen ausgestatteten Fachabteilung, 
widerlegt. Da die Ermittlungen ergaben, daß selbst 
der traditionelle Fachgroßhandel durch Ausweitung 
des Sortiments über den eigentlichen Fachhandels- 
bereich hinaus seine Fachhandelseigenschaft ein- 
gebüßt hat, nahm der Hersteller die Belieferung des 
zweistufigen Unternehmens auf. Das Verfahren ist 
eingestellt worden. 

Leitsätze: 

1. Nur-Grossisten und Grossisten, die gleichzeitig 
ein Einzelhandelsgeschäft betreiben, üben im 
Verhältnis zum Hersteller die gleiche unterneh- 
merische Tätigkeit und die gleiche wirtschaft- 


liche Funktion aus und sind daher gleichartige 
Unternehmen im Sinne des § 26 Abs. 2. 

2. Die Tatsache, daß ein Großhändler mit preis- 
gebundenen Erzeugnissen gleichzeitig ein Einzel- 
handelsgeschäft betreibt, ist per se noch nicht 
geeignet, die Preisbindung zu gefährden und 
rechtfertigt daher ohne das LIinzutrcten weiterer 
Umstände noch nicht die Verweigerung der Be- 
lieferung durch den Preisbinder. 

3. Werkzeuge 

Ein großes Bergbauunternehmen hatte in einem 
Schreiben an zahlreiche Unternehmen den Erwerb 
einer Mehrheitsbeteiligung an einem Werkzeug- 
herstellerunternehmen bekanntgegeben. In diesem 
Schreiben hieß es unter anderem, das Bergbauunter- 
nehmen habe das lebhafteste Interesse daran, daß 
alle mit ihm in Geschäftsverbindung stehenden 
Unternehmen ihren Bedarf an Werkzeugen aus- 
schließlich mit Erzeugnissen des neuen Tochterunter- 
nehmens decken; bei künftigen Vergaben könne 
dieses Kriterium eine entscheidende Rolle spielen. 
Das Bundeskartellamt hat darin die Androhung von 
Nachteilen zum Zwecke der Herbeiführung einer 
Bezugsbeschränkung mit Ausschließlichkeitscharak- 
ter gesehen. Eine solche Bindung wäre im Rahmen 
einer vertraglichen Vereinbarung nach § 18 Satz 1 
Nr. 2 nur unter der Voraussetzung zulässig, daß sie 
nicht zu einer unbilligen Zugangsbeschränkung Drit- 
ter oder einer wesentlichen Beeinträchtigung des 
Wettbewerbs führt. Die Anwendung von Druck mit 
dem Ziel, den Eintritt dieser gesetzlich mißbilligten 
Marktfolgen außerhalb einer rechtlichen Bindung 
zu erreichen, beurteilt sich nach § 25 Abs. 1. Denn 
die Abnehmer sollen unter Zwang zu einem Ver- 
halten veranlaßt werden, das nach dem Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen nicht zum Gegenstand 
einer vertraglichen Bindung gemacht werden darf. 
Die wegen des Verdachts einer Ordnungswidrigkeit 
nach § 38 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit § 25 ein- 
geleiteten Ermittlungen haben jedoch keine hinrei- 
chenden Feststellungen, insbesondere nicht zur 
inneren Tatseite ergeben. Für die Annahme einer 
Zuwiderhandlung gegen das Verbot des § 25 Abs. 1 
hätte es nämlich des Nachweises bedurft, daß der 
Verfasser des Schreibens die Herbeiführung jenes 
vom Gesetz mißbilligten Zustandes in sein Wissen 
und Wüllen aufgenommen hatte. Angesichts der in- 
soweit unwiderlegbaren Einlassung des Betroffenen, 
seiner Bereitschaft zu einer angemessenen Klarstel- 
lung sowie der Tatsache, daß das Schreiben nicht zu 
einem ausschließlichen Bezug von Erzeugnissen des 
begünstigten Herstellers in dem gesetzlich unzuläs- 
sigen Übermaß geführt hatte, ist das Verfahren ein- 
gestellt worden. 

Leitsatz: 

Eine Ausschließlichkeitsbindung, die die Voraus- 
setzungen für eine Verfügung der Kartellbehörde 
nach § 18 erfüllt, stellt sich als ein „Verhalten, 
das nach diesem Gesetz nicht zum Gegenstand 
einer vertraglichen Bindung gemacht werden 
darf", im Sinne des § 25 Abs. 1 dar. 
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4. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Eisen-, Blech- 

und Metallwaren 

1. Ein Herstellerunternehmen für Nadeln aller 
Art und Flaschenverschlüsse erwarb sämtliche 
Anteile an einem Herstellerunternehmen für 
Verpackungsmaschinen, das wiederum eine 
Betriebsstätte zur Herstellung von Verpak- 
kungsmaschinen erwarb. 

2. Ein ausländisches Herstellerunternehmen für 
Verpackungen aller Art erhöhte seine Be- 
teiligung an einem Herstellungsunternehmnn 
für die gleichen Warenarten auf eine Mehr- 
heitsbeteiligung. 

3. Ein ausländisches Herstellerunternehmen für 
Feuerlöschgeräte erwarb sämtliche Anteile an 
einem Herstellerunternehmen für die gleiche 
Warenart. 

4. Ein Herstellerunternehmen für Stahlblech- 
Emballagen und Stahlmöbel erwarb sämtliche 
Anteile an einem Herstellerunternehmen für 
Tresore und Geldschränke. 

5. Ein Herstellerunternehmen für Eßbestecke aus 
Edelmetall schloß einen Verschmelzungsver- 
trag mit einem Herstellerunternehmen für die 
gleiche Warenart. 

6. Ein Herstellerunternehmen für Eßbestecke aus 
Edelmetall erwarb eine Beteiligung an einem 
Herstellerunternehmen für die gleiche Waren- 
art. 


Musikinstrumente, Spieiwaren, Turn- und Sport- 
geräte, Schmuckwaren, bearbeitete Edeisteine 

1. Musikinstrumente 

Das Bundeskartellamt hat gegen einen Musikalien- 
händler, gleichzeitig in seiner Eigenschaft als Ver- 
bandsvertreter, wegen Boykotts eine Geldbuße in 
Höhe von DM 500 festgesetzt (§ 38 Abs. 1 Nr. 8 in 
Verbindung mit § 26 Abs. 1). Der Bußgeldbescheid 
ist rechtskräftig geworden, nachdem der Einspruch 
vom Kammergericht zurückgewiesen und keine 
Rechtsbeschwerde eingelegt worden ist. In der be- 
deutendsten Fachzeitschrift der Branche für En- 
semblemusiker gab neben dem Betroffenen u. a. ein 
Mitbewerber Inserate auf, in denen er auf seine 
wesentlich günstigere sogenannte Großhandels- 
Nettopreisliste aufmerksam machte. Daraufhin 
wandte sich der Betroffene in einem Schreiben an 
den Verlag, verwies darauf, daß seinen Inseraten 
kein Erfolg mehr beschieden sei, solange die seines 
Mitbewerbers erschienen, und teilte mit, er sehe sich 
unter diesen Umständen genötigt, vorerst seinen 
Inseratenauftrag zurückzuziehen. Unter Bezugnahme 
auf dieses Schreiben nahm der Verlag für mehrere 
Wochen keine Inserate des Mitbewerbers mehr auf. 
Er fand sich dazu erst wieder bereit, nachdem der 
Mitbewerber im Zivilrechtswege gegen den Betrof- 
fenen einen Unterlassungsanspruch nach § 1 UWG 
durchgesetzt hatte. Der Musikalienhändler hat der 


Verbotsvorschrift des § 26 Abs. 1 zuwidergehandelt. 
Er hat den Verlag dazu veranlaßt, keine Inserate 
seines Mitbewerbers mehr aufzunehmen. In dieser 
Weigerung des Verlages liegt eine Liefersperre im 
, Sinne des § 26 Abs. 1. Nach dem Inhalt seines Schrei- 
bens ging es dem Betroffenen nicht bloß darum, den 
Verlag über die Gründe für die Zurückziehung sei- 
ner Aufträge zu unterrichten, sondern ihn zu be- 
stimmen, für den Mitbewerber keine Inserate mehr 
aufzunehmen. So hat der Verlag das Schreiben auch 
I verstanden, wie seine Reaktion zeigte. Die Inter- 
vention des Betroffenen erfolgte in der Absicht, 

' seinen mit günstigeren Preisen werbenden Mit- 
, bewerber unbillig zu beeinträchtigen. Die Unbillig- 
keit liegt darin, daß dem Mitbewerber durch die 
’ Sperre eine wichtige Werbemöglichkeit entzogen 
und er dadurch in der Werbung weit zurückgeworfen 
wurde. Dabei fiel ins Gewicht, daß die Fachzeitschrift 
die bedeutendste in der Branche ist. Die Inseraten- 
! aufträge bestimmen maßgeblich den geschäftlichen 
Erfolg der einschlägigen Musikalienhändler. 

2. Spielwaren 

Zwei Verbände des Spielwarengroß- und -export- 
handeis hatten beim Bundeskartellamt Beschwerde 
gegen ein messeveranstaltendes Unternehmen 
: wegen der Kündigung von Messeständen zum Jahre 
1971 geführt. Diese Kündigung wurde damit begrün- 
det, der Messe in Zukunft den Charakter einer 
reinen Herstellermesse zu geben. Von den beiden 
Handelsverbänden wurde jedoch darauf hingewie- 
sen, daß einer Reihe anderer Unternehmen, deren 
Tätigkeit mit der der gekündigten Unternehmen 
funktionsgleich sei, der Messezugang als Aussteller 
weiterhin gestattet werde. Neben der Messever- 
anstalterin biete kein anderes Unternehmen Ausstel- 
lungsraum für eine gleichartige Messe an. Das Bun- 
deskartellamt hat daraufhin gegen die Messever- 
anstalterin als marktbeherrschendes Unternehmen 
ein Verfahren nach § 22 in Verbindung mit § 26 
Abs. 2 eingeleitet. Im Verlaufe dieses Verfahrens 
hat die Messegesellschaft die Einführung neuer 
Messebedingungen beschlossen. Danach wird ab 
1971 die Zulassung als Aussteller nach dem Grund- 
satz erfolgen, daß ein bestimmtes Ausstellungsgut 
jeweils nur von einem Aussteller gezeigt werden 
darf, gleichgültig, ob es ein Hersteller- oder Han- 
delsunternehmen ist. Bewerben sich ein Hersteller 
und ein Handelsunternehmen um Ausstellungsraum 
für denselben Artikel, so soll das Herstellerunter- 
nehmen ausstellungsberechtigt sein. Stellt der Her- 
steller nicht selbst aus, so kann ein von ihm allein 
I beauftragtes Handelsunternehmen an der Messe 
I teilnehmen. Entgegen der Auffassung der Handels- 
: verbände bestehen nach Ansicht des Bundeskartell- 
! amtes gegen die neuen Messebedingimgen keine 
Bedenken mehr. Das Verfahren wurde eingestellt. 

Im Rahmen seines Preisbindungssystems hatte ein 
Unternehmen, das ausschließlich direkt den Ein- 
zelhandel beliefert, besondere Präsentations- und 
Dispositionsrabatte vorgesehen, deren Gewährung 
von unterschiedlich hohen Jahresmindestumsätzen 
abhängig gemacht war. Dagegen hat das Bundes- 
kartellamt Bedenken nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
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geltend gemacht. Nach seiner Ansicht können auch 
kleinere Einzelhändler die verlangten Leistungen 
erfüllen. Die Jahresmindestumsätze erscheinen des- 
halb nicht zwingend notwendig, um diese Handels- 
funktionen zu erbringen. Das preisbindende Unter- 
nehmen hat beide Rabattarten gestrichen und den 
Mengenrabatt durch teilweise Heraufsetzung der 
Prozentsätze umgestaltet. Das Verfahren konnte da- 
nach eingestellt werden. 


liefert. Dieser Unterscheidung sind auch die sonsti- 
gen Liefervoraussetzungen angepaßt worden. Dar- 
über hinaus gelten bei beiden Kategorien die Ver- 
kaufsflächen und Jahresmindestumsätze nicht mehr 
als Mindestvoraussetzungen, sondern nur noch als 
Richtwerte. 

3. Turn- und Sportgeräte 


Ein großer Hersteller, der bislang noch in erheb- 
lichem Umfang über den Großhandel lieferte, ent- 
schloß sich, mit Beginn der Spielwarensaison 1969 
zu einer verstärkten Direktbelieferung des Einzel- 
handels überzugehen. Unter den bislang rd, 300 
belieferten Großhändlern wählte er 51 ihm beson- 
ders geeignet erscheinende Unternehmen als Ver- 
tragspartner aus, die speziell die periphere Kund- 
schaft bedienen sollten. Diese Vertriebsumstellung 
wurde unter dem Gesichtspunkt der Systemdiskri- 
minierung geprüft (§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in Ver- 
bindung mit § 26 Abs. 2). Sie war nicht zu beanstan- 
den. Auch ein preisbindendes Unternehmen ist im 
allgemeinen durch § 26 Abs. 2 nicht gehindert, sein 
Absatzsystem nach eigenem Ermessen so zu gestal- 
ten, wie es dies für richtig und wirtschaftlich sinn- 
voll hält (WuW/E BGH 502, 508 „Treuhandbüro"). 
Die Konsequenzen einer solchen Vertriebsumstel- 
lung müssen von den ausgeschlossenen Großhänd- 
lern in Kauf genommen werden, weil sonst Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen im Vertriebssektor preis- 
bindender Unternehmen praktisch undurchführbar 
wären. Vom Hersteller konnte überzeugend dar- 
gelegt werden, daß die Vertriebsumstellung aus Er- 
tragsgründen geboten erschien. Bei der Auswahl der 
Vertragspartner hat er sich um sachliche Kriterien 
bemüht (Zusammensetzung des Kundenstamms, 
jeweiliges Absatzgebiet, Umsatzentwicklung in den 
zurückliegenden Jahren, Zahlungsfähigkeit). In der 
Umstellungsphase ergriffen einige weiterbelieferte 
Großhändler Werbemaßnahmen, die an Unlauterkeit 
grenzten und sich gegenüber den nicht mehr belie- 
ferten Großhändlern nachteilig auswirkten. Durch 
wiederholte Einflußnahme des preisbindenden Unter- 
nehmens konnten diese Maßnahmen abgestellt wer- 
den. 

Ein namhafter, nur den Einzelhandel beliefernder 
Hersteller hatte die Vertriebsanforderungen hin- 
sichtlich Service, Verkaufsfläche, Lagerbestand, Auf- 
tragsgröße, Jahresmindestumsatz derart hoch ange- 
setzt, daß eine größere Anzahl durchaus leistungs- 
fähiger Einzelhandelsgeschäfte aus der Belieferung 
ausschied. Mehrere Klauseln dieser Vertriebsbin- 
dung wurden nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in Ver- 
bindung mit § 26 Abs. 2 unter dem Gesichtspunkt 
der Systemdiskriminierung beanstandet. Das Unter- 
nehmen hat den Bedenken dadurch Rechnung getra- 
gen, daß es sein Vertriebssystem wesentlich auf- 
lockerte. Mit Beginn der Spielwarensaison 1969 un- 
terschied es zwischen Spielwaren-Facheinzelhandel 
und Spielwaren-Einzelhandel. Während die zuerst 
genannte Gruppe das gesamte Sortiment, insbeson- 
dere das beratungs- und serviceabhängige Spiel- 
zeug führen muß, wird der Spielwaren-Einzelhandel 
mit einem Modellsortiment problemloser Artikel be- 


Der Bundesgerichtshof hat durch Beschluß vom 
3. März 1969 (KVR 6/68) die Rechts'beschwerde der 
Veranstalterin einer Frühjahrsmesse für Winter- 
sportartikel gegen den Beschluß des Kammergeridits 
vom 22. Juli 1968 (Kart 11/68) zurückgewiesen. EXirch 
diesen Beschluß war die Beschwerde der Messever- 
anstalterin gegen eine Verfügung zurückgewiesen 
worden, mit der ihr das Bundeskartellamt untersagt 
I hatte, die Zulassung von Unternehmen als Ausstel- 
! 1er vom ausschließlichen Vertrieb ihrer Waren über 
I den Fachihandel abhängig zu machen (Tätigkeits- 
bericht 1968 S. 75). Den Entscheidungsgründen sind 
einige bedeutsame Rechtsausführungen des Bundes- 
gerichts'hofes zu entnehmen. Danach entspricht die 
Veranstaltung einer Fachmesse und die damit ver- 
bundene Zusammenführung der daran interessierten 
Wirtschaftskreise zum Zwecke ihrer Information 
und der Anknüpfung neuer oder Festigung bestehen- 
; der Geschäftsverbindungen dem Bild eines Unter- 
I nehmens im Sinne §§ 22 und 26 Abs. 2. Der Bundes- 
I gerichtshof hält auch die vom Kammergericht und 
j Bundeskartellamt vertretene Meinung für rechtlich 
I bedenkenfrei, daß die Teilnahme an einer Fach- 
messe nicht gegen die verschiedenen Werbemittel, 
durch die Hersteller Abnehmer mit ihren Erzeugnis- 
sen bekannt machen können (z. B. Vertreterbesuche, 

! Prospekte, Katalogversand u. a.), austauschbar ist, 
weshalb diese bei der Prüfung, ob die Messeveran- 
stalterin für eine bestimmte Art von gewerblichen 
Leistungen keinem wesentlichen Wettbewerb aus- 
gesetzt ist, außer Betracht zu bleiben haben. Der 
Meinung der Rechtsbeschwerdeführerin, Direkthan- 
del treibende und nur über den Fachhandel abset- 
i zende Herstellerunternehmen seien nicht gleichartig, 
tritt der Bundesgerichtshof mit der Feststellung 
entgegen, daß es bei der Bestimmung der Gleich- 
artigkeit im Sinne § 26 Abs. 2 entscheidend auf die 
unternehmerische Tätigkeit und die wirtschaftlichen 
Funktionen der zu vergleichenden Unternehmen im 
Verhältnis zum marktbeherrschenden Unternehmen 
ankomme (U/BGH vom 25. Juni 1964, KZR 11/62). 

I Das Verhältnis zur marktbeherrschenden Beschwer- 
I deführerin sei hier sowohl bei den Direktgeschäfte 
treibenden als auch bei den nur über den Fach- 
handel absetzenden Herstellerunternehmen durch 
gleiche Interessen ~ insbesondere durch das Inter- 
esse an umfassender Information und der Kontakt- 
: aufnahme mit Einzelhändlern — gekennzeichnet. 

! Daß die nicht zur Messe zugelassenen Unternehmen 
. zusätzlich die mit Direktgeschäften verbundenen 
j Funktionen ausübten, ändere an diesem Verhältnis 
nichts. Der Bundesgerichtshof ist auch der dahin 
I gehenden Rechtsauffassung des Kammergerichts 
; beigetreten, daß ein Unternehmen seine marktbe- 
herrschende Stellung durcJi eine Verhaltensweise 
! mißbräuchlich ausnutzen kann, die zugleich den Tat- 
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bestand des § 26 Abs. 2 erfüllt. Er bestätigte ferner, 
daß sich die Rechtsbeschwerdeführerin dem Diskri- 
minierungsvorwurf nicht unter Berufung auf man- 
gelnde Ausstellungsräume entziehen könne, denn 
aus diesem Mangel folge noch nicht, daß sie als 
marktbeherrschendes Unternehmen in der Wahl der 
Zulassungskriterien völlig frei und berechtigt sei, 
eine Unternehmensgruppe von der Messeteilnahme 
gänzlich auszuschließen. Der Bundesgerichtshof 
räumt der Rechtsbeschwerdeführerin jedoch ein, daß 
den Wünschen und Interessen des die Messever- 
anstaltung tragenden Einzelhandels bei der nach 
§ 26 Abs. 2 anzustellenden Interessenabwägung be- 
sonderes Gewicht zukomme. Auch wenn Messever- 
anstalter und Messebesucher im allgemeinen mit 
Direktgeschäften der Hersteller rechneten, sei nicht 
auszuschließen, daß sie daran interessiert sein 
könnten zu wissen, ob der einzelne Aussteller 
Direktgeschäfte betreibt. Eine abschließende Stel- 
lungnahme zu dieser Frage war im vorliegenden 
Verfahren jedoch nicht erforderlich. Den völligen 
Ausschluß der direkt liefernden Unternehmen hält 
das Rechtsbeschwerdegericht jedenfalls auch auf 
Grund der vorstehenden Erwägungen nicht für ge- 
rechtfertigt. Die Rechtsbeschwerdeführerin hat die 
Durchführung der Frühjahrmesse für Wintersport- 
artikel inzwischen eingestellt. Die Messe wird nun- 
mehr von einem anderen Veranstalter an einem 
neuen Messeort durchgeführt. 

Leitsatz: 

Eine marktbeherrschende Messeveranstalterin 
mißbraucht ihre marktbeherrschende Stellung und 
verstößt gegen das Diskriminierungsverbot des 
§ 26 Abs. 2, wenn sie Hersteller von der Messe- 
teilnahme als Aussteller mit der Begründung aus- 
schließt, daß diese die von ihnen angebotenen 
Waren nicht ausschließlich über den Fachhandel 
absetzen. 

In der Sportartikelbranche sind bei einer weiteren 
Einkaufsgenossenschaft, die sich der Gemeinschafts- 
katalogwerbung mit empfohlenen Verbraucherprei- 
sen bedient (Tätigkeitsbericht 1968 S. 55 f.), die Tat- 
bestandsvoraussetzungen der Mittelstandsempfeh- 
lung des § 38 Abs. 2 Satz 3 als erfüllt angesehen 
worden. 


4. Schmuckwaren 

Gegen eine Reihe von Unternehmen sind in analo- 
ger Anwendung von § 17 Mißbrauchsverfahren 
durchgeführt und abgeschlossen worden. Die Unter- 
nehmen setzen ihre Ware mit Hilfe von Preisemp- 
fehlungen über branchenfremde Händler ab. Die 
Kalkulation der empfohlenen Preise ist auf den 
Absatz Über zwei Handelsstufen abgestellt. Gleich- 
wohl wurde die Ware in beachtlichem Umfang nur 
über eine Handelsstufe vertrieben. Denn die Groß- 
händler setzten vielfach direkt an die Endverbrau- 
cher ab, wobei sie unter Zuhilfenahme der von dem 
Hersteller verteilten Preislisten und anderen Wer- 
beträgern mit Preisnachlässen bis zu 40 v. H. war- 
ben. Der Umfang dieses Direktabsatzes hat sich in 
keinem Fall soweit aufklären lassen, daß der Vor- 


wurf einer Überhöhung der Preise in entsprechen- 
der Anwendung von § 17 Abs. 1 Nr. 3 einwandfrei 
erhoben werden konnte. Doch wurde eine miß- 
bräuchliche Handhabung der Preisempfehlung ge- 
mäß § 17 Abs. 1 Nr. 2 darin gesehen, daß die Her- 
steller den Direktabsatz der Großhändler an die 
Endverbraucher unter Verwendung von Bruttoprei- 
sen zuließen, die nur für die zweite Handelsstufe 
vorgesehen waren. Die preisempfehlenden Unter- 
nehmen haben daraufhin ihren Händlern die Ver- 
teilung von Preislisten und Werbeträgern unter- 
sagt, soweit sie unmittelbar an Endverbraucher ab- 
setzen. 

5. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Musikinstru- 
mente, Spielwaren, Turn- und Sportgeräte, be- 
arbeitete Edelsteine 

Keine Anzeigen 


Chemische Erzeugnisse 

1. Stickstoff-Düngemittel 

Die in der Deutschen Ammoniak- Vereinigung zu- 
sammengeschlossenen Hersteller von Stickstoff- 
düngemitteln haben beantragt, die bisher schon 
I einmal verlängerte Erlaubnis für ihr Rationalisie- 
rungskartell (Tätigkeitsbericht 1965 S. 40) nochmals, 
i und zwar bis zum 30. Juni 1975, zu verlängern. Die 
I Entscheidung über diesen Antrag setzt umfangreiche 
I Untersuchungen u. a. über die Auswirkungen der in 
I Gang befindlichen Umstellung auf petrochemische 
; Versorgung voraus, die bis zum Ablauf der bisheri- 
i gen Erlaubnisfrist, d. h. bis zum 30. Juni 1969, nicht 
abgeschlossen werden konnten. Deshalb ist die Er- 
laubnis durch einstweilige Anordnung nach § 56 
vorläufig verlängert worden. Im Berichtsjahr ist 
ein Kartellmitglied, die Concordia-Bergbau-Aktien- 
gesellschaft, Oberhausen, wegen Stillegung ihrer 
Kokerei ausgeschieden. Ein weiteres Kartellmitglied, 
die Scholven-Chemie AG, Gelsenkirchen, hat mit 
Wirkung vom 1. Juni 1969 die Geschäftsanteile des 
bisherigen Kartellmitgliedes Salzgitter-Chemie 
GiubH, Hannover, übernommen und firmiert nun- 
1 mehr als NORDCHEMIE GMBH, Hannover. Das Kar- 
tellmitglied Steinkohlenbergwerke Mathias Stinnes 
AG, Essen, ist auf das Kartellmitglied Hibernia Ak- 
tiengesellschaft, Herne, im Wege der Gesamtrechts- 
nachfolge übergegangen. 

Uber die Preismeldestelle von sechs Herstellern von 
Stickstoffdüngemitteln ist im Ersten Abschnitt (S. 16) 
berichtet worden. 

2. Ferro-Legierungen 

Ein Spezialisierungskartellvertrag, durch den sich 
zwei Hersteller von Kupolöfenzusätzen für Eisen- 
und Stahlgießereien im Jahre 1966 verpflichtet hat- 
ten, ihre Produktionsprogramme aufzuteilen und 
die aufgrund dieser Vereinbarung nicht selbst her- 
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gestellten Briketts aus Ferro-Legierungen jeweils 
beim Vertragspartner zu kaufen, ist im Berichtsjahr 
aufgegeben worden. 


3. Pharmazeutische Erzeugnisse 

Das Bundeskartellamt hatte im Jahre 1968 gegen 
elf Arzneimittelfirmen Ermittlungsverfahren wegen 
des Verdachts der mißbräuchlichen Ausnutzung 
marktbeherrschender Stellung eingeleitet (Tätig- 
keitsbericht 1968 S. 57 f.). Die Verfahren gegen zwei 
Unternehmen sind angesichts ihres geringen Markt- 
anteils bei den betreffenden Präparaten eingestellt 
worden. Ein weiteres Verfahren wurde durch Preis- 
senkungen des Unternehmens um etwa 47 und 49 
V. H. beendet. Ein Unternehmen hat seine Preise 
teilweise erheblich ermäßigt, so daß in bezug auf 
zwei Präparate von der weiteren Durchführung des 
Verfahrens abgesehen werden konnte. In den wei- 
teren Verfahren haben sich hinsichtlich der Markt- 
beherrschung neue Gesichtspunkte ergeben. 

In Weiterfühlung der Mißbrauchsaufsicht über Preis- 
bindungen, durch die Großhändler daran gehindert 
sind, im Wettbewerb mit Genossenschaften Rabatte 
zu gewähren, die der Warenrückvergütung der Ge- 
nossenschaften vergleichbar sind (Tätigkeitsberichte 
1965 S. 41, 1966 S. 46, 1967 S. 59), hat das Bundes- 
kartellamt mehrere Preisbindungen beanstandet. 
Von den betroffenen Unternehmen hat eines die 
Preisbindung aufgegeben, sieben haben durch ent- 
sprechende Reversänderung der Beanstandung ab- 
geholfen. Einige Verfahren sind noch anhängig. 


4. Teerfarbstoffe 

Das Kammergericht hat den Bußgeldbeischerd des 
Bunideskartellamtes vom 28. November 1968 (Tätig- 
keitsbericht 1968 S. 58) durch Beschluß vom 
28. August 1969 aufgehoben. Zwar erkennt das Ge- 
richt bei der Auslegung des § 1 an, daß eine das 
Tatbesfandsmerkmal „Vertrag" erfüllende Willens- 
übereinstimmung auch ohne Entstehung klagbarer 
Ansprüche bereits angenommen werden kann, wenn 
die Beteiligten von einer auf außerrechtlichen Fak- 
toren beruhenden Bindungswirkung ausgehen; der 
vom Kammergericht festgestellte Sachverhalt hat 
aber nach Auffassung dieses Gerichts „nicht mit der 
erforderlichen, an Sicherheit grenzenden, reale Zwei- 
fel ausschließenden Wahrscheinlichkeit" ergeben, 
daß die zum gleichen Zeitpunkt und im gleichen Aus- 
maß vorgenommene Preiserhöhung durch alle be- 
troffenen Unternehmen auf einer Vereinbarung be- 
ruhte. Der Nachv/eis, daß eine solche Vereinbarung 
oder eine vertragsähnliche Abstimmung die ein- 
zige vernünftigerweise denkbare Erklärung für das 
Verhalten der Betroffenen darstelle, sei nicht zu füh- 
ren. Gegen diesen Beschluß hat der — nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten nunmehr inso- 
weit zuständige — Generalstaatsanwalt beim Kam- 
mergericht Rechtsbeschwerde eingelegt. Über die 
Rechtsbeschwerde hat der Bundesgerichtshof noch 
nicht entschieden. 


5. Fotochemische Materialien 

Ein Unternehmen, das Kopiergeräte vermietet, hatte 
in seine Verträge die Bestimmung aufgenommen, 
daß es die Kosten für die laufende Wartung der Ge- 
; rate den Mietern zusätzlich in Rechnung stellt, wenn 
sie die für die Anfertigung der Kopien erforderlichen 
Materialien von anderen Unternehmen beziehen. 
Ungefähr zu der Zeit, zu der ein Handelsunterneh- 
men das erforderliche spezielle Kopierpapier zu gün- 
stigeren Preisen auf den Markt brachte, wurden die 
Mietverträge durch eine Klausel ergänzt, nach der 
: die Mieter überhaupt nur noch Materialien, die von 
I dem Vermieter bezogen worhen sind, verwenden 
: dürfen. Das Bundeskartellamt hat daraufhin die 
Mietverträge beanstandet, soweit sie eine Bezugs- 
I bindung für das erforderliche spezielle Kopierpapier 
i enthalten. Es war davon auszugehen, daß der Ver- 
; mieter für dieses Papier eine marktbeherrschende 
: Stellung im Sinne von § 22 Abs. 1 hat, da das 
Papier von Dritten ursprünglich nicht angehoten 
wurde und auch später nur in einem geringen 
Umfang abgesetzt werden konnte. Die Sicherung 
dieser Marktstellung durch Vertragsbestimmungen, 

: die den Einsatz von Konkurrenzerzeugnissen er- 
i schwerten und schließlich ganz ausschlossen, 

! wurde als Mißbrauch im Sinne des § 22 Abs. 3 an- 
; gesehen. Außerdem erfüllten die Vertragsklauseln 
I die Voraussetzungen des § 18 Nr. 1, 2 und 4 und 
I erschienen geeignet, den Marktzugang unbillig zu 
: beschränken und den Wettbewerb wesentlich zu 
beeinträchtigen. Vor Abschluß der Ermittlungen hat 
der Vermieter die Mietverträge wiederum geändert. 
Nunmehr ist den Mietern fretgestellt, die Mate- 
rialien von dritten Unternehmen zu beziehen. Der 
Vermieter hat sich lediglich vorbohalten, diejenigen 
Reparaturen, die durch unsachgemäße Behandlung 
der Geräte oder durch die Verwendung ungeeigne- 
ter Materialien anfallen, den Mietern in Rechnung 
zu stellen. Daraufhin wurde das Verfahren einge- 
stellt. 

Aufgrund einer im Rahmen der Mißbrauchsaufsicht 
über Preisbindungen durchgeführten Überprüfung 
hat das Bundeskartellamt festgestellt, daß ein An- 
bieter von Schwarzweiß- und Farbnegativ-Kleinst- 
bildiilmen des Formates 8X11 mm keinem wesent- 
lichen Wettbewerb (§ 22 Abs. 1) und insbesondere 
keinem Preiswettbewerb gleichartiger Waren an- 
; derer Hersteller oder Händler im Sinne § 16 Abs. 1 
Nr. 1 ausgesetzt ist. Das Unternehmen machte da- 
gegen geltend, es stehe hinsichtlich dieser Filme 
insbesondere mit Kleinbildfilmen (24 X 36 mm oder 
28 X 28 mm) im Preiswettbewerb, weil die Nach- 
' frager nach Filmkameras ihre Kaufentscheidung nicht 
i allein nach dem Preis der Kamera, sondern auch 
I nach dem der dafür erforderlichen Filme träfen. 

I Insoweit seien Kleinstbildfilme auch gegen Klein- 
I bildfilme austauschbar, wenn auch bei bereits vor- 
handener Kleinstbildkamera diese ebenfalls gegen 
eine Kleinbildkamera ausgetauscht werden müßte, 
i Demgegenüber sieht das Bundeskartellamt in der 
Tatsache, daß in einer Kleinstbildkamera des For- 
I mates 8X11 mm nur Kleinstbildfilme gleichen 
; Formates verwendbar sind und der Übergang zu 
i Filmen anderen Formates auch den Wechsel auf 
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eine entsprechend dimensionierte Kamera erfor- 
derlich macht, den Beweis für die Ungleichartigkeit 
von Klein- und Kleinstbildfilmen. Die zwischen bei- 
den Filmarten bestehenden Preisunterschiede kön- 
nen somit nicht als Preiswettbewerb zwischen gleich- 
artigen Waren im Sinne § 16 Abs. 1 Nr. 1 ange- 
sehen werden. Das preisbindende Unternehmen hat 
auf die wegen fehlender Zulässigkeitsvoraussetzun- 
gen (§ 17 Abs. 1 Nr. 1) nach § 17 Abs. 2 ergangene 
Aufforderung zur Aufhebung der Preisbindung er- 
klärt, diese mit Wirkung vom 1. Januar 1970 aufzu- 
geben. 

Nach den Entscheidungen des Bundesgerichtshofes 
vom 5. Dezember 1968, durch die die Verfügungen 
des Bundeskartellamtes, mit denen die Preisbindun- 
gen für Farbumkehrfilme für unwirksam erklärt 
worden sind, bestätigt wurden (Tätigkeitsbericht 
1968 S. 59), sank der Verbraucherpreis für den 
marktbestimmenden Kleinbildfilm trotz Erhöhung 
des Fabrikabgabepreises in weitem Umfang vom 
bisher gebundenen Preis von 13,90 DM auf Beträge 
unter 10 DM. Dieser Preissturz war im wesentlichen 
eine Folge des Verhaltens der Großvertriebsunter- 
nehmen im Fotohandel. Am 27. Januar 1969 fand 
eine Zusammenkunft von Vertretern des Fotofach- 
hanidels und dieser Großvertriebsunternehmen statt. 
Dabei beklagte der Fachhandel heftig das starke 
Absinken der Preise. Die Vertreter der Großver- 
triebsunternehmen kündigten eine Erhöhung der 
Preise an, wobei der Beauftragte eines Versand- 
hauses den Betrag von 11,90 DM nannte. Das hatte 
verbreitet ein Steigen des Preises auf diese Höhe 
und für die anderen Farbumkehrfilme auf entspre- 
chende Werte zur Folge. Nach Auffassung des Bun- 
deskartellamtes hatten die Vertreter der Großver- 
triebsunternehmen diese Wirkung ihrer Ankündi- 
gungen beabsichtigt, weil das Mitziehen des übri- 
gen Fotohandels bei der Wiedererhöhung der Preise 
dem Interesse ihrer Unternehmen entsprach. Diese 
wären nämlich, jedes für sich allein, nicht in der 
Lage gewesen, eine Preiserhöhung durchzuhalten; 
außerdem vertreiben diese Unternehmen Filme 
unter eigenen Handelsmarken, wobei die Markt- 
chancen weitgehend von einem Preisabstand zu den 
führenden Industriemarken abhängen. Die so her- 
beigeführte Preiserhöhung ist eine den Wettbewerb 
beschränkende aufeinander abgestimmte Verhaltens- 
weise, die als solche nicht von § 1 erfaßt wird. Die 
zum Zustandekommen dieser Abstimmung beitra- 
genden Erklärungen der Vertreter der Großver- 
triebsformen sind jedoch nach § 38 Abs. 2 Satz 2 
ordnungswidrige Empfehlungen. Das Bundeskartell- 
amt hat deshalb Bußgeldbescheide erlassen, gegen 
die die Betroffenen Einspruch eingelegt haben. Das 
Kammergericht hat mit Urteil vom 9. Januar 1970 
die Betroffenen freigesprochen. 

Das gleichförmige Wiederansteigen der Preise für 
Farbumkehrfilme wurde durch eine Empfehlung mit- 
verursacht, die ein Fotohändlerverband unter aus- 
drücklicher Bezeichnung als „Mittelstandsempfeh- 
lung" (§ 38 Abs. 2 Satz 3) am 3. Februar 1969 aus- 
gesprochen und in der er seinen Mitgliedern unver- 
bindlich angeraten hat, ab 15. Februar 1969 11,90 DM 
für den CT 18-Film zu fordern, nachdem die Groß- 


vertriebsunternehmen den gleichen Preis gewählt 
hätten. Nach der Veröffentlichung dieser Empfehlung 
hat das Bundeskartellamt, gestützt auf eine Ent- 
scheidung des Bundesgerichtshofs (WuW/E BGH 
465/471 — Bierpreis), darauf hingewiesen, daß mit 
der Empfehlung, einen Preis auf die Höhe des Prei- 
ses von Großvertriebsunternehmen anzuheben, die- 
sen gegenüber keine wettbewerbsfördernden Be- 
dingungen im Sinne des § 38 Abs. 2 Satz 3 ge- 
schaffen werden können. Darauf veröffentlichte der 
Verband eine ergänzende Erklärung, die Empfeh- 
lung strebe keine Preisgleichheit mit den Groß- 
vei Uiebsunternehmen an, sondern solle zur Ver- 
besserung der Wettbewerbslage des Fotofachhan- 
dels lediglich als Orientierungshilfe für das örtlich 
verschieden zu bestimmende Wettbewerbsverhalten 
dienen. Diese nachträgliche Erklärung schuf zwar die 
Voraussetzungen für die Ausnahme des § 38 Abs. 2 
Satz 3, konnte aber die durch die ursprüngliche Emp- 
fehlung bereits bewirkte Preiserhöhung nicht mehr 
beeinflussen. Die an der Empfehlung Beteiligten sind 
daher wegen Verstoßes gegen § 38 Abs. 2 Satz 2 
mit Geldbuße belegt worden. Auch gegen diesen 
Bußgeldbescheid ist Einspruch eingelegt worden. 

Die Preisbindungen für Foto-Filme sind zusammen- 
gebrochen, nachdem ein großes Einzelhandelsunter- 
nehmen zwei besonders stark nachgefragte Film- 
sorten des größten inländischen Herstellers aus dem 
Ausland bezog und bedeutend niedriger als zu den 
gebundenen Preisen angeboten hat. Die von dem 
Herstellerunternehmen angerufenen Gerichte haben 
es abgelehnt, dem Handelsunternehmen durch einst- 
weilige Verfügung den Unterpreisverkauf zu ver- 
bieten (Urteil des Oberiandesgerichts Düsseldorf 
vom 9. November 1969). Dieses Urteil stützt sich 
darauf, daß es dem preisbindenden Unternehmen 
nicht gelungen ist, eine lückenlose Preisbindung 
nachzuweisen. Auf dem Vertriebsweg über andere 
Länder konnte die Ware in das Inland zurückfJießen, 
ohne daß dadurch vertragliche Vereinbarungen zwi- 
schen dem preisbindenden Unternehmen und aus- 
ländischen Abnehmern verletzt worden wären. Dar- 
aufhin hat das Unternehmen mitgeteilt, es könne 
nach dieser Rechtsprechung und der Haltung der 
Hohen Kommission in Brüssel, die Export- und 
Reimportverbote als gegen Artikel 85 des EWG- 
Vertrages verstoßend ansehen, die Preisbindungen 
für Schwarzweiß- und Color-Negativ-Filrne nicht 
mehr aufrechterhalten und gebe sie deshalb mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1970 auf. Eine Aufhebung zum 
gleichen Zeitpunkt nahmen auch andere maß- 
gebende Unternehmen vor. 


6. Körperpflegemittel 

Nach dem Beschluß des Bundesgerichtshofes (Tätig- 
keitsbericht 1968 S. 60; WuW/E BGH 974 „Signal") 
ist eine Preisbindung dann geeignet, in einer durch 
die gesamtwirtschaftlichen Verhältnisse nicht ge- 
rechtfertigten Weise ein Sinken der Preise zu ver- 
hindern (§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3), wenn von Nicht- 
fachhändlern in größerem Umfang bei dem Vertrieb 
preisgebundener Waren infolge der Preisbindung 
Handelsspannen erzielt werden, die weit über die 
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bei ihnen sonst üblichen Spannen hinausgehen, und 
sie an einer entsprechend niedrigeren Kalkulation 
ihrer Verkaufspreise für diese Waren nur durch die 
Preisbindung gehindert sind. Diese höchstrichter- 
liche Entscheidung hat das Bundeskartellamt ver- 
anlaßt, eine Prüfung sämtlicher angemeldeten Preis- 
bindungen für Haarspray, Frisiercreme, Haarwasch- 
mittel, Rasierseife und -creme sowie Rasierschaum 
und Zahnpasta unter diesen rechtlichen Gesichts- 
punkten einzuleiten. Die Prüfung ist auch auf Preis- 
bindungen ausgedehnt worden, bei denen der Her- 
steller seine Erzeugnisse ausschließlich über den 
Fachhandel vertreibt und deshalb ein insoweit ande- 
rer Sachverhalt vorliegt, als in dem vom Bundes- 
gerichtshof entschiedenen Fall. Hier sieht das Bun- 
deskartellamt in Fortführung der für die „Signal"- 
Entscheidung maßgebenden Erwägungen einen Ver- 
teuerungseffekt im Sinne von § 17 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 jedenfalls dann als gegeben, wenn gleich- 
artige Waren vieler anderer Hersteller verbreitet 
sowohl über den Fach- als auch über den Nichtfach- 
handel abgesetzt werden. Diese Preisbindungen ste- 
hen „in Verbindung mit anderen Wettbewerbsbe- 
schränkungen" (§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3), nämlich 
— autonomen oder vertraglichen — Vertriebsrege- 
lungen, die den Vertrieb auf den mit relativ höheren 
Kosten arbeitenden Fachhandel beschränken, kosten- 
günstigere Handelsformen aber vom Vertrieb aus- 
schließen. Die Verbindung der Preisbindung mit die- 
sen anderen Wettbewerbsbeschränkungen ist geeig- 
net, die gebundenen Waren zu verteuern. Bei einem 
Wegfall dieser Wettbewerbsbeschränkungen kann 
davon ausgegangen werden, daß auch Nichtfach- 
händler die Erzeugnisse in ihr Sortiment aufnehmen 
würden und aufgrund ihrer niedrigeren Kostenlage 
sowie ihrer andersartigen Geschäftspolitik in der 
Lage und auch gewillt wären, die Waren zu niedri- 
geren als den gebundenen Preisen an Endverbrau- 
cher abzusetzen. Damit wäre der Sachverhalt gege- 
ben, der der vorerwähnten Entscheidung des Bun- 
desgerichtshofs zugrunde liegt. Den in Betracht kom- 
menden Unternehmen sind diese Erwägungen mit- 
geteilt worden, und sie sind um Stellungnahme ge- 
beten worden. Zwölf Unternehmen haj)en darauf 
entweder für ihre sämtlichen oder für Teile der hier 
in Betracht kommenden Erzeugnisse die Preisbin- 
dungen abgemeldet. Außerdem haben 25 andere 
Unternehmen, die Seifen, Wasch- und Körperpflege- 
mittel herstellen, ihre Preisbindungen aufgegeben. 

In einer unanfechtbar gewordenen Entscheidung 
hat das Bundeskartellamt sämtliche Preisbindungen 
eines Unternehmens, das Körperpflegemittel her- 
stellt, für unwirksam erklärt. Das Unternehmen war 
nicht in der Lage, die erforderliche Lückenlosigkeit 
der Preisbindungen in einer angemessenen Frist 
wiederherzustellen, nachdem Durchbrechungen in 
erheblichem Ausmaß festgestellt worden waren. Es 
hat die Preisbindung mißbräuchlich im Sinne von 
§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 gehandhabt, indem es trotz 
der Lückenhaftigkeit an ihr festhielt. Außerdem 
griff die gesetzliche Vermutung des Verteuerungs- 
effekts nach § 17 Abs. 1 Satz 2 durch. Ferner war 
auch in diesem Fall davon auszugehen, daß der 
Strukturwandel im Handelsbereich dazu führt, daß 
die Preisbindung für eine Reihe von Erzeugnissen 


aus dem Bereich der Körperpflegemittel, die zu- 
nehmend über diese Vertriebsformen abgesetzt wer- 
den, ein Sinken der Verbraucherpreise verhindert, 
wenn bei der Kalkulation der gebundenen Preise 
die günstigere Kostenstruktur dieser Vertriebsfor- 
men nicht berücksichtigt wird. Daher war § 17 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 anzuwenden. 


Die Preisbindungen eines Unternehmens sind nach 
§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 aufgehoben worden, weil 
die Preisbindungsverträge mangels Schriftform 
nichtig sind und es einen Mißbrauch darstellt, an 
einer unwirksamen Preisbindung festzuhalten. In 
einem zwar vom Preisbinder und vom Abnehmer 
Unterzeichneten Revers wird auf die Preisbindungs- 
bestimmungen verwiesen, die in Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen enthalten sind. Eine derartige 
Bezugnahme auf allgemeine Geschäftsbedingungen 
des preisbindenden Unternehmens erfüllt aber nach 
Auffassung des Bundeskartellamtes, die mit der 
jüngsten Rechtsprechung übereinstimmt (LG Dort- 
mund, Urteil vom 4. November 1968 und LG Düssel- 
dorf, Urteil vom 7. August 1969), nicht die Erforder- 
nisse des § 34. Die Vorschrift, wonach es für die 
Schriftform genügt, wenn die Beteiligten Urkunden 
unterzeichnen, die auf eine Preisliste Bezug nehmen, 
ist eng auszulegen. Die Verweisung auf in Liefe- 
rungs- und Zahlungsbedingungen enthaltenen Be- 
stimmungen über eine Preisbindung wird von die- 
ser Ausnahmevorschrift nicht umfaßt. In dem ent- 
schiedenen Fall kommt hinzu, daß das preisbin- 
dende Unternehmen erst nach Einholung der Unter- 
schriften unter die Reverse den gebundenen Ab- 
nehmern seine Lieferungs- und Zahlungsbedingun- 
gen zugestellt hat, und daß diese außerdem selbst 
unwirksam sind; denn sie entsprechen ebenfalls 
nicht der Vorschrift des § 34, die auf sie anzuwen- 
den ist, weil sie Vertriebsbeschränkungen im Sinne 
von § 18 enthalten. Infolgedessen ist auch ein ge- 
danklich lückenloses Preisbindungssystem nicht vor- 
handen. Durch die Unterzeichnung der Reverse und 
die Verteilung der unwirksamen Zahlungs- und 
Lieferungsbedingungen, durch die Anmeldung zum 
Preisbindungsregister und durch den Preisaufdruck 
auf den Warenpackungen hat das Unternehmen den 
Anschein einer wirksamen Preisbindung hervorge- 
rufen und damit Händler und Verbraucher über das 
Bestehen einer solchen getäuscht. Gegen den Be- 
schluß ist Beschwerde eingelegt worden, über die 
das Kammergericht noch nicht entschieden hat. 


Einige Unternehmen aus dem Bereich der Körper- 
I pflegemittel-Industrie gewähren für ihre preisge- 
j bundenen Erzeugnisse neben den Funktions- und 
I Mengenrabatten die in dieser Branche üblichen 
Natural- und/oder Sonderrabatte z. B. zur Einfüh- 
j rung neuer Produkte, aus saisonalen, werblichen 
I und anderen Gründen. Sie haben diese Natural- 
I bzw. Sonderrabatte zwar beim Bundeskartellamt 
I angemeldet, jedoch entsprach die Anmeldung aus 
folgenden Gründen nicht den gesetzlichen Erforder- 
I nissen: Die Anmeldung der Natural- und/oder Son- 
! derrabatte erfolgte von den Unternehmen entweder 
I mit unzureichenden Angaben der Höhe der zu ge- 
I währenden Rabatte (z. B. ein Naturalrabatt bis zu 
; maximal 10 v. H.) und/oder ungenauen Angaben 
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über den Zeitraum, in welchem diese Rabatte von 
den preisbindenden Unternehmen gewährt wurden 
(z. B. Naturalrabatte werden zeitlich begrenzt wäh> 
rend der Dauer von Verkaufsaktionen für bestimmte 
Ezeugnisse gewährt). Die Anmeldung von Natural- 
und/oder Sonderrabatten ohne nähere Spezifizie- 
rung wurde beanstandet, weil nach § 16 Abs. 4 
Satz 2 der Anmeldung u. a. vollständige Angaben 
über Handelsspannen beizufügen sind. Diese Vor- 
aussetzungen sind nicht erfüllt, wenn Natural- und/ 
oder Sonderrabatte mit einem weiten Rahmen ohne 
genaue zeitliche Begrenzung und ohne Angabe der 
gphiindenen Erzeugnisse, für die sie gelten, ange- 
meldet werden. Zudem kann das Diskriminierungs- 
verbot des § 26 Abs. 2 durch die nicht genaue Spe- 
zifizierung der Natural- und/oder Sonderrabatte 
verletzt sein. Schließlich war zu berücksichtigen, 
daß durch die häufige oder dauernde Gewährung 
von Naturalrabatten für bestimmte Erzeugnisse 
auch die Tatbestandsmerkmale des § 17 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 für die betreffenden Preisbindungen 
erfüllt werden. Vor allem Großabnehmer sind näm- 
lich bei der möglichen maximalen Höhe dieser 
Rabatte durchaus gewillt und auch in der Lage, zu- 
mindest Teile der so erlangten Einkaufsvorteile an 
Abnehmer weiterzugeben, wenn die Preisbindungen 
für diese Erzeugnisse wegfallen würden. Das kann 
auch zu einer Lückenhaftigkeit der Preisbindungen 
und damit zu einem Mißbrauch nach § 17 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 führen. Die Unternehmen haben die- 
sen ihnen vom Bundeskartellamt mitgeteilten Be- 
anstandungen entweder durch entsprechende Ände- 
rungsmeldungen in vollem Umfang Rechnung getra- 
gen oder sie verzichten künftig auf die Gewährung 
von Natural- und/oder Sonderrabatten. 


7. Reinigungsmittel 

Wegen einer nicht angemeldeten und daher nach 
§ 15 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 Nr. 1 ordnungs- 
widrigen Preisbindung für ein Reinigungsmittel 
wurden gegen den Geschäftsführer einer Handels- 
gesellschaft eine Geldbuße von 6000' DM und gegen 
die Gesellschaft als Nebenfolge nach § 26 OWiG 
eine Geldbuße von 80 000 DM festgesetzt. Die Ge- 
sellschaft vertreibt seit dem Sommer des Jahres 
1968 ein von ihr allein importiertes Allzweck-Reini- 
gungsmittel nach einem besonderen, mit einer Preis- 
bindung verbundenen dreistufigen Vertriebssystem, 
das unter Ausschaltung des herkömmlichen Groß- 
und Einzelhandels hauptsächlich auf der Mitarbeit 
von nebenberuflich tätigen Laien beruht. Jede Stufe 
dieses Vertriebssystems darf die Ware an jede 
nachfolgende Stufe und an Endverbraucher verkau- 
fen, wobei vor allem den rund 30 000 Mitarbeitern 
der letzten Stufe der Vertrieb an Endverbraucher 
obliegt. Jede Absatzstufe ist vertraglich verpflichtet, 
die von der Gesellschaft jeweils festgesetzten Preise 
einzuhalten. Obwohl in Preislisten und sonstigen 
Mitteilungen der Gesellschaft auf eine Anmeldung 
der Preisbindung beim Bundeskartellamt hingewie- 
sen wird, ist eine solche Anmeldung nicht erfolgt. 
Bei der Bemessung der Geldbußen ist berücksichtigt 
worden, daß das besondere Vertriebssystem in Ver- 
bindung mit der ordnungswidrigen Preisbindung 


eine starke Verteuerung der Ware bewirkt und da- 
mit den Verbraucher erheblich benachteiligt; vom 
gebundenen Endverbraucherpreis entfallen nur 
39,5 V. H. auf den Abgabepreis des importierenden 
Unternehmens, der Hauptanteil verbleibt somit 
bei den in den Vertriebsstufen tätigen Mitarbeitern. 
Gegen den Bußgeldbescheid haben die Betroffenen 
Einspruch eingelegt, über den das Kammergericht 
noch nicht entschieden hat. 


8. Parfüms 

Das Bundeskartellamt prüft die Preisbindungen für 
aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft eingeführte Parfüms darauf, ob 
sie in Verbindung mit den von den Preisbindern 
gehandhabten Alleinvertriebsregelungen zu einer 
durch die gesamtwirtschaftlichen Verhältnisse nicht 
gerechtfertigten Verteuerung der gebundenen 
Waren führen (§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3). Der Handel 
in der Bundesrepublik Deutschland ist durch die 
Alleinvertriebsregelungen und die Preisbindung 
daran gehindert, billigere Einkaufsmöglichkeiten 
im Herstellungsland auszunutzen und diesen Preis- 
vorteil an die Endverbraucher weiterzugeben. Die 
erforderlichen Ermittlungen sind noch nicht abge- 
schlossen. 


9. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Chemische 
Erzeugnisse 

1. Ein Herstellungsunternehmen für chemische 
und pharmazeutische Erzeugnisse 

a) erwarb sämtliche Anteile an einem Her- 
stellerunternehmen für Klebstoffe, 

b) erhöhte seine Beteiligung an einem Her- 
stellerunternehmen für pharmazeutische 
Erzeugnisse auf eine Mehrheitsbeteili- 
gung. 

2. Ein Herstellerunternehmen für chemische 

Erzeugnisse aller Art erwarb 

a) sämtliche Anteile an einem Hersteller- 
unternehmen für pharmazeutische Er- 
zeugnisse, 

b) eine Beteiligung an einem Hersteller- 
unternehmen für Chemikalien bei dessen 
Neugründung. 

3. Ein Herstellerunternehmen für chemische 

Erzeugnisse erwarb 

a) sämtliche Anteile an einem Hersteller- 
unternehmen für die gleichen Waren- 
arten, 

b) eine Beteiligung an einem Hersteller- 
unternehmen für Enzyme. 

4. Ein Herstellerunternehmen für Haushalts- 

pflegemittel schloß einen Verschmelzungs- 
vertrag mit einem Herstellerunternehmen 
für die gleichen Warenarten. 
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5. Ein Herstellerunternehmen für Lebensmittel 
und chemische Erzeugnisse erwarb 

a) eine Betriebsstätte zur Herstellung von 
Fettsäuren, 

b) mittelbar eine Betriebsstätte zum Ver- 
trieb von ölen, Fetten und Fettsäuren. 

6. Ein Herstellerunternehmen für chemische 
Erzeugnisse erwarb sämtliche Anteile an 
einem Herstellerunternehmen für Spezial- 
lacke. 

7. Ein im Kalibergbau tätiges Unternehmen 
und ein Herstellerunternehmen für Chemi- 
kalien erwarben je eine Beteiligung an 
einem Herstellerunternehmen für Wasch- 
mittelrohstoffe bei dessen Neugründung. 

8. Ein Herstellerunternehmen für chemische 
Erzeugnisse aller Art erwarb 

a) das Vermögen eines Herstellerunterneh- 
mens für Farben und Lacke, 

b) sämtliche Anteile an einem Hersteller- 
unternehmen für Farben und Lacke. 

9. Ein Herstelierunternehmen für chemische 
Erzeugnisse erwarb sämtliche Anteile an 
einem Herstellerunternehmen für Dünge- 
mittel. 

10. Ein Handelsunternehmen für pharmazeu- 
tische Erzeugnisse und Chemikalien erwarb 

a) sämtliche Anteile an einem Handels- 
unternehmen und 

b) eine Betriebsstätte eines Handelsunter- 
nehmens für die gleichen Warenarten. 


Feinkeramische Erzeugnisse, Glas und 
Glaswaren 


1. Haushaltsgeräte aus Porzellan 

Das Kammergericht hatte mit Beschluß vom 21. Mai 

1968 — Kart V 19 und 20/66 — die Beschwerden 
gegen die Verfügungen des Bundeskartellamtes zu- 
rückgewiesen, durch welche die Preisbindungen für 
Kaffeefiltertüten und Kaffeefilterkörper wegen feh- 
lenden Preiswettbewerbs für unwirksam erklärt 
worden sind (Tätigkeitsbericht 1968 S. 62). Der Bun- 
desgerichtshof hat mit Beschluß vom 27. Februar 

1969 — KVR 5/68 — (WuW/E BGH 990) die Rechts- 
beschwerde gegen den Beschluß des Kammergerichts 
zurückgewiesen. In den Gründen legt es dar, daß 
die preisgebundenen Waren nach Sinn und Zweck 
des § 16 wegen der Ausschaltung des Wettbewerbs 
auf der gebundenen Handelsstufe unter der „Kon- 
trolle“ durch den Preiswettbewerb der Hersteller 
bleiben sollten. Dieses Ziel werde erreicht, wenn 
und soweit Konkurrenzprodukte angeboten würden, 
deren Eigenart die Abnehmer nach ihrer Auffas- 


sung und ihrer Gewohnheit, zum Beispiel im Hin- 
blick auf die Art der Verwendung, den Nutzeffekt 
oder den Preis der Waren, nicht hindere, auf diese 
Produkte überzuwechseln. Zu den Angriffen der 
Rechtsbeschwerde, wonach das Kammergericht in 
unzulässiger Weise durch Beweis des ersten An- 
scheins aus dem Marktanteil von 91 bis 94 v. H. 
eine marktbeherrschende Stellung hergeleitet habe, 
führt der Bundesgerichtshof aus, daß es keiner Prü- 
fung bedurft habe, inwieweit die Grundsätze dieser 
Beweisführung auf die Feststellung kartellrecht- 
licher Tatbestandsmerkmale angewendet werden 
könnten. Denn das Berufungsgericht habe zwar ver- 
schiedentlich den Ausdruck des Anscheins für be- 
stimmte Wettbewerbsverhältnisse verwendet, dies 
jedoch nicht unter Zugrundelegung eines bestimm- 
ten Erfahrungssatzes über typische Geschehensab- 
läufe, als vielmehr im Sinne der Würdigung ein- 
zelner, nach allgemeiner wirtschaftlicher Erfahrung 
verschiedener gewichtiger Hilfstatsachen. Zur Frage, 
ob bei der Berechnung des Marktanteils eines Preis- 
binders auch dessen nicht preisgebundene gleich- 
artige Waren mit zu berücksichtigen sind, äußert 
der Bundesgerichtshof, daß das Beschwerdegericht 
den Marktanteil als Anzeichen für die Stärke der 
Beschwerdeführerin auf dem gesamten Markt für 
Papierfiltertüten zutreffend unter Einbeziehung so- 
wohl ihrer eigenen nicht preisgebundenen Waren 
als auch der nicht preisgebundenen Waren ihrer 
Wettbewerber berechnet habe. Zwar gehöre nicht 
eine bestimmte Marktstärke an sich zu den Voraus- 
setzungen, die eine Preisbindung ausschlössen, viel- 
mehr sei entscheidungserheblich, ob die preisgebun- 
j dene Ware in Preiswettbewerb mit gleichartigen 
Waren anderer Unternehmen stehe; diesen Unter- 
I schied habe das Kammergericht jedoch nicht über- 
: sehen. Im vorliegenden Fall habe der verhältnis- 
mäßig sehr geringe Absatz nicht preisgebundener 
Waren der Beschwerdeführerin bei der anhand des 
Anteils am gesamten Markt für Papierfiltertüten 
getroffenen Feststellung über eine Preisführerschaft 
keiner besonderen Hervorhebung bedurft. 

Ein marktbeherrschendes Unternehmen für Kaffee- 
filtertüten und Kaffeefilterkörper hat ein diese und 
andere Erzeugnisse umfassendes Gesamtumsatz- 
' rabattsystem vorgesehen. Das Bundeskartellamt hat 
geprüft, ob dieses System die Abnehmer von Kaffee- 
filtertüten und Kaffeefilterkörpern veranlassen 
könnte, auch die Erzeugnisse, für die das Unterneh- 
men nicht marktbeherrschend ist, bei diesem zu be- 
ziehen. Das Rabattsystem hätte durch spürbare 
Preisvorteile beim Bezug aller Erzeugnisse bei dem 
Unternehmen einen Sogeffekt zur Folge haben kön- 
nen, so daß das Gesamtumsatzrabattsystem eine 
mißbräuchliche Handhabung der marktbeherrschen- 
den Stellung für Kaffeefilterkörper und Kaffee- 
filtertüten im Sinne von § 22 Abs. 3 sein könnte 
(Tätigkeitsbericht 1968 S. 20 f.). Ermittlungen des 
Amtes bei dem Unternehmen und die Auswertung 
eines umfangreichen Zahlenmaterials haben eine 
genaue Errechnung des Sogeffektes ermöglicht. Er ist 
im vorliegenden Fall so geringfügig, daß sich hier- 
aus für die Wettbewerber des Unternehmens keine 
spürbaren Wettbewerbsnachteile ergeben können. 
Das Verfahren ist deshalb eingestellt worden. 
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2. Flachglas 

Auf Antrag hat das Bundeskartellamt die Aufnahme 
eines neugegründeten Glasgroßhandelsunterneh- 
mens in den zuständigen Großhandels-Fachverband 
nach § 27 Abs. 1 angeordnet. Hingegen wurde der 
gleichzeitig gestellte Aufnahmeantrag eines Glas- 
verarbeitungsbetriebes abgelehnt, der mit dem 
Großhandelsunternehmen personell und kapitalmä- 
ßig verbunden ist. Der Verband hatte die Aufnahme 
beider Unternehmen mit der Begründung abgelehnt, 
daß sie die satzungsmäßigen Voraussetzungen für 
eine Mitgliedschaft nicht erfüllten und die Nicht- 
aufnahme keine sachlich ungerechtfertigt unter- 
schiedliche Behandlung darstelle und auch zu keiner 
unbilligen Benachteiligung dieser Unternehmen im 
Wettbewerb führe. Das Bundeskartellamt hält die 
Verweigerung der Aufnahme hinsichtlich des Flach- 
glas verarbeitenden Unternehmens für begründet, 
weil es keinen Großhandel betreibt. Die Nichtauf- 
nahme des Großhandelsunternehmens für Flach- 
glas hingegen stellt eine sachlich nicht gerechtfer- 
tigte ungleiche Behandlung dar, weil dieses Unter- 
nehmen die satzungsgemäßen Voraussetzungen für 
die Verbandsmitgliedschaft erfüllt, nämlich insbe- 
sondere Großhandel mit Flachglas betreibt, dieses 
regelmäßig waggonweise bezieht, ständig ein Groß- 
handelssortiment unterhält und über Lagereinrich- 
tungen verfügt, auf denen mindestens 15 000 qm 
Flachglas aller Art gelagert werden. Die Ablehnung 
der Aufnahme in den Verband führt auch zu einer 
unbilligen Benachteiligung der Flachglasgroßhand- 
lung im Wettbewerb, weil diese der Vorteile der 
Verbandsarbeit auf andere Weise nicht teilhaftig 
werden kann und die Flachglasindustrie neugegrün- 
dete Großhandelsunternehmen erst dann mit Flach- 
glas direkt zu beliefern pflegt, wenn die Mitglied- 
schaft im Verband nachgewiesen ist. Der Verband 
hat gegen die Aufnahmeanordnung des Bundeskar- 
tellamtes Beschwerde beim Kammergericht in Ber- 
lin eingelegt. 

3. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Glas und Glas- 
waren 

Ein ausländisches Herstellerunternehmen für 
Fenster- und Dickglas erwarb mittelbar eine Be- 
teiligung an einem Herstellerunternehmen für 
die gleichen Warenarten. 


Holzwaren 

1. Schulmöbel 

Das Konditionen- und Rabattkartell Schulmöbel 
(Tätigkeitsbericht 1968 S. 63) hat den Beitritt eines 
weiteren Unternehmens sowie Beschlüsse über eine 
geringfügige Änderung der Verkaufs-, Lieferungs- 
und Zahlungsbedingungen und über die Einführung 
eines Vorsaisonrabattes angemeldet. Durch den 
Vorsaisonrabatt, der bei Aufträgen ab 5000 DM 
3 V. H. für Lieferungen vom 15. Januar bis 31. März 


und 2 V, H. für Lieferungen vom 1. April bis 31. Mai 
jeden Jahres gewährt wird, wollen die Kartellmit- 
glieder in Anbetracht der Verlegung des Schulbe- 
ginns von Ostern auf den Herbst die festzustellende 
Konzentrierung der Bestellungen an Vertragswaren 
auf den Herbsttermin vermeiden und ihre Vertei- 
lung auf eine größere Zeitspanne erreichen, um so 
bei den Herstellern hohe Lagerkosten zu verhin- 
dern. Das Bundeskartellamt hat den Anmeldungen 
nicht widersprochen. 

2. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Ilolzwaren 

Keine Anzeigen 


Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe; 

Papier- und Pappewaren, Druckereierzeugnisse 

1. Tapeten 

: Über den Antrag des Fachverbandes des Deutschen 
Tapetenhandels e. V., Köln, auf Eintragung von 
Wettbewerbsregeln in das Register für Wettbe- 
werbsregeln (Tätigkeitsbericht 1968 S. 63 f.) konnte 
noch nicht entschieden werden. Gegen mehrere 
Regeln hat das Bundeskartellamt in einer Bespre- 
chung, in welcher der anstragstellende Verband 
sowie Verbände von Lieferanten und Abnehmern 
vertreten waren, Bedenken erhoben. Der antrag- 
stellende Verband hat angekündigt, daß der Eintra- 
gungsantrag hinsichtlich einiger Regeln abgeändert 
werden wird. Wegen der Regel, welche die kosten- 
lose Überlassung von Tapeziergerät sowie die Bei- 
gabe von Klebemitteln zu den unzulässigen Zuga- 
ben und Sonderleistungen rechnet, sind Ermittlun- 
^ gen über die Handelsüblichkeit solcher Nebenlei- 
I stungen durch den Deutschen Industrie- und Han- 
I delstag erforderlich geworden. Diese sind noch nicht 
; abgeschlossen. 

Das Gesamtumsatzrabattkartell der Interessenge- 
' meinschaft der Deutschen Tapetenfabrikanten 
(Tätigkeitsbericht 1968 S. 64) wollte beim Bundes- 
kartellamt einen Beschluß anmelden, demzufolge 
sogenannte Exklusiv-Muster bei der Bemessung des 
I Gesamtumsatzrabattes nicht mitgezählt werden soll- 
' ten. Unter Exklusiv-Muster wird Ware verstanden, 
die ein Tapetenhersteller nicht in seiner allgemei- 
nen Kollektion führt, sondern welche er im Auf- 
träge eines oder einiger weniger Händler aus- 
schließlich für diese fertigt. Hierbei handelt es sich 
zumeist um besonders gängig gewesene Muster ge- 
rade ausgelaufener Kollektionen, in der Regel nach 
Änderung des Farbmusters (Umkolorierung). Nach 
Auffassung der Kartellmitglieder kann in der Ab- 
nahme dieser — in der laufenden Herstellerkollek- 
tion nicht mehr geführten und nur im Händlerauf- 
trag gefertigten — Ware einem dem Hersteller ge- 
i genüber erbrachte Leistung kaum noch gesehen wer- 
den; außerdem sei es unbillig, diese Bezüge bei der 
Bemessung des Gesamtumsatzrabattes berücksich- 
tigen zu müssen. Einmal sei der Fabrikabgabepreis 
' für diese Erzeugnisse niedriger als derjenige für die 
I seinerzeit in der abgelaufenen Kollektion geführte 
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oder für eine entsprechende neue Tapete, weil die 
Kostensituation beim Nachdruck günstiger sei. 

Diesen ohnehin niedrigeren Preis drückten die 
Händler zusätzlich durch Abnahmeversprechen für 
die laufende Kollektion, Auf der anderen Seite 
gäben die Händler diesen Einkaufsvorteil nicht oder 
nur in geringem Umfange an ihre Abnehmer wei- 
ter. Auf diese Weise erzielten sie ohnehin schon 
eine überdurchschnittliche Handelsspanne. Dem- 
gegenüber hat das Bundeskartellamt darauf auf- 
merksam gemacht, daß es zwar möglicherweise im 
Rahmen der den Kartellmitgliedern zustehenden 
Bewertungsfreiheit liegt, Exklusiv-Muster nicht in 
den Kreis der Vertragsware einzubeziehen, auf die 
Preise für Exklusiv-Muster also keine Kartellrabatte 
zu gewähren. Bei der Ausschüttung der Gesamt- 
umsatzrabatte auf Vertragsware — also Tapeten 
der laufenden Kollektionen — müssen hingegen die 
Umsätze der Händler in Exklusiv-Mustern auf jeden 
Fall mitgezählt werden. Dies folgt aus der vom 
Kammergericht in seinem Beschluß vom 17. Juli 
1967 (Baukeramik) bestätigten Auffassung des Bun- 
deskartellamtes über die Bedeutung des Begriffs 
echtes Leistungsentgelt im Sinne von § 3 Abs. 1 
(Tätigkeitsbericht 1967 S. 15, 47), Danach kann die 
Abnehmerleistung bei einem Gesamtumsatzrabatt- 
kartell nur auf das Produkt als solches bezogen 
werden und nur darin bestehen, daß der Abnehmer 
das Produkt auf dem Markt unterbringt, seinen 
Absatz und seine Marktgeltung insbesondere im 
Verhältnis zu Substitutionsgütern fördert. Wenn 
demnach auch Bezüge der Abnehmer bei Außensei- 
tern für die Bemessung des Gesamtumsatzrabattes 
berücksichtigt werden müssen, gilt das erst recht 
für Bezüge von den Kartellmitgliedern selbst, auch 
wenn es sich nicht um Vertragserzeugnisse handelt. 
Voraussetzung ist nur, daß es sich um Ware han- 
delt, die der Vertragsware gleichartig ist. Das aber 
ist im Verhältnis von Tapeten der laufenden Kol- 
lektion zu Exklusiv-Mustern der Fall. Auf diese 
Einwendungen des Bundeskartellamtes hat das Kar- 
tell auf die Anmeldung des Beschlusses verzichtet 
und mitgeteilt, daß es auch Exklusiv-Muster als 
Tapeten im Sinne des Rabattbeschlusses ansehen 
und sie bei der Bemessung des Gesamtumsatzrabat- 
tes mitzählen werde. 

Zwanzig Tapetenfabrikanten und sechs Tapeten- 
händler haben kurze Zeit vor dem Beginn der Ver- 
sendung von Mustermaterial und vor dem Reise- 
termin für die Kollektion 1970/71 die Erlaubnis für 
ein Rationalisierungskartell über die Festlegung 
von Angebots- und Abgabeterminen für Muster- 
material und Ware neuer Kollektionen beantragt. 
Gleichzeitig haben sie gebeten, den Kartellmitglie- 
dern durch einstweilige Anordnung zu gestatten, 
den Kartellvertrag bis zur endgültigen Entscheidung 
zu praktizieren. Der Kartellvertrag sieht insbeson- 
dere folgende Verpflichtungen der Mitglieder vor: 
1. Tapeten neuer Kollektionen regelmäßig nicht vor 
dem ersten Montag im September des Jahres vor 
einer neuen Kollektionsperiode (Reisetermin) anzu- 
bieten oder zu verkaufen; 2. Tapeten neuer Kollek- 
tionen nicht vor dem 15. Oktober desselben Jahres 
auszuliefern; 3, Musterabschnitte solchen Fachhänd- 
lern, die eigene Kollektionen herausgeben, nicht 


früher als fünf Wochen vor dem Reisetermin und 
nur in bestimmten Mengen abzugeben; 4. weiteres 
Mustermaterial nicht früher als eine Woche nach 
' Reisebeginn und Musterkarten nicht früher als zwei 
Wochen nach Reisebeginn auszuliefern; jedoch 
dürfen die Mitglieder solchen Fachhändlern, die 
entweder selbst Kartellmitglieder sind oder sich 
I schriftlich verpflichtet haben, Tapeten ihrer neuen 
Kollektionen vor dem *Reisebeginn weder anzubie- 
' ten noch zu verkaufen und ihre Musterkarten nicht 
I früher als zwei Wochen nach Reisebeginn auszu- 
I geben, Musterrollen schon drei Wochen vor Reise- 
beginn liefern. Nach dem Vorbringen der Antrag- 
steller sollen diese Vereinbarungen dazu dienen, 
den Zeitraum, in dem sich die auslaufende und die 
neue Kollektion überschneiden, möglichst gering zu 
halten und dadurch zu rationalisieren. Das Bundes- 
kartellamt hat der Bitte, die Praktizierung sämt- 
licher — hilfsweise der ersten beiden — Verein- 
barungen durch einstweilige Anordnung vorläufig 
zu erlauben, nicht entsprochen, weil es innerhalb 
der zur Verfügung stehenden Zeitspanne nicht mög- 
lich war, zu erkennen oder zu ermitteln, ob sämt- 
i liehe Erlaubnisvoraussetzungen des § 5 Abs. 2 vor- 
i liegen. Insbesondere war nicht mit dem für eine 
i einstweilige Anordnung erforderlichen Grade von 
i Wahrscheinlichkeit zu erkennen, inwiefern die Be- 
' friedigung des Bedarfs der Verbraucher verbessert 
w^erden würde, ob zwischen den vereinbarten Wett- 
bewerbsbeschränkungen und dem angestrebten 
I Rationalisierungserfolg ein angemessenes Verhält- 
! nis besteht und inwiefern die beabsichtigte Einbe- 
' Ziehung von aus dem Ausland importierten Tapeten 
in die Kartellvereinbarungen überhaupt eine der in 
’ § 5 Abs. 2 genannten Erlaubnisvoraussetzungen zu 
I erfüllen vermag. Außerdem erschien als bedenk- 
j lieh, daß durch die unter 4. aufgeführte Vertragsbe- 
I Stimmung die Möglichkeit geschaffen werden 
würde, Außenseiter durch Versprechen eines Wett- 
; bewerbsvorteils zu einem kartellkonformen Markt- 
verhalten zu verpflichten. Durch diese Überlegun- 
gen wird der Entscheidung über den Hauptantrag 
i nicht vorgegriffen. 


2. Buchalben 

Sämtliche Preisbindungen eines Herstellers für 
Buchalben sind mit sofortiger Wirkung für unwirk- 
sam erklärt worden. Das Unternehmen, das mit sei- 
nen Erzeugnissen ausschließlich Facheinzelhändler 
direkt beliefert, gewährt seinen Abnehmern neben 
dem üblichen Funktionsrabatt einen von 2 bis 
6 V. H. gestaffelten Mengenrabatt, an Mitglieder von 
zwei Fachhandelsgenossenschaften jedoch nicht den 
gestaffelten, sondern einen von der Abnahmemenge 
unabhängigen und einheitlichen Rabatt von 6 v. H. 
Durch diese Rabattgewährung verletzt der Preis- 
I binder das Diskriminierungsverbot des § 26 Abs. 2. 
I Ohne sachlich gerechtfertigten Grund behandelt er 
; gleichartige Abnehmer bei gleicher Abnahmelei- 
stung unterschiedlich, indem er Nichtmitglieder im 
Wettbewerb erheblich schlechter stellt als Mitglie- 
der der beiden Fachhandelsgenossenschaften. Diese 
beiden Gruppen von Fachgeschäften sind in ihrer 
gesamten unternehmerischen Tätigkeit und wirt- 
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schaftlichen Funktion ini Verhältnis zum Preisbin- 
der gleichartig. Aus der Mitgliedschaft in einer der 
beiden Fachhandelsgenossenschaften folgt nicht eine 
besondere wirtschaftliche Leistung, die die Gleich- 
artigkeit dieser Unternehmen im Verhältnis zu den 
Nichtmitgliedern ausschließen oder eine sachliche 
Rechtfertigung für eine unterschiedliche Handlung 
begründen könnte. Unter diesen Umständen geht 
die Wirkung der Preisbindung über den im System 
einer jeden Preisbindung begründeten Ausschluß 
des Preiswettbewerbs auf den nachgelagerten Wirt- 
schaftsstufen hinaus. Aus all dem ergibt sich, daß 
die Preisbindung mißbräuchlich im Sinne von § 17 
Abs. 1 Satz i Nr. 2 gehandhabt wird. Der Beschluß 
ist unanfechtbar geworden. 

3. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Holzschliff, 
Zellstoff, Papier und Pappe 

Ein Herstellerunternehmen für Papier- und Zell- 
stofferzeugnisse erwarb 

a) sämtliche Anteile an einem Herstellerunter- 
nehmen für Papier, 

b) Sämtliche Anteile an einem Herstellerunter- 
nehmen für Pappe. 


Kunststofferzeugnisse 

1. Schaumstoffe 

Ein Unternehmen, das Kraftfahrzeugbereifungen, 
Sportartikel aus Gummi, Kunststoffe sowie Schaum- 
stoffe herstellt, hat — zusammen mit seinen Toch- 
tergesellschaften — eine Beteiligung an einem Un- 
ternehmen erworben, zu dessen Produktion in der 
Hauptsache technische Gummiwaren, insbesondere 
Moosgummi, Automatten und Schläuche für Kraft- 
fahrzeuge gehören. Das übernehmende Unterneh- 
men hat für Schaumstoffe einen Marktanteil von 
mehr als 20 v. H. Das übernommene Unternehmen 
stellt keine Schaumstoffe her. Die Unternehmen 
haben eine Anzeige des Zusammenschlusses nach 
§ 23 Abs. 1 Nr. 1, zweite Alternative, mit der Be- 
gründung verweigert, daß der Zusammenschluß den 
Marktanteil des übernehmenden Unternehmens für 
Schaumstoffe nicht vergrößere. Das Bundeskartell- 
amt hat daraufhin dem übernehmenden Unterneh- 
men durch Beschluß die Erstattung der Anzeige auf- 
gegeben. Die Begründung entspricht derjenigen der 
Beschlüsse, mit denen ein Montanunternehmen auf- 
gefordert worden ist, die Zusammenschlüsse mit 
Unternehmen anzuzeigen, die keine Stahlrohre her- 
stellen (S. 53 ff.). Gegen den Beschluß ist Beschwerde 
eingelegt worden, die durch Beschluß des Kammer- 
gerichts vom 24. Oktober 1969 zurückgewiesen wor- 
den ist. Die Rechtsbeschwerde ist zugelassen. 

Eine Tochtergesellschaft des zuvor erwähnten Un- 
ternehmens stellt Schaumstoffe her und hat hierfür 
einen Marktanteil von mehr als 20 v. H. Es hat die 
Kapitalmehrheit eines Steinwolle herstellenden Un- 
ternehmens übernommen. Die Anzeige nach § 23 
ist mit gleicher Begründung verweigert worden wie 


; im zuvor geschilderten Fall. Daraufhin ist das über- 
nehmende Unternehmen durch Beschluß des Bundes- 
kartellamtes zur Anzeige aufgefordert worden. Die 
: gegen diesen Beschluß eingelegte Beschwerde ist 
I durch Beschluß des Kammergerichts vom 24. Ok- 
, tober 1969 zurückgewiesen worden. Die Rechts- 
I beschwerde ist zugelassen. 

: 2. Rohre aus Kunststoff 

über einen Preis-, Rabatt- und Konditionenmelde- 
vertrag von neun Herstellern von PVC-Abflußroh- 
ren ist im Ersten Abschnitt (S. 16) berichtet worden. 

3. PVC-Tischbelag 

Das Bundeskartellamt hat der Anmeldung eines 
Rabatkartells von sieben Herstellern, die sich unter 
dem Namen „Marktgemeinschaft Tischbelag" zu- 
I sammengeschlossen haben, nicht widersprochen. Die 
Vereinbarung verpflichtet die Mitglieder, Rabatt 
aus Anlaß von Schlußverkäufen nur in der Zeit vom 
I 20. Juni bis 31. Juli eines jeden Kalenderjahres zu 
' geben. Er wird nur für auslaufende oder ausge- 
I laufene Kollektionen gewährt und ist in drei Grup- 
I pen zu 20 v. H., 25 v. H. und 40 v. H. gestaffelt. Je 
I kleiner die abgenommenen Reststücke sind, desto 
I höher steigt der Rabatt an. Die Rabatte sind als 
echtes Leistungsentgelt im Sinne des § 3 angesehen 
worden, weil im Herbst jedes Jahres neue Kollek- 
tionen erscheinen und weil der Schlußverkaufsrabatt 
dem Handel einen wirtschaftlichen Anreiz bietet, 
trotz des unmittelbar bevorstehenden Kollektions- 
wechsels noch Ware der alten Kollektion abzuneh- 
men und dadurch den Kartellmitgliedern den für die 
neuen Kollektionen benötigten Lagerraum freizu- 
machen. Da der Handel überdies anstelle des Her- 
stellers das Absatzrisiko übernimmt, ist die Rabatt- 
höhe als der Leistung angemessen angesehen wor- 
den. Die Staffelung der Rabatte berücksichtigt das 
höhere Absatzrisiko bei kleinen Reststücken. Da- 
für, daß die Staffelung den Rahmen des kartellrecht- 
lich zulässigen Bewertungsspielraumes der Ver- 
tragspartner sprengt, ist nichts erkennbar. Deshalb 
konnte der Einwand eines Abnehmerverbandes, der 
nur eine gleichmäßige Staffelung — etwa 20 v. H., 
30 V. H., 40 V. H. — für leistungsgerecht hält, nicht 
durchgreifen. Auch dessen Ansicht, die gleichhohe 
Rabattierung unterschiedlicher, von Kleinstmengen 
bis zu großen Posten reichender Abnahmen wider- 
spreche dem Leistungsprinzip, ist unrichtig. Erspar- 
nisse bei den Lagerhaltungskosten und ökonomi- 
sche Vorteile durch Übertragung des Absatzrisikos 
entwickeln sich proportional und nicht progressiv zur 
Mengenabnahme. Im übrigen läßt der Kartellver- 
trag das Recht der Mitglieder, zu jeder beliebigen 
Zeit beliebige individuelle Mengenrabatte zu ge- 
währen, unberührt. Im Gegensatz zur Auffassung 
eines Großhandelsverbandes enthält der Vertrag, 
der alle Abnehmer gleichmäßig behandelt, keine 
Diskriminierungen. Die Meinung dieses Verbandes, 
eine unterschiedliche Behandlung von Wirtschafts- 
stufen liege deswegen vor, weil der Vertrag nicht 
berücksichtige, daß der Großhandel gegenüber dem 
Einzelhandel um ca. 15 Tage vorgezogen werden 
müsse, trifft nicht zu. Dabei wird verkannt, daß das 
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Diskriminierungsverbot des § 3 nur die Ungleich- 
behandlung gleichartiger Tatbestände, nicht aber 
die Gleichbehandlung ungleichartiger Tatbestände 
verbietet (WuW/E OLG 320; zum Diskriminierungs- 
verbot des § 26 Abs. 2 auch WuW/E BGH 508). 
Offensichtlich schädliche Auswirkungen des Kartells 
im Sinne des § 3 Abs. 3 Nr. 2 sind nicht zu erwar- 
ten. Da die gesetzlich zugelassene Sommerschluß- 
verkaufszeit erst am letzten Montag im Juli beginnt 
(§ 1 Abs. 1 der Verordnung über Sommer- und Win- 
terschlußverkäufe vom 13. Juli 1950), der im Kar- 
tellvertrag vereinbarte Rabatt jedoch schon für Lie- 
ferungen ab 20. Juni gewährt wird, kommt der 
Großhandel bei entsprechend frühzeitiger Bestel- 
lung rechtzeitig in den Besitz rabattgünstiger Ware, 
um sie an den Einzelhandel für den Schlußverkauf 
weiterliefern zu können. Der Kartellvertrag führt 
nicht zum Ausschluß des letzten wirksamen Wett- 
bewerbs. Er beeinnträchtigt nicht das Recht der Ver- 
tragspartner, Rabatte anderer Art zu gewähren, so- 
weit nicht damit die Vereinbarung umgangen wird. 
Darüber hinaus bleiben auf dem Markt Preis-, Kon- 
ditionen-, Qualitäts- und Substitutionswettbewerb 
bestehen. 

Dieselben Hersteller haben gleichzeitig eine Ver- 
einbarung getroffen, die Vertragserzeugnisse künf- 
tig „nur in erster Qualität zu liefern". Als erste 
Qualität gilt nur Ware mit 430 g Gesamtgewicht 
je qm mit einer Toleranz von ±8 v. H., sowie einer 
Breite von 100, 115 oder 138 cm. Zweite Wahl darf 
nicht hergestellt werden. Dieser Vertrag ist als 
Typenkartell nach § 5 Abs. 1 beim Bundeskartell- 
amt angemeldet worden. Das Bundeskartellamt 
hatte zunächst Zweifel, ob die Vereinbarung sich 
im Rahmen des § 5 Abs. 1 hält, wonach nur solche 
Verträge durch bloße Anmeldung beim Bundeskar- 
tellamt vom Verbot des § 1 freigestellt werden kön- 
nen, welche lediglich die einheitliche Anwendung 
von Normen oder Typen zum Gegenstand haben. 
Der Wortlaut der Verpflichtung, nur noch erste 
Qualität zu liefern und zweite Wahl nicht mehr 
herzustellen, sprach dafür, daß die Kartellmitglie- ^ 
der jeglichen Qualitätswettbewerb unterbinden und j 
damit möglicherweise über das nach § 5 Abs. 1 j 
Zulässige hinausgehen wollten. Die Ermittlungen | 
haben jedoch gezeigt, daß die Unternehmen ledig- 
lich gebunden sein sollen, den Tischbelag nur noch 
mit einem bestimmten Gewicht und in bestimmten 
Maßen herzustellen. Im übrigen wird der Qualitäts- 
wettbewerb nicht eingeschränkt, sondern bleibt hin- 
sichtlich einer ganzen Reihe für die Qualität erheb- 
licher Faktoren erhalten. Als solche Faktoren sind 
insbesondere ermittelt worden: unterschiedliche 
Herstellungsverfahren, unterschiedliche Qualität 
von Trägermaterial, Druck, Dessin, Beschichtung 
und Lackierung. Die Vereinbarung hat daher mit 
der Anmeldung beim Bundeskartellamt Rechtswirk- 
samkeit erlangt. 

4. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Kunststoff- 
erzeugnisse 

Ein im Kohlenbergbau tätiges Unternehmen und 
ein Herstellerunternehmen für chemische Er- 


zeugnisse aller Art erwarben je eine Beteiligung 
an einem Herstellerunternehmen für Kunststoff- 
Folien bei dessen Neugründung. 


Gummi- und Asbestwaren 

1. Kraftfahrzeugreifen 

Sechs der zehn deutschen Kfz-Reifenhersteller haben 
Zweitmarken zur Abwehr der Importe auf den 
Markt gebracht. Für diese Erzeugnisse, welche ohne 
Preisbindung vertrieben werden, haben sich Markt- 
preise gebildet, die etwa 15 v. H. unter den gebun- 
denen Preisen für die Erstmarken liegen. Darauf- 
hin ist das Bundeskartellamt in eine Prüfung der 
Frage eingetreten, ob sich die Erst- und Zweitmar- 
ken qualitativ voneinander unterscheiden oder ob 
ein Fall der Preisspaltung (Tätigkeitsbericht 1959 
S. 38) vorliegt, der wegen mißbräuchlicher Hand- 
habung zur Unwirksamkeitserklärung der Preisbin- 
dungen für die Erstmarken führen müßte. Diese 
Untersuchung ist noch nicht abgeschlossen. 

Nach Auflösung des Gesamtumsatzrabattkartells für 
Fahrzeugreifen (Tätigkeitsbericht 1968 S. 65) haben 
die zehn Unternehmen für die Erstmarken neue in- 
dividuelle Mengenrabattstaffeln beim Preisbin- 
dungsregister angemeldet. Gegen die Bonusstaffeln 
von vier Unternehmen, die zusätzlich zu Mengen- 
rabatten einen an ihrem Marktanteil orientierten 
Bonus gewähren, hat das Bundeskartellamt nach 
j §§ 17 und 26 Abs. 2 Bedenken erhoben. Im Rahmen 
von Fach- oder Vertragshändlervereinbarungen 
schütten diese Unternehmen individuell unter- 
schiedlich gestaffelte Boni zwischen mindestens 
0,5 V. H. und höchstens 2,5 v. H. aus. Ein Händler 
erhält den Bonus dann, wenn er pro Jahr so viele 
Reifen eines dieser Lieferanten absetzt, daß das 
Verhältnis dieser Menge zu seinem eigenen gesam- 
ten Reifenumsatz den Anteil des jeweiligen Liefe- 
ranten am deutschen Kfz-Reifenmarkt erreicht oder 
übersteigt. Hat ein Hersteller am deutschen Reifen- 
markt z. B. einen Anteil von 10 v. H., so muß auch 
der Händler etwa 10 v. H. seines eigenen Reifen- 
umsatzes mit diesem Lieferanten tätigen, um in den 
Genuß des Bonus zu gelangen. Setzt er verhältnis- 
mäßig mehr um, bekommt er einen höheren Bonus. 
Diese Art der Bonusgewährung erscheint bedenk- 
lich, weil hierbei nicht die abgenommene Menge, 
sondern ihr Verhältnis zur Abnahme von Reifen 
anderer Hersteller Bezugsgrundlage ist. Bei diesem 
System können Händler trotz gleicher Mengen- 
abnahme von einem Lieferanten unterschiedliche 
Boni erhalten, je nachdem wieviel Reifen sie von 
anderen Lieferanten bezogen haben. Die Verfahren 
sind noch nicht abgeschlossen. 

2. Reifen-Reparaturmaterial 

Nachdem die Mitglieder des Gesamtumsatzrabatt- 
kartells für Fahrzeugreifen das Kartell zum 31. De- 
zember 1968 aufgehoben hatten (Tätigkeitsbericht 
1968 S. 65), haben nunmehr alle neun im Gesamt- 
umsatzrabattkartell für Rohlaufstreifen (Tätigkeits- 
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bericht 1968 S. 65) zusammengeschlossenen Unter- ! 
nehmen — - sieben von ihnen hatten auch dem Rei- , 
fenkartell angehört —den Kartellvertrag zum 31. De- I 
zember 1969 gekündigt. Die Gesamtumsatzrabatt- . 
karteile für technische Gummiwaren (Tätigkeits- I 
bericht 1968 S. 65) und für endlose Gummikeilriemen | 
für den technischen Bedarf (Tätigkeitsbericht 1968 
S. 66) bestehen weiterhin fort. 

3. Keilriemen 

Ein Unternehmen hatte in Ergänzung seiner Preis- 
liste seinen Abnehmern durch Rundschreiben einen | 
bestimmten Rabattsatz für Wiedei Verkäufer und für 1 
gewerbliche Verbraucher auf die nach § 16 gebunde- 
nen Verbraucherpreise vorgeschrieben. Das Bundes- | 
kartellamt hat geprüft, ob das mit § 34 vereinbar ist, 
wonach Preisbindungsverträge schriftlich abzufassen 
sind, dabei aber die Bezugnahme auf Preislisten im 
Revers genügt. Es hat diese Frage bejaht. Eine Liste, I 
in der nur Rabatte aufgeführt sind, durch deren | 
Abzug von den in einer anderen Liste verzeich- | 
neten Bruttopreisen sich wiederum gebundene Preise 
ergeben, stellt auch eine Preisliste im Sinne des § 34 
dar. Die Unterrichtung der Abnehmer über die Höhe 
solcher Rabatte muß zudem nicht in der Form einer 
Liste und unter der Bezeichnung „Preisliste" er- 
folgen; sie kann vielmehr auch die Form eines Rund- 
schreibens haben. 

4. Tennisbälle 

Auf die Beschwerde eines Herstellers von Tennis- 
bällen gegen die Unwirksamkeitserklärung seiner 
Preisbindungen für Tennisbälle durch das Bundes- 
kartellamt (Tätigkeitsberichte 1967 S. 65; 1968 S. 66) 
hat das Kammergericht diese Verfügung durch Be- 
schluß vom 18. März 1969 aufgehoben. Nach seiner 
Auffassung stehen die preisgebundenen Tennisbälle 
mit Waren der übrigen Anbieter im Preiswettbe- 
werb. Unterschiedlichkeit der Preise sei für die An- 
nahme von Preiswettbewerb weder erforderlich noch 
ausreichend. Gleiche Preise könnten sowohl Kenn- 
zeichen aktiven als auch fehlenden Wettbewerbs 
sein. Für Tennisbälle bestehe ein teiloligopolisti- 
scher Markt mit homogenen Gütern. Auf einem sol- 
chen Markt trete auch bei sachlichen und ausschließ- 
lich eigennützigen Überlegungen der einzelnen 
Unternehmen häufig gerade auf dem Gebiet der 
Preise eine gewisse Gleichförmigkeit der Disposi- 
tionen ein. Die üblich oligopolistische Reaktions- 
verbundenheit, insbesondere die Tatsache, daß ein 
Unternehmen bei einer beabsichtigten Preiserhöhung 
häufig voraussetzen werde, daß die Konkurrenten 
aus gleichliegenden betriebswirtschaftlichen Beweg- 
gründen ihre Preise ebenfalls erhöhen würden, stehe 
der Feststellung des Preiswettbewerbs nicht ent- 
gegen. Es komme vielmehr in jedem Einzelfalle dar- 
auf an, ob der Anbieter tatsächlich und bewußt eine 
eigennützige Preispolitik betreibe, um seinen Markt- 
anteil zu vergrößern oder zu behaupten. Das sei 
hier der Fall. Das Vorhandensein zweier weiterer 
beachtlicher Wettbewerber und das übrige Angebot 
an Tennisbällen kontrollierten das Unternehmen bei 
seiner Preispolitik, wie es in § 16 Abs. 1 Nr. 1 ver- 
langt werde. Hiernach sieht das Kammergericht 


Preiswettbewerb im Sinne des § 16 bereits dann als 
gegeben an, wenn sich ein preisbindendes Unter- 
nehmen bei der Festsetzung des gebundenen Preises 
lediglich durch die Existenz anderer Anbieter am 
Markt kontrolliert fühlt. Gegen diese Entscheidung 
hat das Bundeskartellamt Rechtsbeschwerde beim 
Bundesgerichtshof eingelegt und insbesondere vor- 
getragen, daß die vom Kammergericht vertretene 
„statische'' Auffassung zum Begriff Preiswettbewerb 
abzulehnen ist. Einmal steht sie im Widerspruch 
zum restriktiven Charakter des § 16 Abs. 1. Zum 
anderen macht sie die Erfüllung eines objektiven 
Tatbestandsmerkmals und damit die Anwendbarkeit 
der Norm von den subjektiven Vorstellungen des 
Betroffenen abhängig. Vor allem aber liegt ihr ein 
unzutreffender Wettbewerbsbegriff zugrunde. § 16 
setzt keine Kontrolle an sich voraus, sondern fordert 
ausdrücklich Preiswettbewerb. Kontrolle des preis- 
bindenden Unternehmens ist zwar das Motiv für die 
Einfügung dieses Tatbestandsmerkmals entsprechend 
der Erwartung des Gesetzgebers, dadurch willkür- 
lichen Preisfestsetzungen entgegenzuwirken; die 
Annahme, der Preisbinder werde oder fühle sich 
kontrolliert, entbindet aber nicht von der Pflicht, 
objektiv festzustellen, ob diese Kontrolle speziell 
auf Preiswettbewerb beruht. Nach Wortlaut und 
Zweck des § 16 ist es erforderlich, daß tatsächlich 
ein Wettbewerb ausgeübt wird (WuW/E OLG 461 
[465]). Mit dieser Auffassung ist es aber unverein- 
bar, würde man sich mit der Feststellung begnügen, 
daß das Unternehmen auf das Vorhandensein von 
Wettbewerbern Rücksicht nimmt und dadurch kon- 
trolliert wird. Preiswettbewerb ist als ein „dyna- 
mischer" Prozeß aufzufassen, als ein zeitlicher Hand- 
j lungsablauf, der durch den Einsatz des Preises aus- 
; gelöst wird, um durch eine unabhängige von Wett- 
bewerbern abweichende Preisstellung auf deren 
Kosten Nachfrage auf sich zu ziehen. Zu diesem 
Prozeß rechnen auch alle preisbezogenen Maßnah- 
men mit dem Ziel, sich gegen derartige Angriffe zu 
I verteidigen. Eine zeitweilige Preisgleichheit ist mit 
diesem Begriff des Preiswettbewerbs dann verein- 
bar, wenn sich die Preise im Wettbewerb eingepen- 
delt haben. Es ist auch nicht erforderlich, daß jeder 
Hersteller von Markenartikeln auf Preisänderungen 
seiner Mitbewerber ständig reagiert und häufige 
Anpassungen vornimmt. Unerläßlich ist jedoch die 
Feststellung, daß Preisänderungen auf dem Markt 
tatsächlich Bedeutung haben und im Zeitverlauf zu 
Änderungen in der Preisrelation führen, d. h. daß die 
Anbieter Wettbewerb unter aktivem Einsatz des 
Preises als Wettbewerbsmittel betreiben. Die Ent- 
scheidung des Bundesgerichtshofes ist noch nicht er- 
gangen. 1) 

5. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Gummi- und 
Asbestwaren 

Ein ausländisches Herstellungsunternehmen für 
Luft- und Kraftfahrzeug-Teile erwarb eine Be- 
teiligung an einem Herstellerunternehmen für 
Reibbeläge. 

1) Durch Beschluß vom 26. Februar 1970 hat der Bundes- 
gerichtshof die Rechtsbeschwerde zurückgewiesen. 
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Lederwaren und Schuhe 

1. Schuhe 

Die Preisbindung eines Herstellers von Sport- 
schuhen, wurde beanstandet, weil Skilehrer einen 
sachlich nicht gerechtfertigten Sonderrabatt erhielten. 
Der Hersteller hat daraufhin einige seiner Erzeug- 
nisse aus der Preisbindung entlassen, um für diese 
Erzeugnisse den beanstandeten Rabatt weiterhin 
gewähren zu können. 

2. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Lederwaren 
und Schuhe 

Keine Anzeigen 


Textilien und Bekleidung 

Das Bundeskartellamt hat sich von den Konditionen- 
kartellen der Textil- und Bekleidungsindustrie die 
Ergebnisse der bei den einzelnen Kartellmitglie- 
dern durchgeführten Prüfungen mitteilen lassen. An- 
laß hierfür war der Verdacht, daß einzelne Kartell- 
mitglieder unter Verletzung oder Umgehung ihrer 
kartellvertraglichen Pflichten marktstarken Großab- 
nehmern günstigere Sonderkonditionen einräumen. 
Ein Konditionenkartell, welches hiergegen nicht ein- 
schreitet oder nicht in der Lage ist, die einheitliche 
und gleichmäßige Anwendung der von ihm aufge- 
stellten Geschäftsbedingungen zu gewährleisten, 
mißbraucht seine durch Freistellung von § 1 erlangte 
Stellung im Markt (Tätigkeitsbericht 1968 S. 66, 67). 
Aus den Berichten von acht Konditionenkartellen 
der Textilindustrie sowie drei Konditionenkartellen 
der Bekleidungsindustrie hat das Bundeskartellamt 
den Eindruck gewonnen, daß diese sich bemühen, 
durch regelmäßige, sorgfältige und umfassende 
Überprüfungen ihrer Mitglieder die einheitliche und 
gleichmäßige Anwendung der kartellierten Ge- 
schäftsbedingungen sicherzustellen. Die diese elf 
Konditionenkartelle betreffenden Verfahren wurden 
eingestellt. Bei sechs noch nicht abgeschlossenen 
Verfahren haben sich in zwei Fällen die Verdachts- 
momente verstärkt. Bei einem Konditionenkartell 
der Bekleidungsindustrie haben Abnehmer statt des 
vierprozentigen Eilskontos 4,5 v. H. vom Rech- 
nungsbetrag abgezogen; buchungstechnisch wurde 
dieser Abzug von den Kartellmitgliedern so behan- 
delt, daß 4 V. H. als Eilskonto und 0,5 v. H. als 
Bonus verbucht wurden. Eine solche Tarnung des 
überhöhten Eilskontosatzes durch einen zusätzlich 
gewährten Bonus sieht das Bundeskartellamt als | 
eine Umgehung der Verpflichtung zur Anwendung j 
der kartellvertraglich festgelegten Zahlungsbedin- j 
gungen an. Bei einem anderen Konditionenkartell 
der Bekleidungsindustrie ist festgestellt worden, daß 
die Mitglieder das kartellvertraglich vereinbarte 
Valutierungsverbot verschieden auslegen. Aus der 
demzufolge uneinheitlichen Anwendung dieser Ge- 
schäftsbedingungen ergeben sich unbillige Benach- 
teiligungen oder Bevorzugungen von Abnehmern, 


1 je nachdem von welchem Lieferanten sie beziehen 

i 

' und wie auf ihre Verhältnisse das Valutierungsver- 
j bot angewendet wird. In beiden Fällen sind noch 
I Feststellungen über das Ausmaß und die Auswir- 
! kungen der uneinheitlichen Anwendung der betref- 
' fenden Konditionen notwendig. Insbesondere soll 
ermittelt werden, ob und inwieweit in diesen bei- 
den Fällen marktstarken Großabnehmern Vorzugs- 
bedingungen eingeräumt worden sind. 

In der Textil- und Bekleidungsindustrie geht die 
Initiative zur kartellfreien Kooperation oft vom Her- 
steller des Rohstoffes (z. B. der synthetischen Faser) 
aus, der für sein Produkt in Zusammenarbeit mit 
Unternehmen der nachgelagerten Wirtschaftsstufe 
einen neuen Markt erschließen will. Zu diesem 
Zwecke entwickelt der Rohstoffhersteller auf Grund 
entsprechender Vorarbeiten und technischer Ver- 
suche das Konzept für ein Fertigerzeugnis, das seine 
Abnehmer hersteilen und unter einem für ihn ge- 
schützten Warenzeichen auf den Markt bringen sol- 
len. Die Abnehmer erhalten Lizenzen zur Benutzung 
des Warenzeichens des Rohstoffherstellers und wer- 
den im Zusammenhang damit an bestimmte Verar- 
beitungsrichtlinien und Mindestqualitätsnormen ge- 
bunden. Ferner werden in dem Konzept Marketing 
und Werbungsmaßnahmen festgelegt, wobei die 
Kosten hierfür in der Anlaufzeit ganz oder über- 
wiegend vom Rohstoffhersteller getragen und später 
nach einem bestimmten Schlüssel auf alle beteiligten 
Unternehmen aufgeteilt werden. Auf der nachge- 
lagerten Wirtschaftsstufe werden meist mehrere 
Unternehmen beteiligt, weil die Produktion eines 
oder zweier weiterverarbeitender Unternehmen 
nicht groß genug ist, um den erheblichen Werbe- 
aufwand zu tragen, der notwendig ist, um einen 
neuen Artikel auf dem Markt einzuführen und eine 
neue Marke bekanntzumachen. Die weiterverarbei- 
tenden Unternehmen unterliegen weder im Verhält- 
nis zueinander noch im Verhältnis zum Rohstoffher- 
steller irgendwelchen Bindungen in ihrer Preisge- 
staltung, Vertriebspolitik und Produktionsplanung; 
hinsichtlich Qualität und Produktionsmenge sind sie 
lediglich an Mindestgrenzen gebunden. Diese Ko- 
operationsfälle lassen einerseits erkennen, daß die 
Rohstoffhersteller im Interesse der Auslastung ihrer 
Produktionskapazitäten neue Verwendungsmöglich- 
keiten für ihre Erzeugnisse erschließen müssen. Sie 
zeigen andererseits das Bemühen der Rohstoffher- 
steller, ohne selbst in die Verarbeitungsstufe vor- 
zustoßen, bei weitestgehender Erhaltung der Selb- 
ständigkeit und Unabhängigkeit ihrer Abnehmer 
Einfluß auf die Märkte der aus ihren Rohstoffen 
hergestellten Fertigerzeugnisse zu nehmen. 

1. Fertiggewebe für Bekleidung und Leibwäsche 

Zwei Webereien haben eine gemeinsame Tochter- 
gesellschaft gegründet, deren Geschäftsgogenstand 
der Ankauf und Verkauf von Textilwaren jeglicher 
Art und deren Aufgabe Entwicklung, Vertrieb und 
Marketing von Hemden-, Blusen- und Wäschestoffen 
ist. Die Tochtergesellschaft soll für die nachgelager- 
ten Wirtschaftsstufen (die Konfektion und den Han- 
del) und in Zusammenarbeit mit diesen neuen Mar- 
kenartikel einführen und Marktpflege betreiben. In 
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der Wahl ihrer Lieferanten ist die Tochtergesell- | 
Schaft frei; ihren beiden Gesellschaftern steht es I 
ebenfalls frei, ihre Gewebe, auch soweit diese von 
der gemeinsamen Tochtergesellschaft bezogen wer- 
den, jederzeit an Dritte zu liefern. Deshalb bestehen 
gegen diese Form der Zusammenarbeit keine Be- 
denken nach § 1. 

2. Textilveredlung 

Unternehmen der Textilveredelungsindustrie haben 
vor mehreren Jahren eine GmbH mit dem Zweck 
gegründet, für die Gesellschafter Forschung, Ent- 
wicklung und Rationalisierung zu betreiben. Die 
Gesellschafter können der Gesellschaft die Durch- 
führung einzelner betrieblicher Aufgaben übertra- 
gen. Eine Verpflichtung der Gesellschafter, be- 
stimmte betriebliche Aufgabenbereiche oder unter- 
nehmerische Funktionen auf die GmbH zu über- 
tragen, besteht jedoch nicht. Arbeitsgebiete der 
GmbH sind u. a. ein auf genauer Analyse der Ge- 
sellschafterbetriebe beruhender ständiger Erfah- 
rungsaustausch und Betriebsvergleich, Markt- und 
Materialstudien sowie einschlägige Forschung und 
gemeinsame Bearbeitung von Problemen der Be- 
triebsorganisation und der Rationalisierung. Der 
GmbH ist ausdrücklich untersagt, unternehmerische 
Funktionen und einzelbetriebliche Aufgaben hin- 
sichtlich Konditionen- und Preispolitik, Neuentwick- 
lungen, Auftragseinholung, Pflege der Kundenkon- 
takte, Kapitaleinsatz und Gewinnpolitik zu über- 
nehmen. Trotz Integration von Teilfunktionen in der 
GmbH bleiben die Gesellschafter untereinander 
Konkurrenten. Der GmbH-Vertrag sowie die zwi- 
schen den Gesellschaftern und der GmbH getroffe- 
nen Vereinbarungen fallen daher nicht unter § 1. 

3. Teppiche, Läufer und Bodenbelag 

Ein Einkaufszusammenschluß von Textilgroßhänd- 
lern bringt unter einer von ihm geschaffenen Han- 
delsmarke eine Kollektion von abgepaßten Tep- 
pichen und Teppichböden in Mustern heraus, die 
auf Grund vertraglicher Abmachungen mit den Her- 
stellern ausschließlich an ihn geliefert werden. Le- 
diglich für einen einzelnen Teppich dieser Kollek- 
tion, der in der Werbung herausgestellt wird, be- 
steht eine beim Bundeskartellamt angemeldete Ver- 
braucherpreisempfehlung. Im übrigen nimmt der 
Einkaufszusammenschluß weder auf die Abgabe- 
preise seiner Mitglieder noch auf die Weiterver- 
kaufspreise ihrer Abnehmer Einfluß. Die Mitglieder 
sind nicht verpflichtet, ihren Bedarf ganz, zu einem 
bestimmten Prozentsatz oder in bestimmten Artikeln 
beim Einkaufszusammenschluß zu decken. Auch 
brauchen sie nicht die ganze unter der Handels- 
marke laufende Kollektion zu führen, sondern kön- 
nen nach freiem Entschluß aus ihr diejenigen Artikel 
auswählen, die sie in ihr Sortiment übernehmen 
wollen. Dieser Einkaufszusammenschluß begegnet 
weder nach § 1 noch nach §§ 15, 18, 38 Abs. 2 Satz 2 
Bedenken. 

Die Konvention der Deutschen Heimtextilien-Indu- 
strie e. V. hat für die Lieferung von Teppicherzeug- 


nissen und von Möbelbezugsstoffen, für die schon 
immer ein Eilskonto von 4 v. H. galt, den Skonto- 
satz für das zweite Zahlungsziel von 2 v. H. auf 
2,25 V. H. erhöht. Hierdurch wurde erreicht, daß für 
alle Heimtextilien (Teppiche, Dekorations- und 
Möbelstoffe) einheitlich Skontosätze gelten, die auch 
mit den Skontosätzen der übrigen Textil- und Be- 
kleidungsindustrie übereinstimmen. Die nach §§ 2, 9 
Abs. 2 angemeldeten Änderungen sind wirksam ge- 
worden. 

Zwölf Kokoswebereien haben sich verpflichtet, 
Kokosautomatten aus Läuferstoffen nur noch in zwei 
nach Gewebeart und Quadratmetergewicht festge- 
legten Typen herzustellen. Das Rationalisierungs- 
kuratorium der Deutschen Wirtschaft e. V. hatte in 
seiner Stellungnahme zu diesem Kartellvertrag die 
Beschränkung des Herstellungsprogramms als ge- 
eignete Rationalisierungsmaßnahme bezeichnet, die 
bei den Herstellern zu Kosteneinsparungen und bei 
den Abnehmern zu einer Verbesserung der Markt- 
transparenz durch Straffung des Angebotes und 
klare Qualitätsmaßstäbe führe. Das Kartell ist nach 
§ 5 Abs. 1 beim Bundeskartellamt angemeldet und 
damit wirksam geworden. 

4. Garne 

Das Spezialisierungskartell von zwei Rohgarnspin- 
nereien (Tätigkeitsbericht 1965 S. 48) sowie das 
Spezialisierungskartell der Zweizylinderspinnereien 
(Tätigkeitsbericht 1966 S. 53) sind mit Wirkung zum 
1. Juli 1969 aufgegeben worden, da die jeweils be- 
teiligten Unternehmen an der Fortführung ihres 
Kartells kein Interesse mehr hatten. Von den ur- 
sprünglich elf Mitgliedern des Spezialisierungs- 
kartells der Zweizylinderspinnereien waren zwi- 
schenzeitlich vier Unternehmen wegen Aufgabe der 
Produktion aus dem Kartell ausgeschieden. 

5. Gewebe 

Das Spezialisierungskartell der Hersteller von Roh- 
geweben (Tätigkeitsbericht 1966 S. 55) ist mit Wir- 
kung zum 31. Januar 1969 aufgegeben worden. Maß- 
geblich hierfür war der Wunsch der beteiligten 
Unternehmen, im Interesse der Auslastung ihrer 
Produktionskapazitäten wieder die Möglichkeit zu 
bekommen, auch diejenigen Rohgewebesorten her- 
zustellen, deren Produktion durch den Spezialisie- 
rungsvertrag anderen Vertragspartnern zugewiesen 
war. 

Aus dem Spezialisierungskartell der beiden Tuch- 
fabriken (Tätigkeitsbericht 1967 S. 68) hat sich eine 
weitergehende Zusammenarbeit entwickelt. Die bei- 
den Unternehmen sind eine Fusion miteinander und 
mit einer Wollweberei und Wirkwarenfabrik ein- 
gegangen. Der Spezialisierungskartellvertrag ist da- 
durch gegenstandslos geworden und zum 31. Dezem- 
ber 1969 außer Kraft getreten. 

Ein Unternehmen, das zusammen mit seiner Tochter- 
gesellschaft für Webpelze einen Marktanteil von 
mehr als 20 v. H. besitzt, hat zwei Unternehmen er- 
worben, die Samt und Plüsch herstellen. Es hat eine 
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Anzeige der Zusammenschlüsse mit der Begründung 
verweigert, daß der Marktanteil für Webpelze hier- 
durch nicht vergrößert werde. Daraufhin hat das 
Bundeskartellamt dem Unternehmen durch Beschluß 
die Erstattung der Anzeige aufgegeben. Die gegen 
diesen Beschluß eingelegte Beschwerde ist durch 
Beschluß des Kammergerichts vom 24, Oktober 1969 
zurückgewiesen worden. Die Rechtsbeschwerde ist 
zugelassen. 

Die Konvention der Baumwoliweberei und ver- 
wandter Industriezweige e. V., die im Jahre 1968 
zusammen mit den anderen Konditionenkarteilen 
der Textil- und Bekleidungsindustrie die Skonto- 
sätze erhöht hatte (Tätigkeitsbericht 1968 S. 66), hat 
beschlossen, für Schwergewebe die Skontosätze wie- 
der auf 3,v5 V. H. bzw, 2 v. H. zu senken. Der Ande- 
rungsbeschluß ist wirksam geworden. Trotz der von 
einer Abnehmergruppe erhobenen Einwendungen 
sah das Bundeskartellamt keine Veranlassung zu 
einem Widerspruch. Die weiterverarbeitende Indu- 
strie, die nahezu die ganze Schwergewebeproduk- 
tion abnimmt, hatte vor der Kartellgründung nie 
höhere Skontosätze als 3,5 v. H. bzw. 2 v. H. erhal- 
ten. 


6. Wirk- und Strickwaren 

Ein preisbindendes Unternehmen hatte in seiner 
Preisbindungsanmeldung bei den Angaben über die 
von ihm gewährten Rabatte u, a. vermerkt: „Ein- 
kaufsverbände des Handels individuell 9 v. H. bis 
13 V. H. nach Vereinbarung''. Das Bundeskartellamt 
hat hierin eine mißbräuchliche Handhabung der 
Preisbindung gesehen. Wenn die Rabatte jeweils mit 
dem einzelnen Einkaufsverband individuell ausge- 
handelt werden, so wird dies zu einer unterschied- 
lichen Behandlung gleichartiger Abnehmer führen. 
Einkaufsverbände, die die gleichen Mengen abneh- 
men und auch sonst dem preisbindenden Unterneh- 
men gegenüber die gleichen Leistungen erbringen, 
werden je nach dem Ergebnis der individuellen Ver- 
handlungen voneinander abweichende Rabatte er- 
halten. Ein rechtfertigender Grund für eine der- 
artige unterschiedliche Behandlung gleichartiger Ab- 
nehmer ist nicht ersichtlich. Das preisbindende Un- 
ternehmen hat daraufhin seine Preisbindungsanmel- 
dung in der Weise geändert, daß alle Einkaufsver- 
bände einen einheitlichen Grundrabatt von 9 v. H. 
und zusätzlich nach der Höhe des mit ihnen getätig- 
ten Jahresumsatzes gestaffelte Zusatzrabatte von 1 
bis 4 V. H. erhalten. 


7. Arbeitsschutzbekleidung 

Das im Jahre 1965 durch Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 
wirksam gewordene Spezialisierungskartell der 
Hersteller von Arbeitsschutzkleidung (Tätigkeits- 
bericht 1965 S. 50) ist aufgegeben worden. Bereits 
im Jahre 1967 war ein Unternehmen ausgeschieden. 
Die beiden anderen beteiligten Unternehmen sahen 
die Fortsetzung des Kartells nicht mehr als sinn- 
voll an, als der Umsatz in den unter die Spezialisie- 
rungsabrede fallenden Artikeln laufend weiter zu- 
rückging. 


8. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 in den Bereichen Textilien 
und Bekleidung 

a) Textilien 

1. Ein Herstellerunternehmen für Verbandstoffe 
schloß einen Betriebsüberlassungsvertrag mit 
einem Herstellerunternehmen für die gleiche 
Warenart, 

2. Ein Herstellerunternehmen für elastische 
Bäiider 

a) erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an 
einem Herstellerunternehmen für Tüll, 

b) schloß einen Verschmelzungsvertrag mit 
einem Herstellerunternehmen für Texti- 
lien. 

b) Bekleidung 

Ein Herstellerunternehmen für Miederwaren 
schloß einen Betriebsüberlassungsvertrag mit 
einem Herstelierunternehmen für Strümpfe. 


Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 

I Auf verschiedenen Märkten wurde bei einigen 

I preisgebundenen Erzeugnissen in besonderem Maße 
mit Sonder- und Werbeangeboten gearbeitet. Den 
Anmeldungen der Unternehmen (§ 16 Abs. 4) war 
nicht zu entnehmen, in welchem Zeitabschnitt und 
in welchem Gebiet die zusätzlichen Vergünstigun- 
gen gewährt wurden. Vielfach waren die vorgese- 
henen Zusatzrabatte nicht genau bestimmt und die 
Voraussetzungen, unter denen sie gewährt wurden, 
nicht näher angegeben, so daß die Gefahr einer Dis- 
kriminierung der Abnehmer bestand. Nach Auffas- 
sung des Bundeskartellamtes entsprechen derartige 
ungenaue Angaben nicht dem Sinn und Zweck des 
öffentlichen Preisbindungsregisters und erschweren 
die Mißbrauchsaufsicht nach § 17. Die Unternehmen 
haben ihre Anmeldungen dahin geändert, daß jetzt 
aus dem Preisbindungsregister ersichtlich ist, zu 
welchen Bedingungen ein preisgebundenes Erzeug- 
nis jeweils vertrieben wird. In zwei Fällen wurde 
auf derartige Werbeaktionen verzichtet. 

1. Erzeugnisse der Zuckerindustrie 

j Aus Kreisen der zuckerverarbeitenden Industrie 

I und des Lebensmittelhandels wurde Beschwerde 
darüber geführt, daß nach Wirksamwerden der 
EWG-Zuckermarktordnung und insbesondere dem 
damit verbundenen Übergang zu Ab-Werk-Preisen 
frachtkostenbedingte regionale marktbeherrschende 
Stellungen einzelner zuckererzeugender Unterneh- 
men entstanden seien. Auch in Überschußgebieten 
mit Ballung von Rübenanbau und Zuckerfabriken 
unter günstigeren Konkurrenzvoraussetzungen sei 
der Wettbewerb durch die Gründung von Zucker- 
verkaufsgemeinschaften wesentlich eingeschränkt 
worden. Als Folge dieser Entwicklung seien über- 
höhte Zuckerpreise, Einschränkungen in der Her- 
stellung billigeren Zuckers der Kategorie 2 und ins- 
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besondere die Nichtauf nähme der Erzeugung von 
Zucker der Kategorie 3 zu beobachten. Der dadurch 
begründete Verdacht, daß einzelne zuckererzeu- 
gende Unternehmen gebietsweise marktbeherr- 
schende Stellungen besitzen und mißbräuchlich aus- 
nutzen, war Anlaß für umfangreiche Ermittlungen. 
Diese haben die Vermutung des Bestehens regional 
begrenzter marktbeherrschender Stellungen teils be- 
stätigt, teils verstärkt. Der Verdacht, daß die Zuk- 
kerpreise mißbräuchlich hoch festgesetzt worden 
seien, fand indes keine Bestätigung. Das Preis- 
niveau für die verschiedenen Zuckersorten ist zwar 
in den einzelnen Gebieten, den Standort- und 
Marktverhältnissen entsprechend, unterschiedlich. 
Die zuckererzeugenden Unternehmen konnten 
jedoch die für Weißzucker der Kategorien 1 und 2 
(VO EWG Nr. 430 des 'Rates vom 9. April 1968) 
vorgesehenen Richtpreise für das Zuckerwirtschafts- 
jahr 1968/69 nur in einzelnen Ausnahmefällen erzie- 
len. Die Zuckerabgabepreise der Unternehmen lie- 
gen überwiegend in der Nähe des sogenannten 
Interventionspreises. Für eine gezielte Verknap- 
pung des billigeren Zuckers der Kategorie 2 haben 
sich keine hinreichenden Anhaltspunkte ergeben. 
Die bei einzelnen zuckererzeugenden Unternehmen 
zu beobachtende Verknappung dieser Zuckersorte 
ist teils auf Fehleinschätzungen über das Verhältnis 
des Bedarfs an Zucker der Kategorien 1 und 2, teils 
auf das Interventionspreissystem der EWG-Zucker- 
marktordnung zurückzuführen. In den vorausgegan- 
genen Jahren wies die Zuckernachfrage einen stei- 
genden Trend für Raffinadezucker (Kategorie 1) auf, 
der die Zuckerhersteller zur Steigerung des Pro- 
duktionsanteils dieser Zuckersorten veranlaßte. 
Diese Entwicklung hat sich jedoch im Zuckerwirt- 
schaftsjahr 1968/69 nicht fortgesetzt. Der Mehrnach- 
frage nach billigerem Zucker konnten einzelne Her- 
steller in diesem Jahr nicht mehr entsprechen, weil 
die Verhältnisanteile der einzelnen Zuckersorten 
nach Abschluß der Zuckerkampagne, die nur etwa 
85 bis 100 Tage dauert, nicht mehr geändert wer- 
den können. Die Erzeugung teurerer Zuckersorten 
wird zudem durch das Interventionspreissystem der 
EWG-Marktordnung insoweit gefördert, als ein der 
Einfuhr- und Vorratsstelle zuckeranbietender Erzeu- 
ger für Zucker der Kategorie 1 einen Interventions- 
preis erhält, der erheblich über dem für die Kate- 
gorie 2 liegt und zugleich höher als die tatsächlich 
entstandenen Mehrkosten der Veredelung ist. Die 
Nichtaufnahme der Erzeugung von Zucker der Kate- 
gorie 3 wird von den Unternehmen der Zuckerindu- 
strie bislang mit technischen und wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten begründet, die eine rentable Erzeu- 
gung angeblich zweifelhaft erscheinen lassen. Im 
Hinblick darauf, daß die zuckerverarbeitende Indu- 
strie ihre Abnahmewünsche für diese Zuckersorten 
inzwischen konkretisiert und einen fortdauernden 
Bezug zugesichert hat, wird abzuwarten sein, ob und 
mit welchen Angeboten die Zuckererzeuger auf den 
diesbezüglichen Bedarf reagieren werden. Wegen 
der insoweit erforderlichen Umrüstung der Erzeu- 
gungs- und Lagereinrichtungen dürfte ein ins Ge- 
wicht fallendes Angebot von Zucker der Kategorie 3 
nicht vor der Zuckerkampagne 1970/71 zu erwarten 
sein. Ob die mögliche Nichtaufnahme der Erzeugung 
dieser Zuckerkategorie unter § 22 Abs. 3 fällt, wird 


dann erneut zu prüfen sein. Die anhängigen Verfah- 
ren sind eingestellt worden. 

Das Bundeskartellamt hat auf Grund von Hinwei- 
sen aus Kreisen des Einzelhandels Verfahren nach 
I § 22 gegen Zuckergroßhändler in bestimmten Ge- 
I bieten der Bundesrepublik eingeleitet. Diese Unter- 
I nehmen sollen in ihren jeweiligen Absatzgebieten 
I marktbeherrschend sein. Es wurde Beschwerde dar- 
über geführt, daß sie billigeren Zucker der Grund- 
sorte nur dann abgeben, wenn gleichzeitig der 
teurere Raffinade-Zucker abgenommen wird. Die 
Ermittlungen ergaben, daß infolge Fehleinschätzung 
des Bedarfs und Schwierigkeiten bei der Lieferung 
in der Tat Bestände der Grundsorte bei einigen 
Zuckerfabrikanten knapp geworden waren und nur 
beschränkte Auslieferungen erfolgten. Die betroffe- 
nen Großhändler hatten sich daher zu einer Kontin- 
gentierung entschlossen. Da es den Abnehmern 
inzwischen gelungen war, Zucker der Grundsorte 
von anderen Lieferanten zu erhalten und die betrof- 
fenen Zuckergroßhändler den Mangel an diesem 
Zucker nicht zu vertreten haben, sind die eingelei- 
teten Verfahren eingestellt worden. 

2. Süßwaren 

Die Konditionenvereinigung der Deutschen Süßwa- 
renindustrie e. V. hat beim Bundeskartellamt ein 
Konditionenkartell nach § 2 angemeldet. Der Kar- 
tellvertrag regelt die Skontierung und Valutierung 
von Rechnungen unter Verzicht auf die Festsetzung 
eines bestimmten Skontosatzes und enthält ein Ver- 
bot der Warenrücknahme bei unbeschädigten und 
unverdorbenen Waren, das auch für Saisonartikel 
gilt. 

Die Valutierungstermine sind im Laufe des Anmel- 
deverfahrens zugunsten der Abnehmer geändert 
worden. Ferner ist in den Kartellvertrag eine Be- 
stimmung aufgenommen worden, wonach Erzeug- 
nisse, deren Packungen ein Haltbarkeits- oder Ver- 
fallsdatum tragen, nach Ablauf der genannten Zeit 
von dem Warenrücknahme verbot ausgenommen 
sind. Das Konditionenkartell ist wirksam geworden. 

3. Bier 

Durch einen Rechtsstreit vor dem Oberlandesgericht 
München wurde bekannt, daß der alleinige Vor- 
stand einer Brauerei mehrfach gegen § 25 verstoßen 
hatte. Die Brauerei hatte mit den Eigentümern eines 
Grundstücks, auf dem sich ein Lebensmittelgeschäft 
befindet, einen Vertrag abgeschlossen, durch den 
sich die Eigentümer auf die Dauer von 20 Jahren 
verpflichteten, die jeweiligen Geschäftsinhaber zu 
verpflichten, ausschließlich die von dieser Brauerei 
geführten Flaschenbiere zu verkaufen. Als die Ge- 
schäftsinhaber wechselten, räumte die Brauerei der 
neuen Geschäftsinhaberin für die Einhaltung ihrer 
empfohlenen Verkaufspreise eine besondere Rück- 
vergütung ein. Da jedoch die Geschäftsinhaberin die 
empfohlenen Verkaufspreise nicht einhielt, lehnte 
die Brauerei eine weitere Gutschrift der vereinbar- 
ten Rückvergütung ab, worauf die Geschäftsinha- 
berin den Bierbezug einstellte und ihren Bedarf mit 
anderen Biersorten deckte. Als nunmehr die 
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Brauerei den Grundstückseigentümern wegen des 
Verhaltens der Gescbäftsinhaberin Schadensersatz- 
ansprüche androhte, verlangten die Grundstücks- 
eigentümer von der Gescbäftsinhaberin eine Frei- 
stellung von derartigen Ansprüchen. Daraufhin 
erhob die Geschäftsinhaberin Feststellungsklage 
gegen die Brauerei und forderte sie auf, die Belie- 
ferung wieder aufzunehmen. Jetzt verweigerte die 
Brauerei die Belieferung der Geschäftsinhaberin mit 
dem Hinweis, daß sie hierzu nur bereit sei, wenn 
die Geschäftsinhaberin die empfohlenen Verkaufs- 
preise vereinbarungsgemäß einhalte. Damit hatte 
sich der Vorstand der Brauerei in mehrfacher Hin- 
sicht einer Ordnungswidrigkeit nach § 38 Abs. 1 
Nr. 8 in Verbindung mit § 25 Abs. 1 schuldig ge- 
macht, weil er der Geschäftsinhaberin für die Ein- 
haltung empfohlener Verkaufspreise den Vorteil 
einer Rückvergütung versprach, diesen Vorteil 
durch Einräumung der Rückvergütung eine Zeitlang 
auch gewährte, den Grundstückseigentümern wegen 
des Verhaltens der Gescbäftsinhaberin die Gleltend- 
macbung von Schadensersatzansprüchen in Aussicht 
stellte und damit der Geschäftsinhaberin den Nach- 
teil einer Störung ihres Mietverhältnisses androhte 
und schließlich der Geschäftsinhaberin den Nachteil 
einer Liefersperre zufügte, um sie zu einem von 
dem Gesetz mißbilligten Verhalten — hier § 15 — 
zu veranlassen. Das Oberlandesgericbt München 
stellte in seiner Entscheidung fest, daß die Verein- 
barung der Prozeßparteien über die Einhaltung der 
empfohlenen Verkaufspreise wegen Verstoßes ge- 
gen ein gesetzliches Verbot nichtig sei (§ 134 BGB) 
und daß der Brauerei solange keine Schadensersatz- 
ansprüche gegen die Grundstückseigentümer wegen 
Bezugs fremden Bieres durch die Gescbäftsinhaberin 
zustünden, als die Brauerei nur dann bereit sei, die 
Gescbäftsinhaberin wieder zu beliefern, wenn diese 
die empfohlene Verkaufspreise einhalte. In dem 
von der Landeskartellbehörde eingeleiteten Buß- 
geldverfahren wurde der Vorstand der Brauerei 
wegen der begangenen Ordnungswidrigkeiten mit 
einer Geldbuße belegt. 

4. Spirituosen 

Die Bundesvereinigung der Deutschen Markenspiri- 
tuosenindustrie e. V. hat die Beschwerde gegen den i 
Beschluß des Bundeskartellamtes, soweit die Eintra- | 
gung bestimmter Wettbewerbsregeln in das Regi- 
ster für Wettbewerbsregeln abgelehnt wurde (Tätig- 
keitsbericht 1968 S. 71), nach mündlicher Verhand- 
lung dem Kammergericht zurückgenommen. j 

5. Gewürze 

Ein Unternehmen hatte beim Bundeskartellamt ' 
Preisbindungen angemeldet, ohne der Anmeldung ■ 
auch Muster der für die Preisbindung verwendeten i 
Verträge beigefügt zu haben. Die Anmeldung die- 
ser- Preisbindungen, deren Eingang vom Bundeskar- 
tellamt bestätigt wurde, galt somit als nicht bewirkt 
(§ 16 Abs. 4 Satz 6). In dem wegen Verdachts der i 
Praktizierung unwirksamer und damit nach § 38 * 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 15 ordnungswidri- 
ger Preisbindungen eingeleiteten Ermittlungsverfah- i 


ren vertrat das Unternehmen die Aüffassung, daß 
sich der Abschluß besonderer Preisbindungsverträge 
mit den Abnehmern erübrige, weil die gebundenen 
Verkaufspreise auf den Packungen der Erzeugnisse 
aufgedruckt seien. Daraufhin wurden die Preisbin- 
dungen in einem Verfahren nach § 17 für unwirk- 
sam erklärt, weil die Voraussetzungen des § 16 
Abs. 1 nicht Vorlagen (§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) und 
die Preisbindungen mißbräuchlich gehandhabt wur- 
den (§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2). Zu den Vorausset- 
zungen des § 16 Abs. 1 gehört u. a., daß ein preis- 
bindendes Unternehmen seine Abnehmer unter 
Wahrung der in § 34 geforderten Schriftform zur 
Einhaltung der von ihm festgesetzten Verkaufs- 
preise verpflichtet. Das war hier nicht der Fall, 
weil dazu der Aufdruck des Preises auf der Packung 
nicht ausreichte. Das Fehlen formgerecbt abgeschlos- 
sener Preisbindungsverträge machte außerdem die 
Handhabung dieser Preisbindungen mißbräuchlich, 
weil es an dem erforderlichen Aufbau eines gedank- 
lich lückenlosen Preisbindungssystems fehlte und 
das Unternehmen nicht in der Lage war, Preisabwei- 
chungen durch seine Abnehmer auf Grund eines 
vertraglich gesicherten Anspruchs auf Unterlassung 
gerichtlich zu verfolgen. Außerdem vermittelten der 
Preisaufdruck auf den Packungen sowie die Eintra- 
gungen der bei der Anmeldung der Preisbindungen 
nach § 16 Abs. 4 mitgeteilten Tatsachen in das 
öffentliche Preisbindungsregister den Rechtsscbein 
wirksamer Preisbindungen, wodurch Abnehmer und 
Verbraucher getäuscht wurden. Das Bundeskartell- 
amt hat sich damit der überwiegenden Meinung im 
Schrifttum angeschlossen, daß eine trotz Bestätigung 
des Eingangs ihrer Anmeldung durch die Kartell- 
behörde nach § 15 nichtige Preisbindung im Inter- 
esse einer Feststellung der Nichtigkeit mit Wirkung 
„inter omnes" nach § 17 für unwirksam erklärt wer- 
den kann. Der Beschluß über die Unwirksamerklä- 
rung ist unanfechtbar geworden. Das wegen Ver- 
dachts ordnungswidrigen Verhaltens der Geschäfts- 
führerin dieses Unternehmens nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 
in Verbindung mit § 15 eingeleitete Ermittlungsver- 
fahren wurde aus subjektiven Gründen eingestellt. 

6, Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Ernährungs- 
industrie 

1. Ein Herstellungsunternehmen für Fruchtsäfte 
erwarb eine Betriebsstätte zur Herstellung 
der gleichen Warenart. 

2. Ein Herstellerunternehmen für Stärkeerzeug- 
nisse erwarb eine Betriebsstätte zur Herstel- 
lung der gleichen Warenart. 


Tabakwaren 


1. Zigaretten 

Der am 10. Dezember 1968 angemeldete Beschluß 
der Interessengemeinschaft der Zigarettenherstel- 
ler (IGZ) über eine weitere Änderung ihres seit 
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1961 praktizierten Gesamtumsatzrabattkartells ist 
wirksam geworden (Tätigkeitsbericht 1968 S. 73). 
Danach sollen nicht mehr, wie früher, alle direkt 
belieferten Abnehmer der Zigarettenindustrie, son- 
dern nur noch Großverteiler mit Mindestbezügen ab 
450 000 DM im Vierteljahr Rabatte von 0,05 bis 
0,25 V. H. erhalten. Die Neuregelung wurde vom 
Kartell damit begründet, daß die Abgabepreise der 
Zigarettenhersteller seit 1968 zugunsten aller direkt 
belieferten Abnehmer im Branchendurchschnitt um 
2,85 V. H. gesenkt worden seien, was im wirtschaft- 
lichen Ergebnis dem früheren Gesamtumsatzrabatt 
in dieser Höhe entspräche. Gerade aus diesem 
Grund d. h. wegen des unmittelbaren wirtschaft- 
lichen Zusammenhangs zwischen den einheitlichen, 
wie die Kartellmitglieder erklärten, autonom gebil- 
deten Abgabepreisen der Hersteller und den neuen 
Gesamtumsatzrabattsätzen hatte das Bundeskartell- 
amt zunächst Bedenken gegen den Änderungsbe- 
schluß geltend gemacht, die jedoch zu einem Wider- 
spruch nicht ausreichten. Sie geben aber dem Bun- 
deskartellamt Veranlassung, weiterhin der Entwick- 
lung der Herstellerabgabepreise besondere Beach- 
tung zu schenken. 

Das Bundeskartellamt hatte im Jahre 1965 gegen 
alle preisbindenden Zigarettenhersteller Verfahren 
nach § 17 eingeleitet, weil der Verdacht bestand, 
daß auf dem Zigarettenmarkt Preiswettbewerb 
fehlte (§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 i. V. mit § 16 Abs. 1) 
und daß die gleichförmigen Preisbindungen der 
Zigarettenindustrie aus mehreren Gründen im Sinne 
des § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 mißbräuchlich gehand- 
habt würden (Tätigkeitsberichte 1966 S. 58, 1967 
S. 73, 1968 S. 73). Seit 1968 allgemein durchgeführte 
Änderungen im Vertriebssystem der Hersteller und 
insbesondere die Preisentwicklung auf dem Ziga- 
rettenmarkt seit der zweiten Jahreshälfte 1967 ver- 
anlaßten das Bundeskartellamt, die zunächst gel- 
tend gemachten Bedenken gegen die Preisbindun- 
gen der Zigarettenhersteller, zurückzustellen, mit 
einer Ausnahme: in Zusammenhang mit den Bin- 
dungen der Großhandelsabgabepreise haben die 
Hersteller auch die Höhe der Vergütung festgelegt, 
die ihre Abnehmer, Tabakwarengroß- und Einzel- 
händler, anderen Gewerbetreibenden, z. B. Gastwir- 
ten, dafür gewähren, daß diese ihnen in oder vor 
ihren Geschäftsräumen den Verkauf von Zigaretten 
aus Automaten gestatten. Diese Vergütung ist der 
Preis für eine gewerbliche Leistung, dessen Bindung 
nach § 15 nichtig ist und auch durch Anmeldung 
beim Bundeskartellamt nach § 16 Abs. 4 nicht 
rechtswirksam werden kann, weil sie nicht die Vor- 
aussetzungen des § 16 Abs. 1 erfüllt. Nachdem die 
preisbindenden Unternehmen der Aufforderung, 
diese Bindung aufzugeben, nicht nachgekommen 
waren, hat das Bundeskartellamt durch Beschluß 
vom 25. Februar 1969 zunächst die entsprechende 
Preisbindung des größten deutschen Zigarettenher- 
stellers für unwirksam erklärt. Die hiergegen ein- 
gelegte Beschwerde hat das Kammergericht Berlin 
durch Beschluß vom 7. Oktober 1969 zurückgewie- 
sen. Es ist dabei in allen wesentlichen Punkten der 
Rcchtsauffassung des Bundeskartellamtes gefolgt. 
Entgegen der Auffassung der Beschwerdeführerin ^ 
erstrecke sich § 15 nicht nur auf gewerbliche Lei- i 


stungen der Beteiligten des Erstvertrages, sondern 
auch auf gewerbliche Leistungen dritter Personen. 
Die Ausnahmevorschrift des § 16 Abs. 1 Nr. 1 sei 
auf die Vergütung der Inhaber der Automatenauf- 
stellplätze nicht anwendbar. Der Preisbindung unter- 
liegende Markenwaren, also die Zigaretten der Be- 
schwerdeführerin, würden an die Inhaber der Auto- 
matenaufstellplätze (Gastwirte usw.) nicht weiter- 
veräußert. Die Großhändler verkauften die Zigaret- 
ten vielmehr durch die auf eigene Rechnung betrie- 
benen Automaten unmittelbar an den Endverbrau- 
cher. Ein Großhandelsabnehmerpreis, der durch das 
Preisbindungssystem der Beschwerdeführerin ge- 
bunden sei, werde nicht gebildet. Mit der umstrit- 
tenen Preisbindungsbestimmung wolle die Be- 
schwerdeführerin aber die Preisbindung auf Lei- 
stungen erstrecken, die von einem Personenkreis 
erbracht würden, der außerhalb der vom Hersteller 
bis zum Endverbraucher reichenden Erwerberkette 
stehe. Eine analoge Anwendung des § 16 Abs. 1 Nr. 1 
auf diese Preisbindungsbestimmung sei weder mög- 
lich noch geboten; sie könne auch nicht mit dem so- 
genannten Mittelstandsargument gerechtfertigt wer- 
den. Das Bundeskartellamt habe auch den Hilfs- 
antrag der Beschwerdeführerin, nach § 19 Abs. 2 
anzuordnen, daß der angefochtene Beschluß die 
Wirksamkeit ihrer übrigen Preisbindungsbestim- 
mungen nicht berühre, nicht entsprechen können. Es 
habe vielmehr mit Recht darauf hingewiesen, daß 
nur bestimmte Leistungsaustauschverträge Gegen- 
stand einer solchen Anordnung sein könnten. Da 
§ 19 Abs. 1 von der uneingeschränkten Aufhebung 
einer Preisbindung ausgehe, könne sich die Frage 
„der Gültigkeit der übrigen damit verbundenen ver- 
traglichen Vereinbarungen" nur auf Individualver- 
träge beziehen. Für den hier vorliegenden Fall einer 
— zulässigen — teilweisen Unwirksamkeitserklä- 
rung eines Massenvertrages sehe das Gesetz keine 
entsprechende Regelung vor; sie sei auch entbehr- 
lich. Wenn das Bundeskartellamt eine vertikale 
Preisbindung insgesamt für unwirksam erklären 
wolle, werde dies in dem entsprechenden Beschluß 
stets zum Ausdruck kommen. Der Grundsatz des 
§ 139 BGB sei auf die Massenverträge des § 16 nicht 
anwendbar. Die Beschwerdeführerin hat gegen den 
Beschluß des Kammergerichts Rechtsbeschwerde 
eingelegt, über die noch nicht entschieden worden 
ist. 


2. Zigarren 

Auf Grund der Beschwerden von Unternehmen der 
Tabakwarenindustrie war zu prüfen, ob gegen ein 
einem Konzern als Tochtergesellschaft (100 v. H.) 
angehörendes Unternehmen nach § 22 Abs. 4 vor- 
gegangen werden kann, wenn die Konzernmutter 
marktbeherrschendes Unternehmen im Sinne § 22 
Abs. 1 ist und die Tochter durch Gewährung eines 
hohen Mehrumsatzrabattes auf Umsatzsteigerungen, 
die Handelsunternehmen gegenüber dem Vorjahr 
erzielen, eine außergewöhnliche Bezugskonzentra- 
tion auf ihre Erzeugnisse und zugleich erhebliche 
Umsatzverluste bei ihren Mitbewerbern herbeiführt. 
Das Bundeskartellamt hat diese Frage im Hinblick 
auf § 22 Abs. 5 bejaht. Danach kann, soweit die Vor- 
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aussetzungen des § 22 Abs. 1 bei einem Konzern im 
Sinne § 18 des Aktiengesetzes vorliegen, jedem 
Konzernunternehmen ein mißbräuchliches Verhal- 
ten untersagt werden. Nach den Feststellungen des 
Bundeskartellamtes hat die Konzernmutter für be- 
stimmte Waren eine marktbeherrschende Stellung. 
Als mißbräuchliches Verhalten ist es anzusehen, 
wenn die Konzerntochter nur den gegenüber dem 
vorausgegangenen Bezugszeitraum erzielten Mehr- 
umsatz der Händler mit höheren Rabatten belohnt, 
obgleich der Händler beim Bezug gleicher Waren- 
mengen gleiche Abnahmeleistungen erbringt. Eine 
derartige Mehrumsatzrabattregelung führt bei- 
spielsweise dazu, daß zwei Händler mit gleichen 
Gesamtumsätzen an rabattfähigen Waren dann 
unterschiedliche Rabatte erhalten, wenn einer keine, 
der andere hingegen eine sehr große Umsatzsteige- 
rung gegenüber dem Vorjahr erzielt hat. Es ist 
offensichtlich, daß hierdurch nicht die in der Men- 
genabnahme bzw. im Umsatz liegende Leistung der 
Händler entgolten wird, sondern nicht mehr lei- 
stungsbedingte Bezugsverlagerungen erreicht wer- 
den sollen. Aufgrund der vom Bundeskartellamt 
erhobenen Bedenken hat das Unternehmen die Ge- 
währung des Mehrumsatzrabattes eingestellt. 

3. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Tabakwaren 

Ein Herstellerunternehmen für Zigaretten er- 
warb 

a) je eine Beteiligung an vier Brauereien, 

b) eine Mehrheitsbeteiligung an einer Sektkel- 
lerei. 


Bau Wirtschaft 

1. Baugeräte 

Gegenstand einer kartellrechtlichen Prüfung waren 
die von privaten Sachverständigen herausgegebe- 
nen „Baumaschinenkosten-Tabellen" zur Berech- 
nung der Kosten für die Vorhaltung von Baumaschi- 
nen und Baugeräten. Die Tabellen enthalten nicht 
bestimmte Beträge für die Abschreibung und Ver- 
zinsung der Geräte, die insoweit eine individuelle 
Kalkulation der Bauunternehmen praktisch entbehr- 
lich machen würden; sie sollen vielmehr dazu die- 
nen, daß diese Kosten grundsätzlich nach betriebs- 
individuellen Beschäftigungsgraden und Gerätewer- 
ten von den Bauunternehmen selbst ermittelt wer- 
den. Zur Ermittlung der monatlichen Prozentsätze 
für Abschreibung und Verzinsung der Geräte 
weisen die Tabellen zehn Beschäftigungsgrade von 
55 bis 100 V, H. aus; sie berücksichtigen damit die 
Tatsache, daß die Vorhaltezeit der Geräte bei den 
Betrieben unterschiedlich ist. In dieser Gestaltung 
unterscheiden sie sich auch wesentlich von anderen, 
dem Bundeskartellamt bekannten Kalkulationshil- 
fen dieser Art, indem sie auf die Wiedergabe be- 
stimmter Kostenwerte bzw. Preisbestandteile für 
Baugeräte und -maschinen verzichten und dadurch 
geeignet sind, in einer praktikablen Form eine indi- 


viduelle betriebliche Kalkulation und Preisbildung 
i wirksam zu fördern. Insofern tragen sie auch wie- 
, derholt geäußerten Bedenken des Bundeskartell- 
i amtes gegen die Angabe bestimmter Werte in bau- 
wirtschaftlichen „Kalkulationshilfen" Rechnung. 

2. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Bauwirtschaft 

Keine Anzeigen 


Handel und Handelshilfsgewerbe 

überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 

1. Ein neugegründetes Unternehmen zur Veranstal- 
tung von Gesellschaftsreisen erwarb sämtliche 
Anteile an zwei Unternehmen mit gleicher Tätig- 
keit. 

2. Ein Handelsunternehmen für elektrotechnische 
Erzeugnisse, Eisenwaren und Hausrat erwarb 

a) eine Mehrheitsbeteiligung an einem Einzel- 
handelsunternehmen, 

b) mittelbar sämtliche Anteile an einem weite- 
ren Einzelhandelsunternehmen. 

3. Eine Vermögensverwaltungsgesellschaft erwarb 
eine Beteiligung an einem Handelsunternehmen 
für Waren aller Art. 


Kulturelle Leistungen 

1. Fernsehen 

Das gegen die Werbefernsehsendungen veranstal- 
tende Tochtergesellschaft einer Rundfunkanstalt 
wegen Erhöhung der Einschaltpreise für farbige 
Werbefernsehsendungen nach § 22 eingeleitete Ver- 
fahren (Tätigkeitsbericht 1968 S. 77) konnte noch 
nicht abgeschlossen werden. Hinsichtlich des Vor- 
liegens eines Mißbrauchstatbestandes wird insbe- 
i sondere geprüft, in welchem Maße die Preise der 
optischen und der akustischen Werbemittel zu Ver- 
i gleichszwecken herangezogen werden können. Inso- 
I weit werden noch weitere Ermittlungen geführt. 

2. Verlage 

' Rund 280 inländische Musikverlage, die über einen 
Marktanteil - — bezogen auf den Notenverkauf — 
von 90 V. H. verfügen, führten ein neues Sammel- 
reversverfahren ein. Dem Sammelreversverfah- 
ren haben sich die bedeutendsten ausländischen 
Musikverlage dadurch angeschlossen, daß sie die 
Verlagsunternehmen, die sie im Inland vertreten, 
bevollmächtigt hatten, auch die Endverbraucher- 
i preise für ihre im Inland vertriebenen Verlags- 
erzeugnisse zu binden. Das Bundeskartellamt hat 
dieses im wesentlichen dem Sammelreversverfahren 
der Buchverlage (Tätigkeitsbericht 1965 S. 54) nach- 
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gebildete 'Reverssystem beanstandet. Denn es schloß 
die seit Jahrzehnten üblichen Rabatte für bestimmte 
Abnehmergruppen (z. B. Musikbibliotheken, Musik- 
lehrer) generell aus. Ferner waren die dem Handel 
übergebenen Preislisten teilweise unvollständig. 
Die preisbindenden Musikverlagsunternehmen wer- 
den zu ihren individuellen Rabatt- und Vermitt- 
lungsbedingungen zurückkehren und ihre Preis- 
listen (Kataloge mit Preisangaben) auf neuesten 
Stand bringen. Sammelreverssysteme sind nur dann 
kartellrechtlich unbedenklich, wenn sie die Einfüh- 
rung und Überwachung der Preisbindungen der sich 
anschließenden Unternehmen, also die technische 
Durchführung, vereinheitlichen; sie dürfen jedoch 
nicht zu übereinstimmenden Preisen, Rabatten und 
Sonderpreisregelungen führen. 

3. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich kulturelle Lei- 
stungen 

Keine Anzeigen 


Filmwirtschaft 

1. Vertrieb von Schmalfilmen 

Bei dem Vertrieb von 8 mm-Kurzfilmen wurden 
in schriftlichen Vertragsangeboten an Wiederver- 
käufer bestimmte Rabatte für „vorgesehene Höchst- 
verkaufspreise" zugesagt. Preisbindungen der zwei- 
ten Hand waren nicht angemeldet. Auf die Abmah- 
nung des Bundeskartellamtes wegen dieser Ver- 
stöße gegen § 38 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 15 hin wurden die ordnungswidrigen Höchstpreis- 
empfehlungen aufgegeben. 

2. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Filmwirtschaft 

Keine Anzeigen 


Land- und Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, 
Fischerei und Jagd 

1. Gartenbau 

Dem Antrag der Fleurop-Vereinigung, die ihr mit 
Beschluß vom 4. Juni 1963 (Tätigkeitsbericht 1963 
S. 61) erteilte Erlaubnis bis zum 30. Juni 1970 zu 
verlängern, wurde entsprochen. Bereits 1963 war t 
die Erlaubnis über den Zeitraum von drei Jahren ' 
(§ 11 Abs. 1) hinaus auf sechs Jahre erteilt worden. 
Dabei wurde berücksichtigt, daß die Rationalisie- 
rungsregelung ihrem Wesen nach auf dauernde 
Geltung gerichtet ist und daß bei der hohen Mit- 
gliederzahl die Einholung der Zustimmungserklä- 
rungen für eine Verlängerung der Erlaubnis einen 
hohen Arbeitsaufwand erfordert. Die Prüfung des 
Kartells ergab, daß die Gründe, die zur Erlaubnis- | 
erteilung geführt hatten, unverändert fortbestehen. j 
Die Allgemeinheit hat sich in zunehmendem Maße 
des Blumenspendendienstes bedient. Die Zahl der I 


Mitglieder ist von 6225 im Jahre 1963 auf 9283 ge- 
stiegen. Die Erfahrung mit dem seit 1908 bestehen- 
den Kartell zeigt, daß auf eine rechtliche Bindung 
I nicht verzichtet werden kann. Diese ist vielmehr 
bleibende Voraussetzung des Rationalisierungser- 
folges bei mehr als 9000 Mitgliedern. Da sich hieran 
auch in Zukunft nichts ändern wird, wurde die Er- 
laubnis für die Dauer von zehn Jahren erteilt, zumal 
da durch Aufrechterhaltung der dem Kartell gemach- 
ten Auflagen sichergestellt ist, daß die Voraus- 
setzungen für eine wirksame Mißbrauchsaufsicht 
während dieser Zeit gewährleistet sind. 

2. Milcherzeugnisse 

Die gesetzliche Regelung der Einzugs- und Absatz- 
gebiete für Milch (§§ 1, 2 Milch- und Fettgesetz) 
tritt nach Artikel 22 Absatz (2) 4 VO (EWG) 
Nr. 804/68 des Rates vom 27. Juni 1968 (Amtsblatt 
der EG Nr. 1 148/20) — GrundVO — am 1. Januar 
1970 außer Kraft. ^) Hieraus erklären sich die Bemü- 
hungen von Unternehmen der Molkereiwirtschaft, 
die bisher durch gesetzliche Regelung gesicherte 
und bevorzugte Marktstellung durch Vertragsrege- 
lungen untereinander, mit ihren Zulieferern (Kuh- 
haltern) und Abnehmern zu erhalten. Diese Selbst- 
hilfemaßnahmen haben einen besonderen Impuls 
durch das Marktstrukturgesetz vom 16. Mai 1969 
(BGBl I S. 423 ff.) erhalten, das den nach § 3 dieses 
Gesetzes anerkannten Erzeugergemeinschaften und 
ihren Vereinigungen staatliche Beihilfen in Aus- 
sicht stellt und ihnen vor allem eine weitergehende 
Freistellung von § 1 bietet, als nach § 100 Abs. 1. 
Anerkannte Erzeugergemeinschaften dürfen die 
Preise durch Beschluß binden; anerkannte Vereini- 
gungen von Erzeugergemeinschaften dürfen ihre 
Mitglieder bei der Preisbildung beraten und zu die- 
sem Zweck gegenüber ihren Mitgliedern Preis- 
empfehlungen aussprechen (§ 11 Marktstruktur- 

gesetz). Großstädtische Milchversorgungsbetriebe 
I (Trinkmilchmolkereien) hatten zunächst versucht, 

' durch ein umfassendes Trinkmilchverkaufssyndikat 
I den Wettbewerb untereinander auszuschalten, um 
j dadurch die Preise zu stabilisieren. Dieser Plan 
scheiterte, weil nach Auffassung des Bundeskartell- 
amtes die Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 und 3 
für eine Erlaubnis nicht Vorlagen. 

Unabhängig hiervon haben der Bauernverband und 
der Verband der ländlichen Genossenschaften 
Muster für verschiedene Verträge erarbeitet. Die 
Entwürfe der Verbände sind auf Veranlassung des 
Bundeskartellamtes geändert worden; insbesondere 
haben die Verbände davon abgesehen, den Genos- 
senschaftsmolkereien zu empfehlen, sich unterein- 
ander zu gegenseitiger Respektierung ihrer bishe- 
rigen Einzugsgebiete für Rohmilch zu verpflichten, 
da eine derartige Vereinbarung über den Bezug 
von Rohmilch nicht als Regelung der Erzeugung im 
Sinne von § 100 Abs. 1 angesehen werden könnte 
und den für Erzeugervereinigungen (Genossen- 
schaftsmolkereien) geltenden Ausnahmebereich über- 


0 Durch VO (EWG) Nr. 2622/69 des Rates vom 21. De- 
zember 1969 (Amtsblatt der EG Nr. L 328/8) ist die 
Frist bis zum 31. März 1970 verlängert worden. 
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schreiten würde. Zahlreiche Molkereien versuchen, 
ihre gleichfalls nur noch bis Ende des Jahres ge- 
setzlich gesicherten Absatzgebiete durch Verträge 
gegeneinander abzugrenzen. Derartige Vereinba- 
rungen sind als den Absatz betreffende Regelungen 
nach § 100 Abs. 1 nur zulässig, soweit hierdurch 
der Wettbewerb nicht ausgeschlossen wird. Ob einer 
Molkerei bei derartiger vertraglicher Absatzrege- 
lung die bisherige Monopolstellung erhalten geblie- 
ben ist, also Ausschluß des Wettbewerbs vorliegt, 
oder ob nach Fortfall der gesetzlichen Regelung 
neue Anbieter auf dem Markt auftreten, wird erst 
künftig und nur im Einzelfalle feststellbar sein. 

In offenbar noch wachsender Anzahl schließen sich 
in letzter Zeit die Milcherzeuger (Kuhhalter) in 
benachbarten Bereichen zu Erzeugergemeinschaften 
zusammen, um durch gemeinschaftliches Angebot 
diejenige Molkerei herauszufinden, die für eine 
langfristige Vertragsbindung die günstigsten Ab- 
nahmebedingungen bietet. Andererseits versuchen 
viele Genossenschaftsmolkereien, von der zustän- 
digen Landesbehörde die Anerkennung als Erzeu- 
gergemeinschaft (§ 3 Marktstrukturgesetz) zu erhal- 
ten; hierzu werden in vielen Fällen Satzungsände- 
rungen notwendig sein, auch wird von den Landes- 
behörden zu klären sein, ob Genossenschaften, die 
neben den Erzeugnissen ihrer Mitglieder auch zur 
Sortimentsergänzung zugekaufte Waren vertreiben, 
überhaupt noch als Erzeugergemeinschaften anzuse- 
hen sind. 

Die Ergebnisse der auf den verschiedenen Stufen 
angestrebten Vertragsregelungen sind noch nicht 
zu übersehen. Es ist zu erwarten, daß eine größere 
Anzahl von Molkereien ihre nach §§ 1 und 2 des 
Milch- und Fettgesetzes bisher begründeten Bezie- 
hungen zu den Erzeugern und zum Handel nunmehr 
in privatrechtliche Vereinbarungen umwandeln wird. 
Hier ist allerdings zu bemerken, daß solche Verein- 
barungen nicht zur Begründung oder zur Erhal- 
tung von den Wettbewerb ausschließenden Mono- 
polen benutzt werden dürfen. § 100 verbietet den 
Wettbewerb ausschließende Verträge oder Be- 
schlüsse; nach §§ 3, 4 des Marktstrukturgesetzes 
kann ein Zusammenschluß von Erzeugern nicht an- 
erkannt werden, wenn er den Wettbewerb aus- 
schließt. Die kartellrechtliche Überwachung der 
künftigen Vertragsregelungen und des sonstigen 
Marktverhaltens der Unternehmen wird in vielen 
Fällen, in denen wegen örtlich begrenzter Bedeu- 
tung die Wirkungen nicht über den Bereich eines 
Landes hinausreichen, bei der zuständigen Landes- 
kartellbehörde liegen, der neben der Mißbrauchs- 
aufsicht nach § 104 auch eine Mißbrauchsaufsicht 
nach § 11 Abs. 3 Marktstrukturgesetz zusteht. 

3. Fleischerzeugung . 

Schweinemäster haben sich zu einer Einkaufsge- 
nossenschaft zusammengeschlossen, um gemein- 
schaftlich Futtermittel, insbesondere Küchenabfälle 
militärischer Einheiten zu beschaffen. In einer Ge- 
schäftsordnung waren Beschränkungen der Mitglie- 
der bei eigenen Einkäufen von Futtermitteln fest- 
gelegt, wonach „der Bezug von Futtermitteln, wel- 
che Außenstehende aus dem Bereich der Genos- 
senschaft herausgesteigerh' hatten, nur mit Geneh- 


migung des Vorstandes erlaubt war. Diese Bezugs- 
beschränkung, die mit Seuchengefahr wegen feh- 
lender Kontrolle bei Außenstehenden begründet 
wurde, hat das Bundeskartellamt nach § 1 bean- 
standet, zumal eine besondere Seuchengefahr bei 
Bezug von Außenstehenden nicht erkennbar war. 
Außerdem war in der Satzung festgelegt, daß die 
Beauftragung der Genossenschaft zum Erwerb von 
Futtermitteln gleichzeitig die Verpflichtung der Mit- 
glieder zur Abnahme nach deren Erhalt bedeute. 
Auch diese Bezugsverpflichtung der Mitglieder ver- 
stößt gegen § 1, Auch die Genossenschaft muß wie 
jedes andere Unternehmen den Bedarf ihrer Mit- 
glieder selbst abschätzen, die Beschaffung von Fut- 
termitteln danach einrichten und dabei ein unter- 
nehmerisches Risiko tragen, das nicht durch wettbe- 
werbsbeschränkende Maßnahmen abgewälzt wer- 
den darf. Die beanstandeten Bestimmungen werden 
nach Änderung der Geschäftsordnung nicht mehr 
angewendet. 

4. Eiererzeugung 

Die Erzeugung von Hühnereiern verlagert sich seit 
Jahren immer mehr in hochtechnisierte große Spe- 
zialbetriebe. Die Hühner werden in klimatisierten, 
künstlich beleuchteten Großställen gehälten und er- 
halten besonders aufbereitetes Spezialfutter. Eine 
derartige Hühnerhaltung kann in Zusammenhang 
mit einem Land bearbeitenden Landwirtschaftsbe- 
trieb erfolgen (Veredlungswirtschaft), setzt aber 
einen solchen Zusammenhang nicht voraus, sondern 
kann als selbständiges Unternehmen auch industriell 
betrieben werden. Bei verschiedenen Unternehmen, 
die — ohne Landwirtschaft zu betreiben — in mo- 
dernen Großställen Hühnereier erzeugen, war zu 
prüfen, ob es sich hierbei um Erzeugerbetriebe han- 
delte, die im privilegierten Ausnahmebereich (§ 100 
Abs. 1) untereinander Qualitätsregeln für die Er- 
zeugung und Andienungspflichten gegenüber einem 
gemeinsamen Absatzsyndikat vereinbaren konnten. 
Das Bundeskartellamt hat den Beteiligten seine Auf- 
fassung mitgeteilt, daß ein Erzeugerbetrieb im Sinne 
von § 100 nicht das Vorhandensein eines Landwirt- 
schaftsbetriebes, also eine Landbewirtschaftung mit 
hierfür geeigneter Hofstelle begrifflich voraus- 
setzt. § 100 grenzt den privilegierten Ausnahmebe- 
reich produktbezogen ab. Erzeugerbetriebe sind 
nach § 100 Abs. 6 alle Unternehmen, die Produkte 
der landwirtschaftlichen Urproduktion {§ 100 Abs. 5 
Nr. 1) erzeugen; hierzu gehören auch Hühnereier. 
Die gesetzliche Abgrenzung des nach § 100 privi- 
legierten Ausnahmebereiches unterscheidet nicht 
zwischen gleichartigen Betrieben, die von einem 
Landwirt oder von einem anderen Unternehmer ge- 
führt werden. Es können also auch Unternehmen 
die Privilegierung des § 100 in Anspruch nehmen, 
die in der heutigen Betriebsform kaum noch das 
Produktions- und Marktrisiko tragen, das die ge- 
setzliche Ausnahmeregelung bei Erlaß des GWB ge- 
rechtfertigt hatte. 

5. Seefischerei 

Die Erzeugerbetriebe der Hochseefischerei (Hodi- 
seefischreedereien) haben unter Inanspruchnahme 
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der aus öffentlichen Mitteln gewährten Abwrack- 
prämien im Jahre 1968 insgesamt 22 Schiffe und im 
Jahre 1969 weitere 17 Schiffe abgewrackt, um die 
Frischfischkapazität der Flotte dem Marktbedarf an- 
zupassen und die kostspielige Überproduktion weiter 
einzuschränken. Aus der Entwicklung der Absatz- 
märkte wird deutlich, daß der Frischfisch nach wie vor 
unter dem Wettbewerbsdruck des Frostfisches steht, 
der unter günstigeren Kosten erzeugt werden kann, 
über ein immer enger werdendes Absatznetz ver- 
trieben und wegen arbeitswirtschaftlicher Vorteile 
von den Abnehmern, besonders von Großverbrau- 
chern, geschätzt wird. Andererseits bevorzugen 
viele Abnehmer bestimmte Sorten und Qualitäten 
von Frischfisch. Diesen Bedarf deckt neben der 
Hochseefischerei die Kutterfischerei. Die Erzeuger- 
betriebe der Hochseefischerei bemühen sich um noch 
stärkere und kostensparende Zusammenarbeit, vor 
allem bei Ausrüstung der Fangschiffe. Die im In- 
teresse der Seefischmärkte Kiel und Hamburg ein- 
geleiteten Maßnahmen zur Konzentration von Ree- 
dereien und Fischgroßhandlungen (Tätigkeitsbericht 
1968 S. 81) sind gescheitert, nachdem die beteiligte 
Hamburger Reederei liquidiert worden war. Ein 
kräftiger Anstoß zur Zusammenarbeit von Erzeuger- 
betrieben in der Hochseefischerei und insbesondere 
auch in der Kutterfischerei wird voraussichtlich von 
der Gewährung von Strukturhilfen im Rahmen des 
Marktstrukturgesetzes ausgehen. Die Bemühungen 
der beteiligten Unternehmen sind noch nicht abge- 
schlossen. Die Seefischabsatzgesellschaft mbH (SAG), 
das Absatzsyndikat für Frischfisch, hat durch Ein- 
satz der Fangschiffe und Regelung der Anlandung 
die gleichmäßige und marktgerechte Versorgung 
der Seefischmärkte verbessern können. Die Auktions- 
mindestpreise (Von-Preise) sind — abgesehen von 
geringfügigen Preiskorrekturen bei Heringen — 
nicht geändert worden. Die Seefrostvertrieb GmbH 
(SVG), das Absatzsyndikat für Frostfisch (Tätig- 
keitsbericht 1968 S, 81), hat vertraglich die Andie- 
nungspflicht für den von ihren Mitgliedern erzeug- 
ten (konfektionierten) Frostfisch eingeführt und ver- 
kauft zu Preisen, die von der Geschäftsführung fest- 
gesetzt werden. Eine wichtige Aufgabe der SVG ist 
das Auffangen und Exportieren der im Inland nicht 
absetzbaren Produktion an Frostfisch. Der von den 
Hochseefischreedereien und dem Fischhandel ver- 
einbarte Werbebeitrag (Tätigkeitsbericht 1968 S. 81) 
wird seit dem 1. Juli 1969 nicht mehr als freiwilliger 
Beitrag bezahlt; statt dessen werden nach § 6 Fisch- 
gesetz Beiträge zur Förderung des Fischabsatzes er- 
hoben. Der Höchstsatz dieser öffentlich-rechtlichen 
Beiträge ist durch § 16 Absatzfondsgesetz von 

0,20 DM auf 0,50 DM je 100 kg Fisch und Fischwaren 
erhöht worden. 


6. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Land- und 
Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, Fischerei 
und Jagd 

1. Ein Saatzuchtunternehmen erwarb 

a) sämtliche Anteile an einem Unternehmen 
mit gleicher Tätigkeit, 


b) eine Beteiligung an einem Pflanzenzucht- 
unternehmen. 

2. Ein in der Hochseefischerei tätiges Unterneh- 
men erwarb sämtliche Anteile an einem Un- 
ternehmen mit gleicher Tätigkeit. 


Verkehrs- und Fernmeldewesen 

1. Seeschiffahrt 

Das Verfahren gegen die Schiffahrtskonferenz nach 
Fernost wegen Mißbrauchs nach § 104 in Verbin- 
dung mit § 99 Abs. 2 Nr. 1 (Tätigkeitsbericht 1968 
S. 82) konnte noch nicht abgeschlossen werden. Ein 
außerhalb der Konferenzen stehendes ausländisches 
Schiffahrtsunternehmen wurde beigeladen. , 

Sechs Hamburger Reeder, die ihre Schiffe nicht im 
Liniendienst einsetzen, sondern auf internationalen 
Schiffahrtsbörsen zu Transportleistungen im Linien- 
verkehr oder für Einzelverfrachtungen verchartern 
(Tramper) haben sich zum Erfahrungsaustausch, ge- 
meinsamen Einkauf von Bedarfsmitteln für die 
Schiffsausrüstung, zum Betriebskostenvergleich und 
ähnlichen kooperativen Maßnahmen zusammenge- 
schlossen. Sie haben sich auch verpflichtet, Tramp- 
aufträge nur über einen Beteiligten entgegenzuneh- 
men. Außerdem haben sie gemeinsam einen neuen 
Schiffstyp entwickelt und in Auftrag gegeben. Eine 
Absprache über die Höhe der Chartergebühren 
wurde nicht getroffen, weil die Preise für diese 
Bchiffsvermietungen sich auf den Börsen nach 
Marktgrundsätzen bilden und deshalb nicht vorher 
festgesetzt werden können. Das Bundeskartellamt 
hat diese Vereinbarungen, soweit sie wettbewerbs- 
beschränkenden Inhalt nach § 1 haben, als unter 
§ 99 Abs. 2 Nr. 1 fallend angesehen, weil es sich 
um Verträge auf dem Gebiet der Seeschiffahrt han- 
delt, die die Beförderung über die Grenzen sowie 
außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen zum Gegenstand ha- 
ben. Die Beteiligten sind aber vom Bundeskartell- 
amt aufgefordert worden, die Vorschrift des § 105 
zu beachten, wonach die Verträge u. a. der Schrift- 
form nach § 34 bedürfen und dem Kündigungsvorbe- 
halt des § 13 unterliegen. Dabei wurde verlangt, 
daß dieser Kündigungsvorbehalt in die Vertrags- 
urkunde aufzunehmen ist, weil er erfahrungsgemäß 
sonst nicht beachtet wird. Die Beteiligten haben 
dem entsprochen. 

2. Abschleppgewerbe 

Ein Verband des Abschlepp- und Bergungsdienstes 
für Kraftfahrzeuge hat angefragt, ob die Empfeh- 
lung einzeln genannter Höchstpreise, deren Über- 
schreitung nach Auffassung der Branche unlauter 
oder sogar wucherisch sei, gegen § 38 Abs. 2 Satz 2 
verstoße. Empfehlungen dieser Art seien erforder- 
lich, weil vornehmlich auf den Autobahnen häufig 
unfallgeschädigte Kraftfahrer in unverantwortlicher 
Weise überfordert würden und weil außerdem das 
Versidierungs- und Sachverständigenwesen solche 
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empfohlenen Preise als obere Bewertungsgrenze j 
benötigte. Das Bundeskartellamt hat sich auf den : 
Standpunkt gestellt, daß solche Empfehlungen nur 
dann nicht § 38 Abs. 2 Satz 2 verletzen oder zu- 
mindest außer Verfolgung bleiben können (§ 47 ' 
OWiG), wenn feststeht, daß die Überschreitung die- i 
ser Preise von der Branche überwiegend als unver- 1 
antwortlich und unlauter angesehen wird, und wenn t 
gewährleistet ist, daß die Höchstpreise nicht zu 
Festpreisen werden. Der Verband bemüht sich jetzt, 
eine Fassung für eine Empfehlung zu finden, die 
diesen Anforderungen genügt. 

3. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Verkehrs- 
wesen 

Ein in der Luftfahrt tätiges Unternehmen erwarb 
eine Beteiligung an einem Handelsunternehmen für 
Flugzeuge. 


Banken 

Der Deutsche Sparkassen- und Giroverband e. V. 
hat das Rundschreiben vom 10. September 1968 in 
entsprechender Anwendung des § 102 Abs. 1 gemel- 
det, mit dem er se'inen angeschlossenen Verbänden 
empfiehlt, die Zinsempfehlung vom 1. Juni 1967, 
die sich auf Spareinlagen mit gesetzlicher und jähr- 
licher Kündigungsfrist bezog, nicht zu ändern. Die- 
jenigen Sparkassen, die Zinsen über diesen Sätzen 
zahlen, sollten prüfen, ob ihre Zinssätze noch zu 
halten seien; hinsichtlich der Zinssätze für Sparein- 
lagen mit Kündigungsfrist von mehr als einem 
Jahr und für Sparkassenibriefe wird empfohlen, daß 
die Zinssätze sich der Tendenz einer Senkung der 
Wertpapierrenditen im geeigneten Umfang anpas- 
sen. 

Mit Rundschreiben vom 18. Dezember 1968, das nach 
§ 102 gemeldet wurde, hat derselbe Verband den 
angeschlossenen Instituten empfohlen, von einer 
allgemeinen Senkung der Zinssätze für gesetzliche 
Spareinlagen abzusehen; er hat ihnen weiter nahe- 
gelegt, daß sich die Zinssätze für längerfristige 
Spareinlagen stärker an der Rendite auf den Wert- 
papiermärkten orientieren sollten; die Verzinsung 
der Sparkassenbriefe wird als teilweise zu hoch 
bezeichnet; den Mitgliedsinstituten wird auch inso- 
weit angeraten, sich bei der Zinssatzfestsetzung stär- 
ker an der Wertpapierrendite zu orientieren. Ausge- 
löst waren diese Empfehlungen unter anderem durch 
das Erscheinen des Bundessparbriefes mit einer Ver- 
2 ^insung von 5,87 v. H. am Markt. Das Rundschreiben 
rät für Zinssätze im Aktivgeschäft an, die Kredit- 
zinssätze so weit zurüdczunehmen, wie dies unter 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten möglich er- 
scheine. 

Im Anschluß an die unmittelbar zuvor erfolgte Dis- 
konterhöhung hat der Bundesverband Deutscher 
Banken e. V. mit nach § 102 gemeldeten Sonderrund- 
schreiben vom 20. Juni 1969 seinen Mitgliedern 
empfohlen, für Spareinlagen mit gesetzlicher Kün- 


digungsfrist mit Wirkung vom 1. Juli 1969 einen 
ZinssaLz von 4 v. H. jährlich zu berechnen. 

Mit gemeldetem Sonderrundschreiben vom 1. Juli 
1969 hat derselbe Verband auch für längerfristige 
Spareinlagen seinen Mitgliedsinstituten Zinssätze 
empfohlen, und zwar für Spareinlagen mit einer 
Kündigungsfrist von einem Jahr 5 v. H., für prä- 
mienbegünstigte Spareinlagen unabhängig von der 
Laufzeit 5,5 v. H. jährlich. 

Der Deutsche Sparkassen- und Giroverband hat sei- 
nen angeschlossenen Verbänden mit gemeldetem 
Rundschreiben vom 23. Juni 1969 empfohlen, Spar- 
einlagen der Nichtbankenkundschaft mit gesetzlicher 
I Kündigungsfrist mit 4 v. H. zu verzinsen und für 
I Sichteinlagen einen Zinssatz von V 2 v. H. zu gewäh- 
! ren. 

Schließlich hat mit beim Bundeskartellamt angemel- 
detem Rundschreiben vom 25. Juni 1969 der Raiff- 
eisenverband e. V. seinen angeschlossenen Kredit- 
genossenschaften und ihren Verbänden empfohlen, 
mit Wirkung vom 1. Juli 1969 für Spareinlagen mit 
gesetzlicher Kündigungsfrist einen Zinssatz von 
4 V. H. zu gewähren. 

Der Bundesverband Deutscher Banken e. V., der 
Deutsche Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch) 
e. V., der Deutsche Raiffeisenverband e. V., der 
Deutsche Sparkassen- und Giroverband e. V., der 
Verband der gemeinwirtschaftlichen Geschäftsban- 
ken — VGG — und der Verband öffentlich-recht- 
licher Kreditanstalten e. V. haben das Abkommen 
über die Rückgabe nicht eingelöster und zurückge- 
rufener Wechsel (Wechselrückgabeabkommen) nach 
§ 102 gemeldet. In dem Abkommen wird das Ver- 
fahren unter den Kreditinstituten für die Rückgabe 
nicht eingelöster Wechsel mit Fristen, Benachrichti- 
gungspflichten und Bestimmungen über die Art der 
Gebühren einheitlich geregelt. 

Der Bundesverband Deutscher Banken e. V. hat se'i- 
nen Mitgliedsinstituten empfohlen, ein bestimmtes 
Muster für einen neutralen Zahl Scheinvordruck der 
privaten Banken zu verwenden und Bareinzahlun- 
gen, die unter Verwendung dieses Zahlscheines vor- 
genommen werden, an allen Schalterstellen gebüh- 
renfrei entgegenzunehmen. 

Eine vom Bundesvetband deutscher Banken e. V. 
empfohlene und gemeldete Änderung der Allgemei- 
nen Geschäftsbedingungen gab u. a. Veranlassung, 
auf die rechtliche Gleichstellung des Kreditinstituts 
und des Kunden hinzuwirken. Nach einer Bestim- 
mung dieser Bedingungen kann das dem Kunden 
und dem Kreditinstitut zustehende Recht, nach 
freiem Ermessen die Geschäftsverbindung im gan- 
zen oder einzelne Geschäftsbeziehungen einseitig 
aufzuheben, durch Vereinbarung ausgeschlossen 
werden; trotz Bestehens einer solchen Ausschluß- 
vereinbarung konnte das Kreditinstitut die Ge- 
schäftsverbindung aufheben, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Auf Anregung des Bundeskartell- 
amtes erhielt auch der Kunde dieses Recht. 

Nach einer Vorschrift der vom Deutschen Genos- 
senschaftsverband (Schulze-Delitzsch) e, V. emp- 
fohlenen und gemeldeten Allgemeinen Geschäftsbe- 
dingungen konnte der Kunde das Kreditinstitut nur 
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am Gerichtsstand des Erfüllungsorts (kontoführende 
Stelle des Kreditinstituts) verklagen, nicht aber am 
Sitz der Hauptniederlassung der Bank, während dem 
Kreditinstitut für seine Klage gegen den Kunden 
die Wahlmöglichkeit zwischen den beiden Gerichts- 
ständen offenstand. Auf Anregung des Bundeskar- 
tellamtes und des Bundesaufsichtsamtes für das Kre- 
ditwesen räumte der Spitzenverband auch dem Kun- 
den diese Wahlbefugnis ein, 

Überblick über angezeigte Unternehmenszusammen- 
schlüsse nach § 23 im Bereich Banken 

1. Zwei Kreditinstitute wurden miteinander ver- 
schmolzen. 

2. In neun Fällen erwarb jeweils ein Kreditinstitut 
eine Beteiligung an einem Kreditinstitut. 

3. In zwei Fällen erwarb jeweils ein Kreditinstitut 
eine Mehrheitsbeteiligung an einem Kreditinsti- 
tut. 

4. Ein Kreditinstitut erwai^b sämtliche Anteile an 
einem Kreditinstitut. 

5. In zwei Fällen erwarb jeweils ein Kreditinstitut 
eine Beteiligung an einer Finanzierungsgesell- 
schaft. Ein Kreditinstitut erwarb eine Beteili- 
gung an einer Finanzierungsgesellschaft bei de- 
ren Neugründung. 

6. Ein Kreditinstitut erwarb sämtliche Anteile an 
einer Vermögensverwaltungsgesellschaft. Zwei 
Kreditinstitute erwarben eine Mehrheitsbeteili- 
gung hzw. eine Beteiligung an einer Vermö- 
gensverwaltungsgesellschaft bei deren Neu- 
gründung, 

7. Ein Kreditinstitut erwarb eine Beteiligung an 
einer Bauträgergesellschaft sowie eine weitere 
Beteiligung an einer Bauträgergesellschaft bei 
deren Neugründung. 

8. Ein Kreditinstitut erwarb eine Beteiligung an 
einem Bauunternehmen. 

9. Ein Kreditinstitut erwarb eine Beteiligung an 
einer Immobilienfondsgesellschaft isowie eine 
Mehrheitsbeteiligung an einer Immobilien- und 
Treuhandgesellschaft. 

10. Ein Kreditinstitut erwarb eine Beteiligung an 
einer Leasinggesellschaft. 

11. Ein Kreditinstitut erwaiib eine Beteiligung an 
einer Buchungsgesellschaft bei deren Neugrün- 
dung. 

12. Ein Kreditinstitut erwarb sämtliche Anteile bzw. 
eine Mehrheitsbeteiligung an zwei Versiche- 
rung s unte rne hmen. 

13. Ein Kreditinstitut erwarb eine Beteiligung an 
einem Herstellerunternehmen für Stärke. 

14. In zwei Fällen erwarb jeweils ein Kreditinstitut 
eine Beteiligung an einer Brauerei. Ein Kredit- 
institut erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an 
einer Brauerei. 

15. Ein Kreditinstitut erwarb eine Beteiligung an 
einem Herstellerunternehmen für Papier und 
Zellstofferzeugnisse. 


16. Ein Kreditinstitut erwarb eine Beteiligung an 
einem Handelsunternehmen für landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse. 

17. Ein Kreditinstitut erwarb eine Beteiligung an 
einem Herstellerunternehmen für schwach- 
stromtechnische Anlagen. 


Versicherungen 

In der Industr^iefeuerversicherung (Tätigkeitsbericht 
1968 S. 83) konnte weder eine horizontale Abma- 
chung über die Verwendung der Unterversiche- 
rungsklausel noch ein mit § 1 unvereinbares Zusam- 
menwirken der Erstversicherer mit den Rückver- 
sicherern bei der Durchführung der Tarifierungs- 
grundsätze nachgewiesen werden. Die Aufnahme 
der Unterversicherungsklausel in den obligato- 
rischen Rückversicherungsvertrag wird von den 
Rückversicherern allgemein durchgesetzt. Sie haben 
mit Rücksicht auf die jahrelangen aus diesen Ver- 
trägen erlittenen Verluste ein eigenes Interesse an 
der Durchsetzung der Unterversicherungsklausel 
und berufen sich andererseits darauf, daß sie wegen 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung aller ihrer 
Vertragspartner (Erstversicherer) die Vereinbarung 
der Klausel gegenüber allen deutschen Erstversiche- 
rern für geboten erachten. Die Erstversicherer kön- 
nen sich diesem Verlangen nicht entziehen, weil sie 
aus ihren eigenen geschäftspolitischen Erwägungen 
die Abdeckung ihrer obligatorischen Rückversiche- 
rung bei einem deutschen Rückversicherer allgemein 
für erforderlich erachten. Hier ist ein Kartell der 
Erstversicherer untereinander entbehrlich geworden. 
Auch von einer Maßnahme nach § 22 (Mißbrauch 
einer marktbeherrschenden Stellung der deutschen 
Rückversicherer) ist abgesehen worden; denn die 
deutschen Erstversicherer stehen unter dem Druck 
der — meist englischen — Rückversicherer, so daß 
nicht ausgeschlossen werden kann, daß nicht die 
starke Stellung der deutschen Rückversicherer am 
deutschen Rückversicherer-Markt für die Durchset- 
zung der Unterversicherungsklausel kausal gewor- 
den ist, sondern der Druck der englischen Rückver- 
sicherer, 

Die Untersuchung der im Tätigkeitsbericht 1968 
S. 83 f, genannten Beschlüsse des Arbeitskreises 
Transportversicherung hat nicht zur Feststellung 
von Mißbrauchstatbeständen geführt. Wettbewerb- 
beschränkende Beschlüsse sind vom Arbeitskreis 
in der Mitgliederversammlung vom 19. November 
1968 gefaßt und nach § 102 gemeldet worden. Es 
handelt sich u. a. um folgende Wettbewerbsbe- 
schränkungen: Der in der Mitgliederversammlung 
vom 17. November 1967 gefaßte Beschluß, keine 
neue Zeichnungsvollmacht irgendwelcher Art für 
Transportversicherungen zu erteilen und mit Mak- 
lern, Reedereien oder ihren wirtschaftlich verbunde- 
nen Unternehmen keine Agenturverträge abzu- 
schließen, ist — zunächst bis Ende des Jahres 1969 — : 
verlängert worden. Das obligatorische Anfrage- und 
' Auskunftsverfahren, idas Voraussetzung für die 
Werbung eines jeden bei einem Mitgliedsunterneh- 
men versicherten Versicherungsobjekts ist und zur 
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genauen Informierung des besitzenden Versicherers 
über das konkurrierende Versicherungsunternehmen 
und den Inhalt seines Angebots führt, ist auf Nicht- 
mitgliedgesellschaften ausgedehnt worden, soweit 
die Gegenseitigkeit verbürgt ist. Der Begrenzung 
der Führungsprovision dienen mehrere Beschlüsse; 
insbesondere darf die Führungsprovision neben der 
Original-Vermittlervergütung höchstens 2,5 v. H 
betragen; ferner darf die Summe der Original-Ver- 
mittlervergütung und der Führungsprovision in der 
Flußkasko-Versicherung 15 v. H. und in der Waren- 
versicherung 20 v. H. nicht übersteigen; für solche 
Geschäfte, für die bisher keine Führungsprovision 
gezahlt worden ist, darf sie auch in Zukunft nicht 
berechnet werden (z. B. für Börsengeschäfte an den 
Seeplätzen, für Seekaskoversicherungen und für 
Baurisiko-Versicherungen); die Grundsätze über die 
Herabsetzung der Courtage bei Großpolicen sollen 
auch auf die Führungsprovision angewendet wer- 
den. Bei der Kalkulation der Prämie für Einheitsver- 
sicherungen werden, soweit das Feuerrisiko in Be- 
tracht kommt, allgemein die Tarifierungsgrundsätze 
für die Industriefeuerversicherung zugrunde gelegt; 
für den Abschluß neuer Einheitsversicherungen vom 
1. Januar 1969 ab sind die Mitgliedsunternehmen 
verpflichtet, ausschließlich diese Tarifierungsgrund- 
sätze anzuwenden, und zwar in Abweichung von 
diesen Tarifierungsgrundsätzen schon von einem 
Gesamtmaximum von 500 000 DM ab. 

Das in der Flußkaskoversicherung seit 1963 beste- 
hende Prämienkartell (Tätigkeitsbericht 1967 S. 83) 
wurde um ein weiteres Jahr verlängert. 

In der Seekaskoversicherung sind die Beschlüsse 
des Deutschen Transport-Versicherungs-Verbandes 
über die Erhöhung der Prämien bei Erreichung be- 
stimmter Schadensquoten Gegenstand eingehender 
Untersuchungen gewesen. Die Versicherer haben 
sich bereit erklärt, für den Fall, daß die wegen 
schlechten Schadensverlaufes erhöhte Prämie wegen 
Besserung dos Schadensverlaufes wieder gesenkt 
werden kann, die Einschränkung zu beseitigen, wo- 
nach die Senkung des Prämiensatzes nicht mehr als 
0,5 V. H. betragen darf. Im Berichtsjahr sind die für 
schlechten Schadensverlauf vorgesehenen Prämien- 
erhöhungen unter Zugrundelegung mehrerer im 
Jahre 1969 erfolgter Änderungen des Joint Hüll 
Understanding der englischen Seekaskoversicherer 
erneut abgeändert und teilweise verschärft worden. 


Überblick über angezeigte Unternehmenszusammen- 
schlüsse nach § 23 im Bereich Versicherungen 

1. Ein Versicherungsunternehmen erwarb 

a) eine Beteiligung an einer Vermögensverwal- 
tungsgesellschaft, 

b) eine Beteiligung an einem Herstellerunter- 
nehmen für Zement. 

2. Ein Versicherungsunternehmen erwarb sämtliche 
Anteile an einem Beratungsunternehmen. 


Versorgungswirtschaft 

' Im Berichtszeitraum sind 529 Verträge nach § 103 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 angemeldet worden, von denen 
527 als Verträge von nur regionaler Bedeutung an 
! die zuständigen Landeskartellbehörden abgegeben 
I worden sind; zwei überregionale Verträge werden 
: vom Bundeskartellamt bearbeitet. Damit hat sich 
I die Gesamtzahl der seit Inkrafttreten des Gesetzes 
I angemeldeten versorgungswirtschaftlichen Verträge 
I auf 37 869 erhöbt. Insgesamt werden 34 386 von den 
: LandeskarteDbehörden und 3483 vom Bundeskartell- 
I amt bearbeitet. In diesen Zahlen sind nicht nur neu 
abgeschlossene, sondern auch Vertragsänderungen 
; enthalten. 2128 Verträge nach § 103 Abs. 1 Nr. 1, 

; 2 und 4 wurden im Berichtszeitraum in das Kartell- 
I register eingetragen, davon auf Ersuchen der Lan- 
I deskartellbehörden 1148 und durch Verfügung des 
Bundeskartellamtes 611. Daneben wurden 611 Er- 
j gänzungseintragungen auf Ersuchen der Landeskar- 
, tellbehörden vorgenommen. 

I In Durchführung der Entschließungen der Kartellre- 
I ferenten des Bundes und der Länder vom lO./l 1. Juni 
1965 (Tätigkeitsbericht 1965 S. 61) und 16. /17. No- 
veniber 1967 (Tätigkeitsbericht 1967 S. 85) haben 
im Berichtszeitraum wegen Verdachts des Miß- 
brauchs eines Gebietsschutzvertrages nach § 103 
Abs. 1 Nr. 1 die Landeskartellbehörden gegen 30 
letztverteilende Stromversorgungsunternehmen Ver- 
fahren nach § 104 eingeleitet, an denen das Bundes- 
kartellamt gesetzlich beteiligt ist. Insgesamt sind 
damit aufgrund der Entschließung der Kartellrefe- 
renten 343 Verfahren eingeleitet worden. Einige 
von diesen wurden gegen Gasversorgungsunterneh- 
men eingeleitet. Von den Verfahren konnten bisher 
232 ohne förmliche Mißbrauchsverfügung abge- 
schlossen werden. In allen diesen Fällen haben sich 
die Letztverteiler überwiegend den Preisen der Vor- 
lieferanten beziehungsweise denen der von ihnen 
demarkierten Unternehmen im wesentlichen an- 
gepaßt. In einer weitaus größeren Zahl anderer 
Fälle sind im Hinblick auf die Entschließung der 
Kartellreferenten vom lO./ll. Juni 1965 Anträge auf 
preisrechtliche Genehmigung der Erhöhung von Ta- 
rifpreisen und auf Verlängerung bereits erteilter 
Ausnahmegenehmigungen eingeschränkt, gar nicht 
erst gestellt, zurückgenommen oder nicht genehmigt 
worden. In einer Anzahl weiterer Fälle haben 
schließlich Elektrizitätsversorgungsunternehmen auch 
von sich aus ihre Preise gesenkt und sie den Preisen 
der beliefernden oder nur von ihnen demarkierten 
Versorgungsunternehmen angeglichen, um ein Miß- 
brauchsverfahren zu vermeiden. 

Die von den Kartellbehörden in Verfolg ihrer mit 
den Entschließungen verlautbarten Verwaltungs- 
grundsätze vertretene Auffassung, daß im Rahmen 
der Mißbrauchsaufsicht nach § 104 ein Anspruch der 
Versorgungsunternehmen auf Gewinn oder Kosten- 
I deckung nicht anerkannt werden kann, ist im Be- 
; richtszeitraum erstmals auch durch eine richter- 
liche Entscheidung bestätigt worden (Beschluß des 
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Oberlandesgerichts München vom 22. Mai 1969 — 
Kart 1/68 — ). 

Aus gegebenem Anlaß haben sich im Berichtszeit- 
raum die Kartellreferenten des Bundes und der 
Länder mit der kartellrechtlichen Prüfung von Frei- 
zeichnungsklauseln in Wasserlieferungsverträgen, 
durch die Schadensersatzansprüche aller Art ausge- 
schlossen werden, befaßt. Die Kartellreferenten 
kamen hierbei zu folgender Beurteilung; Die Frei- 
zeichnung des Wasserversorgungsunternehmens — 
auch für seine Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen j 
— in Wasserlieferungsverträgen unterliegt karteil- | 
rechtlichen Bedenken nach §§ 22, 104 nur dann nicht, 
wenn sie darauf beschränkt ist, die Haftung für 
Schäden auszuschließen, die auf typischen, mit der 
Wasserversorgung unvermeidlich verbundenen Ver- 
triebsrisiken beruhen; dabei ist der Haftungsaus- i 
Schluß nach § 276 Abs. 2 BGB nur für Fahrlässigkeit I 
möglich. Über ihre Verbände ist den Wasserversor- 
gungsunternehmen nahegelegt worden, ihre Liefer- ! 
bedingungen entsprechend zu ändern. Die Verbände ^ 
haben sich der Reditsauffassung der Kartellbehör- | 
den angeschlossen. Die kartellrechtliche Prüfung der j 
in der Stromwirtschaft verwendeten Freizeichnungs- i 
klausel, insbesondere denen in Lieferverträgen mit | 


I Sonderabnehmern, hat zu einem entsprechenden Er- 
gebnis geführt. Auch diese Haftungsausschlußklau- 
j sein werden von den Kartellreferenten nur dann für 
; kartellrechtlich unbedenklich angesehen, wenn für 
j die Abnehmer erkennbar eine Freizeichnung nur 
hinsichtlich der typischen mit der Stromversorgung 
verbundenen Erzeugungs- oder Vertriebsrisiken er- 
folgt. Das Bundeskartellamt hat dies den Verbänden 
der Stromwirtschaft mitgeteilt. Diese befassen sich 
mit dieser Frage zur Zeit in ihren Rechtsausschüs- 
sen. 

Überblick über angezeigte Unternehmenszusammen- 
schlüsse nach § 23 im Bereich Versorgungs Wirtschaft 

1. Zwei Versorgungsunternehmen und ein Kredit- 
institut erwarben je eine Beteilung an einer Ver- 
mögensverwaltungsgesellschaft bei deren Neu- 
gründung, die wiederum eine Beteiligung an 
einem Versorgungsunternehmen erwarb. 

2. Ein Versorgungsunternehmen erwarb 

a) eine Beteiligung an einem im Kohlenbergbau 
tätigen Unternehmen, 

b) drei Betriebstätten zur Stromversorgung. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Lizenzverträge 


Anwendung und Auslegung der §§ 20, 21 Abs. 1 
im Einzelfall 

1. § 20 Abs. 1 erster Halbsatz 

über den Inhalt des Schutzrechts hinausgehende 
Beschränkungen 

In einem Patentlizenzvertrag über ein weiterzuver- 
arbeitendes Industrieerzeugnis wurde dem Lizenz- 
nehmer im Rahmen eines umfassenden Wettbe- 
werbsverbotes (Tätigkeitsberichte 1967 S. 87 Nr. 1 a 
und 1964 S. 53 Nr. 3) untersagt, ähnliche, wenn auch 
patentfreie Gegenstände herzustellen oder zu ver- 
treiben und sich mit anderen Unternehmen zusam- 
menzuschließen, die sich in diesem technischen Be- 
reich betätigen. Bei dem Abschluß von Unterlizenz- 
verträgen hatte der Lizenznehmer diese Beschrän- 
kungen an seine Vertragspartner weiterzugeben. 
Die Einhaltung dieser Vereinbarungen war durch 
hohe Vertragsstrafen abgesichert. Nach dem Hin- 
weis auf die Unwirksamkeit dieser vertragsgrund- 
legenden Vereinbarungen hat der Lizenznehmer er- 
klärt, er habe es vorgezogen, nicht wie vorgesehen, 
einen Antrag nach § 20 Abs. 3 für diese ihm aufer- 
legten vertraglichen Beschränkungen zu stellen, son- 
dern den Lizenzvertrag fristlos zu kündigen. 

Eine Lizenznehmerbeschränkung in einem Patent- 
lizenzvertrag über andere Industrieerzeugnisse aus 
ähnlichen weiterzuverarbeitenden Stoffen kam in 
der Wirkung einem Wettbewerbsverbot gleich. Der 
Lizenznehmer war nämlich verpflichtet, eine be- 
stimmte erst zu erstellende Herstellungskapazität 
ausschließlich der Lizenzfertigung vorzubehalten. Die 
Herstellungs-Mengenbeschränkung ist zwar an sich 
nach § 20 Abs. 1, zweiter Halbsatz freigestellt, an 
anderer Stelle des Vertrages war jedoch in einem 
Katalog für die Kündigung aus wichtigem Grund 
durch den Lizenzgeber unter anderem auch, im Sinn- 
zusammenhang mit der Mengenbeschränkung, jeg- 
liche Herstellung und jeder Vertrieb von Wettbe- 
werbserzeugnissen durch den Lizenznehmer als 
außerordentlicher Kündigungsgrund aufgeführt. Auf 
Veranlassung des Bundeskartellamtes wurde durch 
einen Nachtragsvertrag diese den Inhalt des Schutz- 
rechts überschreitende Lizenznehmerbeschränkung 
aufgehoben. 

Die Nachprüfung gleichartiger Lizenzverträge für 
derartige Erzeugnisse mit gebietsweise vergebenen 
Patentlizenzen ergab teilweise ähnliche auf die 
lizenzfreie Herstellung gerichtete Lizenznehmerbe- 
schränkungen. In allen Fällen wurden die gegen 
§ 20 Abs. 1 erster Halbsatz verstoßenden wettbe- 
werbsverbotsartigen Beschränkungen durch Nach- 
tragsverträge beseitigt. 


Der Lizenzgeber eines Patentlizenzvertrages über 
fahrbare Geräte verpflichtete den Lizenznehmer zur 
Rechnungslegung und vollen Lizenzzahlung auch 
für solche Geräte, die von den Lizenzpatenten unab- 
hängig waren. Damit war dem Lizenznehmer die 
Fortführung oder Aufnahme einer lizenzfreien Her- 
stellung neben dem Vertrag zwar nicht untersagt, 
aber wesentlich erschwert. Eine wirtschaftliche Not- 
wendigkeit für diese nach § 20 Abs. 1 erster Halb- 
satz unwirksame Beschränkung bestand nicht, zumal 
der Lizenznehmer, nach § 20 Abs. 1 zweiter Halb- 
satz zulässig, zur Herstellung einer ziffernmäßig be- 
stimmten Mindestmenge von Lizenzgegenständen 
verpflichtet war. Vom Bundeskartellamt wurde die 
Beseitigung dieser vom Schutzrechtsinhalt der Li- 
zenzpatente nicht gedeckten Beschränkung im Ge- 
schäftsverkehr des Lizenznehmers verlangt und er- 
zielt. 

Ein Lizenzgeber griff in einem Vertrag über den 
Bau von Spezialmaschinen zwar nicht in das Recht 
des Lizenznehmers ein, auf dem vertragsgegen- 
ständlichen Gebiet für etwaige unabhängige eigene 
Erfindungen, die von den Lehren der Lizenzpatente 
keinen Gebrauch machten, eigene Schutzrechte zu 
j erlangen. Er legte dem Lizenznehmer aber die Be- 
I Schränkung auf, aus derartigen unabhängigen 
! Schutzrechten gegen den Lizenzgeber keine Rechte 
I herzuleiten. Hieraus ergab sich die Möglichkeit der 
zeitlich unbefristeten gebührenlosen Benutzung aller 
eigenen derartigen Schutzrechte des Lizenznehmers; 

I zudem waren Gegenleistungen des Lizenzgebers 
; nicht vorgesehen. Diese Beschränkung ging in vol- 
lem Umfang über den Inhalt der vom Lizenzgeber 
lizenzierten Patente hinaus, da künftige Lizenzneh- 
I merschutzrechte betroffen waren, die von den Li- 
I zenzpatenten keinen Gebrauch machten. Nachdem 
der Lizenznehmer vom Bundeskartellamt über die 
' Unwirksamkeit dieser und einer Reihe anderer nach 
; § 20 Abs. 1 Halbsatz 1 unwirksamer Beschränkungen 
I in Kenntnis gesetzt worden war, hat er den Lizenz- 
^ vertrag fristlos gekündigt. 

I 

2. § 20 Abs. 1 zweiter Halbsatz 

: Zeit der Ausübung des Schutzrechts 

i In einem Lizenzvertrag über mehrere in- und aus- 
ländische Patente wurde bei der Laufzeit des Ver- 
trages auf den Ablauf des letzten benutzten Lizenz- 
patentes abgestellt, zugleich aber eine Mindest-Ver- 
tragsdauer von über 16 Jahren vorgesehen. Vom 
Bundeskartellamt wurde unter Hinweis auf seine 
Verwaltungspraxis zu den Längstlaufklauseln (Tä- 
tigkeitsbericht 1964 S. 53 Nr. 2 Abs. 1) auf folgendes 
aufmerksam gemacht: Es darf nicht allein auf die 
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tatsächliche Benutzung des zuletzt noch bestehenden 
Patentes abgestcllt werden, vielmehr muß es sich 
bei dem letzten noch ausgeübten Lizenzpatent um 
ein vertragswesentliches Schutzrecht handeln. Die- 
ses muß nach seiner technischen und wirtschaftlichen 
Bedeutung die Fortführung des Vertrages unter Bei- 
behaltung aller vertraglichen Beschränkungen und 
der vollen Lizenzgebührenhöhe trotz des Wegfalles 
mitlizenziert gewesener weiterer Schutzrechte für 
sich allein rechtfertigen. Die mit dieser Einschrän- 
kung dem Grundsatz nach zulässige Längstlaufklau- 
sel wurde jedoch durch die Koppelung mit einer 
sechzehnjährigen Mindestvertragsdauer zur nach 
§ 20 Abs. 1 erster Halbsatz unwirksamen zeitlichen 
Beschränkung des Lizenznehmers. Denn die vorge- 
sehene langzeitige feste Vertragsdauer ließ unbe- 
rücksichtigt, daß während der Mindestlaufzeit alle 
Lizenzpatente wegfallen bzw. technisch überholt und 
somit wirtschaftlich unverwertbar werden können. 
Das Festhalten des Lizenznehmers am Vertrage bei 
Eintritt dieser Voraussetzungen ginge über die nach 
§ 20 Abs. 1 zweiter Halbsatz zulässige und mögliche 
„Zeit der Ausübung des Schutzrechts" hinaus und 
wäre somit nach § 20 Abs. 1 wegen zeitlicher Über- 
schreitung des Inhalts des Schutzrechts unwirksam. 
Die kartellrechtlichen Bedenken wurden durch den 
Abschluß einer Vereinbarung ausgeräumt, die eine 
Kündigung durch den Lizenznehmer aus wichtigem 
Grund zuließ, wenn eine wirtschaftliche Verwer- 
tung der lizenzierten Gegenstände unmöglich wird, 
und zwar insbesondere dann, wenn lizenzfreie Dritte 
gleichwertige Geräte zum gleichen Preis anbieten. 
Bei einem Gebietslizenzvertrag mit einer größeren 
Anzahl von Lizenznehmern wurde eine typische 
Patentlaufzeit-Uberschreitung festgestellt. Die Be- 
nutzer eines bei den Vertragsabschlüssen bereits 
zehn Jahre alten Patents mußten eine Vertragslauf- 
zeitvereinbarung eingehen, mit der die höchstzu- 
lässige Patentdauer um insgesamt vier Jahre über- 
schritten wurde. Vereinbarungsgemäß sollte der 
Vertrag erst mit dem Ablauf des dritten vollen Ka- 
lenderjahres enden, das auf das Jahr folgt, in dem 
das Lizenzpatent abläuft. Die über die Schutzrechts- 
dauer hinausgehende Vertragszeit sollte in vollem 
Umfang lizenzpflichtig bleiben. In allen Verträgen 
wurden auf Veranlassung des Bundeskartellamtes 
durch schriftliche Änderungsvereinbarungen diese 
Lizenznehmerbeschränkungen ersatzlos gestrichen. 

Vom Bundeskartellamt wurde auf die Bitte des aus- 
ländischen Lizenzgebers hin der Entwurf eines Stan- 
dardlizenzvertrages, der mit einer großen Anzahl 
deutscher Lizenznehmer über Vertragspatente, Ge- 
brauchsmuster und technisches Betriebsgeheimnis- 
wissen geschlossen werden sollte, nach §§ 20, 21 
Abs. 1 geprüft. In diesem Vertragsentwurf wurde 
die Kündigung durch die Lizenznehmer auf einen 
Zeitraum von 15 Jahren nach der erstmaligen lizenz- 
gemäßen Verfahrensausübung hinausgeschoben. Die 
Nachprüfung ergab, daß zu diesem Zeitpunkt die 
lizenzierten Grundpatente bereits abgelaufen sein 
würden. Zudem war der Fortbestand einiger mitli- 
zenzierter technischer Betriebsgeheimnisse über die- 
sen langen Zeitraum hin vollständig ungewiß. Dem i 
Bundeskartellamt wurde die Zusage gegeben, die 
Vertragsentwürfe den gegebenen Anregungen ent- | 


sprechend abzuändern und kürzere Vertragslauf- 
zeiten bzw. Kündigungsmöglichkeiten vorzusehen. 

3. § 20 Abs. 2 Nr. 1 

; Auch die vom Bundeskartellamt im Berichtsjahr ge- 
' prüften Verträge haben — wie bereits diejenigen 
der letzten Jahre — erkennen lassen, daß in immer 
weniger Fällen von dieser Ausnahmebestimmung 
Gebrauch gemacht wird. • Tatsächlich sind derartige 
Lizenznehmerbeschränkungen, wie die bisherige 
t Praxis gezeigt hat, nur in Ausnahmefällen durch 
das Interesse des Schutzrechtsinhabers an einer 
i technisch einwandfreien Ausnutzung des Schutz- 
I rechtsgegenstandes gerechtfertigt. In aller Regel ist 
I in früherer Zeit (Tätigkeitsbericht 1962 S. 71 Nr. 3) 

I versucht worden, allein aus wirtschaftlichen Grün- 
I den Bezugsverpflichtungen und Drittbezugsbe- 
i Schränkungen vertraglich zu begründen und hierfür 
zu Unrecht § 20 Abs. 2 Nr. 1 in Anspruch zu nehmen. 

4, § 20 Abs. 2 Nr. 2 

In einem besonders gelagerten Ausnahmefall hatte 
das Bundeskartellamt keine Bedenken erhoben, eine 
Preisstellungsbindung für ein patentiertes Erzeug- 
nis durch ein Umgehungsverbot absichern zu lassen. 
Es handelte sich um einen Gebrauchsgegenstand, der 
im Regelfall zugleich mit einem nicht patentierten 
Erzeugnis, als Garnitur, sowohl vom Lizenzgeber 
als auch vom Lizenznehmer in gleichen Abnehmer- 
kreisen vertrieben wurde. Die Preisstellungsbin- 
dung für den patentierten Gegenstand hätte somit 
durch gezielte Niedrigpreise des Lizenznehmers für 
das mitvertriebene patentfreie Erzeugnis beliebig 
umgangen werden können. Die spätere Nachprü- 
fung ergab, daß der Lizenzgeber weit über das Um- 
gehungsverbot hinausgegangen war. So soll der 
Lizenzgeber eine Bindung an seine Preislisten auch 
in den Fällen verlangt haben, in denen der nicht 
patentierte Gegenstand als Einzelstück vertrieben 
wurde; schließlich habe er gefordert, daß sich der 
Lizenznehmer mit seinem gesamten lizenzfreien 
Herstellungsprogramm an die Listenpreise des 
Lizenzgebers halte. Hierauf hat das Bundeskartell- 
amt die Einbeziehung des unpatentierten Gegen- 
standes in die Preisstellungsbindung beanstandet. 
Der Lizenzgeber hat das beanstandete Verhalten 
aufgegeben. Auch dieser Fall zeigt die wettbewerbs- 
politisch nachteilige Freistellung von Preisstel- 
lungsbindungen in § 20 Abs. 2 Nr. 2. Diese Vor- 
schrift läßt Preisstellungsbindungen schlechthin zu. 
Sie stellt nicht auf die wirtschaftliche Notwendigkeit 
ab und gibt den Kartellbehörden keine Möglichkeit, 
einer mißbräuchlichen Anwendung entgegenzuwir- 
I ken. Hierauf ist bereits in den Tätigkeitsberichten 
1967 S. 88 Nr. 4; 1968 S. 87 Nr. 3 Abs. 1 hingewiesen 
worden. 


5. § 20 Abs. 2 Nr. 3 

In einem Lizenzvertrag über ein teilweise paten- 
tiertes Herstellungsverfahren wurde der Lizenzneh- 
mer verpflichtet, sich aus der Lizenzherstellung er- 
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gebende eigene Erfindungen einschließlich seiner 
Arbeitnehmererfindungen auf seine Kosten als Pa- 
tente auf den Namen des Lizenzgebers anzumelden. 
§ 20 Abs. 2 Nr. 3 deckt ein derartig weitgehendes 
Verlangen nicht; diese Vorschrift sieht lediglich — 
entsprechende Verpflichtungen auch des Lizenz- 
gebers vorausgesetzt — die Freistellung für Rück- 
lizenzierungen von Verbesserungs- und Anwen- 
dungserfindungen des Lizenznehmers vor. Von der 
Verhängung einer Geldbuße ist abgesehen worden, 
weil der Lizenzgeber die Aufhebung dieser Be- 
schränkung schriftlich veranlaßt hat und nach der 
Befragung des Lizenznehmers ein derartiger Fall 
bislang nicht eingetreten war. Entsprechendes galt 
für die weitere nach § 20 Abs. 1 Halbsatz 1 unwirk- 
same Verpflichtung, alle Weiterentwicklungen des 
Lizenznehmers, gleichgültig ob sie patentiert sind 
oder nicht, dem Lizenzgeber kostenlos zur Verfü- 
gung zu stellen. 

Ein Patentlizenzvertrag über Maschinen enthielt 
eine ähnliche Lizenznehmerverpflichtung: Alle Ver- 
besserungen oder Weiterentwicklungen des lizen- 
zierten Gegenstandes waren dem Lizenzgeber un- 
eingeschränkt zur Verfügung zu stellen. Diese Be- 
schränkung ging über den gesetzlichen Freistel- 
lungsumfang der Verpflichtung zur Gewährung von 
Lizenzen auf Verbesserungs -und Anwendungser- 
findungen hinaus. Eine solche Lizenznehmerbe- 
schränkung entsprach mit dem weit gefaßten Begriff 
der schutzwürdigen „Weiterentwicklungen" nicht 
der enger gefaßten Vorschrift des § 20 Abs. 2 Nr. 3, 
die im wesentlichen auf abhängige Erfindungen ab- 
stellt. Demgemäß wären bei einer längeren Ver- 
tragsdauer auch solche über den Schutzumfang des 
Patents hinausgreifenden eigenen erfinderischen 
Lösungen des auf diesem Gebiet besonders erfahre- 
nen Lizenznehmers miterfaßt worden, die zwar bei 
der Fortentwicklung in irgendeiner Form an den 
Lizenzgegenstand anknüpfen, jedoch nicht von ihm 
technisch abhängig sind. Der Lizenzgeber hätte nach 
dieser Vertragsbestimmung selbst dann das Ergeb- 
nis derartiger freier Lizenznehmererfindungen voll 
in Anspruch nehmen können, wenn sein Lizenz- 
patent ohne Benutzungshandlungen des Lizenzneh- 
mers durch weiterentwickelte neue Lösungen tech- 
nisch überholt und ersetzt worden wäre. Diese zu- 
gleich die technische Entwicklung hemmende Lizenz- 
nehmerbeschränkung ist nach Beanstandungen durch 
das Bundeskartellamt von den Vertragspartnern 
aufgehoben worden. 


6. § 20 Abs. 2 Nr. 4 

In Patent- und Gebrauchsmuster-Lizenzverträgen 
über Textilerzeugnisse wurden die Lizenznehmer 
und der Lizenzgeber verpflichtet, die den lizenzier- 
ten Gegenstand und dessen „Weiterentwicklungen" 
betreffenden Schutzrechte und Anmeldungen nicht 
anzugreifen. Diese Nichtangriffsvereinbarung geht 
über den Freistellungsbereich des § 20 Abs. 2 Nr. 4 
hinaus, da diese Vorschrift lediglich auf vertrags- 
gegenständliche, d. h. lizenzierte Schutzrechte und 
nicht schlechthin auf alle späteren, nicht in den 
Vertrag miteinbezogenen „Weiterentwicklungen" 


abstellt. Gegenseitige Nichtangriffsverpflichtungen 
fallen, soweit sie den Lizenzgeber treffen, ohnehin 
nicht unter § 20 Abs. 2 Nr. 4. In einer Neufassung 
dieser Vertragsbestimmungen wurden die geäußer- 
ten kartellrechtlichen Bedenken ausgeräumt und 
aufgrund der „Bekanntmachung über Patentlizenz- 
verträge" der EWG-Kommission (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften vom 24. Dezember 
1962 Nr. 2922/62), die eine dem § 20 Abs. 2 Nr. 4 
entsprechende Freistellung nicht vorsieht, der Be- 
reich der EWG-Mitgliedstaaten ausgenommen. 


7. § 20 Abs. 2 Nr. 5 

Verträge mit Lizenznehmern im Ausland wurden 
nach den im Tätigkeitsbericht 1965 S. 64 Nr. 8 zu- 
sammengefaßten Gesichtspunkten geprüft. In kei- 
nem Fall, auch nicht bei Lizenzverträgen mit Ost- 
blockstaaten, wurden über § 20 Abs. 2 Nr. 5 hinaus- 
greifende Auswirkungen im Geltungsbereich des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen fest- 
gestellt. 


8. § 20 Abs. 3 mit § 1 

Dem Bundeskartellamt wurde durch die Mißbrauchs- 
aufsicht nach §§ 20 Abs. 3 Satz 2, 11 Abs. 3 und 4 
bekannt, daß in mehreren Fällen nach der Erlaubnis- 
erteilung gemäß § 20 Abs. 3 unter dem Druck aller 
Lizenznehmer Zusatzverträge abgeschlossen worden 
sind, durch die der Lizenzgeber gehindert werden 
sollte, nach seinem Belieben Lizenzverträge mit wei- 
teren Lizenzinteressenten abzuschließen. Vom Bun- 
deskartellamt wurde die Möglichkeit einer Erlaub- 
niserteilung nach § 20 Abs. 3 für diese Zusatzverein- 
barung verneint und die sofortige Außerkraftsetzung 
dieser nach § 1 unwirksamen Zusatzverträge unter 
Bußgeldandrohung verlangt und erwirkt. 


9. § 20 Abs. 4 in Verbindung mit § 1 

Drei inländische Lizenznehmer hatten den ausländi- 
schen Lizenzgeber verpflichtet, bei weiteren Lizenz- 
vergaben im Inland ihre Zustimmung einzuholen. 
Die Feststellungen ergaben, daß zwei dieser Lizenz- 
nehmer ihrerseits von dem Lizenzpatent abhängige 
Schutzrechte besaßen, die ebenfalls lizenziert waren. 
Jedoch hatte der dritte Lizenznehmer keinen Rechts- 
grund, hinsichtlich weiterer Lizenzvergaben mit dem 
Lizenzgeber diesen beschränkende Vereinbarungen 
zu treffen. Eine aus diesem Sachzusammenhang fol- 
gende Liefersperre gegen einen bis dahin erfolglosen 
Lizenznachfrager wurde nach Aufforderung des Bun- 
deskartellamtes aufgehoben und durch schriftliche 
unbefristete Belieferungsvereinbarung ersetzt. 

In Patentlizenzverträgen eines Einzelerfinders mit 
nur kleinem Geschäftsbetrieb über wirtschaftlich be- 
deutende und technisch richtungweisende Maschi- 
nenkonstruktionen hatte der Lizenzgeber mit den 
wirtschaftlich starken Lizenznehmern u. a. die Ver- 
einbarung getroffen, weitere Lizenzen im Inland und 
im europäischen Ausland nur im Einverständnis mit 
allen Lizenznehmern zu vergeben. Ferner sind in 
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diesen Verträgen von allen Vertragsbeteiligten für 
etwa gemeinschaftlich zuzulassende neue Lizenz- 
nehmer von vornherein Jahres-Stückzahl-Herstel- 
lungsbeschränkungen und Belastungen mit höheren 
Lizenzgebühren vereinbart worden. Im übrigen lag 
eine Einigung über ein Lizenzvergabeverbot an be- 
stimmte Wettbewerber vor. Das Bundeskartellamt 
hat — unter Berücksichtigung weiterer horizontaler 
Elemente dieser Verträge einschließlich von Meist- 
begünstigungsklauseln — diese Vereinbarungen als 
gegen § 1 verstoßende wettbewerbsbeschränkende 
gegenseitige Marktaufteilung hinsichtlich der Lizenz- 
produktion beanstandet. Der Lizenzgeber hat sich 
hierdurch seiner freien Entscheidungsbefugnis zu- 
gunsten seiner Vertragspartner und Wettbewerber 
begeben, über den Zugang weiterer Lizenznach- 
frager und Mitbewerber zu diesem wichtigen Markt 
aufgrund seiner Ausschließlichkeitsrechte selbst zu 
bestimmen. Vom Bundeskartellamt wurde nach An- 
hörung aller Parteien die Aufhebung dieser gegen 
§ 1 verstoßenden Wettbewerbsbeschränkungen 

durch neue Verträge erreicht. 


10. § 21 Abs. 1 

In zahlreichen Verträgen über technisches Betriebs- 
geheimniswissen wurden dem Erwerber oder Lizenz- : 
nehmer Beschränkungen auferlegt, für die in ent- 
sprechender Anwendung § 20 in Anspruch genom- i 
men wurde (§ 21 Abs. 1 mit § 20 Abs. 1 zweiter Halb- 
satz, Abs. 2). Der Gegenstand dieser nicht geschütz- 
ten Erfindungsleistungen (Fabrikationsverfahren, 
Konstruktionen) oder der sonst in Betracht kommen- 
den die Technik bereichernden Leistungen und ihre 
Betriebsgeheimniseigenschaft wurde in mehreren Fäl- 


len im Vertrage nach Art, Gegenstand, Beschaffen- 
heit und Umfang nicht hinreichend bezeichnet. Inso- 
weit sind diese Voraussetzungen nicht nur dem Bun- 
deskartellamt gegenüber zur Rechtfertigung der auf- 
erlegten Beschränkungen darzulegen (Tätigkeitsbe- 
richt 1962 S. 72 Nr. 9); vielmehr sollte auch der Er- 
werber oder Lizenznehmer bereits aus dem Ver- 
tragsinhalt zweifelsfrei entnehmen können, welche 
technischen Leistungen des Vertragspartners im ein- 
zelnen die Voraussetzungen des § 21 Abs. 1 erfüllen 
und Grundlage der vertraglichen Beschränkungen 
und Lizenzgebührenvereinbarungen sind. Hierdurch 
wäre es dem Lizenznehmer möglich, im Verlauf des 
Vertrages die Übersicht und Kontrolle zu haben und 
zu erhalten, ob und in welchem Maße das vertrags- 
gegenständliche technische Betriebsgeheimniswissen 
noch den Anforderungen des § 21 Abs. 1 entspricht 
oder durch Offenkundigwerden oder technische 
Überholung ganz oder teilweise weggefallen ist. 
Diese laufende Bewertung aufgrund vertraglicher 
Festlegung dient auch der Überprüfung der Lizenz- 
gebührenhöhe, die im Verlaufe einer längeren Ver- 
tragszeit regelmäßig durch Umfang und Wert des 
jeweils tatsächlich noch zur Verfügung stehenden, 
technisch fortschrittlichen und wirtschaftlich verwert- 
baren Betriebsgeheimniswissens bestimmt wird. Ist 
technisches Betriebsgeheimniswissen i. S. des § 21 
Abs. 1 zugleich mit allgemeinem technischen Wissen 
(know-how), das den besonderen Anforderungen des 
§ 21 Abs. 1 nicht genügt, Vertragsgegenstand, soll- 
ten beide Gruppen, da für sie verschiedene Vor- 
schriften des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen gelten (Tätigkeitsbericht 1967 S. 89 Nr. 8), 
im Vertrag nach Art und Umfang im Interesse der 
Rechtssicherheit deutlich voneinander abgegrenzt 
sein. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Verfahrensfragen 


Nach dem Beschluß des Bundesgerichtshofs vom 
14. November 1968 (Tätigkeitsbericht 1968 S. 90 
Fußnote 1 ; WuW/E BGH 995) ist eine Untätigkeits- 
beschwerde nach § 62 Abs. 3 dann zulässig, wenn 
substantiiert ein Sachverhalt vorgetragen wird, der 
ein Recht auf die Vornahme der beantragten Verfü- 
gung ergeben kann; eine reine Verbalbehauptung 
genügt nicht. Unzulässig ist danach die Beschwerde 
nur, wenn offensichtlich und eindeutig nach keiner 
Betrachtungsweise das vom Beschwerdeführer be- 
hauptete Recht bestehen oder ihm zustehen kann. 

In der gleichen Entscheidung hat es das Gericht ins- 
besondere in Fällen, in denen die Bejahung der 
Rechtsbeeinträchtigung nach § 75 Abs. 1 von der 
Sachentscheidung abhängt, für die Zulässigkeit der 
Rechtsbeschwerde als ausreichend angesehen, wenn 
der Beschwerdeführer Behauptungen aufstellt, aus 
denen diese Rechtsbeeinträchtigung folgen kann. 
Nicht ist entscheidend, daß das Beschwerdegericht 
die Beeinträchtigung verneint hat. Denn hierbei ist 
zu berücksichtigen, daß die angefochtene Entschei- 
dung unrichtig sein kann und dadurch der Beschwer- 
deführer in seiner Rechtsstellung berührt wird. 

Ein Beschwerderecht nach § 62 Abs. 3 hat das Gericht 
für den Fall verneint, daß der Beschwerdeführer 
über § 26 Abs. 2 und § 35 Zivilklage erheben kann. 
Deckt sich ein zivilrechtlicher Kiageanspruch, der auf 
Abwehr rechtswidrigen Verhaltens eines Unterneh- 
mens gerichtet ist, nach Voraussetzungen und Inhalt 
mit einer im Verwaltungsverfahren vorgesehenen 
Maßnahme, so ist in der Regel ein Anspruch gegen 
die Behörde auf Durchführung dieser Maßnahme 
ausgeschlossen. Schließlich ist in § 17 Abs. 1 ein 
Antragsrecht ausdrücklich vorgesehen und für § 18 
beim Zustandekommen des Gesetzes gestrichen wor- 
den. Sind aber die Voraussetzungen für eine Untätig- 
keitsbeschwerde nach § 62 Abs. 3 nicht erfüllt, ist 
nicht materiell zu prüfen, ob die Behörde von 
ihrem Ermessen fehlerhaften Gebrauch gemacht hat. 

In einem weiteren Beschluß vom 27. Februrar 1969 
(WuW/E BGB 990, 993) hat der Bundesgerichtshof 
ausgeführt, daß der Untersuchungsgrundsatz des 
§ 69 Abs. 1 die Beteiligten nicht von der Pflicht 
enthebt, den Sachverhalt darzulegen und Beweis- 
mittel anzugeben. Dies gilt im karteligerichtlichen 
Verfahren um so mehr, als im Gegensatz zur Klage 
und Berufung in den einzelnen Verwaltungsrechts- 
zweigen die Beschwerdebegründung nach § 65 die 
Angabe der Tatsachen und Beweismittel enthalten 
muß. Dem Kartellgericht liegt somit eine Aufklä- 
rungs- und Ermittlungspflicht nur insoweit ob, als 
der Vortrag der Beteiligten oder der Sachverhalt als 
solcher bei sorgfältiger Überlegung der sich aufdrän- 
genden Gestaltungsmöglichkeiten dazu Anlaß gibt. 


In einer Entscheidung vom 14. Januar 1969 (WuW/E 
OLG 964) behandelt das Kammergericht die Voraus- 
i Setzungen einer Beiladung nach § 51 Abs. 2 Nr. 4. 
Danach ist diese nur zu einem formellen Verwal- 
tungsverfahren nach §§51 ff. zulässig, nicht schon im 
vorbereitenden Ermittlungsstadium des § 45 oder 
zur Auskunfterteilung nach § 46. Ein Verfahren 
ist aber nach §§ 51 ff. eingeleitet, wenn dem Betrof- 
I fenen durch ein Schreiben des Bundeskartellamtes 
eindeutig und unmißverständlich mitgeteilt ist, daß 
die Behörde in Erfüllung der ihr (hier aus § 18) ge- 
setzlich übertragenen Aufgaben die Voraussetzun- 
gen für ihr Einschreiten überprüfen will und im ge-- 
: gebenen Fall Maßnahmen treffen wird. Eine be- 
I sondere Einleitungsverfügung ist nicht erforderlich. 

Die Beiladung ist nach den weiteren Ausführungen 
in einem einzigen Beschluß zu einem gegen meh- 
rere Unternehmen verbundenen Hauptverfahren zu- 
lässig. Diese Verbindung in der Hauptsache ist im 
Verwaltungsverfahren entsprechend den Bestim- 
mungen des Prozeßrechts nicht zu beanstanden, 
wenn gleichartige und auf einem im wesentlichen 
gleichartigen tatsächlichen und rechtlichen Grund 
beruhende Verpflichtungen den Gegenstand der 
kartellrechtlichen Überprüfung bilden. Diese Vor- 
aussetzungen sind bei Verfahren nach § 18 insbe- 
sondere gegeben, wenn erst die ähnlich gehaltenen 
Verträge mehrerer Unternehmen in ihrer Gesamt- 
heit geeignet sind, ein Eingreifen des Bundeskartell- 
amtes zu rechtfertigen. Dem steht nicht entgegen, 
daß sich durch die. Verbindung von Verfahren ge- 
gen mehrere Beteiligte die Gefahr der Offenbarung 
von Geschäftsgeheimnissen erhöht; und zwar des- 
halb nicht, weil das Bundeskartellamt nach seiner 
bisherigen Praxis stets mit großer Sorgfalt darauf 
achtet, daß Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, 
deren Geheimhaltung von den Betroffenen verlangt 
wird, dritten Personen auch dann nicht zur Kennt- 
nis gelangen, wenn sie am Verfahren beteiligt sind. 
In der gleichen Entscheidung sieht das Kammerge- 
richt die Interessenberührung des Beigeladenen als 
erheblich an, wenn ihm in dem Marktbereich, der 
Gegenstand des Hauptverfahrens ist, durch dort 
mögliche Verfügungen mit Sicherheit spürbare wirt- 
schaftliche Vorteile erwachsen. Für die Frage der 
Zulässigkeit der Beiladung kann es nicht auf den 
Gesamtumsatz des beigeladenen Unternehmens an- 
kommen, sondern es ist lediglich auf seinen Umsatz 
in dem jeweiligen Marktbereich abzustelien, auf 
den sich der Verfahrensgegenstand bezieht. Dazu 
ist, da im Hauptverfahren die Gesamtmarktlage 
aufgrund gleichartiger Bindungen anderer Herstel- 
ler zu betrachten ist und möglicherweise nach § 18 
zu erwartende Verfügungen des Bundeskartellamtes 
den ganzen Markt berühren können, auch in dem 
, dazugehörigen Beiladungsverfahrens die Frage der 
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spürbaren Benachteiligung der Beigeladenen ebenso 
umfassend nach dem gesamten Marktbereich zu be- 
urteilen. Sind die gesetzlichen Voraussetzungen er- 
füllt, hat der Antragsteller, wie das Kammergericht 
weiter ausführt, noch keinen uneingeschränkten 
Rechtsanspruch auf Beiladung, sondern die Anord- 
nung steht im pflichtgemäßen, in der Regel streng 
auszuübenden Ermessen des Bundeskartellamtes. 
Diese Ermessenshandhabung unterliegt nach § 70 
Abs. 4, soweit nicht sein Satz 2 in Betracht kommt, 
der gerichtlichen Überprüfung nicht nur wie im Ver- 
waltungsstreitverfahren hinsichtlich der Recht- son- 
dern auch der Vcrwaltungszweckmäßigkeit, 7.u die- 
ser Handhabung des Ermessens hat die Behörde ge- 
eignete Ausführungen zu machen. Die Beiladung ist 
in diesem Zusammenhang nicht deshalb sach- oder 
gesetzwidrig, weil sie zu einer unzumutbaren 
Ausweitung und Verzögerung des Verfahrens führt. 
Es trifft nicht zu, daß daraufhin mit zahlreichen Bei- 
ladungsanträgen anderer Unternehmen zu rechnen 
ist und daß diesen Anträgen wegen des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung entsprochen werden müßte. 
Im Schrifttum wird, wie das Kammergericht meint, 
zutreffend angenommen, daß bei zahlreichen Beila- 
dungsanträgen im Rahmen der gebotenen Ermes- 
sensentscheidung eine Auswahl erlaubt ist und daß 
weitere Beiladungen zweckmäßigerweise abgelehnt 
werden, wenn nur Interessen berührt werden, die 
schon bereits Beteiligte wirksam vertreten. Dazu 
sollen in Kartellverwaltungsverfahren nach Möglich- 
keit alle Auffassungen zur Geltung kommen. Richtig 
ist, daß jede Beiladung insbesondere durch die Ge- 
fahr des Bekanntwerdens der im Verfahren behan- 
delten Betriebsinterna eine Belastung der übrigen 
Beteiligten darstellt. Diese Gefahr hat der 
Gesetzgeber nach Ansicht des Kammergerichts im 
Interesse der vollständigen Sachaufklärung grund- 
sätzlich in Kauf genommen. Sie kann deshalb nur 
zur Ablehnung eines Beiladungsantrages führen, 
wenn sie ein vom Regelfall abweichendes beson- 
deres Ausmaß erreicht hat. Der Beiladungsantrag ist 
schließlich wegen der besonderen verfahrensrecht- 
lichen Stellung des Beigeladenen (u. a. Beschwerde-, 
Akteneinsichtsrecht) im allgemeinen auch nicht des- 
halb zurückzuweisen, weil nach § 53 Abs. 2 im 
Wege der Anhörung Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben werden kann. 


In einem weiteren Beschluß vom 7. November 1969 
hat das Kammergericht die Interessen eines aus- 
ländischen Reeders, eines Außenseiters einer Schiff- 
fahrtskonferenz, durch ein Mißbrauchsverfahren 
nach § 104 in Verbindung mit § 99 Abs. 2 Nr. 1 als 
erheblich berührt angesehen und deshalb seine Bei- 
ladung nach § 51 Abs. 2 Nr. 4 bestätigt. Durch das 
Hauptverfahren, das die zumindest teilweise Un- 
wirksamkeitserklärung von kartellmäßig festgeleg- 
ten Treuerabatten, die praktisch eine gleichzeitige 
Verfrachtung über Konferenzreeder und Außenseiter 
ausschließen, zum Ziel haben kann, werden deutsche 
Interessen erheblich berührt. Die deutschen Expor- 
teure müssen wegen dieser Rabattregelung jetzt 
auch bei einer Verschiffung über einen nichtdeut- 
schen Hafen mit einem ausländischen Außenseiter 
darauf Rücksicht nehmen, ob sie mit Kartellmitglie- 
dern in Geschäftsbeziehungen stehen und deshalb 
Ansprüche auf Treuerabatte haben, die sie bei jeg- 
licher Beauftragung eines nicht zum Kartell gehören- 
den Reeders verlieren würden. Insoweit werden 
sie in der freien Auswahl des Verfrachtens be- 
schränkt und der Reederaußenseiter im Wettbewerb 
um den deutschen Kunden beeinträchtigt. Nicht ent- 
scheidend ist, daß der Ort der Dienstleistung, der 
Seetransport, außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland liegt; wesentlich ist vielmehr, wo sich 
Angebot und Nachfrage gegenüberstehen. Grund- 
sätzliche Bedenken hat das Kammergericht gegen die 
Beiladung eines Ausländers nicht erhoben. Im Sinne 
des § 98 Abs. 2 ist allein die Auswirkung auf den 
innerdeutschen Markt maßgebend. Das GWB soll 
die Freiheit der wirtschaftlichen Betätigung aller 
am deutschen Markt teilnehmenden Unternehmen 
schützen. 

Nach einer Entscheidung vom 20. Dezember 1968 
I ist das Kammergericht auch befugt, die Voil- 
I Streckung einer gemäß § 5 Abs. 2 erteilten Erlaub- 
I nis, deren Wirksamkeit nach § 63 Abs. 1 durch die 
Einlegung einer Beschwerde nicht aufgeschoben ist, 
im Wege einer einstweiligen Anordnung (§ 63 Abs. 3 
in Verbindung mit § 56) auszusetzen. Es hat aber im 
vorliegenden Fall den Erlaß einer solchen Anord- 
nung abgelehnt, weil die tatsächlichen Vorausset- 
zungen (dem Beigeladenen etwa drohende schwere 
Schäden) nicht bestanden. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Anwendung des EWG-Vertrages 


Zu Artikel 85 bis 90 EWGV 

! 

1. Anwendung der Artikel 85 und 86 EWGV durch j 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften ; 

a) Entscheidungen \ 

Die Kommission hat im Berichtsjahr weitere Muster- | 
entscheidungen erlassen. Sie hat in diesen Einzel- 
fallentscheidungen für bestimmte Typen von zwi- | 
schenibetrieblicher Zusammenarbeit den Anwen- | 
dungsbereich des Artikels 85 Abs. 1 EWGV — auch 
gegenüber den in der Bekanntmachung vom 29. Juli i 
1968 (ABIEG Nr. C 75 vom 29. Juli 1968 S. 3, berich- 
tigt ABIEG Nr. C 93 vom 18. September 1968 S. 3) 
erwähnten Formen nicht wettbewerbbeschränkender 
Kooperationen — abgegrenzt und die Voraussetzun- 
gen der Freistellung nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV 
erläutert. Die Kommission hat ferner erstmals in 
zwei Fällen Geldbußen wegen vorsätzlicher Ver- ' 
Stöße gegen Artikel 85 Abs. 1 EWGV festgesetzt. 

In der Sache „Europäische Werkzeugmaschinen- Aus- i 
Stellungen" hat die Kommission Artikel 85 Abs. 3 
EWGV zum erstenmal auf Wettbewerbsbeschrän- 
kungen auf dem Gebiet der Dienstleistungen ange- 
wendet (Entscheidung vom 13. März 1969 — IV/93, 1 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften — ! 
ABIEG — Nr. L 69 vom 20. März 1969 S. 13 — ' 
WuW/E EV 227). Ein europäischer Fachverband | 
von zwölf nationalen Vereinigungen von Werkzeug- ; 
maschinenherstellern hat beschlossen, daß die euro- ' 
päischen Werkzeugmaschinen-Ausstellungen nur in | 
jedem ungeraden Jahr stattfinden sollen. Die Zu- i 
lassung zur Teilnahme an diesen Ausstellungen ist 
von bestimmten Voraussetzungen abhängig, u. a. da- 
von, daß die Aussteller ihre Werkzeugmaschinen im 
Ausstellungsjahr nicht auf einer anderen Ausstel- 
lung oder Messe in einem Land ausstellen, dessen 
Herstellerverband der Fachorganisation angehört, i 
Die Beschlüsse des Fachverbandes erfüllten die Vor- I 
aussetzungen des Artikels 85 Abs. 1 EWGV, ent- ! 
sprachen aber auch den Erfordernissen des Artikels ; 
85 Abs. 3 EWGV. Die Kommission hat bei ihrer | 
Entscheidung besonders den Rationalisierungseffekt ! 
berücksichtigt, den eine Zusammenfassung des An- 
gebots einer Branche in einer Fachmesse für Her- , 
steiler und Abnehmer angesichts der zunehmenden 
Zahl von Messen und Ausstellungen bewirkt. | 

In zwei Entscheidungen hat die Kommission Spe- i 
zialisierungsvereinbarungen nach Artikel 85 Abs. 3 j 
EWGV freigestellt. In der Sache „Clima Chappe — ^ 
Buderus" wurde ein Vertrag über Spezialisierung, i 
gegenseitigen Alleinvertrieb und Kollegenbezugs- 
bindungen zwischen einem französischen und 
einem deutschen Hersteller von Klimaanlagen frei- 


gestellt. Die Bezugsbindung bei den spezialisierten 
Artikeln besteht nur unter der Voraussetzung, daß 
diese auf dem Markt des Bezugsverpflichteten kon- 
kurrenzfähig sind. Die Partner halben auch für nicht 
spezialisierte klimatechnische Erzeugnisse und für 
Zukaufteile eine Bezugspflicht beim Kollegen für 
den Fall der Preis- und Qualitätsgleichheit verein- 
bart. überschreitet ein Partner bei einem der Er- 
zeugnisse, deren Herstellung dem anderen Vorbe- 
halten ist, einen Bestimmten vereinbarten Mindest- 
umsatz, so steht es ihm frei, die Fertigung dieses 
Erzeugnisses selbst aufzunehmen (Entscheidung vom 
22. Juli 1969 — IV/26.625 ABIEG Nr. L 195 vom 
7. August 1969 S. 1 — WuW/E EV 276). 

Der Einzelfall „Jaz — Peter" betrifft eine Verein- 
barung zwischen einem französischen und einem 
deutschen Uhrenhersteller über die Spezialisierung 
bei der Produktion von mechanischen und elektri- 
schen Großuhren (Entscheidung vom 22. Juli 1969 — 
IV/26.437, ABIEG Nr. L 195 vom 7. August 1969 S. 5 
= WuWE EV 260). Die Partner haben sich gegen- 
seitig zu ausschließlicher Kollegenlieferung und zum 
Kollegenibezug für das jeweilige Vertragsgebiet ver- 
pflichtet. Dem französischen Partner ist das Allein- 
vertriebsrecht für ein nicht spezialisiertes Erzeugnis 
des deutschen Beteiligten eingeräumt. Die vom Kol- 
legen Bezogenen Erzeugnisse vertreiBt jeder Be- 
teiligte in seinem VertragsgeBiet unter seinem Wa- 
renzeichen. Jeder Beteiligte hat ein Vorrecht für 
den Alleinvertrieb künftiger neuer Erzeugnisse des 
anderen, auch soweit es sich nicht um spezialisierte 
Artikel handelt. Die Vereinbarung zielt auf eine zu- 
nehmend engere Zusammenarbeit der beteiligten 
Unternehmen aB. 

Von den im Berichtsjahr erteilten Negativattesten 
(Artikel 2 VO 17) ist die Entscheidung in der Sache 
„Christiani & Nielsen" (vom 18. Juni 1969 — 
IV/22.548, ABIEG Nr. L 165 vom 5. Juli 1969 S. 12 
= WuW/E EV 274) hervorzuheben. Die Kommission 
hat in diesem Falle die Anwendbarkeit des Artikels 
85 Abs. 1 EWGV auf einen Vertrag verneint, den 
eine dänische Muttergesellschaft mit ihrer nieder- 
ländischen Tochtergesellschaft geschlossen hat. Der 
Vertrag regelt die technische und wirtschaftliche 
Zusammenaiibeit auf dem Gebiet des Groß-, Tief- 
und Ingenieurbaus sowie die räumliche Abgrenzung 
des Tätigkeitsbereichs zwischen beiden Gesellschaf- 
ten. Für die Feststellung der Kommission, daß der 
Wettbewerb durch diese Vereinbarung nicht einge- 
schränkt werde, war entscheidend, daß die voll im 
Besitz der Muttergesellschaft stehende Tochter- 
gesellschaft, obwohl sie eigene Rechtspersönlichkeit 
besitzt, hier in wirtschaftlicher und finanzieller Hin- 
sicht ein integrierter Bestandteil der Muttergesell- 
schaft ist. Beide Gesellschaften bilden daher eine 
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Wirtschaftseinheit. Die Entscheidung enthält eine 
erste Stellungnahme der Kommission zu der An- 
wendbarkeit des Artikels 85 Abs. 1 EWGV auf Ver- 
einbarungen zwischen Mutter- und Tochtergesell- 
schaften. Ihre Tragweite muß im Zusammenhang mit 
dem zur Beurteilung gestellten Sachverhalt gesehen 
werden. Die Kommission hat in der Antwort auf 
eine Schriftliche Anfrage im Europäischen Parlament 
betont, daß aus dieser Entscheidung keine Schlüsse 
auf die Haltung der Kommission bei der Beurtei- 
lung von anderen Konzentrationsfällen hergeleitet 
werden können (Schriftliche Anfrage Nr. 190/69 des 
Abg. Glinne, ABIEG Nr. C 135 vom 23. Oktober 
1969 S.l). 

Das Negativattest für das italienische Düngemittel- 
verkaufssyndikat „SEIFA" (Entscheidung vom 30. 
Juni 1969 — IV/704-25.410, ABIEG Nr. L 173 vom 
15. Juli 1969 S. 8 = WuW/E EV 280) schließt sich 
weitgehend an die Entscheidungen an, welche die 
Kommission 1968 hinsichtlich ähnlicher Syndikate in 
Belgien und Frankreich erlassen hat (Tätigkeits- 
bericht 1968 S. 93 f.). Auch für das italienische Syn- 
dikat konnte ein Negativattest erst erteilt werden, 
nachdem die Vereinbarung aufgrund von Bedenken 
der Kommission geändert worden war. Für den ita- 
lienischen Inlandsmarkt bestehen weiterhin Wett- 
bewerbsbeschränkungen; es war jedoch nicht festzu- 
stellen, daß diese geeignet sind, den Handel zwi- 
schen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. 

Im Falle der „Convention Chaufourniers'' (Kalk- 
brenner — Entscheidung vom 5. Mai 1969 — IV/242- 
295, ABIEG Nr. L 122 vom 22. Mai 1969 S. 8 = 
WuW/E EV 283) kamen die in ihrer wettbewerb- 
lichen Handlungsfreiheit beschränkten Hersteller 
von natürlichem Zement nicht mehr als potentielle 
Wettbewerber ihrer Vertragspartner in Betracht, sie 
konnten auch nur einen Bruchteil der vereinbarten 
Höchstquote von 2,75 v. H. des Gesamtabsatzes 
ihrer Vertragspartner an Portlandzement erzeugen 
(Tätigkeitsbericht 1968 S. 95). Die Kommission 
konnte daher feststellen, daß die Vereinbarung 
wegen der schwachen Marktstellung der gebundenen 
Unternehmen keine spürbare Wettbewerbsbeschrän- 
kung mehr bewirkt. 

In der Sache „VVVF" (Vereniging van Vernis- en 
Verffabrikanten in Nederland; Entscheidung vom 
25. Juni 1969 — IV/597, ABIEG Nr. L 168 vom 
10. Juli 1969 S. 22 - WuW/E EV 285) waren nahe- 
zu alle niederländischen Hersteller von gebrauchs- 
fertigen Farben an ein Exportabkommen gebun- 
den. Dieses Abkommen enthielt ursprünglich meh- 
rere wettibewerbsbeschränkende Bestimmungen (Tä- 
tigkeitsbericht 1968 S. 95). In der geltenden Fas- 
sung verpflichtet es die beteiligten Unternehmen 
bei der Ausfuhr in andere Mitgliedstaaten lediglich, 
unter den festgelegten Bezeichnungen nur solche Er- 
zeugnisse auszuführen, die den vereinbarten Vor- 
schriften über Mindestqualitäten genügen. In Anbe- 
tracht der weiteren Umstände des Sachverhalts kam 
die Kommission zu dem Ergebnis, daß diese Ver- 
pflichtungen den Wettbewerb innerhalb des Gemein- 
samen Marktes nicht einschränken. Die Kommis- 
sion konnte auch davon ausgehen, daß die für Aus- 
fuhren in Drittstaaten vereinbarten Wettbewerbs- 


beschränkungen der Beteiligten weder direkt noch 
indirekt eine spürbare Einschränkung des Wett- 
bewerbs innerhalb des Gemeinsamen Marktes be- 
wirken. 

Mit einer Entscheidung vom 5. Dezember 1969 (IV/ 
24.470 — 24.471 ; — „Pirelli S. p. A. — Societä Italiana 
Dunlop S. p. A.; S. A. des Pneumatiques Dunlop — 
S. A. Pirelli France" — AßlEG Nr. L 323 vom 24. De- 
zember 1969 S. 21) hat die Kommission ein Negativ- 
attest für zwei inhaltlich korrespondierende Lohn- 
fertigungsverträge erteilt. Pirelli bzw. Dunlop ver- 
pflichten sich in diesen Verträgen, für Rechnung der 
in Italien bzw. in Frankreich ansässigen Tochter- 
gesellschaft des Partners (Besteller) Reifen und 
Schläuche in jährlich zu vereinbarenden Mengen 
herzustellen. Ursprünglich hatten die Vereinbarun- 
gen vorgesehen, daß die im Lohnauftrag hergestellten 
Erzeugnisse von dem Besteller nicht für die Erst- 
ausrüstung im jeweiligen Land hergestellter Fahr- 
zeuge verkauft werden durften. Ferner waren für 
die Vertragserzeugnisse Einfuhrbeschränkungen zu 
Lasten der bestellenden Tochtergesellschaften ver- 
einbart. Diese zunächst in den Verträgen enthalte- 
nen Wettbewerbsbeschränkungen wurden im Laufe 
des Verfahrens aufgehoben. Eine Klausel, die den 
Tochtergesellschaften untersagte, ähnliche Verträge 
mit anderen Reifenherstellern in Italien bzw. Frank- 
reich zu schließen, wurde durch eine Vereinbarung 
ersetzt, wonach die Hersteller im Lohnauftrag bei 
Preisgleichheit mit anderen Herstellern ein Vor- 
zugsrecht für die Lieferung von über die vereinbar- 
ten Höchstmengen hinausgehenden Mengen an den 
Besteller haben. Die Verträge enthalten mit diesem 
Inhalt keine Bestimmungen mehr, die derzeit eine 
Behinderung, Einschränkung oder Verfälschung des 
Wettbewerbs innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
bezwecken oder bewirken. 

Geldbußen zwischen 210 000 und 10 000 Rechnungs- 
einheiten (damals entsprechend 840 000 bzw. 40 000 
Deutsche Mark) hat die Kommission gegen sechs an 
dem „Internationalen Chininkartell" beteiligte Un- 
ternehmen in ihrer ersten Entscheidung nach Ar- 
tikel 15 Abs. 2 VO 17 festgesetzt (Entscheidung vom 
16. Juli 1969 — IV/26.623, ABIEG Nr. L 192 vom 
5. August 1969 S. 5 == WuW/E EV 239). Die Kom- 
mission hat folgenden Sachverhalt festgestellt: Die 
Betroffenen — ein niederländisches, zwei deutsche 
und drei französische Unternehmen — sind die ein- 
zigen Chininhersteller im Gemeinsamen Markt; auf 
dem Weltmarkt besitzen sie eine bedeutende Stel- 
lung. Drei der betroffenen Unternehmen waren 1958 
an einem ersten Vertrag beteiligt, der die Reservie- 
rung der Heimatmärkte und bestimmter anderer 
Märkte sowie Preise und Quoten für die Ausfuhr 
von Chinin und Chinidin regelte. Dieser Exportkar- 
tellvertrag wurde beim Bundeskartellamt angemel- 
det. Nachdem das Bundeskartellamt im Hinblick auf 
Artikel 85 EWGV Bedenken erhoben hatte, änderten 
die Beteiligten den Vertrag dahin, daß die Verein- 
barung auf Verkäufe in die EWG-Staaten nicht mehr 
angewendet werden sollte. 1960 schlossen diese drei 
Unternehmen dann einen neuen „Exportvertrag", in 
dem außer Bindungen der genannten Art ein Men- 
genausgleich und ein Verbot der Zusammenarbeit 
mit Außenseitern außerhalb des Gemeinsamen 
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Marktes bei der Herstellung oder dem Verkauf von 
Chinin und Chinidin vereinbart wurde. Die Klausel 
über die Nichtanwendbarkeit des Vertrages auf Aus- 
fuhren in die EWG-Mitgliedstaaten wurde beibehal- 
ten. Diesem Vertrag traten 1960 die betroffenen 
französischen und zwei britische Unternehmen bei; 
die Quoten und geschützten Märkte wurden aus 
diesem Anlaß neu bestimmt. In zwei gentlemen's 
agreements, an welchen sämtliche Partner der er- 
wähnten Verträge beteiligt waren, wurden die in 
dem Exportvertrag enthaltenen Absprachen über 
Preise, Quoten und Mengenausgleich für Chinin und 
Chinidin auf alle Verkäufe im In- und Ausland, 
auch innerhalb des Gemeinsamen Marktes, ausge- 
dehnt. Der Schutz der Heimatmärkte zugunsten der 
jeweiligen nationalen Hersteller wurde ausdrück- 
lich festgelegt. Die beteiligten französischen und 
britischen Hersteller verpflichteten sich, Chinidin 
ohne Zustimmung der betroffenen niederländischen 
und deutschen Unternehmen nicht herzustellen. 
Diese gentlemen's agreements sollten geheimgehal- 
ten werden. 1961/62 schlossen die Beteiligten zusätz- 
lich Vereinbarungen über den gemeinsamen Einkauf 
von Chinin-Rohstoffen, die sie bis Oktober 1962 
praktizierten. Die Bestimmungen über den Schutz 
der Heimatmärkte und über die Preise wurden bis 
Februar 1965 eingehalten. Da die Vereinbarungen 
sich auch auf den Gemeinsamen Markt bezogen, ver- 
stießen sie gegen das Verbot in Artikel 85 Abs. 1 
EWGV. Die Kommission hat festgestellt, daß die 
Betroffenen diesen Verstoß vorsätzlich begangen 
haben; sie seien durch ein von ihnen 1962 einge- 
holtes Rechtsgutachten darüber unterrichtet gewe- 
sen, daß ihr Verhalten mit Artikel 85 Abs. 1 EWGV 
unvereinbar sei. Die Höhe der Geldbußen ist von der 
Schwere und der Dauer des Verstoßes bestimmt. 
Die Kommission hat hierbei die bedeutende Markt- 
stellung der Betroffenen sowie den Umstand be- 
lastend berücksichtigt, daß es sich bei den Erzeug- 
nissen um Heilmittel handelte, die nicht in jeder Hin- 
sicht durch Substitutionsprodukte ersetzt werden 
können. Drei der betroffenen Unternehmen haben 
gegen die Entscheidung Klage beim Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften erhoben (Rechtssachen 
41, 44 und 45/69, ABIEG Nr. C 125 vom 27. Septem- 
ber 1969 S. 2, ABIEG Nr. C 131 vom 13. Oktober 
1969 S. 2, 3). Es ist zu erwarten, daß der Gerichtshof 
in diesen Verfahren u. a. die Frage prüfen wird, 
wann Zuwiderhandlungen nach Artikel 15 Abs. 2 
VO 17 verjähren; das EWG-Recht enthält hierzu 
keine ausdrücklichen Vorschriften. 

Wegen aufeinander abgestimmter Verhaltensweisen 
verschiedener Farbstoffhersteller bei der Festsetzung 
ihrer Preise innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
hat die Kommission gegen vier deutsche, je ein 
französisches und italienisches sowie gegen drei 
schweizerische und ein britisches Unternehmen 
Geldbußen festgesetzt (Entscheidung vom 24. Juli 
1969 — IV/26.267 „Farbstoffe", AbIeG Nr. L 195 
vom 7. August 1969 S. 11 = WuW/E EV 267). Die 
Kommission hat festgestellt, daß die durchweg be- 
deutenden Hersteller ihre Preise innerhalb des Ge- 
meinsamen Marktes im Januar 1964, Januar 1965 
und Oktober 1967 aufgrund aufeinander abgestimm- 
ter Verhaltensweisen einheitlich und fast gleichzeitig 


erhöht und damit gegen das Verbot des Artikels 85 
I Abs. 1 EWGV verstoßen haben. Sie sieht den Be- 
; weis dafür, daß diese Preiserhöhungen nicht nur auf 
ein Parallelverfahren zurückzuführen, sondern von 
den Unternehmen aufeinander abgestimmt worden 
sind, in der Übereinstimmung der Preisaufschläge 
und ihrer fast gleichzeitigen Anwendung in den ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten in Verbindung mit dem 
regelmäßigen Informationsaustausch zwischen den 
Herstellern, insbesondere auf gemeinsamen Sitzun- 
gen, der besonderen Marktstruktur und anderen Be- 
gleitumständen. Die Bedeutung dieser Entscheidung 
liegt zunächst darin, daß sie erstmals aufeinander 
abgestimmte Verhaltensweisen zum Gegenstand hat. 
Die von der Kommission diesem Einzelfall beige- 
messene wirtschaftliche Bedeutung kommt in der 
Höhe der verhängten Geldbuße zum Ausdruck. Sie 
betragen 50 000 Rechnungseinheiten für neun und 
40 000 Rechnungseinheiten (damals entsprechend 
200 000 bzw. 160 000 Deutsche Mark) für ein be- 
troffenes Unternehmen. Die Kommission hat 
durch die Festsetzung von Geldbußen gegen vier 
Unternehmen mit Sitz außerhalb des Gemeinsamen 
Marktes den Geltungsanspruchs des Artikels 85 
EWGV für alle Wettbewerbsbeschränkungen be- 
tont, welche die in Artikel 85 Abs. 1 EWGV be- 
zeichneten Wirkungen innerhalb des Gemeinsamen 
Marktes haben. Auf den Sitz der beteiligten Unter- 
nehmen komme es nicht an. Gegen diese Entschei- 
dung haben neun betroffene Unternehmen beim 
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften Klage 
erhoben (Rechtssachen 48, 49, 51 bis 53/69, ABIEG 
Nr. C 138 vom 27. Oktober 1969 S. 1 bis 4; Rechts- 
sachen 54 bis 57/69, ABIEG Nr. C 142 vom 31. Ok- 
tober 1969 S. 5 bis 7). Der Gerichtshof wird über die 
Frage der Territorialität des Artikels 85 EWGV zu 
entscheiden haben; ihm dürfte aber auch das Pro- 
blem unterbreitet werden, ob die Entscheidungen der 
Kommission den betroffenen Muttergesellschaften 
in der Schweiz und in Großbritannien ordnungsge- 
mäß zugestellt worden sind. Die Kommission hatte 
die Entscheidungen an Tochtergesellschaften dieser 
Unternehmen in Mitgliedstaaten zugestellt. In ma- 
terieller Hinsicht werden die Ausführungen des Ge- 
richtshofes zu dem Begriff der aufeinander abge- 
stimmten Verhaltensweisen für die weitere Anwen- 
dung des Artikels 85 Abs. 1 EWGV aufschlußreich 
sein. 

b) Sonstige Maßnahmen 

Die Kommission hat am 9. Oktober 1969 beschlos- 
sen, eine allgemeine Untersuchung nach Artikel 12 
VO 17 über das Braugewer^be einzuleiten (ABIEG 
Nr C 148 vom 19. November 1969 S. 3). Diese Markt- 
untersuchung ist durch den geringen Handel zwi- 
schen den Mitgliedstaaten, den erschwerten Markt- 
zugang und die sich daraus ergebende Isolierung 
der einzelnen Märkte veranlaßt worden. Im Rahmen 
der Untersuchung soll unter anderem geprüft wer- 
den, ob und inwieweit diese Marktverhältnisse auf 
die Systeme von Bierlieferungsverträgen mit aus- 
schließlicher Bezugsbindung zurückzuführen sind. 

! Auch die Marktstruktur und insbesondere die Markt- 
j Stellung der kleinen und mittleren Brauereibetriebe 
i soll untersucht werden. Die Tatsache, daß diese all- 
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gemeine Marktuntersuchung eingeleitet worden ist, ! 
besagt nicht, daß die Kommission bereits der Auf- . 
fassung wäre, daß die Praktiken im Braugewerbe 
die Voraussetzungen der Verbotstatbestände der Ar- 
tikel 85 Abs. 1 oder 86 EWGV erfüllen. 

Das Bundeskartellamt ist im Berichtsjahr von der 
Kommission in vier Fällen davon unterrichtet wor- 
den, daß sie Unternehmen eine Mitteilung der Be- 
schwerdepunkte nach Artikel 19 Abs. 1 VO 17 und 
Artikel 2 Abs. 1 VO 99/63/EWG übersandt hat. 

i 

Im Berichtsjahr hat die Kommission in zahlreichen j 
Fällen ohne föimliche Entscheidung darauf hinge- j 
wirkt, daß beanstandete wettbewerbsbeschränkende I 
Vereinbarungen aufgehoben wurden. So haben j 
mehrere deutsche, belgische und französische sowie 
ein niederländischer Ffersteller von genormten Me- 
tall-Halbzeug beschlossen, eine Vereinbarung aufzu- 
geben, bei ihren Verkäufen auf dem niederlän- 
dischen Markt einheitliche Preise und Konditionen 
einzuhalten; diese Absprache hatte, da es sich um 
genormte Erzeugnisse handelte, jeden Wettbewerb j 
zwischen den beteiligten Unternehmen ausgeschlos- i 
sen (Bulletin der Europäischen Gemeinschaften Nr. | 
3/1969 S. 39), I 

Bei einer Überprüfung der Marktverhältnisse bei , 
Kaibeln und isolierten Leitungen bestätigte sich der | 
Verdacht der Kommission, daß der Wettbewerb auf | 
diesem Markt durch Beschränkungen verfälscht I 
wurde, die gegen Artikel 85 Abs. 1 EWGV verstie- | 
ßen. Die Landesgruppen einer internationalen Verei- 
nigung dieses Wirtschaftszweiges praktizierten im , 
Wege aufeinander abgestimmter Verhaltensweisen ! 
einen umfassenden Heimatschutz. Nachdem sich die ' 
Landesgruppen und die in ihnen zusammengeschlos- 
senen Hersteller ausdrücklich verpflichtet haben, diese 
Wettbewerbsbeschränkungen zu unterlassen, hat die 
Kommission die Untersuchung vorläufig ausgesetzt, i 
Sie wird die künftige Marktentwicklung jedoch in- 
tensiv beobachten. Von der Aussetzung ist das von 
den Landesgruppen innerhalb der EWG praktizierte ' 
Preismeldesystem nicht berührt. Die Kommission 
prüft weiter, ob dieses System mit Artikel 85 Abs. 1 
EWGV vereinbar ist (Bulletin der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. 5/1969 S. 37). Ein Informations- 
austausch mit wettbewerhsverfälschenden Wirkun- 
gen war auch in einem Abkommen zwischen Spe- 
zialversicherungsunternehmen aus vier Mitglied- i 
Staaten vereinbart, das nach der Mitteilung von 
Beschwerdepunkten durch die Kommission von den 
Beteiligten aufgehoben wurde. Nach dem Abkom- 
men war bei der Verlagerung der Deckung eines 
Risikos von einem Land in ein anderes der über- 
nehmende Versicherer verpflichtet, Informationen 
anzufordern, die üblicherweise als Geschäftsgeheim- 
nis Wettbeweiibern nicht mitgeteilt werden; der 
frühere Versicherer war verpflichtet, diese Angaben 
zu liefern (Bulletin der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. 5/1919 S. 37). 

Für das Verhältnis von Warenzeichenrecht und 
Wettbewerbsregeln des EWG-Vertrages ist der Fall 
„Remington" aufschlußreich. Die amerikanische Mut- 
tergesellschaft hatte auf ihre italienische Tochterge- 
sellschaft, die elektrische Rasierapparate herstellte, 
die Warenzeichenrechte für Elektrorasierer übertra- ’ 
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gen, die sie in Italien besaß. Die italienische Tochter- 
gesellschaft hatte einen Importeur, der aus einem 
anderen Mitgliedstaat „Remington" -Rasierapparate 
nach Italien eingeführt hatte, wegen Verletzung der 
Warenzeichenrechte und unlauteren Wettbewerbs 
verklagt. Die Kommission teilte den betreffenden 
Unternehmen mit, daß der Übertragungsvertrag, wie 
er von ihnen ausgelegt und angewandt wurde, mit 
Art. 85 EWGV wohl nicht vereinbar sei. Die Anwen- 
dung dieses Vertrages gegenüber dem Importeur 
ziele nicht auf den Schutz des Warenzeichens vor un- 
zulässiger Benutzung, da die eingeführten Apparate 
rechtmäßig mit dem Warenzeichen versehen gewe- 
sen seien. Die Vertragsanwendung sei vielmehr dar- 
auf gerichtet, Parallelimporte von „Remington" -Ra- 
sierapparaten aus anderen Mitgliedstaaten nach Ita- 
lien zu unterbinden. Der Vertrag beeinträchtige bei 
dieser Anwendung den Handel zwischen Mitglied- 
staaten und schränke den Wettbewerb bei diesen 
Erzeugnissen ein; er gewähre der italienischen Toch- 
tergesellschaft absoluten Gebietsschutz und diene 
damit der Verwirklichung anderer Ziele, als mit der 
Verwendung eines Warenzeichens üblicherweise 
angestrebt würden. Die beteiligten Unternehmen 
verpflichteten sich aufgrund der Mitteilung der Kom- 
mission, die übertragenen Warenzeichenrechte nicht 
mehr zur Verhinderung von Paralleleinfuhren recht- 
mäßig mit dem Warenzeichen „Remington" ver- 
sehener Rasierapparate zu benutzen (Bulletin der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 8/1969 S. 44). 

In verschiedenen Fällen sind Alleinvertriebsver- 
träge, die dem Alleinvertriebsberechtigten Gebiets- 
schutz gewähren, durch Aufhebung von Exportver- 
boten den Voraussetzungen der Verordnung Nr. 67/ 
67/EWG (ABIEG Nr. 57 vom 25. März 1967 S. 849/67) 
angepaßt worden. Die Kommission hat in einigen 
Verfahren durchgesetzt, daß Exportverbote in Ge- 
schäftsbedingungen aufgehoben wurden (Bulletin 
Nr. 4/1969 S. 38). 


2. Anwendung von Wettbewerbsregeln auf dem 
Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnen- 
schiffsverkehrs 

Die Kommission hat im Berichtsjahr noch keine Ent- 
scheidungen in Einzelfällen aufgrund der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1017/68 über die Anwendung von 
Wettbewerbsregeln auf dem Gebiet des Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehrs (ABIEG Nr. L 
175 vom 23. Juli 1968 S. 1) getroffen. Sie hat zu- 
nächst Ausführungsbestimmungen über Form, In- 
halt und andere Einzelheiten der Beschwerden, An- 
träge und Anmeldungen sowie über die in Artikel 
26 der Verordnung Nr. 1017/68 vorgesehene Anhö- 
rung erlassen — Verordnung (EWG) Nr. 1629/69 
vom 8, August 1969, ABIEG Nr. L 209 vom 21. Au- 
gust 1969 S. 1; Verordnung (EWG) Nr. 1630/69 vom 
8. August 1969, ABIEG Nr. L 209 vom 21. August 
1969 S. 11 — . Diese Verordnungen regeln die Ver- 
fahrensfragen weitgehend in Anlehnung an die ent- 
sprechenden Ausführungsbestimmungen zur Ver- 
ordnung Nr. 17 (VO 27, ABIEG 1962 S. 1118/62; VO 
99/63, ABIEG 1963 S. 2268/63). 
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3. Entscheidungen der Gerichte 

aj GeriGhtshoi der Europäischen Gemeinschaften 

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
hat im Berichtsjahr in drei Vorabentscheidungen 
nach Artikel 177 Buchstabe a EWGV wichtige Fra- | 
gen der Auslegung des Artikels 85 EWGV und des 1 
Verhältnisses zwischen den Wettbewerbsregeln des i 
EWG-Vertrages und den innerstaatlichen kartell- 
rechtlichen Vorschriften behandelt. 

Er hat auf ein Ersuchen des Kammergerichts in Ber- 
lin um Vorabentscheidung (Tätigkeitsbericht 1968 
S. 96) für Recht erkannt, daß ein Kartell grundsätz- 
lidi Gegenstand zweier paralleler Verfahren vor > 
der Kommission und den nationalen Behörden sein | 
kann. Die gleichzeitige Anwendung des nationalen 
Rechts ist nach diesem Urteil jedoch nur insoweit 
statthaft, als sie die einheitliche Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts und die volle Wirksamkeit der 
zu seinem Vollzug ergangenen Maßnahmen auf dem 
gesamten Gemeinsamen Markt nicht beeinträchtigt. 
Eine andere Lösung sei mit den Zielen des Vertrages i 
und dem Wesen seiner Wettbewerbsvorschriften 
nicht vereinbar (Urteil vom 13. Februar 1969 — 
Rechtssache 14/68 „Farbenhersteller'', RsprGH XV 
S, 1 = WuW/E EWG/MUV 201). Er setzt damit seine ! 
Entscheidungspraxis zum Vorrang des Gemein- 
schaftsredits im Konfliktsfall (Urteil vom 15. Juli 
1964 — Rechtssache 6/64 „E.N.E.L.", RsprGH X 
S. 1251, 1269 ff. = WuW/E EWG/MUV 108, 109; 
Urteil vom 3. April 1968 — Rechtssache 28/67, 
RsprGH XIV S. 215, 230 ff. - AWD 1968 S. 157, 
158 f.) fort. Der Gerichtshof hat in diesem Urteil 
weiter entschieden, daß Artikel 7 EWGV den Mit- 
gliedstaaten zwar verbietet, ihr Kartellrecht je nach 
der Staatsangehörigkeit der Betroffenen unterschied- i 
lieh anzuwenden. Die Vorschrift erfasse jedoch nicht 
Unterschiede in der Behandlung, die sich aus den 
Rechtsordnungen der einzelnen Mitgliedstaaten er- 
gäben, sofern diese Reditsordnungen auf alle ihrer j 
Herrschaft unterworfenen Personen nach objektiven 
Merkmalen ohne Rücksicht auf die Staatsangehörig- 
keit der Betroffenen anwendbar seien. 

Mit der Vorabentscheidung auf Ersuchen des Ober- 
landesgerichts München in der Rechtssache 5/69 
(Urteil vom 9. Juli 1969 — „Völk ./. Vervaecke", 
RsprGH XV S. 295 = WuV/E EWG/MUV 219) hat 
der Gerichtshof die auch von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vertretene Ansicht be- 
stätigt, daß eine Vereinbarung die Voraussetzungen 
des Verbotes in Artikel 85 Abs. 1 EWGV — Eignung 
zur Beeinträchtigung des Handels zwischen Mit- 
gliedstaaten und Bezwecken oder Bewirken einer 
Wettbewerbsbeschränkung innerhalb des Gemein- 
samen Marktes — im Einzelfall dann nicht erfüllt, 
wenn sie den Markt mit Rücksicht auf die schwache 
Stellung der Beteiligten auf dem Markt der frag- 
lichen Erzeugnisse nur geringfügig beeinträchtigt. 
Die Obergrenze solcher nicht spürbarer Wettbe- 
werbsbeschränkungen wird je nadi der Lage des 
Einzelfalles zu bestimmen sein. 

Auf Ersuchen des Tribunals de Commerce Brüssel 
hatte der Geriditshof zu entscheiden, welche Wir- 
kung der vorläufigen Gültigkeit fristgerecht bei der 


Kommission angemeldeter Vereinbarungen bis zur 
Einleitung des in Artikel 9 VO 17 geregelten Ver- 
fahrens durch die Kommission zukommt (Urteil vom 
9. Juli 1969 — Rechtssadie 10/69 „Portelange ./. 
Smith Corona Marchant International u. a.", RsprGH 
XV S. 309 = WuW/E EWG/MUV 213). Die Ausle- 
gungsfrage hat der Geriditshof dahin beantwortet, 
daß die gemäß der Verordnung Nr. 17 ordnungsge- 
mäß angemeldeten Vereinbarungen im Sinne von 
Artikel 85 Abs. 1 EWGV solange voll wirksam sind, 
bis die Kommission nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV 
und den Vorschriften der Verordnung Nr. 17 ent- 
schieden hat. Aus den Urteilsgründen ergibt sich, 
daß die Kommission diese vorläufige volle Wirk- 
samkeit angemeldeter wettbewerbbeschränkender 
Vereinbarungen nicht nur durch Endentscheidungen 
nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV oder nach Artikel 3 
VO 17, sondern auch durch Entscheidungen nach Ar- 
tikel 15 Abs. 6 VO 17 beseitigen kann. 

Das Oberlandesgericht Karlsruhe — 9. Zivilsenat in 
Freiburg — hat dem Gerichtshof zwei Fragen zur Vor- 
abentscheidung vorgelegt, deren Klärung ebenfalls 
erhebliche Tragweite haben wird (Rechtssache 43/69, 
ABIEG Nr. C 131 vom 13. Oktober 1969 S. 1). Der 
Geriditshof ist um Auslegung des Tatbestandsmerk- 
mals „ (Vereinibarungen, die) nicht die Ein- oder 
Ausfuhr betreffen" in Artikel 4 Abs. 2 Nr. 1 VO 17 
in bezug auf einen Bierlieferungsvertrag mit Aus- 
schließlichkeitsklausel ersucht worden; die fragliche 
Klausel verpflichtet den Gastwirt, das für die Gast- 
wirtschaft erforderlidie Bier ausschließlidi von der 
(im selben Mitgliedstaat ansässigen) Brauerei zu be- 
ziehen. Die zweite Frage lautet, wie Artikel 85 
Abs. 2 EWGV für nidit anmeldebedürftige Verein- 
barungen (Artikel 4 Abs. 2 VO 17) mit Rücksicht auf 
die mögliche Rückwirkung einer Freistellungserklä- 
rung nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV und Artikel 6 
VO 17 auszulegen ist, ob also eine nicht anmelde- 
bedürftige Vereinbarung ohne Anmeldung bei der 
Kommission vorläufig gültig ist. 

b) Verfahren vor deutschen Gerichten 

Das Ausgangsverfahren des Oberlandesgerichts 
Karlsruhe — 9. Zivilsenat ln Freiburg — , das Anlaß 
zu dem Ersuchen auf Vorabentscheidung nach Arti- 
kel 177 Budistabe a EWGV an den Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften gegeben hat, gehört 
zu der zunehmenden Zahl von Rechtsstreitigkeiten 
zwisdien Brauereien und gebundenen Gastwirten 
vor deutschen Gerichten, in denen ein Verstoß des 
streitigen Bierlieferungsvertrages gegen Artikel 85 
Abs. 1 EWGV geltend gemacht wird. Es hat sich in 
mehreren dieser Fälle gezeigt, daß das Urteil des 
Geriditshofes der Europäischen Gemeinschaften vom 
12. Dezember 1967 (Rechtssache 23/67 „Brasserie de 
Haecht ./. Wilkin und Janssen", RsprGH XIII S. 543 
= WuW/E EWG/MUV 187) in verschiedener Hin- 
sicht mißverstanden worden sein dürfte. Aus diesem 
Urteil ergibt sich nicht, daß allein die Tatsache des 
Nebeneinanderbestehens einer großen Anzahl von 
gleichartigen Verträgen schon zu der Folgerung 
zwingt, eine einzelne Bierbezugsbindung erfülle die 
Voraussetzungen des Artikels 85 Abs. 1 EWGV. 
Der Gerichtshof hatte in den Entscheidungsgründen 
vielmehr ausgeführt, daß es auf die Gesamtheit aller 
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objektiven rechtlichen und tatsächlichen Begleitum- 
stände ankommt, innerhalb deren das Bestehen 
gleichartiger Bezugsbindungen nur ein — nicht 
allein ausschlaggebender — Umstand ist. Anderer- 
seits ist es nach diesem Urteil des Gerichtshofes für 
den Tatbestand des Artikels 85 Abs. 1 EWGV nicht 
erforderlich, daß die einzelne Bierbezugsbindung für 
sich betrachtet schon eine spürbare Wettbewerbs- 
beschränkung bewirkt (so OLG Düsseldorf, Urteil 
vom 8. Juli 1969 — U (Kart) 15/68 = WuW/E OLG 
1005; nicht rechtskräftig). Es genügt, wenn die Spür- 
barkeit einer Beeinträchtigung des Wettbewerbs 
oder des Handels zwischen den Mitgliedstaaten 
durch eine Vereinbarung sich im Einzelfall erst aus 
der Gesamtwürdigung des Vertrages mit allen Be- 
gleitumständen, also auch gleichartigen Verträgen, 
ergibt. 

Der Bundesgerichtshof hat in einem Rechtstreit, der 
die Vollstrecklbarerklärung eines Schiedsspruches 
zum Gegenstand hatte, entschieden, daß Artikel 85 
EWGV zu der bei der Anerkennung oder Vollstreck- 
barerklärung von Schiedssprüchen durch staatliche 
Gerichte zu beachtenden „öffentlichen Ordnung" im 
Sinne des § 1041 Abs. 1 Nr. 2 ZPO gehört. In die- 
sem Rechtsstreit ist ein Alleinvertriebsvertrag zwi- 
schen einem Hersteller in Italien und einem deut- 
schen Vertriebsunternehmen wegen der Vertrags- 
klauseln, die einen absoluten Gebietsschutz begrün- 
deten, als nach Artikel 85 Abs. 2 EWGV nichtig 
angesehen worden (Urteil vom 27. Februar 1969 — 
KZR 3/68 — „Fruchtsäfte", WuW/E BGH 1000). 

4. Anwendung der Artikel 85 und 86 EWGV durdi 
das Bundeskartellamt 

Das Bundeskartellamt hatte auch im Berichtsjahr 
keine Veranlassung, Entscheidungen nach Artikel 85 
Abs. 1 und Artikel 86 EWGV im Rahmen seiner 
nach Artikel 9 Abs. 3 VO 17 begründeten Zustän- 
digkeit zu treffen. Soweit wettbewerbsbeschrän- 
kende Vereinbarungen den Geltungsbereich der 
Wettbewerbsregeln des EWG-Vertrages berührten, 
hat das Bundeskartellamt bei den Unternehmen auf 
die Anmeldung der Vereinbarungen bei der Kom- 
mission oder auf ihre Anpassung an diese Vor- 
schriften hingewirkt. 

5. Zusammenarbeit des Bundeskartellamtes mit der 
Kommission 

a) Kartellkonferenz 

Im Berichtsjahr fand eine Konferenz der Kartellsach- 
verständigen der Regierungen der Mitgliedstaaten 
statt, an der das Bundeskartellamt teilnahm. Die 
Sachverständigen erörterten Vorschläge der Kom- 
mission zur Förderung der zwischenbetrieblichen 
Zusammenarbeit, einen Sachbereich, der schon bei 
den Kartellkonferenzen der vergangenen Jahre be- 
handelt worden war (Tätigkeitsbericht 1968 S. 97). 
Durch eine Bagatellregelung soll klargestellt wer- 
den, welche Absprachen niciit unter das Verbot in 
Artikel 85 Abs. 1 EWGV fallen, da sie den Wett- 
bewerb und den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
nicht spürbar beeinträchtigen. Eine zweite beabsich- 


tigte Maßnahme zielt auf eine Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 17. Die Befreiung von der Anmelde- 
bedürftigkeit in Artikel 4 Abs. 2 VO 17 soll allge- 
mein auf Vereinbarungen auf dem Gebiet der 
Forschung und Entwicklung und auf bestimmte Spe- 
zialisierungsabreden ausgedehnt werden. Eine Be- 
freiung von dem Kartellverbot wäre für diese Ab- 
sprachen mit der heabsichtigten Regelung nicht ver- 
bunden. Als dritten Vorschlag erörterten die Sach- 
verständigen den Entwurf einer Verordnung des Ra- 
tes, durch den die Kommission ermächtigt werden 
soll, Gruppen von Vereinbarungen über die Anwen- 
dung von Normen und Typen sowie über Forschung 
und Entwicklung, Spezialisierung und gemeinsamen 
Einkauf und Verkauf nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV 
von dem Verbot des Artikels 85 Abs. 1 EWGV frei- 
zustellen. 

b) Beratender Ausschuß für Kartell- und Monopol- 
fragen (Artikel 10 Abs. 3 VO 17) 

Der Beratende Ausschuß für Kartell- und Monopol- 
fragen trat im Berichtsjahr zu sieben Sitzungen zu- 
sammen, an denen Präsident Professor Dr. Günther 
als von der Bundesregierung (bestelltes Mitglied des 
Ausschusses oder in seiner Vertretung der bestellte 
Vertreter Herr LRD Dr. Klaue und andere Beamte 
des Bundeskartellamtes teilnahmen. Der Ausschuß 
befaßte sich in diesen Sitzungen mit acht Entschei- 
dungsvorschlägen der Kommission über die An- 
wendung des Artikels 85 EWGV auf einzelne Ver- 
einbarungen, Beschlüsse oder aufeinander abge- 
stimmte Verhaltensweisen. In einer Sitzung nahm 
er zu der inzwischen verwirklichten Absicht der 
Kommission Stellung, die Einleitung einer allgemei- 
nen Untersuchung eines Wirtschaftszweiges nach 
Artikel 12 VO 17 zu beschließen (ABIEG Nr. C 148 
vom 19. November 1969 S. 3). 

c) Beratender Ausschuß für Kartell- und Monopol- 
fragen auf dem Gebiet des Verkehrs (Artikel 16 
Abs. 3 VO 1017/68); zuständige nationale Be- 
hörde 

Als Vertreter der Bundesrepublik in dem Beraten- 
den Ausschuß für Kartell- und Monopolfragen auf 
dem Gebiet des Verkehrs (Artikel 16 Abs. 3 VO 
1017/68) hat der Bundesminister für Wirtschaft ge- 
genüber der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften Präsident Professor Dr. Günther und Mi- 
nisterialrat Stoltenhoff vom Bundesministerium für 
Verkehr benannt. Gleichzeitig wurden dem Bundes- 
kartellamt die Aufgaben als zuständige nationale 
Behörde im Sinne der Verordnung Nr. 1017/68 inner- 
halb der Bundesrepublik Deutschland übertragen. 

Der Beratende Ausschuß hielt im Berichtsjahr seine 
erste Sitzung ab. Der Ausschuß befaßte sich mit den 
Entwürfen der inzwischen erlassenen Ausführungs- 
bestimmungen zur Verordnung Nr. 1017/68 (siehe 
oben 2). 

d) Anhörung nach Artikel 19 Abs. 2 VO 17 

Die Kommission hat im Berichtsjahr in einem Fall 
eine Anhörung nach Artikel 19 Abs. 2 VO 17 in 
Verbindung mit den Vorschriften der Verordnung 
Nr. 99/63/EWG durchgeführt. 
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e) Sonstige Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit zwischen der Kommission und 
dem BundeskarLellamt hat sich im Berichtsjahr wei- 
ter verstärkt. Neben der in Artikel 10 Abs. 1 VO 17 
vorgesehenen Unterrichtung über den Eingang von 
Anmeldungen und Anträgen, die Einleitung und den 
Abschluß von Verfahren sowie der Übersendung der 
wichtigsten Schriftstücke gewinnt die Zusammen- 
arbeit im Rahmen der in Artikel 10 Abs. 2 VO 17 
vorausgesetzten engen Verbindung zwischen der 
Kommission und den zuständigen nationalen Behör- 
den zunehmend an Bedeutung. Das Urteil des Ge- 
richtshofes der Europäischen Gemeinschaften zum 
Verhältnis von Gemeinschaftsrecht und nationalem 
Kartellrecht (Rechtssache 14/68 „Farbenhersteller") 
zeigt die Notwendigkeit enger Kontakte des Bun- 
deskartellamtes mit der Kommission beim Vollzug 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 
Für die Durchsetzung der in Artikel 85 EWGV nie- 
dergelegten Grundsätze ist eine vertiefte Zusam- 
menarbeit zwischen beiden Behörden insbesondere 
erforderlich, nachdem der Gerichtshof entschieden 
hat, daß ordnungsgemäß angemeldete Vereinbarun- 
gen, welche die Voraussetzungen des Verbotes in 
Artikel 85 Abs. 1 EWGV erfüllen, bis zu einer Ent- 
scheidung der Kommission vorläufig voll wirksam 
sind (Rechtssache 10/69 „Portelange ./. Smith Corona 
Marchant International u. a."). Diese Rechtslage 
macht es insbesondere in Fällen klarer Verstöße 
gegen das Verbot in Artikel 85 Abs. 1 EWGV not- 
wendig, in einem zügigen Verfahren zu einer Ent- 
scheidung der Kommission, etwa nach Artikel 15 


Abs. 6 EWGV, zu gelangen, welche die Wirksamkeit 
verbotener Absprachen beseitigt. 


6. Meinungsaustausch mit dem Wirtschaftsausschuß 
des Europäischen Parlaments 

Der Wirtschaftsausschuß des Europäischen Parla- 
ments befaßte sich bei einer Arbeitstagung in Berlin 
mit der Entwicklung der Wettbewerbspolitik und 
des Wettbewerbsrechts im Gemeinsamen Markt. Zu 
dem Bericht des Abgeordneten Berkhouwer des 
Wirtschaftsausschusses des Europäischen Parlaments 
über „die Wettbewerbsregeln und die Stellung der 
europäischen Unternehmen auf dem Gemeinsamen 
Markt und in der Weltwirtschaft" trug der Präsident 
des Bundeskartellamtes seine Vorstellungen zur 
Wettbewerbspolitik vor. Im Anschluß daran hörte 
der Ausschuß Kurzreferate der Herren Regierungs- 
direktor Dr. Barnickel zu Spezialproblemen der sek- 
toralen und strukturellen Förderung innerhalb der 
Marktwirtschaft und Leitender Regierungsdirektor 
Dr. Klaue zu Rechtsproblemen bei der Durchsetzung 
wirtschaftspolitischer Forderungen. 

Zu allen diesen Fragen fand ein eingehender Mei- 
nungsaustausch der Mitglieder des Ausschusses mit 
den Mitarbeitern des Bundeskartellamtes statt. Bei 
einem Besuch des Ausschusses im Bundeskartellamt 
wurden ferner Fragen der Organisation und Arbeits- 
weise des Bundeskartellamtes sowie Erfahrungen 
bei der Anwendung des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen erörtert. 
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15, 17 ff., 52, 56 f., 63, 80, 82 f., 93 
Quotenvereinbarung 53 
Andienungspflicht 54 
Austauschvertrag 59 
Bietungsabsprache 64 
Teerfarben 72 
Farbumkehrfilme 73 
Bezugsverpflichtung 90 

55, 83, 85 

55, 78 ff. 

80, 83 

Gebietsabsprache 34 
78, 84 

50, 51, 63, 89, 101 
Projektierungsarbeiten 65 

56, 64 
21 

83 

89 

Erlaubnisverlängerung 50 


98 

51 

91 

75, 83, 86 f. 

Vertriebsbindungsvertrag 67 
Höchstpreisempfehlung 89 

81 

76, 86 f. 

Preiswettbewerb 25 f., 62, 73 
Tennisbälle 81 
Zigarettenmarkt 87 
Automatenvergütung 87 
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§ 16 Abs. 4 

21 

§ 16 Abs. 4 

Satz 2 

75 

Werbeaktion 84 

Preisaufdruck 86 

Automatenvergütung 87 

§ 16 Abs. 4 

Satz 6 

86 

§ 17 

66, 71, 84, 86 f. 

Bonusstaffel 80 

§ 17 Abs. 1 

Antragsrecht 100 

§ 17 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 

59, 73, 86 f. 

§ 17 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 2 

66, 71, 74 f., 79, 86 f. 

Dispositionsrabatt 69 

Präsentationsrabatt 69 

Systemdiskriminierung 70 

§ 17 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 3 

71, 74 

„Signal" 74 

Naturalrabatt 75 

§ 17 Abs. 1 

Satz 2 

Verteuerungseffekt 74 

§ 17 Abs. 2 

66, 73 

§ 18 

30, 58 f., 68 f., 83 

Bierbezugsvertrag 32 

Sammelverfahren 49 

Schriftform 74 

Antragsrecht 100 

§ 18 Nr. 1, 

2 und 4 

72 

§ 19 Abs. 1 

und 2 

87 

§ 20 Abs. 1 

96 f., 99 

§ 20 Abs. 2 

Nr. 1 bis 5 

97 f. 


§ 20 Abs. 3 96, 98 


§ 20 Abs. 3 
Satz 2 


98 
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§ 20 Abs. 4 
§ 21 Abs. 1 
§ 22 

§ 22 Abs. 1 


§ 22 Abs. 3 


§ 22 Abs. 4 
§ 22 Abs. 5 
§ 23 

§ 23 Abs. 1 
und 2 

§ 23 Abs. 1 
Satz 2 

§ 23 Abs. 2 
Nr. 2 bis 4 

§ 23 Abs. 2 
Nr. 5 

§ 24 

§ 25 

§ 25 Abs. 1 

§ 26 Abs. 1 
§ 26 Abs. 2 
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98 
97 f. 

30, 50 f., 59, 63, 70 
Messegesellschaft 69 

Kopiergeräte 72 
Kontingentierung 85 
Konzernmutter 87 f. 

Einschaltpreise 88 
Rückversicherer 93 
Freizeichnungsklausel 95 
Marktaufteilung 99 

72 

Handpreisauszeichnungsgerät 26, 58 
Funktionsrabatt 66 
Sogeffekt 76 
Zuckerkategorie 85 

26, 87 

Bezugskonzentration 87 
11 f., 27 f., 41, 53, 55, 79 

28,41,51,53 f„79 

41 

41 

54 

27 ff., 51 f. 

mündliche Verhandlung 28 
85 f. 

68 

Vertriebsbindungsvertrag 67 
61, 69 

51, 63, 66, 69, 80 
Ausstellungsraum 26 
zweistufiges Unternehmen 68 
Gleichartigkeit 70 
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§ 27 Abs. 1 
§ 34 

§ 35 

§ 38 Abs. 1 
Nr. 1 

§ 38 Abs. 1 
Nr. 8 

§ 38 Abs. 2 
Satz 2 


§ 38 Abs. 2 
Satz 3 

§ 38 Abs. 3 

§ 38 Abs. 4 

§ 43 

§ 45 

§ 46 

§ 51 Abs. 2 
Nr. 4 

§ 53 Abs. 2 
§ 56 

§ 62 Abs. 1 
§ 62 Abs. 3 
§ 63 Abs. 1 
§ 63 Abs. 3 
§ 65 


Naturalrabatt 75 
Facbhandelsgenossenscbaft 78 
Zivilklage 100 

77 

32, 63, 74, 91 
Rundschreiben 81 
Preisaufdruck 86 

100 

53, 57, 64, 75, 86 

61, 67 ff., 86 

55, 57 f., 83, 91 
Marktinformation 66 
Verkehrsscbilderpreise 67 f. 
Farbumkehrfilme 73 
Höcbstpreisempfehlung 89 

49, 71 
61 

Mehrerlös 53 

51 

100 

100 

Auskunftsbescbluß 30 

49, 100 f. 

101 

52, 101 

52 
100 

30, 101 
52, 101 
100 
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§ 69 Abs. 1 

100 


§ 70 Abs. 2 
Satz 2 

52 


§ 70 Abs. 4 

101 


§ 75 Abs. 1 

100 


§ 98 Abs. 2 

32, 101 


§ 99 Abs. 2 

Nr. 1 

91 



Schiffahrtskonferenz 

101 

§ 100 Abs. 1 

89 f. 


§ 100 Abs. 5 
Nr. 1 

90 


§ 100 Abs. 6 

90 


§ 101 Nr. 3 

28, 53 f. 


§ 102 

92 f. 



Empfehlungen 33 


§ 103 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 4 

94 


§ 104 

90 f., 95, 101 



Energieversorgungsunternehmen 

§ 105 

91 


EWG-Vertrag 



Artikel 2 

38 


Artikel 3 

37 


Artikel 7 

106 


Artikel 85 

35 f., 73, 103 ff. 


Artikel 85 
Abs. 1 

102 ff. 

Reimportpreisbindung 

Spezialisierung 36 

Wirksamkeit 37 

Reimportverbot 66 

31 

Artikel 85 
Abs. 2 

106 f. 
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Artikel 85 
Abs. 3 

16, 66, 102, 106 

Freistellung 31 

Dienstleistungen 35 

Doppelsanktion 37 


Artikel 86 

107 


Artikel 87 
Abs. 2 
Buchstabe a 

37 


Artikel 87 
Abs. 3 

102 


Artikel 177 

37 


Artikel 177 
Buchstabe a 

36, 106 


Verordnung 



Nr. 17/62 

35 ff., 102, 104 ff. 


Nr. 99/63 

105 


Nr. 67/67 

105 


Nr. 430/68 

85 


Nr. 804/68 

89 


Nr. 1017/68 

103, 107 


Montanunionvertrag 


Artikel 66 

28 


Artikel 66 
§ 1 

53 


Artikel 66 
§ 2 

53 


Artikel 80 

28, 53 


Sherman Act 



Section 1 

20 


Grundgesetz 



Artikel 19 
Abs. 4 

30, 52 
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BGB 

§ 134 86 

§ 139 87 

§ 276 Abs. 2 95 


UWG 

§ 1 Inseratauftrag 69 

§ 3 Lockvogelangebot 67 

§ 27 a 67 

HGB 

§ 86 29 f. 


Absatzfondsgesetz 

§ 16 91 


Aktiengesetz 

§ 18 88 


Einkommensteuergesetz 

§ 6 b Abs. 1 
Satz2Ziff. 5 13 


Fischgesetz 

§ 6 91 


Marktstrukturgesetz 

§ 3 89 f. 

§ 4 90 

§11 89 f. 


Milch- und Fettgesetz 
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V er waltungs Vollstreckungsgesetz 

§ 6 52 

§ 9 52 


ZPO 

§ 60 49 

§ 1041 

Abs. 1 Nr. 2 107 


VerwGO 

§ 64 49 


OWiG 

§ 26 Abs. 1 53, 75 
§ 47 49, 92 


Baupreis- Verordnung 1955 

§ 5 Abs. 2 20 


Verordnung über Sommer- und Winterschlußverkäufe 1950 

§ 1 Abs, 1 80 
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Fundstellen der Entscheidungen des Bundesgerichtshofes 


WuW/E BGH 1 

Datum der 
Entscheidung 

1 

Stichwort 

weitere 

Fundstelle 

1 TB des BKartA 
1969 

Seite 

465 

1. 2.1962 

Bierpreis 

Betriebs-Berater 
1962 391 

71 

502 

27, 9, 1962 

Treuhandbüro 

Betriebs-Berater 
1962 1397 

64, 78 

536 

6. 6. 1963 

OSCO-PARAT 

BGHZ 39 370 

58 

675 

23. 6. 1964 

Uhrenoptiker 


68 

558 

21. 2. 1968 

Trockenrasierer 

WRP 1969 29 

30 

974 

17. 10. 1968 

Zahncreme 

Betriebs-Berater 
1969 10 

61, 71 

995 

14. 11. 1968 

Taxiflug 

Betriebs-Berater 
1969 243 

98 

981 

5. 12, 1968 

Farbumkehrfilm 

BGHZ 51 163 

71 

990 

27. 2. 1969 

Papierfiltertüten 11 

BGHZ 51 371 

74 

1000 

27. 2. 1969 

Fruchtsäfte 

Betriebs-Berater 
1969 461 

105 

1027 

3. 3. 1969 

Sportartikelmesse 11 

BGHZ 52 65 

24 

1013 

9. 6. 1969 

Tanks tellen-Stationärvertrag 

BGHZ 52 171 

27 

1045 

23. 10. 1969 

Baupreisabsprache 

NJW 1970 194 

18 
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Fundstellen der Entscheidungen der Oberlandesgerichte 


Datum der | 
Entscheidung i 


Gericht 


Stichwort 


TB des 

Fundstelle BKartA 1969 

Seite 


15. 12. 

1959 

Kammergericht 

Tapeten 

WuW/EOLG 317 

78 


20. 

3. 

1962 

Kammergericht 

Reifen 

WuW/EOLG 461 

79 


17. 

7. 

1967 

Kammergericht 

Baukeramik If 

WuW/EOLG 831 

76 


21. 

5. 

1968 

Kammergericht 

Melitta 

WuW/EOLG 877 

74 


6. 

12. 

1968 

Kammergericht 

Autoschmiermittel 

WuW/EOLG 964 

47, 

98 

18. 

2. 

1969 

Kammergericht 

Handpreisauszeichnungsgerät 

WuW/EOLG 995 

24, 

56 

8. 

7, 

1969 

OLG Düsseldorf 

Biesenkate 

WuW/E OLG 1004 

105 


14. 

8. 

1969 

OLG Frankfurt 
(Main) 

Waschmaschine 

WuW/E OLG 1039 

29 


28. 

8. 

1969 

Kammergericht 

Teerfarben 

WuW/E OLG 1015 

13, 

70 

7. 

10. 

1969 

OLG Düsseldorf 

Kleinbildfilme 

WuW/E OLG 1040 

28, 

64 

7. 

10. 

1969 

Kammergericht 

Kopierautomaten 

WuW/E OLG 1046 

28 


7. 

10. 

1969 

Kammergericht 

Verhandlung nach § 24 

WuW/E OLG 1050 

26, 

50 

7. 

10. 

1969 

Kammergericht 

Automatenaufstellvergütung 

WuW/E OLG 1053 

85 


24. 10. 

1969 

Kammergericht 

Schaumstoffe 

WuW/E OLG 1065 

77 


9. 

1. 

1970 

Kammergericht 

Verhandlung nach § 24 

Betriebs-Berater 

1970 317 

27 


9. 

1. 

1970 

Kammergericht 

Farbumkehrfilme 

Betriebs-Berater 

1970 508 

71 
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Anhang zum Tätigkeitsbericht des Biindeskartellamtes 


Geschäftsübersicht für das Jahr 1969 


I. Kartelle 


Einen Überblick über die Anmeldungen und An- 
träge auf Erlaubnis von Kartellen nach den §§ 2 bis 
7 seit dem 1. Januar 1968 vermitteln die Tabellen 
A und B. 

Die Tabelle A gibt eine Übersicht über die Zahl und 
den Stand der Bearbeitung der Anmeldungen und 
Erlaubnisanträge heim Bundesikartellamt. 

In der Tabelle B sind Anzahl und Stand der Bear- 
beitung der Verfahren auf Grund der '§§ 2, 3 und 5 
vor den Landeskartellbehörden aufgeführt. 

Die Tabelle C enthält eine Zusammenstellung über 
angemeldete, beantragte und in Kraft befindliche 
Kartelle nach Wirtschaftszweigen, geordnet nach 
dem Aktenplan des Bundeskarteillamtes und folgt, 
soweit möglich, dem Aufbau des „Systematischen 
Warenverzeichnisses für die Industriestatistik", 
Stand Januar 1958 *). Innerhalb der verschiedenen 
Wirtschaftszweige sind in fortlaufender Numerie- 
rung zunächst die Verfahren vor dem Bundeskartell- 
amt, sodann die Verfahren vor den Landeskartell- 
behörden aufgeführt, jeweils unterteilt in bekannt- 
gemachte und nicht bekanntgemachte (wegen § 6 


*) Ausgabe 1957 nebst Ergänzungslieferung 1958, heraus- 
gegeben vom Statistischen Bundesamt, Wiesbaden, 
Verlag W. Kohlhammer 


Abs. 1 in Verbindung mit § 10 Abs. 1 oder wegen 
fehlender Bekanntm ach ungs reife) Anmeldungen und 
Anträge. 

j Um die Entwicklung der Tätigkeit des Bundeskar- 
I tellamtes und der Landeskartell'behörden im Rah- 
i men der Berichte verfolgen zu können, sind — so- 
I weit dies sinnvoll war — in die einzelnen Felder 
I der Tabellen drei Zahlen untereinander eingetragen 
worden, und zwar obere Zahl: Stand am Stichtag 
des letzten Berichts (31. Dezember 1968); mittlere 
i Zahl: Veränderung in der Berichtszeit ; untere Zahl: 

I Stand am Stichtag dieses Berichts (31. Dezember 
i 1969). Eine mittlere Zahl ist nicht eingetragen wor- 
I den, soweit sie nur eine Durchgangsstation im Ver- 
fahren kennzeichnen würde. Diese Art der Darstel- 
I lung ist in den Tabellen A, B, E, F, G, J, K, L, M, N, 

I O, P, Q, R, S, T und U verwendet worden. 

' Die nach § 6 Abs. 1 angemeldeten Exportkartelle 
' sind in den Tabellen A und C als „rechts wirksam ge- 
, worden" nur insoweit auf geführt, als auf Grund der 
i Prüfung des Bundeskartellamtes bereits feststeht, daß 
sie sich im Rahmen der Voraussetzungen des § 6 
Abs. 1 halten. Die übrigen nach § 6 Abs. 1 ange- 
meldeten Exportkartelle erscheinen noch in der 
I Spalte „rechtliche und wirtschaftliche Prüfung", ob- 
i wohl sie unter Umständen ebenfalls schon rechts- 
1 wirksam sind. 
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Tabelle A 


Übersicht über die Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen 
nach den §§ 2 bis 7 beim Bundeskartellamt 


Sachstand 


Kartell- 

art 


§ 2 


i § 3 


0) 

tr. 

:tÖ 

IH 

’S 

c 

0) 

Dl 

D 

D 

% 

B 

c 


48 
1 

49 

36 

2 

38 


-6 

fO 

D 

0) 

Dl 

:(t5 

M CN 

ll 

^ CD 
M O 
ttJ 


D5 

D 

£ 

(D 

rP. 


'D 

D 

^ ; 
€ 




a 

fÖ 

C/3 

IH 

5 

1/3 

'5 

0) 


D 
?— » 

.S 

'5 

o 

D 

D 

O 

> 

fO 

T3 


'D 

O 

0) 

Dl 

Br'v 

'S s 
^ § 


D i 

'ÖJ 

Dl 

D 


U QJ 

^ S 

W H 
IH C/3 

'D ^5 

^ QJ 

> Cii 


o 

- ^ 
•s ^ 

l-l 

ll 

^ “’S 

« Jü 

»H D 

W D 


• - »-I 

s ^ 

IH 

^■6 
c/3 O 

'S 

« > 
Vl (tJ 

Ul t3 


— 

1 

; 39 . 1 

1 41 

39 , 

41 1 

1 : — ; — 

1 

1 __ 

— 

27 

19 

2 1 1 ! — 

i — 

— ■ 

2 

i — 

i — — ' — 

i 

i 1 

1 1 

29 

1 20 

1 2 , ~ i - . 


Dl 

s 

. - Dl 

s .s 

’S ’S 

(— I Dt 
1/3 .■^ 

'S B 

Xi c/3 


D 'S 
t: d 
Ul ui 


D 
D 
• ^ 'D 

I ° 

s 

D Dl 
Dl ^ 

'S s 

Dl <1^ 


D 


Dl 

D 


'S 

D 2^ 

D S 

Dl 

Dl -- 
D D 

c/3 Di 

I i 

« 'S 

'p, D 
Ul ui 


D 

D 

a 

S 

o 

c 

D 

Dl 

'U 

:D 


— — 5 


D 

D 

'D 

:0 

Ut 

D 

PQ 


T3 

ß 

CT3 

ß 

D 


6 — 


— 6 -— 




5 

1 1 

1 i 

— 

1 — 

i 

i — 

i — 

— 

— 

1 

— 

3 

— 

§ 5 

Abs. 1 

7 

1 1 

i ■ 

— 

i 5 

1 5 

1 












2 



1 3 

^ 10 i 

^ _ ! 

— 

3 

8 

8 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

§ 5 

26 

1 

i 

— 

— ; 

— 

1 ; 

15 

6 

1 

1 

— 

9 

— 

Abs. 2 

26 1 

1 

j 

— 

: 

— 

1 

15 

2 

1 

1 

— 

9 


§ 5 

i 50 1 

23 

1 2 ‘ 

— . 

1 - — 

; 

— 

1 19 

13 

1 

5 

5 

17 

1 

Abs. 2 

■ 

— 

1 — 1 

— 

' 

— 

— 

i — •’) 

— 

— 

2 







und 3 

1 50 

23 

i 2 1 

— 

! — , 

1 — 


i 19 

13 

— - 

7 

4 

17 

1 l 

§ 5a 

31 

— 

— 

30 

29 

1 

— 













1 

Abs. 1 

7 

— 

— 

5 

— 





— 

— 

— 

— 

— . 

— 



Satz 1 

38 

— 

2 

35 

31 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

. — 

— 

§ 5a 

13 

— 

2 

11 

11 

— 

— 

— 











_ 

Abs. 1 ! 

— 

— 


1 


— 

— 



— 

. — 

— 

— 

1 



Satz 2 

13 

— 


12 

12 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

§ 6 

Abs. 1 

1 

92 1 

2 

1 

85 

77 

1 

— 

— 

— 

— 



— 

6 



4 : 
96 i 

2 1 

1 

Ol 

00 

77 

i 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

6 

— 

§ 6 i 

20 

' 1 

— 

— 

— 



1 j 

11 

6 

— 

— 

— 

9 

1 

Abs. 2 j 

20 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

11 

5 

— 

— 

— 

9 

1 

1 

§ 7 

1 

6 

— 

j 

T 1 

— 

] 1 

— 

' 2 

2 

E 

E 


— 

3 

3 

1 1 

1 


357 

19 , 

376 : 

28 

: 7 

; 

214 : 

17 j 
231 1 

! 194 

6 

1 

' 47 

25 

2 

7 

o 

5 

64 

o 

4 


28 

1 7 1 

202 

6 

l — i 

47 

20 

1 

z 

9 

4 

O 

67 

4 ' 
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Tabelle B 


Übersicht über die Verfahren auf Grund der §§ 2, 3, 5 und 5 a 
vor den Landeskartellbehörden 










Sachstand 






Kartell- 

art 

Anmeldungen; Anträge 

Kartellverträqe nach 
§ 106 Abs. 2 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

rechtswirksam 

geworden 

davon noch in Kiaft 

Widerspruch; 
unanfechtbar geworden 

, 

Widerspruch; 

Rechtsmittel eingelegt 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar geworden 

Erlaubnis erteilt; 
davon noch in Kr«aft 

Erlaubnis erteilt; 
Rechtsmittel eingelegt 

Erlaubnis abgelehnt; 
unanfechtbar geworden 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

zurückgenommen 

an Bundeskartellamt 
abgegeben 


2 

— 


1 

1 

1 

— 

— 

— 



— ■ 


— 

— 

§2 

— 

— 




— . 

— ■ 

— . 

. — . 

_ 

— 

— 

— 

_ 

— 

2 

— 

- , 

1 

1 

1 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 




— 



— 

— 

— 

— 


— 

— 





— 

. — 

§3 


— 

— 




— 

__ 

— 


— 

— 

— 

— 

§§ 2 

■ 

— 





_ 

— 




— 

— 

— 



— 

— 

und 3 

— 

— 


— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 5 

1 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 



— 

1 

Abs. 1 

1 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 



— 

— 

— 

1 

§5 

4 



— 

~ 

— 

— 

— 

_ 

— 

— 

— 

— 

3 

1 















Abs. 2 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

3 

1 

§5 

17 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

8 

5 

— 

— 

— 

8 

1 

Abs. 2 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

> — 

1 

— 

— 

— 

— 

— • 

— 

und 3 

18 

3 

— 



— 

, 

9 

3 

— 



8 

1 

§5a 

3 





2 

2 

— . 

— 

— 

— 

— 





1 



Abs. 1 

■ — ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— . 

— 

— 

Satz 1 

3 

— 

— 

2 

2 

— 

— 

1 — 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

§ 5 a 

3 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

,, 

— 

2 

1 

Abs. 1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— ' 

— 

Satz 2 

3 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

1 


30 

3 

— 


3 

1 

— 

8 

5 

— 

— . 

— 1 

14 

4 


1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 i 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


31 

3 

— 

3 

3 

1 

— 

9 

3 

— 


— 

14 

4 


Fußnoten der Tabelle A auf Seite 126 

h Davon 1 nur als Rabattkartell, Konditionenvereinbarung zu rück genommen; 

1 anderes nur als Konditionenkartell, Widerspruch gegen Rabattregelung unanfechtbar geworden; 
1 drittes nur als Konditionenkartell, Rabattvereinbarung zurückgenommen. 

Davon 1 übergeleitet in ein Verfahren nach § 5 a Abs. 1 Satz 1 (Zugang bei § 5 a Abs. 1 Satz 1). 
Davon in 1 Fall Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 erteilt. 

Davon 2 übergeleitet in Verfahren nach § 6 Abs. 2 (Zugang bei § 6 Abs. 2). 

Davon 3 übergeleitet in Verfahren nach § 3 (Zugang bei § 3). 
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Tabelle C 


Übersicht über Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen 
und in Kraft befindliche Kartelle nach Wirtschaftszweigen 


Lfd. Bezeichnung des Kartells;' 
Nr. Kartellart 

i 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
Vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

1 

i 

Bekanntmachung ! 

Nr. im Bundesanzeiger 


Bergbauliche Erzeugnisse 


1 Gemeinschaft 

B 3-215000- 

ja 

Erlaubnis bis zum 

119/68 BAnz. Nr. 212 

Deutscher Kali- 

J-131/58 


31. Dezember 1972 

vom 12. November 1968 

; erzeuger fGDK) 

220/62 


erteilt; unanfechtbar 


i § 5 Abs. 2 und 3 

287/65 


geworden; eingetragen 

! 




ins Kartellregister 

1 

i 



Abt. A, Bd. I, Nr. 24 


nicht bekanntgemach 

t : 




2 Exportkartell 

B 1-1923/58 



rechtswirksam 



§ 6 Abs. 1 

124/64 


geworden 

i 

3 Exportkartell 

B 1-1948/58 

— 

rechtswirksam 

— 

§ 6 Abs. 1 



geworden 


] 

VtineralÖlerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 


1 Verkaufsvereinigung 

B 1-225300- 

Ja 

Erlaubnis erteilt; 

51/66 BAnz. Nr. 93 j 

für Teererzeugnisse 

J-l 547/58 


unanfechtbar 

vom 17. Mai 1966 

§ 5 Abs. 2 und 3 

80/65 


geworden; eingetragen 

i 


247/65 


ins Kartellregister 





Abt. A, Bd. II, Nr. 37 


i 2 Phenol- Verband 

B 1-225350- 

ja 

Erlaubnis erteilt; 

1/66 BAnz. Nr. 11 

1 § 5 Abs. 2 und 3 

J- 1546/58 


unanfechtbar 

vom 18. Januar 1966 


80/65 


geworden; eingetragen 





ins Kartellregister 


i 



Abt. A, Bd. II, Nr. 36 

1 


Steine und Erden 


; 1 

Nordbayerische 

B 1-251100- 

— 

Erlaubnis bis zum 

73/69 BAnz. Nr. 231 


Basaltunion GmbH 

J-600/58 


30. September 1972 

vom 12. Dezember 1969 


§ 5 Abs. 2 und 3 

22/63 


erteilt; unanfechtbar 

! 



44/66 


geworden; eingetragen 


1 


85/69 


in Kartellregister 

1 

1 




Abt. A, Bd. I, Nr. 42 

1 

2 

Basalt-Union GmbH 

B 1-251100- 

ja 

Erlaubnis bis zum 

70/69 BAnz. Nr. 229 


§ 5 Abs. 2 und 3 

J- 1799/58 


31. März 1971 erteilt; 

vom 10. Dezember 1969 : 



322/62 


unanfechtbar 




255/65 


geworden; eingetragen 


j 


147/66 


ins Kartellregister 


i 

1 


83/68 


Abt. A, Bd. I, Nr. 29 


i 


137/69 
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' Kartell- ! 


Lfd. 

’ Nr. 

Bezeichnunq des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

vertrag 
nach 
§ 106 
Abs, 2 

Sach stand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

1 

1 

1 

3 

P abattgemeinsdiaft 
Schiefertafel 
§ 3 

B 1-251255- 
C-254/62 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 93 

12/63 BAnz. Nr. 29 
vom 12. Februar 1963 

4 

1 

Zementexport 
Rhein-West-GmbH 
§ 6 Abs. 2 

B 1-253100- 
K-188/60 
214/63 
13/64 
227/66 
298/69 


Erlaubnis bis zum 

31. Januar 1970 
erteilt; unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd, I, Nr. 67 

68/69 BAnz. Nr. 227 
vom 6. Dezember 1969 

5 

■ 

Konditionenkartell 
westfälischer Zement- 
werke 
§ 2 

B 1-253100- 
B-408/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. IL Nr. 100 

12/69 BAnz. Nr. 27 
vom 8. Februar 1969 

1 

! 

6 

i 

Liefergemeinschaft 
Niedersächsischer 
Kalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-253200- 
J-208/59 
121/61 
172/62 
95/63 
99/66 


Erlaubnis bis zum 

31. Juli 1971 erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 56 

37/67 BAnz. Nr. 83 
vom 3. Mai 1967 

7 

! 

Liefergemeinschaft 
Mitteldeutscher 
Düngekalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-253200- 
J- 133/58 

ja 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

1 

29/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958 

! 8 

Liefergemeinschaft 
j Westdeutscher 
i Düngekalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-253200- 
J- 134/58 

ja 

i 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

30/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
Nachtrag: (30)/58 

BAnz. Nr. 173 vom 

10. September 1958 

i 9 

1 

1 

Süddeutsche 
Düngekalkgesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-253200- 
J- 135/58 

— 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

31/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958 

10 

Konditionen- 
vereinbarung 
von Gipswerken 
§ 2 

B 1-253300- 
B-677/58 
122/64 


reditswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 3 

82/65 BAnz. Nr. 211 
vom 9. November 1965 

11 

Rabatt- und 
Konditionenverband 
Baukeramik 
§§ 2 und 3 

B 1-254134- 
D-2026/58 
326/60 
319/62 
32/66 
45/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. L Nr. 7; 
Änderung des Men- 
genrabattbeschlusses ; 
Widerspruch; 
unanfechtbar 
geworden 

91/67 BAnz. Nr. 216 

vom 

16. November 1967 

12 1 

Verkaufsgemeinschaft 
Deutscher 
Steinzeugwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-254200- 
J-488/58 
65/62 
19/63 

ja 

Erlaubnis bis zum 

31. Dezember 1970 
erteilt; unanfechtbar 
geworden; eingetragen 

29/69 BAnz. Nr. 82 
vom 3. Mai 1969 
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Lfd. 

Nr. 

j 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nadi 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand ^ Bekanntmachung 

, Nr. im Bundesanzeiger 

i 

1 

j 


172/63 


ins Kartellregister 



160/64 


' Abt. A, Bd. I, Nr. 20 



132/65 





175/66 





30/67 



13 

Kartellverband 

B 1-254300- 



rechtliche und 102/66 BAnz. Nr. 201 


Feuerfest 

B-226/66 


wirtschaftliche Prüfung vom 25. Oktober 1966 


§ 4 




n i c h 

t bekanntgemacht: 



14 

Exportkartell 

B 1-29/59 

_ 1 

rechtswirksam — 


§ 6 Abs. 1 

82/63 


geworden 

15 

Exportkartell 

B 1-103/61 

j 

reditswirksam - — 


§ 6 Abs. 1 



geworden 

16 

Exportkartell 

B 1-267/62 


rechts wirksam — 


§ 6 Abs. 1 

213/63 


geworden 

17 

Exportkartell 

B 1-282/62 



rechtswirksam — 


§ 6 Abs. 1 



geworden 

18 

Exportkartell 

B 1-210/66 

_ 

reditswirksam — 


1 § 6 Abs. 1 



geworden 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 


19 

Konditionen- 
vereinbarung von 
Moränekieswerken 
§ 2 

Baden- 

Württem- 

berg 

3732-M 1370 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt A, Bd. I, Nr. 51 

2/60 BAnz. Nr. 151 
vom 9. August 1960 

20* 

Bayerische 

Düngekalk gesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 
7631 e-JU/c- 
43 117/59 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 73 

BAnz. Nr. 81 
vom 30. April 1969 

21 

Verkaufsstelle der 

Walhalla-Kalkwerke 

GmbH 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 
7631 e-JU/c- 
44 869/60 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt A, Bd. I, Nr. 54 

BAnz. Nr. 104 
vom 8. Juni 1967 

22 

Westdeutsche 

Grauwacke-Union 

GmbH 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Nordrhein- 

Westfalen 

1 I/D 2-73-13 

1 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 3 

2/69 BAnz. Nr. 192 
vom 15. Oktober 1969 
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1 

Kartell- i 

j 1 

1 ! 

Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

1 

Geschäfts- ^ 
j Zeichen , 

i 

vertrag 
nach ! 
§ 106 1 
Abs. 2 i 

Sachstand 

Bekanntmachung 
; Nr. im Bundesanzeiger 


Eisen und Stahl 

(Erzeugnisse der Hochofen-, Stahl- und Warmwalzwerke sowie der Schmiede-, 

Preß- und Hammerwerke) 


1 Deutsche Radsatz- und B 1-274700- 

— Erlaubnis bis zum 

57/68 BAnz. Nr. 88 

Radreifengemeinschaft J-2060/58 

30. November 1970 

vom 10. Mai 1968 

e. V. 185/63 

erteilt; unanfechtbar 


§ 5 Abs. 2 und 3 i 36/65 

geworden; eingetragen 



: ins Kartellregister 



1 Abt. A, Bd. I, Nr. 64 

1 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


2 

Exportkartell 

B 1-467/58 — 

rechtswirksam 

— 1 


§ 6 Abs. 1 


geworden 


3 

Exportkartell 

B 1-212/60 — 

rechtswirksam 

— 


§ 6 Abs. 1 


geworden 


4 

Exportkarteli 

B 1-180/65 — 

rechtswirksam 

1 


§ 6 Abs. 1 


geworden 


5 

Exportkartell 

B 1-263/66 — 

rechtswirksam 

— 


§ 6 Abs. 1 


geworden 




NE-Metalle und -Metallhalbzeug 



(einschließlich Edelmetalle und deren Halbzeug) 


1 

Exportvereinigung 

B 1-285120- — 

Erlaubnis erteilt; 

66/69 BAnz. Nr. 218 


Schwermetallhalbzeug 

K-35/60 

unanfechtbar 

vom 


§ 6 Abs. 2 

131/64 

geworden; eingetragen 

25. November 1969 



146/68 

ins Kartellregister 





Abt. A, Bd. I, Nr. 72 


2 

Güteschutz- 

B 1-285141- — 

rechtswirksam 

76/64 BAnz. Nr. 228 


gemeinschaft 

E-79/64 

geworden; eingetragen 

vom 5. Dezember 1964 


Bleihalbzeug e. V. 


ins Kartellregister 



§ 5 Abs. 1 


Abt. A, Bd. II, Nr. 21 


3 

Hersteller von Edel- 

B 1-285500- — 

rechtswirksam 

18/69 BAnz. Nr. 39 


metailerzeugnissen für 

1-33/67 

geworden; eingetragen 

vom 26. Februar 1969 


die elektrotechnische 

116/67 

ins Kartellregister 



Industrie 


Abt. A, Bd. II, Nr. 72 



§ 5 a Abs. 1 Satz 1 




n i c h 

t b e k a n n t g e m a c h t : 



4 

Exportkarteil 

B 1-203/69 — 

rechtswirksam 

— 


§ 6 Abs. 1 


geworden 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr, im Bundesanzeiger 

5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-36/64 
109/65 

— 

rechts wirksam 
geworden 


6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 1 

B 1-174/64 


rechtswirksam 
geworden j 

1 

1 

7 

i 

Exportkartell i 

§ 6 Abs. 1 1 

B 1-222/64 

1 

! 

rechtswirksam 

geworden 

i 


Gießereierzeugnisse 


1 

Rabatt- und Kon- 

B 1-291100- 



rechtswirksam 

73/67 BAnz. Nr. 181 

i 

ditionenvereinbarung 

D- 186/65 


geworden; eingetragen 

vom 

j 

für Straßenkanalguß 



ins Kartellregister 

26. September 1967 

i 

§§ 2 und 3 

1 


Abt. A, Bd. II, Nr. 42 


; ^ 

Rabatt- und Kon- 

1 

B 1-291100- 


rechtswirksam 

74/67 BAnz. Nr. 181 


ditionenvereinbarung 

D- 187/65 


geworden; eingetragen 

vom 


für Haus- und 



ins Kartellregister 

26. September 1967 


Hofkanalguß 



1 Abt. A, Bd. II, Nr. 41 


i 

§§ 2 und 3 



1 

i 

1 nicht bekanntgemacht: 



i 

! 

3 

Exportkartell 

B 1-1925/58 


rechtswirksam 



§ 6 Abs. 1 



geworden 

1 

4 

Exportkartell 

B 1-338/60 



rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 



geworden 

! 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 

1 

i 

! 

1 

Konditionenkartell für 

B 5-302 140- 


rechtswirksam 

95/61 BAnz. Nr. 227 


Stahlflanschen 

B-8/61 


geworden; eingetragen 

vom 


§ 2 

113/66 


ins Kartellregister 1 

25. November 1961 





Abt. A, Bd. I, Nr. 70 

i 


2 

Exportgemeinschaft 

B 5-302190- 



1 

Erlaubnis erteilt; 

60/69 BAnz. Nr. 199 


der deutschen Kraft- 

K-337/60 


unanfechtbar 

vom 24. Oktober 1969 


fahrzeugfedern- 

136/64 


geworden; eingetragen 



hersteller 

116/67 


ins Kartellregister 



§ 6 Abs. 2 



Abt. A, Bd. I, Nr. 79 

1 


3 

Hersteller technischer 

B 5-302194- 



rechtswirksam 

125/68 BAnz. Nr. 231 


Federn 

1-92/68 


geworden; eingetragen 

vom 1 1. Dezember 1968 


§ 5 a Abs. 1 Satz 1 



ins Kartellregister 



Abt. A, Bd. II, Nr. 93 j 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells? 
Kartellart 

Geschäfts- ' 
Zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 i 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

1 

1 

4 i 

Hersteller von rohen * 
Schrauben und Muttern 
§§ 2 und 3 

B 5-302310- 
D-96/68 i 
317/68 ! 

132/69 

i 

i 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister ! 

Abt. A, Bd. II, Nr. 90 : 

99/68 BAnz. Nr. 161 
vom 29. August 1968 

nicht b e k a n n t g e m a c h t ; 




5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-145/60 i 

i 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-167/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-264/68 


rechtswirksam 

geworden 

— 



Maschinenbauerzeugnisse 


1 

Vereinigte Drehbank- 
fabriken e. V. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-32 1120- 
1-159/68 



rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Karteliregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 95 

128/68 BAnz. Nr. 235 
vom 17. Dezember 1968 

2 

Industriewerke 
Karlsruhe AG, 
Maschinenfabrik 
Weingarten AG, 

Adam Richter 
Maschinenfabrik 

GmbH 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-321230- 
1-66/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 75 

64/67 BAnz. Nr. 149 
vom 11. August 1967 

3 

Maschinenfabrik 

Esterer AG und 
Gebrüder Linck KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-321700- 
1-239/69 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

! 76/69 BAnz. Nr. 238 
vom 23. Dezember 1969 

4 

Spezialisierungskartell 
zwischen Bergedorfer 
Eisenwerke AG, 
Astra-Werke, Borsig 

AG und Escher Wyss 
GmbH 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-323340- 
1-88/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Karteliregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 56 

79/66 BAnz. Nr. 150 
vom 13. August 1966 

1 j 

5 

Maschinenfabrik 

Fahr AG, 

Bucher-Guyer AG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323500- 
1-143/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 94 

126/68 BAnz. Nr. 231 
! vom 11. Dezember 1968 

6 

Anker-Werke 

Gebr. Goller oHG 
und Demag AG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323571 - 
1-138/66 
65/68 

1 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
■ Abt. A, Bd. II, Nr. 62 

118/66 BAnz. Nr. 231 
vom 12. Dezember 1966 
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Lfd. 

Nr. 

: Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

1 Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
i Abs. 2 

: Sachstand 

1 

■ Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

7 

! 

Hersteller von Druck- 
und Verpackungs- 
maschinen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-326100- 
1-232/68 

! — 

rechtswirksam 

1 geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 92 

124/68 BAnz. Nr. 229 
vom 7. Dezember 1968 

i 8 

1 

1 

Hersteller von Schuh- 
reparaturmaschinen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-32693 1- 
1-118/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 78 

92/67 BAnz. Nr. 218 

vom 

18. November 1967 

9 

Vereinigte Armaturen- 
gesellschaft (VAG) 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-327300- 
1-21/66 
121/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt A, Bd. II, Nr. 47 

1/68 BAnz. Nr. 9 
vom 13. Januar 1968 

10 

! 

1 

1 

Deutsche 

Babcock & Wilcox- 
Dampfkesselwerke AG 
und Stahlarmaturen 
Persta GmbH, KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-327300- 
1-114/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 77 

87/67 BAnz. Nr. 207 
vom 3. November 1967 

11 

Rabattkartell der 
Hersteller von 
Metallbalgreglern 
ohne Hilfsenergie 
§ 3 

B 5-327338- 
C- 168/63 

1 

1 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 10 

8/64 BAnz. Nr. 27 
vom 8. Februar 1964 

12 

Hersteller von 

Ableitern 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-327350- 
1-138/69 

j 

! 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen i 
ins Kartellregister 1 

Abt. A, Bd. III, Nr. 6 

j 

57/69 BAnz. Nr. 188 
vom 9. Oktober 1969 

i '' 

1 

j 

Hersteller von 
Kondensatableitern 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

^ B 5-327350- 
1-157/69 


1 

rechts wirksam ; 

geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 9 

65/69 BAnz. Nr. 216 

vom 

21. November 1969 

^ 14 

Hydraulikelemente 
und Zubehörteile 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 i 

i 

B 5-327395- 
1-45/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 88 

88/68 BAnz. Nr. 144 
vom 6. August 1968 

i i 

i 15 

! ! 

1 

Normen- und Typen- 
kartell für Hydraulik- 
anlagen und deren 
Einzelteile , 

§ 5 Abs. 1 1 

B 5-327395- 
E-56/69 

1 

1 

i 

rechtswirksam i 

geworden; eingetragen 
ins Kartellregister i 

Abt. A, Bd. III, Nr. 1 

25/69 BAnz. Nr. 66 
vom 9. April 1969 

i 

nicht bekanntge macht: 



i 

16 ! 

Exportkartell 1 

§ 6 Abs. 1 

B 5-133/60 

! 

rechtswirksam 

geworden 

— 

17 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-134/60 

— 

Exportkartell ' 

§ 6 Abs. 1 

i 

i 

1 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Karteliart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

18 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-164/60 


rechtswirksam 

geworden 


19 

Exportkarteil 
§ 6 Abs. 1 

B 5-260/60 


rechtswirksam 

geworden 


20 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-261/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

j 

21 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

' 

B 5-262/60 

— 

rechtswirksam i 

geworden 

— 

22 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 1 

B 5-238/63 

— 

rechtswirksam 

geworden 

1 

23 


B 5-1 11/61 


rechtswirksam 

geworden 

— ■ 


Landfahrzeuge 

(ohne Schienenfahrzeuge, Ackerschlepper und Elektrofahrzeuge) 


i 

MAN und Saviem 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-331300- 
1-48/68 


rechtswirksam 
geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. II, Nr. 97 

134/68 BAnz. Nr. 242 
vom 31. Dezember 1968 

2 

i 

1 

Wohnwagenhersteller- 
Industrie 
§ 5 Abs. 1 

B 5-3345 10- 
E-1 75/63 

— 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. II, Nr. 11 

13/64 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar 1964 

3 

Wohnwagenhersteller- 
industrie 
§ 2 

B 5-3345 10- 
B- 176/63 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 12 

12/64 BAnz. Nr, 33 
vom 18. Februar 1964 

i 

i 


Wasserfahrzeuge 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-220/60 



rechtswirksam 

geworden 

! 

2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-221/60 

1 

— 

rechtswirksam 

geworden 

1 

! 
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Lfd. . 
Nr. 

Bezeichnnnq des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- ^ 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 t 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 



Elektrotechnische Erzeugnisse 


1 Siemens und AEG- 

Telefunken 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-361 100- 
1-181/69 : 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

64/69 BAnz. Nr. 207 
vom 6. November 1969 

2 

Rationalisierungs- 
kartell für HGU- 
Anlagen 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 4-361300- 
J-93/68 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

32/68 BAnz. Nr. 70 
vom 9. April 1968 

3 

Robert Bosch GmbH, 
Ero-Starkstrom Kon- 
densatoren 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-361 700- 
1-180/66 
268/66 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. II, Nr. 70 

46/67 BAnz. Nr. 94 
vom 23. Mai 1967 

4 

Rabattkartell 
Installationsmaterial 
(Schalter u. Steckdosen) 
§3 

B 4-362310- 
C- 116/60 
439/61 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 46 

32/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1962 

5 

Rabattkartell 

Installationsmaterial 

(Fassungen) 

§3 

B 4-362330- 
C- 118/60 
8/62 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 48 

38/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1962 

6 

Rabattkartell 

Installationsmaterial 

(D-Schmelzeinsätze) 

§3 

B 4-362370- 
C- 117/60 
363/61 

7/62 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. T, Nr. 47 

37/62 BAnz. Nr. 101 | 

vom 26. Mai 1962 

7 

Fernmeldekabel- 
Gemeinschaft, Köln 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 4-362630- 
J- 176/65 
243/66 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. II, Nr. 51 

37/69 BAnz. Nr. 102 
vom 7. Juni 1969 

i 

8 

Preßverbinder und 
Preßkabelschuhe 
§ 5a Abs. 1 Satz 2 

B 4-362800- 
1-52/67 

323 67 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. II, Nr. 73 

55/68 BAnz. Nr. 81 ! 

vom 27. April 1968 ' 

9 

Va k u umme t a 1 lu r g i s che 
Anlagen W. C. Heraeus 
GmbH und DEGUSSA 
§ 5a Abs. 1 Satz 2 

B 4-363400- 
1-47/66 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. II, Nr. 52 

llF/67 BAnz. Nr. 7 
vom 11. Januar 1968 

10 

Brown, Boverie & Cie., 
AG, 

und Heinrich Neitz KG 
§ 5a Abs. 1 Satz 1 

B 4-363400- 
1-127 69 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. III, Nr. 5 

56/69 BAnz. Nr. 187 
vom 8. Oktober 1969 

11 

Brown, Boverie & Cie, 
AG und Dr. Schmitz & 
Apelt GmbH 
§ 5a Abs. 1 Satz 1 

B 4-363400- 
1-128/69 

i 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. III, Nr. 4 

55/69 BAnz. Nr. 187 
vom 8. Oktober 1969 


136 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/950 


Lfd. 

Nr. 

1 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

i 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

12 

Spezialisierungskartell 
! über Saunaanlagen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-363655- 
1-280/67 
53/68 

— 

’ 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. 11, Nr. 83 

29/68 BAnz. Nr. 67 
vom 4. April 1968 

13 

Osram GmbH und 
Radium Elektrizitäts- 
Gesellschaft mbH 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-364000- 
1-35/66 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. 11, Nr. 50 

58/66 BAnz. Nr, 110 
vom 16, Juni 1966 

14 

Hersteller von 
elektrischen Lampen 
§3 

B 4-364400- 
C- 193/63 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. II, Nr. 14 

24/62 BAnz. Nr. 81 
vom 29. April 1964 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




15 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-29/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

16 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-125/59 
255/62 
18/63 
98/67 


rechtswirksam 

geworden 

1 

17 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-131/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 


18 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-152/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

1 

19 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-317/60 

1 

rechtswirksam 

geworden 

1 “ 

i 

20 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-256/62 

— 

rechtswirksam 

geworden 

j 

21 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

1 4-37/63 


rechtswirksam 

geworden 

— 1 

22 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-418/64 

— 

rechtswirksam 

geworden 

1 

23 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-544/64 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

24 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-18/67 

1 

rechtswirksam 

geworden 

— 

25 

Exportkartell ' 

§ 6 Abs. 1 

! 

B 4-294/67 

i 

rechtswirksam | 

geworden 

— 

26 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 ; 

B 4-286/67 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 
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1 : 


1 Kartell- 


' 1 

Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; j 
Kartellart ^ 

Geschäfts- 

zeichen 

vertrag 
■ nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

1 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 


1 

1 1 i Hersteller 

B 5-377000- 

! 

rechtswirksam gewor- 

40/69 BAnz. Nr. 120 

elektronischer Uhren 

1-52/69 


den; eingetragen ins 

vom 5. Juli 1969 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

1 i 

j 


Kartellregister Abt. A, 
Bd. III, Nr. 2 



Eisen-, Blech- und Metallwaren 


1 1 Marktgemeinschaft 

B 5-383183- 

— ■ rechtswirksam gewor- 98/67 BAnz. Nr. 226 

Gas-Wasserheizer 

D-273/60 

den; eingetragen ins vom 2. Dezember 1967 

§ § 2 und 3 

86/66 

Kartellregister Abt. A, 



Bd. I, Nr. 9 

2 Interessengemeinschaft 

B 5-38421 1- 

— • rechtswirksam gewor- 40/65 BAnz. Nr. 123 

j Stahlradiatoren 

C-2 10/62 

den; eingetragen ins vom 7. Juli 1965 

§3 

213/64 

Kartellregister Abt. A, 


255/64 

Bd. II, Nr. 1 

3 Rationalisierungs- 

B 5-384311- 

— Erlaubnis bis zum 41/65 BAnz. Nr. 126 

gemeinschaft Eiserne 

J-28/60 

30. April 1970 mit Auf- vom 10. Juli 1965 

Fässer und Gefäße e, V. 

21/62 

lagen erteilt; unan- 

§ 5 Abs. 2 und 3 

171/62 

fechtbar geworden; ein- 


84/64 

getragen ins Kartell- 


256/64 

register Abt. A, Bd. I, 


38/65 

Nr. 41; Erlaubnis zur 1. 



bis 4. Änderung des 



Kartelibeschlusses er- 



teilt; unanfechtbar ge- 



worden 

4 Hersteller von 

B 5-386700- 

— rechtswirksam gewor- 14/67 BAnz. Nr. 30 1 

Autowerkzeugen 

j 1-163/66 

den; eingetragen ins vom 11. Februar 1967 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 


Kartellregister Abt. A, i 



Bd. 11, Nr. 67 

5 Spezialisierungs-Ge- 

B 5-389000- 

— rechtswirksam gewor- 6/69 BAnz. Nr. 19 | 

meinschaft Rohr- und 

1-281/68 

den; eingetragen ins vom 29. Januar 1969 

Montagewerkzeuge 

1 

Kartellregister Abt. A, 

1 § 5 a Abs. 1 Satz 2 

i 

Bd. II, Nr. 99 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


6 Exportkartell 

B 5-151/60 



rechtswirksam 

— 

§ 6 Abs. 1 



geworden 


1 

j 7 Exportkartell 

B 5-268/60 

1 ja ' 

i 

rechtswirksam 

— 

1 § 6 Abs. 1 


i I 

1 geworden 

1 
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Lfd. Bezeichnung des Kartells; ! Geschäfts- 
Nr. Kartellart ' Zeichen 


! Kartell- | 
I vertrag I 
nach i 

§ 106 I 

Abs. 2 I 


Sachstand 


Anorganische Chemikalien und Grundstoffe 


1 

Deutsche Ammoniak- 
1 Vereinigung (DAV) 
Bochum 

! § 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413410- 
J-136/58 
132/63 
276/64 
135/69 

ja 

Vorläufige Verlänge- 
rung durch einstweilige 
Anordnung; eingetra- 
gen ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 71 

2 

Superphosphat Indu- 
strie-Gemeinschaft 
Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413431- 
J-222/58 


Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

3 

Superphosphat Indu- 
strie-Gemeinschaft 
Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413431- 
J-256/68 


rechtliche und 

1 wirtschaftliche Prüfung 

4 

Verein der Thomas- 
phosphatfabrikanten 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413440- 
J- 127/58 
138/63 
165/68 

ja 

Erlaubnis erteilt; vor- 
läufige Verlängerung 
durch einstweilige 
Anordnung; eingetra- 
gen ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. II, Nr. 20 

5 

Konditionenverband 
der Hersteller von 
flüssiger Kohlensäure 
§2 

B 3-415155- 
B- 130/62 
382/64 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 88 

6 

Interessengemeinschaft 
Acetylen Nord 
§3 j 

B 3-415160- 
C-359/69 


! rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 



7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-280/58 

— 

reditswirksam 

geworden 


Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-62/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

9 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-213/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

10 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-20/61 

— 

rechts wirksam 
geworden 

! 

11 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-124/61 

— 

rechtswirksam 

geworden 

12 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-129/62 

— 

rechtswirksam 

geworden 


Drucksache VI/950 


Bekanntmachung 
Nr. im Bundesanzeiger 


63/69 BAnz. Nr. 200 
vom 25. Oktober 1969 


24/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 


101/68 BAnz. Nr. 171 
vom 12. September 
1968 


59/68 BAnz. Nr. 98 
vom 28. Mai 1968 


7/65 BAnz. Nr. 18 
vom 28. Januar 1965 


67/69 BAnz. Nr. 224 
vom 3. Dezember 1969 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kart eil art 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

1 

Sachstand 

1 

i 


Mineralfarben und Teerfarbstoffe 

1 

! Internationale Litho- 
pone Associate „ILA" 

§ 6 Abs. 2 

i 

B 3-441 110- 
K- 11 5/59 
294/64 
101/67 


Erlaubnis bis zum 

31. Oktober 1970 er- 
teilt; unanfechtbar ge- 
worden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 74 

2 

Hersteller von Blei- 
m^ennige und Bleiglätte 
§§ 2 und 3 

B 3-441 145- 
D-234/61 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 82 

1 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 



3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-197/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

i 



Kunststoffe 

1 

Hersteller von Phenol- 
harzpreßmassen 
§§ 2 und 3 

B 3-453171- 
D- 11/62 
1/63 
329/64 
216/65 
211/67 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 84 

j 

nicht bekanntgemacht: 



2 

1 

i 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-20/58 

— 

rechtswirksam 

geworden 

3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-83/58 

— • 

rechtswirksam 

geworden 



Chemisch-technische Erzeugnisse 

1 

Rabatt- und Konditio- 
nenkartell für Beliefe- 
rung von Friseuren 
§§ 2 und 3 

B 3-464700- 
D-138/59 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 26 

2 

Inländische Mitglieder 
der Zündstein- 
konvention 

§ 6 Abs. 2 1 

i 

B 3-465147- 
K-30/58 
252/62 
297/65 
278/68 

i 

i 

Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; ein- 
getragen ins Kartell- 
register Abt, A, Bd. I, 
Nr. 16 


Bekanntmachung 
Nr. im Bundesanzeiger 


88/67 BAnz. Nr. 211 
vom 9. November 1967 


86/68 BAnz. Nr. 137 
vom 26. Juni 1968 


i 78/67 BAnz. Nr. 183 
; vom 28. September 
I 1967 


25/60 BAnz. Nr. 42 
vom 2. März 1960 


136/68 BAnz. Nr. 242 
vom 31. Dezember 1968 
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Lfd. j Bezeichnung des KartcJls; Cieschätts- 
Nr. Kartei lart Zeichen 


Kartell- 
vcrtrag 
nach 
lOh 
Abs. 2 


Bekanntniachiincf 
Nr. irn Bund('san/,eiger 


nicht bekanntgemacht: 


Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 


B 3-88^58 


rechts wirksam 
geworden 


Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 


B 3-253/58 


rechtswirksam 

geworden 


Chemische Fasern 


1 I Exportförderung 
■ für Zellwolle 
‘ §3 


B 3-49 1100- 
C- 142/58 
99/67 


rechts wirksam gewor- ‘ 60/67 BAnz. Nr. 142 
den; eingetragen ins vom 2. August 1967 
Kartellregister Abt. A, ! 

Bd. I, Nr, 52 I 


2 Exportförderung 
für Textilreyon 
§3 


B 3-491500- 
C-i40/58 


' rechtswirksam gewor- 26/61 BAnz. Nr. 49 
den; eingetragen ins vom 10. März 1961 
I Kartellregister Abt. A, 
i Bd. L Nr. 66 


3 Exportförderung B 3-491520- 

für Kupferkunstseide C-1 64/58 
' §3 ! 


! rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
; Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 60 


119/60 BAnz. Nr. 230 
vom 29. November 
1960 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


Exportkartell 

B 3-94/58 

— rechtswirksam 

§ 6 Abs. 1 


geworden 

Exportkartell 

B 3-149/58 

— rechtswirksam 

§ 6 Abs. 1 

258/67 

geworden 

1 

Exportkartell 

B 3-89/62 

— ' rechtswirksam 

§ 6 Abs. 1 


geworden 

! 

Exportkartell 

B 3-270/69 

— rechtswirksam 

§ 6 Abs. 1 


^ geworden i 

i i 



Feinkeramische Erzeugnisse 


Marktgemeinschaft 

B 4-515000- ; — 

rechtswirksam gewor- 

26/62 BAnz. Nr. 68 

Sanitär-Keramische 

D-334/59 i 

den; eingetragen ins 

vom 6. April 1962 

Industrie 

62/62 , 

Kartellregister Abt. A, 

! 

§§ 2 und 3 

1 

, Bd. I, Nr. 25 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
Vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr, im Bundesanzeiger 

2 

Interessengemeinschaft 
der deutschen kera- 
mischen Wand- und 
Bodenfliesenwerke 
§3 

B 4-517100- 
C- 187/59 
5/61 

18/62 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 14 

32/62 BAnz. Nr. 94 
vom 17. Mai 1962 

3 

Hersteller von Schleif- 
scheiben und Schleif- 
körpern 
§ 3 

B 4-519100- 
C- 16/59 
205/61 
191/63 
277/66 
298/67 

t 

1 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 71 

i 

i 

30/69 BAnz. Nr. 82 
vom 3. Mai 1969 

nicht bekanntgemacht: 




4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-371/59 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-121/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-389/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 


Glas und Glaswaren 


Interessen- 
gemeinschaft 
deutscher Fensterglas- 
hütten 
§ 3 

B 4-521 110 
C-19/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt, A, Bd. III, Nr. 

43/60 BAnz. Nr. 79 
vom 26. April 1960 

Rationalisierungs- 
gemeinschaft 
betreffend die 
Verwendung genorm- 
ter Bierflaschen 

B 4-522 112- 
E-200/61 
207/63 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 78 

28/64 BAnz. Nr. 92 
vom 21. Mai 1964 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


3 


Exportkartell 

B 4-95/59 

— 

rechtswirksam 

§ 6 Abs. 1 



geworden 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- i 
vertrag 

nach Sachstand 

§ 106 

Abs. 2 

! 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

i 

i 



Holzwaren 



(einschließlich Erzeugnisse aus natürlichen Schnitz- und Formstoffen) 

1 

1 Hersteller von 

B 3-542310- 

i ^ rechts wirksam 

100/67 BAnz. Nr. 228 

1 

Schrankwänden 

1-88/67 

j geworden; eingetragen 

vom 6. Dezember 1967 


§ 5 a Abs. 1 Satz 2 


i ins Kartellregister 





1 Abt. A, Bd. II, Nr. 79 


1 2 

Konditionen- und 

B 3-542340- 

— rechtswirksam 

54/69 BAnz. Nr. 186 


Rabatt-Verein 

D-258/64 

geworden; eingetragen 

vom 


Schulmöbel e. V. 

78/67 

1 ins Kartellregister 

30. September 1969 

1 

§§ 2 und 3 

28/69 

Abt. A, Bd. II, Nr. 16 




310/69 

; 

i 


i 

i 


Papier- und Pappewaren 


1 

Interessengemeinschaft 

B 3-561100- 

— rechtswirksam 

50/68 BAnz. Nr. 76 


der deutschen 

C-234/58 

geworden; eingetragen 

vom 20. April 1968 

! 

Tapetenfabrikanten 

119/61 

ins Kartellregister 


1 

§ 3 

38/67 

Abt. A, Bd. I, Nr. 10 


1 

i 

53/67 

i 




128/67 



1 


200/67 





269/67 



1 


314/67 



1 

1 

1 


296/68 

i 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 



2 

Exportkartell 

B 3-115/58 

— rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 


geworden 




Kunststofferzeugnisse 


1 

Hersteller von 

B 3-585114- 

— rechtswirksam 

19/67 BAnz. Nr. 42 


Kunststoffrohren 

1-5/66 

geworden; eingetragen 

vom 1. März 1967 


§ 5 a Abs. 1 und 2 


ins Kartellregister 





Abt. A, Bd. II, Nr. 46 


2 

Hersteller von 

B 3-585570- 

— rechtswirksam 

61/69 BAnz. Nr. 200 


Tischbelägen 

C-62/69 

geworden; eingetragen 

vom 25. Oktober 1969 


§ 3 


ins Kartellregister 



1 


Abt. A, Bd. III, Nr. 7 
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Kartell- 


i Lfd. 1 
! Nr. ' 

1 1 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

j 

Geschäfts- 

zeichen 

vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

i 

Bekanntmachung | 

Nr. im Bundesanzeiger 

1 

1 1 

1 3 

1 

1 

j 

1 

Hersteller von 
Tischbelägen 
§ 5 Abs. 1 

1 

i 1 

B 3-585570- 
E-63/69 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 8 

! 

1 i 

62/69 BAnz. Nr. 200 

1 vom 25. Oktober 1969 

i 1 

i 


i 

! 


Gummi- und Asbestwaren 


1 

Gesamtumsatzrabatt- i 

B 3-591990- ' 


karteil für ' 

C-276/65 


Rohlaufstreifen , 

290/67 


§ 3 1 


2 

Gesamtumsatzrabatt- 

B 3-5921 00- 


kartell für technische 

C-179/60 


Gummiwaren 

127/65 ; 


§ 3 i 

308/65 ; 


249/67 



312/67 i 

3 

Gesamtumsatzrabatt- 

i 

B 3-592 150- 


kartell für endlose 

C-241/60 


Gummikeilriemen 

128/65 ' 


des technischen j 

163/65 


Bedarfs 1 

307/65 


§ 3 ! 

291/67 1 

1 i 

366/69 


I 


rechts wirksam 49/68 BAnz. Nr. 76 

geworden; eingetragen vom 20. April 1968 
ins Kartellregister ; 

Abt. A, Bd. II, Nr. 44 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 63 


j 64/68 BAnz. Nr. 108 
vom 12. Juli 1968 


I 


rechtswirksam | 74/69 BAnz. Nr. 235 ' 

geworden; eingetragen I vom 18. Dezember 1969 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 68 i 


Lederwaren und Schuhe 


Mosbach, 

B 2-621590- 

— 

rechtswirksam 

93/66 BAnz. Nr. 178 

Gruber & Co., Fritz 

1-133/66 


geworden; eingetragen 

vom 

Zerfass GmbH & Co. 



ins Kartellregister 

22. September j 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 



Abt. A, Bd. II, Nr. 58 

1966 1 

Konditionenkartell 

B 2-625000- 



rechtswirksam 

19/68 BAnz. Nr. 49 

der Deutschen 

B-117/61 


geworden; eingetragen 

vom 9. März 1968 

Schuhindustrie 

202/61 


ins Kartellregister 


§ 2 

162/62 

235/62 

278/64 

239/65 

257/65 

5 117/66 

118/66 
: 294/67 


Abt. A, Bd. I, Nr. 75 

1 

i 

1 
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Kartell- 

Lfd. Bezeichnung des Kartells; Geschäfts- vertrag c .v ♦ i Bekanntmachung 

Nr. I Kartellart Zeichen §^^06 acis anc Bundesanzeiger 

i I Abs, 2 


Textilien 


Interessengemeinschaft 
Textillohnveredlung 
i § 2 

j 

B 2-630200- 
B-348/64 
116/65 
43/66 
160/66 
171/66 

1 

recbtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 23 

67/65 BAnz. Nr, 196 
vom 4. Dezember 1965 

: WGF Wuppertaler 
Garnbleicherei und 
: Färberei 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-630200- 
1-183/67 


recbtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 81 

8/68 BAnz. Nr. 18 
vom 26. Januar 1968 

Stoffdruck-Konvention 
: § 2 

B 2-630700- 
B-86/60 
1/61 

15/61 

103/62 

138/68 

289/69 


recbtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 49 

77/69 BAnz. Nr. 240 
vom 30. Dezember 1969 

Vereinigung 

Nederlandsche 

Textiel Conventie 
Konditiouenkartell für 
bedruckte Textilien 

i § 2 

B 2-630700- 
B-117/'65 


recbtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 31 

i 

63/65 BAnz. Nr. 189 
vom 7. Oktober 1965 

; Hersteller von Buch- 
einbandstoffen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-630910- 
1-185/66 

1 _ 

i 

recbtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

1 Abt. A, Bd. II, Nr. 59 

94/66 BAnz. Nr. 178 

vom 

22. September 1966 

Ravensberger 

Spinnerei AG und 

Carl Weber & Co. 
GmbH, Flachsspinnerei 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-633000- 
1-114/68 


recbtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 89 

71/68 BAnz. Nr. 132 ; 

vom 19. Juli 1968 

Dreizylinder- 
spinnereien 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-633100- 
1-206/66 

1 ! 

recbtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 60 

110/66 BAnz. Nr. 215 
vom 

18. November 1966 1 

Konditionenkartell 
der Deutschen 
Baumwollspinnerei 
e. V. 

§ 2 1 

B 2-633 110- 
B-408/58 
179/61 
194/66 
65/69 

1 

recbtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 4 

95/66 BAnz. Nr. 179 
vom 

23. September 1966 


125/69 
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Lfd. . 
Nr. i 

1 

Bezeichnung des Kartells; j 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- i 
vertrag 1 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

9 

Zusatzkartell zum 
Konditionenkartell 
der Deutschen 
Baumwollspinnerei 
§ 2 

B 2-633 110- 
B-252/60 
180/61 
21/62 
106/64 
238/64 
195/66 
66/69 
126/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 69 

48/61 BAnz. Nr. 94 
vom 18. Mai 1961 

10 

Spezialisierungskartell 
für SYNtric-Garne 
§ 5 Abs. 2 

B 2-633180- 
H- 123/65 
1-334/68 


Erlaubnis erteilt; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 32 

8/69 BAnz. Nr. 19 
vom 29. Januar 1969 

11 

Übereinkunft der 
Kammgarnspinner 
§ 2 

B 2-633300- 
B- 16/59 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 11 

25/59 BAnz. Nr. 104 
vom 4. Juni 1959 

12 

Spezialisierungskartell 
der Kammgarn- 
spinnereien 
§ 5 Abs. 2 

B 2-633300- 
H-225/65 
1-267/66 
1-41/67 
1-335/68 


Erlaubnis erteilt; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd, II, Nr. 38 

135/68 BAnz. Nr. 242 
vom 31. Dezember 1968 

13 

Kammgarnspinnerei 
Bietigheim AG, 
Schachenmayr, 

Mann & Cie. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-633300- 
1-264/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 66 

9/67 BAnz. Nr. 20 
vom 28. Januar 1967 

14 

Rationalisierungs- 
kartell von Spinne- 
reien des Fachverban- 
des der Hartfaser- 
industrie e. V. 

§ 5 Abs. 1 

B 2-633500- 
E-585/58 
154/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 5 

71/58 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1959 

15 

Rationalisierungs- 
kartell für Ernte- 
bindegarn von 
Spinnereien des Fach- 
verbandes der Hart- 
faserindustrie e. V. 

§ 5 Abs. 1 

B 2-633545- 
E-98/65 
155/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 29 

59/65 BAnz. Nr. 183 
vom 

29. September 1965 

16 

Konditionenkartell 
von Spinnereien des 
Fadiverbandes der 
Hartfaserindustrie 
e. V. 

§ 2 

B 2-633549- 
B-88/63 
230/63 
156/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 4 

53/63 BAnz. Nr. 168 

vom 

10. September 1963 

17 

Konditionenkartell der 
Deutschen Jute- 
Industrie e. V. 

§ 2 

B 2-633550- 
B-53/65 
142/65 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 25 

89/65 BAnz. Nr. 215 

vom 

13. November 1965 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

i 

Kartell- | 
vertrag , 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

1 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger ' 

18 

Herstellung von Sisal- 
kordel für Ver- 
packung sz wecke 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-633570- 
1-272/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 96 

131/68 BAnz. Nr. 240 
vom 24. Dezember 1968 | 

1 

19 

Konditionenkartell der 
deutschen Bauwoll- 
zwirnerei 
§ 2 

B 2-633910- 
B-84/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 50 

87/60 BAnz. Nr. 133 
vom 14. Juli 1960 i 

20 

Hersteller von ein- 
fädigen Klöppelspitzen 
sowie Raschei- und 
Häkel-Erzeugnissen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-635271 - 
1-152/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 80 

10/68 BAnz. Nr. 21 | 

vom 31. Januar 1968 

21 

Hersteller von Staub-, 
Polier-, Spül- und 
Scheuertüchern (I) 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-635850- 
1-116/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr, 54 

66/66 BAnz. Nr. 136 
vom 26. Juli 1966 

22 

Hersteller von Staub-, 
Polier-, Spül- und 
Scheuertüchern (II) 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-635850- 
1-246/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 64 

121/66 BAnz. Nr. 242 
vom 28. Dezember 1966 ^ 

^ 23 

Hersteller von Staub-, 
Polier-, Spül- und 
Scheuertüchern (III) 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-635850- 
1-328/66 

■ 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 69 

1 

26/67 BAnz. Nr. 60 
vom 30. März 1967 

1 

j 

! 24 

Vereinigung 
Nederlandse Textiel 
Conventie; 

Konditionenkartell für 
Rohgewebe 
§ 2 

B 2-637100- 
B-191/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 85 

58/68 BAnz. Nr. 95 , 

vom 21. Mai 1968 j 

1 

25 

Konvention der 
Deutschen Seiden- 
stoff- und Samt- 
fabrikanten 
§ 2 

B 2-637200- 
B- 134/59 
208/59 
92/60 
217/60 
158/63 
193/65 
271/65 
135/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 19 

82/68 BAnz. Nr. 136 ; 

vom 25. Juli 1968 ^ 

! 

! 1 

i 1 

26 

Deutsche Tuch- und 
Kleiderstoffkonvention 
§ 2 

B 2-637200- 
B- 144/59 
126/60 
201/60 
72/64 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 17 

105/68 BAnz. Nr. 187 
vom 4. Oktober 1968 

1 

27 

Konvention der Baum- 
wollweberei und 
verwandter 
Industriezweige 

B 2-637200- 
B-1 64/59 
144/68 
20/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 22 

32/69 BAnz. Nr. 89 
vom 14. Mai 1969 

1 • 


§ 2 
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Lfd. 

Nr. 

1 

1 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

i 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 1 

1 

Sachs Land 

1 

Bekanntmachung 1 

Nr. im Bundesanzeiger | 

28 

1 

Hersteller von Misch- 
geweben aus i 

synthetischen Fasern 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-637219- 
1-119/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 76 

77/67 BAnz. Nr. 183 

vom 

28. September 1967 

29 

Konvention 

Deutscher Futterstoff- 
webereien 
§ 2 

B 2-637240- 
B-133/59 
93/60 
196/62 
22/63 
136/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 18 

83/68 BAnz. Nr. 136 
vom 25. Juli 1968 

1 

30 

Vereinigung 

Nederlandsche 

Textiel Conventie; 
Konditionenkartell für 
Futterstoffe 
§ 2 

B 2-637240- 
B-108/65 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 30 

62/65 BAnz. Nr. 189 
vom 7. Oktober 1965 

31 

Verband Deutscher 
Krawattenstoff- 
webereien 
§§ 2 und 3 

B 2-637280- 
D-260/58 
272/65 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 1 

5/58 BAnz. Nr. 87 
vom 8. Mai 1958 

32 

i 

Rationalisierungs- 

verband 

Krawattenstoffe 
§ 5 Abs. 2 

B 2-637280- 
H-341/66 


Erlaubnis erteilt; 
Rechtsmittel eingelegt 

104/68 BAnz. Nr. 179 

vom 

24. September 1968 

33 

Fa. Föcking & Cohausz, 
Rheiner Zwirnweberei ' 
^GmbH 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-637320- 
1-29/66 

! 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 11, Nr. 61 

108/66 BAnz. Nr. 211 i 

vom 

10. November 1966 

34 

1 

1 

Hersteller von Decken 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-637410- 
1-97/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 49 

59/66 BAnz. Nr. 110 
vom 16. Juni 1966 

1 35 

! 

Vereinigung 

Nederlandsche 

Textiel Conventie; 
Konditionenkartell für 
Schlaf- und Reise- 
decken 

B 2-6374 10- 
B-1 47/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 55 

81/66 BAnz. Nr. 154 
vom 19. August 1966 

j 36 

1 

Konvention der 
; Deutschen Schirm- 
stoffwebereien 
; §§ 2 und 3 

B 2-637700- 
D-1 19/60 
210/60 
192/65 
258/65 
291/66 
246/68 

i 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 55 

127/68 BAnz. Nr. 235 
vom 17. Dezember 1968 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

1 Geschäfts- 
zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

j Sachstand 

i 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

37 

[ 

Konvention der 
Deutschen Heimtextil- 
Industrie e. V. 

§ 2 

B 2-637800- 
B- 164/60 
32/62 
33/62 
130-132/62 
224/67 
252/68 
10/69 
221/69 

! 

! 

f 

1 rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. L Nr. 61 

78/69 BAnz. Nr. 240 
vom 30. Dezember 1969 

38 

Normenkartell für 
Kokosmatten aus 
Läuferstoffen 
§ 5 Abs. 1 

B 2-637820- 
E-422/68 
53/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 11, Nr. 98 

7/69 BAnz. Nr. 19 
vom 29. Januar 1969 

39 

Deutsche Wirker- und 
Strickerkonvention 
§ 2 

B 2-639000- 
B-248/59 
211/63 
122/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 30 

72/68 BAnz. Nr. 133 
vom 20. Juli 1968 

.n i c h 

t b e k a n n t g e m a c h t ; 




40 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-44/63 

— 

rechtswirksam 

geworden 


41 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-110/64 
348/66 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

42 1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-195/65 

__ 

rechtswirksam 

geworden 


43 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-42/66 


rechtswirksam 

geworden 

1 

44 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-148/67 

1 

i 

rechtswirksara 

geworden 

1 




Bekleidung 


1 

i 

Kartellvereinigung 
Bekleidungsindustrie 
§ 2 

B 2-640000- 
B- 13/60 
125/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 31 

73/68 BAnz. Nr. 133 
vom 20. Juli 1968 

2 

Fachkartell der Herren- 
und Knaben-Ober- 
bekleidungsindustrie 
§2 

B 2-641100- 
B- 17/60 
129/68 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 35 

77/68 BAnz. Nr. 135 
vom 24. Juni 1968 

3 

1 

1 

Fachkartell der Herren- 
und Knaben-Ober- 
bekleidungsindustrie 
§2 

B 2-641100- 
B-342/64 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 27 

44/65 BAnz. Nr. 133 
vom 21. Juli 1965 
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Lfd, 

Nr, 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

1 

Geschäfts- 
zeidien i 

i 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

1 1 

1 

j 

Sachstand j 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

4 

! 

Fachkartell Damen- 
oberbekleidungs- 
industrie 
(Bundesgebiet) 

§2 

B 2-641200- 
B- 15/60 
204/65 
127/68 

-- 

1 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 33 

75/68 BAnz. Nr. 135 
vom 24. Juli 1968 

5 

Fachkartell der Damen- 
oberbekleidungs- 
industrie (Berlin-West) 
§2 

B 2-641200- 
B- 16/60 
128/68 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

i Abt. A, Bd. I, Nr. 34 

1 

76/68 BAnz. Nr. 135 
vom 24. Juli 1968 

6 

Kartellverband 

Berufs- und Sport- 
bekleidungsindustrie 
§2 

B 2-641 400- 
B- 14/60 
126/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
; Abt. A, Bd. II, Nr. 32 

74/68 BAnz. Nr. 133 
vom 20. Juli 1968 

7 

Fachkartell der 

Wäsche- und 
weiblichen Berufs- | 

bekleidungsindustrie 
§2 

B 2-642000- 
B-21/60 
126/63 
264/65 
134/68 


1 rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 39 

81/68 BAnz. Nr. 136 
vom 25. Juli 1968 

8 

Fachkartell der 

Mieder- und Leib- 
binden-Industrie 
§2 

B 2-642500- 
B-20/60 
262/65 
133/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 38 

80/68 BAnz. Nr. 136 
vom 25. Juli 1968 

9 

Wirtschaftliche 
Vereinigung Deutscher 
Krawattenfabrikanten 
§2 

B 2-644100- 
B- 19/60 
132/68 

■ 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 37 

79/68 BAnz. Nr. 135 
vom 24. Juli 1968 

10 

Fachkartell 

Hosenträger- und 
Gürtelindustrie 
§2 

B 2-644400- 
B-18/60 
142/68 

i 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 36 

78/68 BAnz. Nr. 135 
vom 24. Juli 1968 

11 

Konditionenkartell 
der Pelzbekleidungs- 
industrie 
§2 

i 

B 2-646500- 
i B- 189/63 
142/68 

■ ■ 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
. Abt. A, Bd. II, Nr. 13 

106/68 BAnz. Nr. 187 
vom 4. Oktober 1968 


Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 


Konvention der Brot- 
und Backwaren- 
industrie Hessen 
§§ 2 und 3 

B 2-681710- 
D-2 13/62 i 


Konditionenkartell 
: rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 94 

19/63 BAnz. Nr. 63 
vom 30. März 1963 

Hersteller von 
i Süßwaren 

1 §2 

1 

B 2-682700- ' 

B-209/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 10 

71/69 BAnz. Nr. 229 
vom 10. Dezember 1969 
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Lfd. 

Nr. 

1 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

i 

! 

Geschäfts- 

zeidien 

i 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

3 

Hersteller von 
kandierten Früchten 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 2-682748- 
1-266/6? 

— 

rechtswirksam 
geworden; einget’-agen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 82 

25/68 BAnz. Nr. 56 
vom 20. März 1968 

4 

Molkerei J. A. Meggle 
und Georg Jäger oHG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-683 140- 
1-153/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 57 

80/66 BAnz. Nr. 152 
vom 17. August 1966 

5 

Backhefe-Konvention 
e. V. 

§2 

B 2-687351- 
B-149/61 
25/62 
250/65 
14/66 
146/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 76 

46/66 BAnz. Nr. 91 
vom 14. Mai 1966 

nicht bekanntgemacht: 




6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-199/58 

Ja 

rechtswirksam 

geworden 

— 

7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-240/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

1 

8 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-228/61 

— 

rechtswirksam 

geworden 


9 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-96/68 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




10 

Molkereien in 

Solingen und Bergisch 

Gladbach 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/D 2-72-21 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 86 

i 

3/68 BAnz. Nr. 107 
vom 11. Juni 1968 | 

! 

11 

Molkereien in 

Krefeld und Rheydt 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/D 2-72-21 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 87 

4/68 BAnz. Nr. 107 
vom 11. Juni 1968 




Tabakwaren 

i 

1 

Interessengemeinschaft 
der Zigaretten- 
hersteller (IGZ) 

§3 

B 2-691100- 
C- 153/61 
5/67 

62/67 

377/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd I, Nr. 77 

24/69 BAnz. Nr. 65 
vom 3. April 1969 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 



Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Gemeinschaft der 
Deutschen Rauch- 
und Kautabak- 
Hersteller 
§ 3 

B 2-697100- 
C-2 18/59 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 43 

82/60 BAnz. Nr. 117 
vom 22. Juni 1960 



Handel mit bergbaulichen Erzeugnissen 


nicht bekanntgemacht: 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-532/58 
76/65 


rechtswirksam 

geworden 

— 



Handel mit Eisen und Stahl 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-117/63 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche 

Prüfung 

— 1 

2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-53/65 


rechtswirksam 

geworden 

1 


Handel mit feinmechanischen und optischen Erzeugnissen; Uhren 

1 

Konditionenkartell der 
Mitglieder der ZentRa- 
Garantiegemeinschaft 
e. V. 

§2 

B 5-712520- 
B-70/67 
134/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 11, Nr. 74 

61/67 BAnz. Nr. 143 
vm 3. August 1967 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


Exportkartell 

B 5-219/68 

— 

rechtswirksam 

— 

§ 6 Abs. 1 

1 

■ i 


geworden 



I 
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Lfd. 

! Bezeichnunq des Kartells; 

Geschäfts- 

Kartell- 

vertrag 


Bekanntmachung 

Nr. 

Kartellart 

Zeichen 

§ 106 
Abs. 2 

1 

Nr. im Bundesanzeiger. 


Handel mit Erzeugnissen der Landwirtschaft, Fischerei, Nahrungs- und 
Genußmittelindustrie 


' Fleurop 
§ 5 Abs. 2 und 3 


B 2-712860- i 
: J-359/58 

180/63 I 
! 240/66 I 

^ 331/66 j 

I 175/67 ! 

372/67 
115/69 
149/69 
249/69 


' Erlaubnis erteilt; ‘ 45/69 BAnz. Nr. 133 

' eingetragen ins * vom 24. Juli 1969 

[ Kartellregister Abt. A, 

' Bd. 11, Nr. 3 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


Exportkartell 

! B 2-2/65 ^ 


rechtswirksam 

§ 6 Abs. 1 



j geworden 


^ Handwerk 

Gewerbe für Gesundheits- und Körperpflege, chemische und Reinigungsgewerbe 


1 Lieferbedingungen 
— Gemeinschaft 
deutscher Färbereien 
' und Chemisch- 
' reinigungsbetriebe 
§2 


B 3-721607- 
B- 15/59 
94/67 


I rechtswirksam 66/67 BAnz. Nr. 150 

! geworden; eingetragen vom 12. August 1967 
i ins Kartellregister 
! Abt. A, Bd. 1, Nr. 15 


i 

Kulturelle Leistungen i 

(ohne Filmwirtschaft) 


1 1 

Konditionenkartell des 

B 4-745100- 1 

— 1 rechts wirksam 


Vereins für Verkehrs- 

B-207/62 ! 

j geworden; eingetragen 


ordnung im Buchhandel 


ins Kartellregister i 


i§2 


1 Abt. A, Bd. I, Nr. 89 


16/68 BAnz. Nr. 35 
vom 20. Februar 1968 


Geld-, Bank- und Börsenwesen 


1 

Konditionenkartell 

B 4-809000- 

— 1 rechtswirksam | 

3/69 BAnz. Nr, 17 


des Pfandkredit- 

B-225/64 

geworden; eingetragen 

1 vom 25. Januar 1969 


gewerbes 

274/64 

1 ins Kartellregister 



§ 2 

B 1-346/68 

Abt. A, Bd. I, Nr. 65 



I 


I 

I 
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II. Wettbewerbsbeschränkungen in den Ausnahmebereichen 

Seit dem 1. Januar 1958 sind beim Bundeskartellamt 27 Anmeldun- 
gen nach § 99, 14 Anmeldungen nach § 100, 158 Anmeldungen nach 
§ 102, eine Anmeldung nach § 102 a und 37 869 Anmeldungen nach 
§ 103 eingegangen. 

Im übrigen wird wegen der Wettbewerbsbeschränkungen in den Aus- 
nahmebereichen auf die Ausführungen im Ersten Abschnitt verwiesen. 


III. Preisbindungen und Preisempfehlungen 

1. Preisbindungen 

Im Jahre 1969 haben weitere 77 Unternehmen Preisbindungen ange- 
meldet; 149 Unternehmen haben ihre Anmeldung zurückgenommen. 
Die Zahl der preisbindenden Unternehmen hat sich somit um 72 auf 
888 gesenkt. Die gesamten angemeldeten Verkaufseinheiten sind bei 
72 449 Zugängen (davon 30 784 für Kraftfahnzieug-Ersatzteile) und 
65 121 Rücknahmen (davon 27 460 für Kraftfahrzeug-Ersatzteile) um 
7328 auf 170 664 gestiegen. Von den angemeldeten Verkaufseinheiten 
entfallen 64 595 auf Kraftfahrzeug-Erzatzteile sowie -Zubehör und 
106 069 auf andere Erzeugnisse. 

2. Preisempfehlungen 

Vertikale Preisempfehlungen für Markenwaren haben im Jahre 
1969 weitere 163 Unternehmen angemeldet; 57 Unternehmen haben 
ihre Anmeldung zurückgenommen. Die Zahl der preisempfehlenden 
Unternehmen hat sich somit um 106 auf 1909 erhöht. Die Gesamtzahl 
der preisempfohlenen Verkaufseinheiten hat sich bei 57 996 Zugängen 
und 35 269 Rücknahmen um 22 727 auf 275 136 erhöht. Auf Kraft- 
fahrzeug-Ersatzteile sowie -Zubehör entfallen 1 662 Verkaufseinheiten 
und auf andere Erzeugnisse 273 474. 

Die Zahl der Unternehmen, die sowohl Preisbindungen als auch Preis- 
empfehlungen angemeldet haben, hat sich um 4 auf 247 gesenkt. Die 
Zahl der von ihnen preisgebundenen Verkaufseinheiten hat sich um 
4962 auf 31 036 gesenkt, die ider preisempfohlenen Verkaufseinheiten 
hat um 1778 auf 26 063 zugenommen. 54 Unternehmen haben für 
gleichartige Waren Preisbindungen (676 Verkaufseinheiten) und 
Preisempfehlungen (1059 Verkaufseinheiten) angemeldet. 9 Unterneh- 
men haben ihre sämtlichen Preisbindungen (102 Verkaufseinheiten) 
zurückgenommen und Preisempfehlungen (89 Verkaufseinheiten) an- 
gemeldet. 

In der nachstehenden Tabelle sind die Preisbindungen und -empfeh- 
lungen aufgeschlüsselt nach Warengruppen aufgeführt. Bei den ange- 
führten Warenarten der jeweiligen Warengruppe lag im Jahre 1969 
der zahlenmäßige Schwerpunkt der angemeldeten Preisbindungen 
bzw. -empfehlungen. 
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Tabelle D 


Zahl der bestehenden Preisbindungen und Empfehlungen, 
aufgeschlüsselt nach Warengruppen und Warenarten 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand; 

31. Dezember 1969 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 


Unter- 

nehmen^) 

1 Erzeug- 
nisse 

Unter- 

nehmen^) 

Erzeug- 
1 nisse 

1 Bergbauliche Erzeugnisse 

4 

i 

1 

1 7 

1 

11 

23 

i 

(4) 

i (6) 

(11) 

(23) 

i 

Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 

7 

1 32 

10 

227 

darunter 

(7) 

(32) 

(7) 

(218) 

' vor allem Kraft- und Leuchtstoffe 

6 

29 

3 

10 

i 

(5) 

(28) 

(2) 

(9) 

Schmieröle und sonstige öle 

1 

3 

7 

148 


(1) 

(3) 

(5) 

(140) 

Steine und Erden 

4 

21 

4 

33 

i 

(4) 

(21) 

(3) 

(13) 

1 

NE-Metalle und Metallhalbzeug 

1 

1 

1 

3 


(-) 

(-) 

(1) 

(3) 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und 

5 

366 

9 

2 403 

' der Stahlverformung 

(4) 

(289) 

(9) 

(4 543) 

darunter 





vor allem Gleitschutz-, Traktoren- und ähnliche 

— 

— . 

5 

2 293 

Ketten 

(-) 

(-) 

(6) 

(3 157) 

Feld- und Gartengeräte 

4 

333 

3 

109 


(3) 

(256) 

(2) 

(1 385) 

Stahlbauerzeugnisse 





2 

129 


(-) 

[-) 

(2) 

(129) 

Maschinenbauerzeugnisse 

14 

3 928 

217 

64 209 

darunter 

(14) 

(3 944) 

(205) 

(58 496) 

vor allem Holzbe- und -Verarbeitungsmaschinen 

— 

— 

7 

810 


(-) 

(-) 

(7) 

(675) 

1 

^ Ottomotoren; Dieselmotoren 





5 

263 

1 

(-) 

(-) 

(3) 

(112) 


b Die Angaben in den Klammern enthalten die Vergleichszahlen nach dem Stand vom 31. Dezember 1968 
-) Eine Anzahl von Unternehmen hat Preisbindungen und/oder Preisempfehlungen für mehrere Warenarten ange- 
meldet. Während bei den im Textteil unter 1. und 2. aufgeführten Gesamtzahlen jedes Unternehmen aber nur 
einmal gezählt wurde, erscheinen in der Aufstellung eine Reihe von Unternehmen mehrfach, soweit sie nämlich 
für die verschiedenen Warenarten jeweils Preisbindungen oder Preisempfehlungen angemeldet haben. Die Summe 
der Unternehmen in der Aufstellung ist daher größer als die im Textteil aufgeführten Gesamtzahlen. 
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1 

Warenklassen und Warenarten 

! 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand; 

31. Dezember 1969 h 

Unter- j Erzeug- 
nehmen-) 1 nisse 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 h 

Unter- Erzeug- 
nehmen-) nisse 

: 

Gewerbliche Kühlschränke und Tiefkühltruhen über 


_ 

3 

12 

250 1 

(-) 

(-) 

(3) 

(12) 


2 

155 

6 

103 

Heizungsumwälzungspumpen 

(1) 

(4) 

(6) 

(103) 

Trocknungs anlag en und Maschinen für die Land- 



— 

12 

1 665 

Wirtschaft 

(-) 

(-) 

(8) 

(1 239) 

Straßenbaumaschinen 

1 

3 

5 

40 


(-) 

(-) 

(6) 

(41) 

Sonstige Landmaschinen, Zubehör und Schlepper- 

1 

44 

166 

45 832 

anbaulader 

(1) 

(35) 

(157) 

(42 014) 

Dreirad- und Vierradschlepper (Ackerschlepper und 



29 

5 003 

Zubehör) 

(-) 

(-) 

(26) 

(4 263) 

Unterhaltungs- und Spielautomaten; Ausschütt- 

2 

6 

5 

132 

Waagen 

(2) 

(5) 

(4) 

(111) 

Büromaschinen und Zubehör 

6 

205 

5 

157 


(8) 

(202) 

(5) 

(142) 

i 

Nähmaschinen 





3 

57 


(-) 

(-) 

(3) 

(54) 

Armaturen und Zubehör 

4 

3514 

3 

2 065 


(4) 

(3 697) 

(3) 

j 

(2 065) 

Landfahrzeuge 

21 

64 814 

! 79 

5 050 

darunter 

(22) 

(61 503) 

(77) 

(3 995) 

vor allem Personenkraftwagen und Kieinomni- 

16 

120 

7 

45 

busse 

(16) 

(121) 

(7) 

(47) 

Kombinationskraftwagen 

7 

29 

i 

' 1 

1 


(8) 

(31) 

(1) 

(3) 

Liefer- und Lastkraftwagen 

9 

j 

27 

1 

2 


1 (9) 

(36) 

1 (1) 

1 ( 2 ) 

1 

Krafträder 




1 4 

i 

15 


1 (-) 

(-) 

j (4) 

; (19) 

Mopeds 

1 

4 

3 

38 


(1) 

(2) 

(3) 

(37) 

i 

Teile und Zubehör für Kraftfahrzeuge 

18 

64 595 

51 

t 

1 662 


i (19) 

(61 271) 

(51) 

(1 395) 
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Zdhl der bestehenden Zdhl der bestehenden 

Preisbindungen Preisempfehlungen 

Stand: Stand: 

31. Dezember 1969 h 31. Dezember 1969 h 


' Unter- 

nehmen“) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen“) 

Erzeug- 

nisse 

Anhänger-Fahrzeuge (ohne Fahrradanhänger) 



10 

1 384 


(-) 

(-) 

(9) 

(672) 

Luftbereifte Gespannfahrzeuge und Zubehör 




13 

1 873 

i 

{-) 

(-) 

(12) 

(1 799) 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

89 

12519 

135 

17 924 

darunter 

(89) 

(11 532) 

(134) 

(17 347) 

vor allem Elektrowerkzeuge und Zubehör, Geräte- 

1 

2 

14 

6 462 

schalter 

(1) 

(1) 

(12) 

(6 258) 

Elektrowärmegeräte und Zubehör 

14 

123 

26 

341 

j 

(11) 

(79) 

(23) 

(251) 

Elektrische Kühlschränke, Kühltruhen bis 250 1 und 





Zubehör 

8 

31 

6 

116 


(5) 

(19) 

(8) 

(122) 

Elektrische Leuchten: Zweckleuchten und Zubehör 

2 

18 

9 

2 620 


(3) 

(19) 

(9) 

(2 387) 

Elektronenblitzgeräte, Batterie- und Dynamoleuch- 

4 

28 

8 

24 

ten 

(9) 

(44) 

(8) 

(22) 

Elektrische Glühlampen 

8 

( 622 

4 

362 


(8) 

i (799) 

(5) 

(371) 

Entladungslampen und Zubehör 

6 

1 

1 564 

3 

28 


(6) 

1 (569) 

(3) 

(28) 

Rundfunkgeräte und Musiktruhen 

16 

1 128 


204 


(13) 

; (116) 

(16) 

(215) 

1 Fernsehgeräte und Kombinationen 

20 

376 

7 

87 


(16) 

(243) 

(8) 

(85) 

Sonstige Hochfrequenzgeräte und Zubehör für 

7 

191 

8 1 

184 

Rundfunk- und Fernsehempfangsgeräte 

(6) 

! (170) 

(8) i 

(188) 

Elektrische Tonaufnahme- und -Wiedergabegeräte 

15 

94 

13 

217 


(11) 

(73) 

(13) 

(244) 

Mikrofone, Tonabnehmer, Kopfhörer, Lautsprecher, 

15 

195 

19 

525 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für elektroaku- 

(12) 1 

(157) 

(21) i 

(544) 

stische Geräte 





Schallplatten (bespielt) 

7 

8 860 

5 

4 097 

1 

(7) ! 

1 1 

(8 950) 

(6) t 

1 

(4 215) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1969^) 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen ^) 

Erzeug- 

nisse 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 

49 

7 384 

224 

27 204 

darunter 

(68) 

(7 270) 

(215) 

(25 848) 

vor allem Ferngläser, Fernrohre und Zubehör 

3 

17 

11 

157 


(4) 

(12) 

(11) 

(156) 

Optische Meßinstrumente sowie Zubehör 

2 

633 

2 

8 


(2) 

(559) 

(2) 

(8) 

Objektive für Foto-, Projektions- und Kinoapparate 

4 

63 

26 

1 155 


(11) 

(166) 

(27) 

(1 233) 

Fotoapparate 

4 

55 

19 

108 


(15) 

(206) 

(16) 

(100) 

Foto-Neben- und -Zusatzapparate, Fotokopier- 

4 

73 

14 

290 

maschinen, Fotolaborgeräte 

(5) 

(77) 

(13) 

(271) 

Fotobedarf, Belichtungsmesser sowie Zubehör, Ein- 

8 

284 

51 

3 278 

zel- und Ersatzteile 

(14) 

(382) 

(53) 

(3 275) 

Projektions- und Kinogeräte 

7 

98 

32 

358 


(18) 

(125) 

(33) 

(620) 

Projektionswände, Filmbe- und -Verarbeitungsge- 

3 

28 

49 

1 793 

räte, Zubehör, Einzel- und Ersatzteile 

(11) 

(378) 

(51) 

(1711) 

Lehrmittel und Laborgeräte 

4 

17 






(5) 

(21) 

(-) 

(-) 

Ärztliche, zahnärztliche und tierärztliche Geräte 

2 

50 

2 

57 


(2) 

(50) 

(2) 

(57) 

Kleinuhren 

15 

3 174 

90 

16 591 


(14) 

(2 569) 

(88) 

(14 783) 

Großuhren 

4 

384 

20 

2 209 


(4) 

(364) 

(20) 

(2 450) 

Kurzzeitmesser und Zeitauslöser 

2 

19 

5 

27 


(2) 

(19) 

(5) 

(27) 

Eisen- und Metallwaren, Handelswaffen 

73 

8 018 

104 

14 878 

darunter 

(76) 

(7 587) 

(100) 

(14 633) 

vor allem Pistolen und Revolver 

— 

— 

4 

11 


(-) 

(-) 

(4) 

(11) 

Sport- und Jagdgewehre 

1 

19 

5 

71 


(1) 

(19) 

(4) 

(23) 
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Drucksache VI/950 


Deutscher Bundesta g — 6. Wah lpe riod e 


' Warenkldssen und Warenarten 

Schießbedarf für Handelswaffen 

ölen und Zubehör 

Herde und Zubehör 

Geräte und Bedarfsartikel aus Stahlblech für Haus- 
und Landwirtschaft 

Stahlrohrmöbel, geschweißte Stahlblechrohre 

Haushalt- und Küchengeräte und Bedarfsartikel aus 
NE-Metallblechen 

Schneidwaren 

Bestecke und Tafelhilfsgeräte 

Küchenmaschinen und verwandte Geräte 

I 

Haushalts-, Personalwaagen und Zubehör 

Tafelgeräte 

Galanteriewaren 

Taschen- und Tischfeuerzeuge 

Büro- und Schreibgeräte 

Haushalt- und gewerbliche Drahtwaren 

Metallfolien, Dosen, Hülsen und sonstige Metall- 
kapseln 

Metallkurzwaren 


Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 Ü 

Unter- Erzeug- 
nehmen-) nisse 

1 Zahl der bestehenden 

Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 ß 

Unter- Erzeug- 

1 nehmen^) | nisse 

2 

189 

1 

12 

( 2 ) 

( 230 ) 

( 1 ) 

( 12 ) 

5 

91 

3 

79 

( 4 ) 

( 78 ) 

( 2 ) 

( 46 ) 

5 

65 1 

7 

40 

( 4 ) 

( 50 ) 

( 5 ) 

( 28 ) 

8 

77 

13 

981 

( 7 ) 

( 61 ) 

( 11 ) 

( 457 ) 

5 

1 

42 

5 

714 

( 5 ) 

( 42 ) 

( 5 ) 

(1 317 ) 

8 

134 

6 

356 

( 6 ) 

( 122 ) 

( 5 ) 

( 244 ) 

6 

51 

8 

75 

( 8 ) 

( 52 ) 

( 8 ) 

( 75 ) 

4 

4 780 

15 

10 159 

( 4 ) 

(4 502 ) 

( 15 ) 

(9 995 ) 

3 

35 : 

6 

65 

( 4 ) 

( 35 ) 1 

( 5 ) 

( 63 ) 

4 

47 

4 

10 

( 4 ) 

( 42 ) 

( 4 ) 

( 7 ) 

2 

845 

10 

583 

( 2 ) 

( 703 ) 

( 11 ) 

( 444 ) 

11 

210 

7 

156 

( 10 ) 

( 177 ) 

( 6 ) 

( 138 ) 

7 

499 

7 

88 

( 7 ) 

( 457 ) 

( 7 ) 

( 109 ) 

3 

246 

7 

161 

( 4 ) 

( 246 ) 

( 7 ) 

( 161 ) 

3 

10 

2 

6 

( 3 ) 

( 10 ) 

( 2 ) 

( 6 ) 

4 

21 

2 

12 

( 4 ) 

( 18 ) 

( 1 ) 

( 4 ) 

2 

2 

6 

249 

( 4 ) 

( 5 ) 

( 5 ) 

( 248 ) 



Drucksache VI/950 Deutscher Bundestag — 6. Wahl period e 


i 

i 

Warenklassen und Warenarten i 

1 

Zahl der bestehenden ! 
Preisbindungen 

Stand; 

31. Dezember 1969 0 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 0 


Unter- 1 

nehmen ] 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen“) 

Erzeug- | 

nisse j 

Füllhalter, Kugelschreiber u. ä. 

4 

1 

507 

11 

320 ! 

Musikinstrumente, Spielwaren, Turn- und Sportge- 
räte, Schmuckwaren, bearbeitete Edelsteine, Musik- 

(6) 

(587) 

(11) 

(275) 

Instrumente aller Art 

87 

9 929 . 

122 

16 825 

darunter 

(83) 

(10 153) 

(111) 

(13 992) 

vor allem Klaviere, Flügel und Harmonien 

9 

346 

3 

23 

(9) 

(318) 

(2) 

(11) 

Zupfinstrumente 

2 

43 

3 

983 


(2) 

(31) 

(3) 

(983) 

Schlag-, Effekt- und Signalinstrumente 

2 

20 

5 

1 295 


(2) 

(17) 

(5) 

(1 295) 

Blasinstrumente 

2 

77 

8 

765 


(1) 

(7) 

(8) 

(769) 

Mund- und Handharmonika 

1 

12 

2 

192 


(1) 

(12) 

(2) 

(196) 

Blech- und Metallspielwaren 

17 

2 833 

3 

822 


(17) 

(2 714) 

(3) 

(834) 

Holzspielwaren 

6 

318 

1 

2 

(7) 

(348) 

(-) 

(— ) 

Musik- und Sportspielwaren 

4 

24 

4 

25 


(5) 

(25) 

(4) 

(16) 

Stoff- und Fellspielwaren 

4 

836 

1 

6 


(3) 

(808) 

(-) 

(— ) 

Papier-, Pappe- und Massespielwaren 

7 

1 430 

6 

444 

(7) 

(1 519) 

(5) 

(296) 

Sonstige Spielwaren 

25 

2 880 

6 

i 64 

(26) 

(3 021) 

(5) 

(12) 

Geräte für Tennissport 

6 

32 

3 

146 

(4) 

(26) 

(3) 

(143) 

Geräte für Eis- und Wintersport 

11 

176 

2 

40 

(9) 

(128) 

(2) 

(42) 

Geräte für Schwimm- und Wassersport, Geräte für 

1 

9 

4 

725 

Angelsport 

(1) 

(9) 

(4) 

(725) 

Uhrenarmbänder aus Silber, Gold, Platin, Platin- 

3 

137 

76 

9 997 

beimetallen und deren Plattierungen 

(3) 

(147) 

(68) 

! (7 569) 
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Deutsch er Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/950 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 

Zahl der bestehenden 
' Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 0 


Unter- 

nehmen^) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen^) 

Erzeug- 

nisse 

Anorganische Chemikalien und Grundstoffe 

5 

29 

12 

73 

darunter 

(5) 

(17) 

(9) 

(59) 

vor allem Düngemittel für Topf- und Garten- 

4 

28 

9 

58 

pflanzen 

(4) 

(16) 

(6) 

(44) 

Organische Chemikalien 

5 

12 

3 

9 


(6) 

(14) 

(3) 

(9) 

Pharmazeutika 

57 

744 

41 

548 

darunter 

(63) 

(925) 

(35) 

(532) 

vor allem Pharmazeutische Chemikalien 

4 

14 

2 

2 


(4) 

(13) 

(2) 

(2) 

Desinfektionsmittel 

6 

32 

9 

105 


(?) 

(29) 

(8) 

(87) 

Human-pharmazeutische Spezialitäten 

40 

357 

17 

47 


(45) 

(523) 

(15) 

(42) 

Drogen sowie Extrakte pflanzlicher und tierischer 

11 

176 

5 

36 

Herkunft 

(11) 

(165) 

1 

(4) 

(38) 

Dentalmedizinisdie und dentaltechnische Erzeugnisse 

9 

114 

3 

73 


(9) 

(136) 

(3) 

(73) 

Veterinär-pharmazeutische Erzeugnisse 

2 

6 

3 

251 


(2) 

(6) 

(3) 

(251) 

Mineralfarben und Teerfarbstoffe 

1 

4 

4 

25 


(1) 

(4) 

(3) 

(24) 

Kunststoffe 

10 

1 479 

16 

1 345 

darunter 

(15) 

(3 125) 

(19) 

(1 025) 

vor allem Schmalfilme, Packfilme, Roll- und Klein- 

4 

415 

7 

419 

(178) 

bildfilme, Planfilme und sonstige Filme 

(8) 

(1 407) 

(10) 

Fotografische Papiere 

3 

382 

3 

224 


(4) 

(716) 

(2) 

(102) 

Fotodiemisdie Materialien 

5 

526 

9 

693 


(6) 

(827) 

(7) 

(681) 

Chemisch-technische Erzeugnisse 

171 

8 088 

159 

2513 

darunter 

(186) 

(7 572) 

(137) 

(2 063) 

vor allem öl-, Leim- und Wasserfarbe, Lacke 

2 

4 

5 

183 


(2) 

(11) 

(5) 

(163) 
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Dru cksac h e VI/950 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden ^ 
Preisbindungen j 

Stand: 

31. Dezember 1969^) 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 b 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

I 

Klebestoffe und Bindemittel 1 

4 

39 

9 

118 


(4) 

(32) 

(9) 

(113) 

Feinseifen- und Körperpflegemittel-Geschenk- 

27 

476 

5 

7 

Packungen 

(24) 

(361) 

(2) 

(3) 

Feinseifen 

62 

458 

24 

102 


(72) 

(450) 

(19) 

(65) 

Rasierseifen und Rasiercreme 

27 

96 

7 

10 


(30) 

(88) 

(6) 

(9) 

Haarwaschmittel 

32 

263 

18 

93 


(31) 

(266) 

(13) 

(64) 

Waschmittel für Grob-, Bunt- und Feinwäsche 

8 

39 

15 

97 


(11) 

(64) 

(13) 

(76) 

Rostlösemittel, Schleifpasten und sonstige 

22 

115 

34 

194 

Reinigungs- und Putzmittel 

(26) 

(149) 

(29) 

(167) 

Autowasch- und Pflegemittel 

2 

13 

15 

244 


(3) 

(31) 

(12) 

(186) 

Alkoholische Duft- und Hygiene-Wasser 

80 

1 616 

21 

151 


(81) 

(1 483) 

(20) 

(160) 

Parfüms 

37 

604 






(36) 

(465) 

(-) 

(-) 

Kopf- und Haarwasser, Haarfestlegemittel 

52 

320 

36 

183 


(56) 

(528) 

(29) 

(123) 

Hautcremes und -emulsionen 

77 

1 437 

27 

253 


(74) 1 

(1 288) 

(23) 

(232) 

Zahnpflegemittel 

19 

101 

11 

35 


(21) 

(94) 

(8) 

(25) 

Gesichtspuder und sonstiger Puder 

44 

295 

8 

25 


(45) 

(279) 

(6) 

(26) 

Schönheitspflegemittel 

42 

1 116 

10 

86 


(41) 

(956) 

(9) 

(61) 

Saaten- und Pflanzenschutzmittel, Schädlingsbe- 

3 

16 

16 

77 

kämpfungsmittel 

(5) 

(25) 

(12) 

(58) 
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Deutscher Bundestag — 6 . Wahlperiode Drucksache VI/950 







Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1969^) 

Zahl der bestehenden 
' Preisempfehlungen 

, Stand: 

31. Dezember 1969 9 


Unter- 

nehmen-) 

1 Erzeug- 
1 nisse 

Unter- 

nehmen^) 

Erzeug- 

nisse 

Schuhcreme, sonstige Schuh- und Lederpflegemittel, 

2 

10 

12 

35 

Schwärzen und Tinten für Leder und Schuhe 

(2) 

(13) 

(11) 

(30) 

Fußbodenpflegemittel 

4 

55 

! 

15 

88 


(5) 

(65) 

(14) 

(79) 

Feinkeramische Erzeugnisse 

6 

256 

6 

646 

darunter 

(6) 

(247) 

(6) 

(598) 

vor allem Haushaltsgeräte aus Porzellan, undeko- 

— 

— 

2 

334 

riert und dekoriert 

(1) 

(6) 

(2) 

(334) 

Keramische Schleifscheiben und andere Schleifmittel 

2 

4 

2 

77 


(2) 

(4) 

(2) 

(77) 

Glas und Glaswaren 

10 

669 

13 

2 995 


(13) 

(734) 

(12) 

(3 678) 

darunter 





vor allem Konservenglas, Haushalts- und Wirt- 

6 

643 

6 

350 

schaftsglas, gepreßtes Bleikristall, weiße Fla- 

(8) 

(698) 

(5) 

(348) 

sehen 





Hohlglas für Laboratorien und Krankenpflege 

1 

5 

2 

2 616 

! 

(1) 

(5) 

(2) 

(3 300) 

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes 





1 

6 

Holz 

(2) 

(4) 

(1) 

(6) 

Holzwaren 

26 

652 

130 

90 278 


(28) 

(609) 

(129) 

(79 948) 

darunter j 





vor allem Einbauküchen i 

— 

- 

53 

42 633 


(-) 

(-) 

(52) 

(39 107) 

Zimmer- und Küchenmöbel aus Holz ■ 

5 

434 

56 

30 801 


(5) 

(428) 

(52) 

(23 308) 

Büromöbel aus Holz 

_ 


10 

7 277 


(-) 

(-) 

(10) 

(6 368) 

Pinsel, Bürsten und Besen 

18 

87 

11 ! 

85 


(16) 

(82) 

(12) 

(89) 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe 

9 i 

898 

3 

15 


(8) 

(916) j 

1 

(3) 

! 

i 

(15) 
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Drucksache VI/950 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 M 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 0 


Unter- 
nehmen “) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen-) 

Erzeug- 

nisse 

Papier- und Pappwaren 

56 

7 960 

44 

2 497 

darunter 

(56) 

(7 950) 

(39) 

(1 943) 

vor allem Tapeten und Tapetenborten aus Papier 

19 

7 617 

3 

246 


(24) 

(7 601) 

(2) 

(245) 

Imprägniertes und gummiertes Papier 

4 

17 

6 

205 


(3) 

(16) 

(5) 

(17) 

Geschäftsbücher, System-Buchungsmittel und Büro- 



— 

4 

1 396 

hilfsmittel 

(1) 

(10) 

(3) 

(1 294) 

Briefumschläge und Papierausstattungen 

3 

62 

6 

265 


(3) 

(60) 

(6) 

(61) 

Zellstoffwattewaren und Kreppwaren 

15 

141 

10 

51 


(15) 

(135) 

(8) 

(28) 

Abreißrollen, Einschlagpapier und sonstige Erzeug- 

15 

91 

9 

56 

nisse aus Papier und Pappe 

(15) 

(93) 

(8) 

(45) 

Druckereierzeugnisse, Lichtpaus- und verwandte 

4 

130 

6 

33 

Waren 

(3) 

(9) 

(4) 

(15) 

Kunststofferzeugnisse 

45 

2 569 

53 

2 624 

darunter 

(50) 

(2 559) 

(46) 

(2 429) 

vor allem Konfektionsmaterial 

7 

924 

4 

14 


(9) 

(810) 

(4) 

(14) 

Kunststofferzeugnisse für den Haushalt und täg- 

21 

1 401 

18 

781 

lichen Bedarf 

(23) 

(1 540) 

(17) 

(993) 

Fußbodenbeläge und sonstige Beläge aus Kunst- 

1 

21 

4 

27 

stoff 

(1) 

1 (10) 

(5) 

(44) 

Plastikfolien 

2 1 

11 

3 

28 


(2) j 

(11) 

(3) 

(28) 

Gummi- und Asbestwaren 

34 

16 545 

14 

104 

darunter 

(35) 1 

(15 909) 

(15) 

(120) 

vor allem Personenwagendecken 

10 

3 044 

— 




(10) 1 

(3 100) 1 

(-) 

(-) 

Personenwagenschläuche 

10 i 

384 





(10) j 

(489) 

(-) 

(-) 

Lastwagendecken 

10 

1 889 





(10) 

(1 965) j 

i 

(-) 

(-) 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/950 


Warenklassen und Warenarten 


Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 


Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 h 



Unter- 

nehmen^) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen^) 

Erzeug- 

nisse 

Lastwagenschläuche 

10 

415 




(10) 

(437) 

(-) 

(-) 

Keilriemen 

10 

8 761 






(10) 

(7 599) 

(-) 

(-) 

Hochdruckdichtungsplatten sowie Ringe, Rahmen 

1 

4 

1 

11 

und Formstücke aus It-Platten, Asbest-Filtrier- 
material 

(1) 

(4) 

(2) 

(27) 

Leder, Lederwaren und Schuhe 

13 

4 262 

60 

1 278 

darunter 

(16) 

(1 821) 

(59) 

(1 119) 

vor allem Geschirr- und Blankleder; Sattler- und 

4 

20 

35 

349 

Feinsattlerwaren aus Leder 

( 7 ) 

(74) 

(38) 

(377) 

Feinsattler- und Feintäschnerwaren aus Austausch- 

4 

25 

13 

110 

stoffen 

(4) 

(21) 

(11) 

(84) 

Lederstraßenschuhe 

1 

4 146 

10 

556 


(1) 

(1 675) 

(8) 

(453) 

Textilien 

78 

11 084 

108 

7 503 

darunter 

(84) 

(10 128) 

(99) 

! 

(7 017) 

1 vor allem Näh- und Stopfmittel, Handstrick- und 

9 

236 

6 

55 

Handarbeitsgarn 

(11) 

(248) 

(6) 

(53) 

j Bänder, Gurte, Flechtartikel, Posamentenartikel 

5 

308 

7 

78 

' aller Art 

(5) 

(241) 

(7) 

(80) 

1 Spinnstoffwaren der Grobgarnindustrie und 

5 

60 

3 

8 

' sonstiger Spinnstoffwaren 

(7) 

(60) ; 

(2) 

(7) 

Haus-, Bett- und Tischwäschestoff sowie Frottier- 

8 

718 

20 

642 

gewebe und Dekorationsstoff aus sonstigem Ma- 
terial 

(7) 

(608) 

(19) 

(514) 

Teppiche 

4 

322 

11 

367 


(4) 

(266) 

(11) 

(365) 

1 Gewirkte oder gestrickte Oberbekleidung für 

7 

273 

6 

70 

Männer 

(7) 

(229) 

(6) 

(46) 

Gewirkte oder gestrickte Oberbekleidung für 

6 

1 223 

11 

477 

Frauen und Mädchen 

(7) 

(1 104) 

(11) 

(858) 

Gewirkte oder gestrickte Leibwäsche für Männer 

10 

835 

16 

1 043 

und Knaben 

(13) 

(855) 

(14) 

• (907) 
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Drucksache VI/950 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 ^) 


Unter- 

nehmen^) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen'^) 

Erzeug- 

nisse 

Gewirkte oder gestrickte Leibwäsche für Frauen 

26 

3 349 

19 

787 

und Mädchen 

(26) 

(3 162) 

(18) 

(756) 

Herrenstrümpfe — Socken 

10 

994 

8 

425 


(10) 

(1 019) 

(7) 

(420) 

Frauenstrümpfe 

17 

525 

23 

399 


(20) 

(679) 

(22) 

(360) 

Trainingsanzüge, -jacken und -hosen, Bade-, Strand- 

12 

1 124 

4 

297 

und Sportbekleidung und sonstige Wirk- und 
Strickwaren 

(10) 

(906) 

(4) 

(255) 

Bekleidung 

55 

2 447 

50 

1 782 

darunter 

(47) 

(2 294) 

(46) 

(1 626) 

vor allem Sport-, Strand- und Badebekleidung 

5 

353 

3 

230 

(3) 

(83) 

(3) 

(151) 

Leibwäsche für Männer und Knaben 

7 

81 

11 

108 


(6) 

(87) 

(11) 

(108) 

Leibwäsche für Frauen und Mädchen 

7 

761 

6 

95 


(8) 

(822) 

(6) 

(79) 

Mieder, Medizinische Leibbinden u. ä. 

14 

815 

8 

243 


(13) 

(728) 

(8) 

(206) 

Haus-, Bett- und Tischwäsche 

5 

177 

7 

196 


(5) 

(137) 

(7) 

(196) 

Kopfbedeckungen für Männer und Knaben 

8 

48 

— 

— 


(7) 

(52) 

(-) 

(-) 

Taschenschirme für Damen und Herren 

6 

65 

l ' 

1 ^ 


(4) 

(51) 

! (1) 

1 

1 (4) 

Matratzen mit und ohne Federkern 

1 

4 

6 

303 


(1) 

(4) 

(6) 

(320) 

Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 

179 

5 210 

637 

11 738 

darunter 

(205) 

(5 596) 

(603) 

1 

(10 747) 

vor allem Mahl- und Schälmühlenerzeugnisse 

15 

94 

30 

126 


(14) 

(82) 

(29) 

(128) 

Nährmittel 

57 

1 234 

74 

1 

i 723 


(62) 

i (1 141) 

i 

1 (68) 

! (585) 

j 

Brot, Pumpernickel, Knäckebrot usw. 

i ^ 

- 168 

i 

j 80 

1 581 


! (4) 

1 (181) 

t (81) 

(1 570) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1969^] 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen-) 

Erzeug- 

nisse 

Kleingebäck und Feingebäck 

7 

52 

42 

429 


(6) 

(51) 

(40) 

(402) 

Verbrauchszucker, Kandis und sonstige Erzeug- 

7 

52 

8 

57 

nisse der Zuckerindustrie 

(8) 

(57) 

(9) 

(59) 

Verarbeitetes Obst und Gemüse 

32 

952 

48 

927 


(34) 

(960) 

(43) 

(747) 

Süß waren: Dauerbackwaren 

7 

493 

28 

496 


(11) 

(535) 

(26) 

(463) 

Kakaoerzeugnisse 

7 

30 

21 

36 


(10) 

(33) 

(21) 

(35) 

Massive Schokolade 

13 

137 

19 

186 


(17) 

(240) 

(17) 

(179) 

Gefüllte Schokolade 

1 

1 

15 

99 


(2) 

(3) 

(16) 

(87) 

Pralinen 

11 

266 

16 

658 


(12) 

(346) 

(17) 

(485) 

Karamellen, Kaugummi, Dragees, Fondant u. ä. 

13 

68 

48 

616 


(14) 

(75) 

(46) 

(563) 

Milch, Butter und Molkereikäse 

7 

15 

33 

279 


(5) 

(12) 

(31) 

(219) 

Margarine 

12 

39 

6 

12 


(10) 

(32) 

(6) 

1 (9) 

Fleisch-, WursF und Mischkonserven, Fleischsalat 

7 

107 

29 

176 

und -extrakte 

(9) 

(122) 

(25) 

(267) 

Marinaden, ölpräserven, Fischkonserven und son- 

4 

77 

15 

1 82 

stige Fischerzeugnisse 

(4) 

(72) 

(14) 

(81) 

, Kaffee und Kaffee-Extrakte 

11 

203 

55 

695 


(13) 

(241) 

(51) 

(649) 

; Tee und teeähnliche Erzeugnisse 

16 

223 

38 

407 


(19) 

(275) 

(36) 

(329) 

Trinkbranntweine 

10 

137 

62 

422 


(16) 

(180) 

(60) 

(428) 

1 Liköre 

1 

5 

107 

i 

45 

629 


(8) 

(130) 

(43) 

(623) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 ^) 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1969 0 


Unter- 
nehmen^) j 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen^) 

Erzeug- 

nisse 

i 

Dessertweine 

3 

10 

1 

36 1 

150 


(7) 

(47) 

(34) 

(133) 

T raubenschaumweine 

4 

17 

18 

82 


(4) 

(15) 

(12) 

(82) 

Mineralbrunnen, Mineralwasser und Limonaden 

2 

2 

13 

34 


(1) 

(1) 

(10) 

(20) 

Essig, Senf, Essenzen, Gewürze u. ä. 

19 

325 

43 

1 337 


(18) 

(306) 

(40) 

(1 327) 

Tabakwaren 

9 

322 

3 

10 

darunter 

(9) 

(302) 

(3) 

(10) 

vor allem Zigaretten 

9 

215 

— 

— 


(9) 

(203) 

(-) 

(-) 1 

Rauchtabak und Kautabak 

2 

107 

3 

10 i 


(2) 

(99) 

(3) 

(10) : 

1 

Land- und Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, 

19 

285 

13 

206 ' 

Fischerei und Jagd 

(22) 

(264) 

(6) 

(186) 

darunter 





vor allem Honig 

8 

39 

9 

35 

1 

(10) 

(48) 

(3) 

(15) 

Saaten- und Pflanzgut 

12 

246 

3 

171 


(13) 

(216) 

(3) 

(171) 


insgesamt 170 664 275 136 

(163 336) (252 409) 
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Tabelle E 


IV. Lizenzverträge 

Zusammenfassende Übersicht über Anträge nach § 20 Abs. 3 
— auch in Verbindung mit § 21 — 


a) beim Bundeskartellamt 






Sachstand 



Gegenstand 

Zahl der 

rechtliche 


Erlaubnis abgelehnt 

aus 

zurück- 

genommen 

der Verträge 

Verträge 

und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Rechts- unanfecht- 

mittel bar 

eingelegt geworden 

sonstigen 

Gründen 

erledigt 

Patente 

109 


54 

1 I 

35 

20 


109 

— 



54 

i — — 

1 

i 

1 CO 



20 

Betriebsgeheimnisse 

40 

■ ' 

29 

1 ! 

— 

11 


40 


29 

. — — 


11 

' Gebrauchsmuster 1 

1 

1 

— 

! __ 


— — 

— 

’ 1 

i — 

1 1 

Sortenschutzrechte 

j ' 

1 

— 

— 

i 



§ 21 Abs. 2 


1 

1 z 

— 

, 

! “ ; 

•— 

1 — 


1 150 

! — 

; 83 

! 

35 

i 32 


150 

— 

83 

i 

: 35 

32 


Patente 

1 

1 

b) bei den Landeskartellbehörden 

— : 1 — 

— ‘ 

' 

— 

Betriebsgeheimnisse 


1 

Z ' z ^ z 


— 

— 

Gebrauchsmuster 

- 



i 1 

— 

— 


1 ■ 

j Sortenschutz rechte 

1 

— 

1 1 

— i 

— 

— 

j § 21 Abs. 2 

i 

: — 

: ! i 

1 1 
: _ ! 



' 

! 

1 

— 1 , — 


— 

1 
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Tabelle F 


Nach Wirtschaftszweigen aufgegliederte Übersicht 
über Anträge nach § 20 Abs* 3 
— auch in Verbindung mit § 21 — 

a) beim Bundeskartellamt 


1 

Sach 

stand 



Gegenstand Zahl der 

rechtliche ; i Erlaubnis abgelehnt 

aus 


der Verträge i Verträge 

und Wirt- Erlaubnis i „ , . 

schaftliche ^ erteilt 

Prüfung ! , 

^ ; eingelegt 

unanfecht- 

bar 

geworden 

sonstigen 

Gründen 

erledigt 

zurück- 

genommen 

• ■ [2 

Steine und Erden 


1 

1 

Patente — 



— 

— 

' 2 

— ; ■ — ■ — 


1 

1 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 

i 


i ^ 

— 1 1 

— 

. — . 


. Patente , — 

^ ^ “ 

— 

— 


1 

1 

— ^ 1 — 

— 



1 

i 1 

Stahlbauerzeugnisse 

__ 1 __ 





Patente i — 

— — 

— 

— 



i 1 

— 11 — 

— 

— 



Maschinenbauerzeugnisse 




1 

— 33 1 — 

— 

33 

8 

Patente — 


— 

— 

1 

' 74 

— 33 [ — 

— 

33 

8 

5 

— 3 — 

— 



2 

Betriebsgeheimnisse — 

— — — 

— 

— 

— 

5 

- ; 3 i - 

— 

— 

2 

1 

1 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

— 1 — 




Betriebsgeheimnisse ' — 

__ 


— 

— 

1 

— 1 _ 


— 

— 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse: Uhren 




1 3 

— ’ 3 ' — 

— 

— 



Patente i — 

— ! — 1 — 

— 



— 

! 3 

— ! 3 — 

— 

— 1 

— 

1 

1 1 ^ 




1 

Betriebsgeheimnisse — 

— ! — ! — i 



— 

1 

' 1 


1 

1 

1 1 ' 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 




Betriebsgeheimnisse — 

— ! — — 

— 

— 

— 

, 

; 1 

— 

— 

— 
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1 

! Gegenstand 

der Verträge 

j 

Zahl der 
Verträge 

rechtliche 
und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

S a c h s t a n d 

Erlaubnis abgelehnt 

Rechts- unanfecht- 

mittel bar 

eingelegt j geworden 

aus 

sonstigen 

Gründen 

erledigt 

zurück- 

genommen 

Patente 

2 

2 

Pharmazeutik 

a 

■ 



2 

2 

Betriebsgeheimnisse 

3 

3 



2 

2 

Kunststoffe 

— 

— 

— 

1 

1 

Patente 

2 

2 



“ 

— 

1 

1 

1 

1 

Patente 

1 

1 

Chemisch-technische Erzeugnisse 

— 

— 

1 

1 

Betriebsgeheimnisse 

i 14 

i 14 ' 

- 

10 



10 

_ 

— 

— 

4 

4 

Patente 

Schnitthol 

1 1 

i " ' 

1 i 

z, Sperrholz und sonstiges bearbeite 

iies Holz 

! 

1 

1 

1 

Patente 

3 

3 

Papier- 

und Pappewaren 

2 — 

2 - 


1 

1 

Patente 

1 

1 

Kunststofferzeugi 

— 1 

lisse 



— 



Gummi- 

und Asbestwaren 




Betriebsgeheimnisse j 

1 

— 

1 

— 

i 

z 

— 

i 

1 


1 i 

— 

— 1 

i 

1 

— 
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Sachstand 


Gegenstand 

Zahl der 

rechtlidie 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis abgelehnt ^ 

aus 

zurück- 

genommen 

der Verträge 

Verträge 

und Wirt- 
schaft! id;ie 
Prüfung 

Rechts- 
mittel 
eingelegt } 

unanfecht- 

bar 

geworden | 

sonstigen 

Gründen 

erledigt 


18 


Textilien 

■ 13 

1 

! 


r 5 

Patente 

! - — 

— 

— 

— ! 

— 

— 

i — 


i 18 

— 

13 

i 

— 

— 

i 5 



13 


— 1 11 

— 

— 



2 

B e t r i eb s g eh e i mn i s s e 

— 


1 

— 

— 


— 


13 


- i 11 

— 


— 

2 

G eb r a uch sinu s t e r 

1 

j 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

1 

Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 

! i i 



! 1 

Betriebsgeheimnisse 




— 

— 


1 


; 



1 “ 

i 1 1 


b) bei den Landeskartellbehörden 


Steine und Erden 



1 ! 

1 

1 



‘ 



_ 1 

1 Patente 

_ 1 

_ 1 

— 

— 1 

— 

— 

— 

i 

1 ! 

— ! 

1 

— 

! — 1 

- — 

— 
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Tabelle G 


V. Normen- und Typenempfehlungen 

Übersicht über die Anmeldungen von Empfehlungen, 
die die einheitliche Anwendung von Normen oder Typen 
zum Gegenstand haben, nach § 38 Abs, 3 GWB 


; 1 
j * 





Sach 

stand 



! Kartell- 

behörde ; 

i i 

; j 

i 

Zahl 

der 

Anmel- 

dungen 

i 

rechtliche 
und wirt- 
schaft- 
liche 1 
Prüfung 

1 

1 

rechts- 

wirksam 

geworden 

davon 
für unzu- 
lässig 
erklärt; 
unan- 
fechtbar 
geworden 

zurück- 

genom- 

men 

i_ i 

abgegeben 

an 

Bundes- 
karteil- 1 
amt j 

behorde 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 
im Berichtszeitraum 

Bundes- 

3 

1 

2 

i — 

1 



__ 


1 kartell- 

1 1 

— . 

i 1 

— 

i 

1 


_ 

1 

! 4 , 

1 

1 3 



; — : 

— j 

— 

— 

1 

Landes- 

' — 

1 — 

! 





- 1 
1 

' _ 

1 __ 

kartell- 

— - 


! — 

. — . 

i — . 


— 



1 Behörden 

1 ■ i 

— ' 

1 — 

; — 

i ~ 


' 1 

— 
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Tabelle H 


VI. Wettbewerbsregeln 

Übersicht über die Anträge auf Eintragung von Wettbewerbsregeln 

nach § 28 Abs. 3 

a) beim Bundeskartellamt 


WirtschaftS“ und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

t 

Geschäfts- 

zeichen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

Antrag 

abgelehnt 

1 zurückgenommen 

- - . 1 

gelöscht 


1 , 

! unanfechtbar 
geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

1 . Wirtschafts- 
vereinigung 
Ziehereien 
und Kalt- 
walzwerke 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B5-300000- 

Y-23/61 


X 





27/60 BAnz. Nr. 43 
vom 3. März 1960; j 

19/61 BAnz. Nr. 34 
vom 17. Februar 1961 

2. Verband der 
deutschen 
Automaten- 
industrie 
e. V. 

Wett- 
bewerbs- 
regeln dieses 
Verbandes 
für den Ver- 
trieb von 
Waren und 
Leistungs- 
automaten 

B5-325300- 

Y-28/65 

i 


X 





91/65 BAnz. Nr. 227 
vom 3. Dezember 1965; 
83/66 BAnz. Nr. 157 
vom 24, August 1966 | 

' 

1 

: 

3. Verband der 
Lackindustrie 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-461100- 
Y- 172/69 

' 

1 

X 1 

i 




71/66 BAnz. Nr. 139 ! 

vom 29. Juli 1966; i 

4/67 BAnz. Nr. 14 
vom 20. Januar 1967 

4. Fachverband 
der Schäl- 
mühlen- 
industrie e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-681100- 
Y- 136/69 




i 



87/61 BAnz. Nr. 206 
vom 25. Oktober 1961 ; 
Änderung: 

22/63 BAnz. Nr. 73 
vom 18. April 1963; 
Eintragung: 

12/65 BAnz. Nr. 37 
vom 24. Februar 1965 

5. Verband der 
diätetischen 
Lebensmittel- 
industrie e. V. 

Grundsätze 
eines lau- 
teren Wett- 
bewerbs 

B2-681360- 
Y- 134/69 


X 



i 

i 

1 

1 

i 

i 

55/58 BAnz. Nr. 214 
vom 1. November 1958; 
Änderung : 

81/63 BAnz Nr. 210 
vom 9. November 1963 


! 

I 



Eintragung: 

33/64 BAnz. Nr. 109 
vom 19. Juni 1964; 
Änderung : 

2/69 BAnz. Nr, 12 
vom 18. Januar 1969 
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Sachstand 


Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

i 

1 1 




Antrag 
ab gelehnt 




Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 

1 

i 

Geschäfts- 

zeichen 

rechtliche und wi 
sdiaftliche Prüfur 

eingetragen 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

zurückgenommer 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 


6. Bundesver- 

Wett- ' B2-687351- 

^ ‘ X 

1 ' 

i 1 

1 

16/64 BAnz. Nr. 51 

einigung der 

bewerbs- Y-1 17/69 





vom 13. März 1964; 

Deutschen 

regeln 






Änderung: 

Hefeindustrie 

■ i 

; 1 






24/67 BAnz. Nr. 56 


1 ’ ! 

' 



! 

vom 21. März 1967; 


i 

1 

i 1 1 




i 

i 

Eintragung: 


1 

' 1 


j i 

5/68 BAnz Nr. 16 


I 

i ! 1 

! 1 

1 1 : 

vom 24. Januar 1968 


7. Verband der 
Marken- 
spirituosen- 
Industrie e. V. 

. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-687500- 
Y- 124/69 


X 





51/65 BAnz. Nr. 159 
vom 26. August 1965; 
Änderung: 

13/68 BAnz. Nr. 29 

vom 10. Februar 1968 1 

Eintragung: 

132/68 BAnz. Nr. 241 1 

vom 28. Dezember 1968 

8. Hauptverband 
der Deutschen 
Bauindustrie 
e.V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-701000- 
Y- 147/69 


X 





115/60 BAnz. Nr. 221 ' 

vom 15. Nov. I960; i 

Änderung: 

65/62 BAnz. Nr. 147 
vom 7. August 1962; 
Eintragung: 

28/63 BAnz. Nr. 88 
vom 11. Mai 1963; 
Änderung und 
Eintragung: , 

32/64 BAnz. Nr. 106 ' 

vom 12. Juni 1964; 
Eintragung; i 

115/66 BAnz. Nr. 218 
vom 23. Nov. 1966 

9. Verband der 
Flüssiggas- 
Großver- 
triebe e.V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Bl-711130- 
Y- 127/69 

i X 

1 

1 

1 





88/63 BAnz. Nr. 244 
vom 17. Dezember 1963; 
80/64 BAnz. Nr. 243 
vom 30. Dezember 1964 

10. Bund Deut- 
scher Bau- 
stoffhändler 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Bl-711150- 
Y-1 14/69 


X 





42/67 BAnz. Nr. 91 i 

vom 18. Mai 1967; i 

61/68 BAnz. Nr. 103 ’ 

vom 5. Juni 1968 | 

11. Fachverband 
des Deutschen 
Tapeten- 
handels e. V. 
(FDT) 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-711670- 
Y- 11/68 

X 






110/68 BAnz. Nr. 193 
vom 12. Oktober 1968 

j 

12. Fach verband 
des Deutschen 
Linoleum- 
handels e. V. 

Wett- 
bewerbs- und 
Schieds- 
gerichts- 
ordnung 

B3-712610- 
Y- 163/69 





X 


13/58 BAnz. Nr. 125 
vom 4. Juli 1958 
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Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäfts- 

zeichen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

Antrag 

abgelehnt 

zurückgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

13. Zentralver- 
band des 
Kraftfahr- 
zeughandels 
und -gewerbes 
e.V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B5-7 12730- 
Y-36/62 


X>) 





23/62 BAnz. Nr. 52 
vom 15. März 1962; 

24/63 BAnz. Nr. 84 
vom 7. Mai 1 963 

14. Gesamtver- 
band Büro- 
maschinen, 
Büromöbel, 
Organisa- 
tionsmittel 
und zwei 
weitere 
Verbände 

Wett- 
bewerbs- 
regeln zur 
Förderung 
des Lei- 
stungswett- 
bewerbs und 
zur Verhin- 
derung 
unlauterer 
Geschäfts- 
methoden 

B5-712830- 

Y-56/65 


X 





29/65 BAnz. Nr. 97 
vom 25. Mai 1965; 
Eintragung; 

84/66 BAnz. Nr. 158 
vom 25. August 1966 

15. Bundes- 
verband des 
Deutschen 
Kohleneinzel- 
handels e.V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Bl-712880- 

Y-124/69 


X 





Antrag: 

19/59 BAnz. Nr. 76 
vom 22. April 1959 

67/59 BAnz. Nr. 221 
vom 3. November 1959; 
Eintragung; 

17/60 BAnz. Nr. 25 
vom 6. Februar 1960 

16. Bundes- 
verband des 
Deutschen 
Versand- 
handels e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-713000- 
Y- 123/69 


X 



X 


12/67 BAnz. Nr. 30 
vom 11. Februar 1967; 
Eintragung; 

2/68 BAnz. Nr. 14 
i vom 20. Januar 1968 

17. ADW Ver- 
band Deut- 
scher Werbe- 
agenturen 
u. Werbungs- 
mittler e.V. 

Berufungs- 
grundsätze 
für Wer- 
bungsmittler 
und Werbe- 
agenturen 

B4-7 16400- 
Y-97/69 






5/61 BAnz. Nr. 6 
vom 24. Januar 1961; 

! (5/61) BAnz. Nr. 28 
vom 5. Februar 1961; 
Berichtigung; 

44/61 BAnz. Nr. 85 
vom 4. Mai 1961 

18. Wirtschafts- 
verband Ver- 
sicherungs- 
Vermittlung 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B 1-7 16620- 
Y-301/68 





X 

1 


87/63 BAnz. Nr. 233 
vom 14. Dez. 1963; 
j Rücknahme: 

94/67 BAnz. Nr. 218 
vom 18. Nov. 1967 


Antrag teilweise abgelehnt; unanfechtbar geworden. 

Je ein nicht bekanntgemachter Antrag aus den Gruppen „Feinmechanische und optische Erzeugnisse, Uhren", 
„Einzelhandel" und „Chemische Erzeugnisse" ist zurückgenommen worden. 

Ein weiterer noch nicht bekanntgemachter Antrag liegt aus der Gruppe „Steine und Erden" vor, er befindet sich in 
rechtlicher und wirtschaftlicher Prüfung. 
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Geschäfts- 

zeichen 

i 


Sachstan 

d 

1 

i ! 

1 

Wirtschafts- und ' 
Berufsvereinigung ■ 

1 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

1 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

unanfechtbar | g. 

geworden j ^ ^ 

Rechtsmittel : g' 

eingelegt 1 ^ 

zurückgenommen 

gelöscht 

! 

1 

! Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

19. Ring Deut- 

Wett- 1 

B3-7 16700- 1 

' X : j 


i 

57/62 BAnz, Nr. 124 

scher Makler 

bewerbs- i 

Y- 164/69 

i 



vom 5. Juli 1962; 

für Immo- 

regeln 


i 1 



59/63 BAnz. Nr. 178 

bilien, Hypo- 


1 




vom 24. Sept. 1963 

theken und ; 



. 

i 1 : 




Finanzierun- 



: i ! 




gen (RDM), 



! 1 

1 



1 Bundes- 



! 




verband ; 







20. Facbverband 

j Wett- 

B3-721710- 

1 X 1 i 

! 


Antrag: 

Chemi- 

! bewerbs- 

Y- 139/69 




15/69 BAnz. Nr. 29 

graphie e.V. 

: regeln 





vom 12, Februar 1969 

21. Börsenverein 

Wett- 

B4-745000- 

' ^ ; 1 



40/59 BAnz. Nr. 139 

des Deutschen ' 

bewerbs- 

Y-89/69 

j 



vom 24. Juli 1959 

Buchhandels 

regeln (Ab- 


! 1 




e.V. 

schnitt III 


1 





der Ver- 


j i 





kehrs- und 



i 

1 


i 


Verkaufs- 


i ! 

1 1 

! 



' 

ordnung) 

j 

1 ; 





22. Verband der 

Wett- 1 B4-745100- 

i 

i 


X 


7/61 BAnz. Nr. 18 

Verleger von 

bewerbs- Y-98/69 

! 

1 

1 




vom 26. Januar 1961 ; 

Kundenzeit- 

regeln 






' Änderung; 

Schriften e.V, 


i 





25/62 BAnz. Nr. 63 








vom 30. März 1962; 








Rücknahme : 








69/62 BAnz. Nr. 131 


i 






vom 11. August 1962 


23. Verband 
Deutscher 
Fliesen- 
geschäfte, Lan- 
desverband 
Rheinland- 
Westfalen 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/C 2-73- 
16/8 

! 

X 


1 

1 



2/61 BAnz. Nr. 84 
vom 3. Mai 1961 ; 

2/62 BAnz. Nr. 115 
vom 20. Juni 1962 

24. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer Nord- 
rhein 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/C 2-75-17 


X 





1/65 BAnz. Nr. 77 
vom 24. April 1965; 
3/65 BAnz. Nr. 153 
vom 18. August 1965 

25. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer 
Westfalen 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/C 2-75-17 

1 

X 





2/65 BAnz. Nr. 77 
vom 24. April 1965; 
4/65 BAnz. Nr. 153 
vom 18. August 1965 
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1 

Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

1 

Geschäfts- 

zeichen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

Antrag 

abgelehnt 

C! 

OJ 

B 

B 

O 1 

c 

0) 

& 

■p 

N 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

26. Verband der 
Brauereien 
von Nieder- 
sachsen e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nieder- 

sachsen 

I/l (PK) 
b-22.22 

i 

1 

X 1 

i 

1 

1 

1 

1 

1 



1/62 BAnz. Nr. 55 
vom 20. März 1962; 
Antrag: 

1/63 BAnz. Nr. 149 
vom 14. August 1963; 
Eintragung: 

2/63 BAnz. Nr. 214 
vom 15. Nov. 1963 

27. Baden-Würt- 
tembergischer 
Brauerbund 
e. V. und Lan- 
desverband 
Baden-Würt- 
tembergischer 
Mittelstands- 
brauereien 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Baden- 

Württem- 

berg 

3720.10 


X 





Antrag: 

2/64 BAnz. Nr. 177 
vom 23. Sept. 1964; 
Antrag: 

3/66 BAnz. Nr. 135 
vom 23. Juni 1966; 
Eintragung: 

2/68 BAnz. Nr. 19 
vom 27. Januar 1968 

28. Landesver- 
band Baye- 
rischer Kraft- 
fahrschulen 
e.V. 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Bayern 
5898 m 
11/10-44 136 


X 





3/65 BAnz. Nr. 130 
vom 16. Juli 1965; 

4/65 BAnz. Nr. 187 
vom 5. Oktober 1965 

29. Verband der 
Brauereien 
des Saar- 
landes e.V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Saarland 
, I C 4- 

564/65 


X 





1/65 BAnz. Nr. 152 
vom 17. August 1965; 
1/66 BAnz Nr. 58 
vom 24. März 1966 

30. Fahrlehrer- 
Verband 
Hamburg e.V. 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Hamburg 
wo 32/702 
102-9/4 


X 





BAnz. Nr. 165 
vom 3. Sept. 1965; 

BAnz. Nr. 68 
vom 7. April 1966 

31. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer 

Pfalz e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

Wi O VI/2 
7795-891/65 


X 





1/65 BAnz. Nr. 134 
vom 22. Juli 1965; 

4/65 BAnz. Nr. 239 
vom 21. Dezember 1965 

32. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer Rhein- 
land e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

Wi O VI/2- 
7795/1063/ 
65 


X 





2/65 BAnz. Nr. 134 
vom 22. Juli 1965; 

3/65 BAnz. Nr. 239 
vom 21. Dezember 1965 

33. Landesver- 
band der 
Kraftfahr- 
lehrer Baden- 
Württemberg 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Baden- 
Württem- 
berg 
3792.70- 
L 270 







1/66 BAnz. Nr. 19 
vom 28. Januar 1966; 
4/66 BAnz. Nr. 169 
vom 9. September 1966 
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Sachstand 


Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäfts- 

zeichen 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

1 ^ 

unanfechtbar ' g. 

geworden | ^ 

I (T 

Rechtsmittel g' 

eingelegt i ^ 

’ 

! 

0 , ! 

S ! 

B Bekanntmachung Nr. 

§ im Bundesanzeiger 

1 1 -S ! 

Ul ' 

a , :0 ; 

3 1 CD ■ 

N & i 

34. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer von 
Schleswig- 
Holstein 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Schleswig- 

Holstein 

IV/274-J 

4-7795 

X 

1 

i 

! 

1 

1 

! 

i 


1/66 BAnz. Nr. 40 
vom 26. Februar 1966; 
2/66 BAnz. Nr. 83 
von 31. Mai 1966 

35. Verband der 
rheinisch- 
pfälzischen 
Frisch- 
getränke 
Industrie e.V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

Wi O IV/2- 
6879-432/66 
und 421/67 


X 1 

! 





1/66 BAnz. Nr. 194 
vom 14. Oktober 1966; 
1/67 BAnz. Nr. 98 
vom 31. Mai 1967 

36. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer e. V. 
Nieder- 
sachsen 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

j i 

Nieder- 

sachsen 

I/3a-22.22 


X 





1/67 BAnz. Nr. 88 
vom 12. Mai 1967; 
Berichtigung; 

BAnz. Nr. 103 
vom 7. Juni 1967; 
Eintragung; 

2/67 BAnz. Nr. 213 
vom 11. Nov. 1967 

37. Landes- 
innungsver- 
band des 
Steinmetz- 
und Bildhauer- 
Handwerks 
Rheinland- 
Pfalz 

Wett- 1 Rheinland- 
bewerbs- ' Pfalz 

regeln ' III/4-7211- 

1533/69 

■ 

i 

X 



i 


1/69 BAnz. Nr. 108 
vom 19. Juni 1969 

38. Landes- 
innungsver- 
band des 
Bayerischen 
Steinmetz-, 
Stein- und 
Holzbild- 
hauerhand- 
werks 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Bayern 

5898m-II/ 

8b-60883 

X 1 

1 

i 

i 

1 

1 

1 

1 

1 

1/69 BAnz. Nr. 85 
vom 8. Mai 1969 


Ein weiterer noch nicht bekanntgemachter Antrag liegt aus der Gruppe „Ernährungsindustrie" vor, er befindet sidi in 
rechtlicher und wirtschaftlicher Prüfung. 
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Tabelle J 

VIL Verfahren wegen Verdachts eines Mißbrauchs 

Verfahren vor dem Bundeskartellamt 




davon ab 1967 



Sachstand 







rechtliche 

Verfügung der 
Kartellbehörde 

Verfahren 

eingestellt 










an 

Grundlegende 

Zahl der 
Ver- 

von 

auf 

und 



nachdem 


Landes- 

Bestimmung 

fahren 

Amts 

Antrag 

Wirt- 


Rechts- 

bean- 


kartell- 


oder 

Schaft- 

unan- 

standeter 

aus 

behörde 




Anregunq 

liehe 

fechtbar 

mittel 

Miß- 

anderen 

ab- 





Prüfung 

geworden 

einaeleat 

brauch 

abgestellt 

Gründen 

gegeben 

§ 11 

36 

1 

37 

2 

1 

3 

— 

6 

— 

1 

3 

26 



— 

5 

— 

1 

3 

28 

— 

§ 12 

117*) 

17 

7 

41 

— 

— 

27 

49 

— 


14 

12 

2 

— 

— 

— 

1 

18 

— 


131 

29 

9 

36 


_ 

28 

67 

— 

§ 17 

1 256 

83 

86 

130 

74 

4 

403 

645 

— . 

(Preis- 

240 

204 

36 

. 

5 

— 

95 

92 

_ 

bindung) 

1 496 

287 

122 

176 

79 

6 

498 

737 

— 

§ 17 

116 

23 

21 

17 

2 

1 

48 

47 

1 

(Preis- 

25 

15 

10 

— 

4 

— 

14 

11 


empfehlung) 

141 

38 

31 

14 

6 

— 

62 

58 

1 

§ 18 

301 

23 

28 

19 

1 

5 

40 

212 

24 


19 

2 

17 

— 

— ■ 

— 

2 

14 

2 


320 

25 

45 

20 

1 

5 

42 

226 

26 

§ 20 

6 

— 

1 

— 

— 

— 

4 

2 

' 

Abs. 3 

1 

1 

— 

— 

— 


1 

— 



7 

1 

1 


— 

— 

5 

2 

— 

§21 

1 

1 

1 

— 

j — 

1 — 





— 

1 

1 

1 

§ 22 

247 j 

38 ; 

71 

47 1 

— 

: 1 

' 27 

‘ 155 

17 


88 

12 

76 

— 

— 

— . 

8 

36 

' 14 


335 

50 

147 

77 

— 

1 

35 

191 

31 

§ 38 ! 

Abs. 3 

j 

— 

i 



— 


— 

1 

1 z 

E 

§ 102 

88 : 

1 

F" 1 



— . 

— 

I — 

88 

I 

Abs. 2 

1 

— 

1 ! 

— 

1 

— 

— 

1 

1 — 

und 3 

i 89 ■ 

1 : 

9 ! 

— 

j 

— 


89 

— 

§ 104 in Ver- 

i 



3 

28 1 


1 

7 

35 

’ 3 

bindung mit 

‘ 2 

1 

1 

— 1 

— 

i — 

— 

1 25 

— 

§ 99 Abs. 2 

75 

1 

4 1 

5 ! 

— 

— 

1 7 

60 

3 

§ 104 in Ver- 

' 14 

2 i 

— 

6 

!"" ~i 

— 

3 

2 

2 

bindung mit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

§ 100 

^ 14 1 

2 

— 

5 

1 

; — 

3 

3 

2 

§ 104 in Ver- 

43 

2 

1 11 

! 16 

' — 1 

1 — 

5 

7 

! 15 

bindung mit 

10 

1 

i 9 

' — 

— 

— 

1 

— 

8 

§ 103 

53 

; 3 

i 20 

; 17 

— 

! — ■ 

i 8 ! 

7 

23 

i 

' 2 298 

! 191 

1 236 

310 

78 

1 12 

567 

1 1 269 

62 

1 

! 401 

i 249 

152 


9 



122 

200 

i 24 

j 

1 2 699 

^ 440 

388 

355 

87 

1 13 

1 689 

1 469 

i 86 


’) davon 1 Verfahren nach § 3 Abs. 4 b davon 5 unter Zurückweisung eines Antrages nach § 17 
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Tabelle K 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




davon ab 1967 



S 

achstand 







rechtliche 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 

Verfügung der 
Kartellbehörde 

Verfahren 

eingestellt 

! 

i abge- 
geben 
an 

andere 
Landes- 
kartell- 
j behörde 


Grund- 

legende 

Bestimmung 

Zahl der 
Ver- 
fahren 

von 

Amts- 

wegen 

auf 

Antrag 

oder 

Anre- 

gung 

unan- 

fechtbar 

ge- 

worden 

Rechts- 

mittel 

ein- 

gelegt 

nachdem 
bean- 
i standeter 
Miß- 
brauch 
abge- 
stellt 

aus 

anderen 

Gründen 

an 

Bundes- 

kartell- 

amt 

§ 11 

6 

1 

7 


1 

1 

2 

1 

2 



— 

5 

5 

— 



§ 12 

2 

- 

2 

2 

— 



— 

— 

— 

— 


— 



— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 


2 

— 

2 

1 

— 

— 

— 

1 

— 


§ 18 

126 

; 1 

16 

4 

1 

— 

25 

81 

4 

11 


13 

3 

10 

— 


— 

— 

10 


1 


139 

1 4 

26 

6 

1 

— 

25 

91 

4 

12 

§ 20 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3 


— 

Abs. 2 


— 

— 

— 


— 

— 




— 


3 

— 

— 



— 

— 

' — 

3 

- 

— 

§ 21 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 




— 

— 


— 



— 

— 

— 

— 



1 

— 


— 

— 

— 

— 

1 

— 


§ 22 

138 

1 1 

95 

26 



— 

14 

77 

2 

19 


1 42 


42 

2 

— 

— 

8 

37 


— 
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1 1 

137 

23 

— 

— 

22 

114 

2 

19 

§ 38 

1 — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Abs. 3 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 — 

— 


' — 

1 

— 

— 

— 

' — 

— 

— 

— 

— 

§ 102 1 

7 

- — 

1 

— 

— 

— 

1 

5 

— 

1 

Abs. 2 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

1 1 

! 

— 

— 

und 3 

8 

— 

2 

— 

— 

i 

* 2 

5 

— 

1 

§ 104 in Ver- 

16 1 

— 

4 

1 1 

4 

— 

3 

8 1 

— 

— 

bindung mit 


— 

— 

-— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

§ 99 Abs. 2 

16 

— 

4 

! 

4 

— 

3 

9 

— 

— 

§ 104 in Ver- 

10 

i — 

1 


— 

— 

! 2 , 

7 

1 

1 

bindung mit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 100 

10 

— 

1 

— 

— 

1 — 

2 

7 

— 

1 

§ 104 in Ver- 

414 

108 

50 

' 145 

1 

1 

205 

54 1 



8 

bindung mit 

60 

26 

34 


— 

— 

70 

31 

- — 

— . 

§ 103 

474 : 

134 

84 

104 

1 

1 

275 

85 

— 

8 


723 

110 

170 

179 

6 

1 

250 

241 1 

6 

40 


117 

29 

88 

— 

— 

— 

79 

80 

— 

1 


840 

139 

258 

136 

6 

1 

329 

321 

6 

41 
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Tabelle L 


VIIL Verfahren wegen Aufnahme in eine Wirtschafts- oder 
Berufsvereinigung 


Sachstand 



CT. 

c 

3, 

^ ! 

Verfügung der 
Kartell- 
behörde ! 

^ 1 
's 's ' 

Antrag 

abgelehnt 


Kartellbehörde 

! 

Zahl der £ 

Anträge ^ oj 

nach § 27 i g ;6 

1 

’ ■SS 

' I/l 

1 3 'S 

i S ^ 

unanfechtbar | 

geworden 

Rechtsmittel j 

eingelegt 

Verfahren einges 
nachdem Antrags 
aufgenommen 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

Antrag zurück- 
genommen 

Bundeskartellamt ' 

49 1 5 ' 

7 ' — 

5 

— 1 

13 

1 

3 



— : 

18 

4 

! 

i 

56 1 6 ; 

5 

1 * 

* 14 

3 

— 

22 

Landeskartellbehörden 

1 

30 1 

5 — 

1 

1 

10 ! 
1 

5 ! 

— 

11 

2 

1 1 

35 3 

1 

1 

1 

11 1 

5 1 

— 

13 


abgegeben 


5 -- 

5 ^ — 

— 2 

— > 2 
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Tabelle M 


IX. Verfahren wegen Verdachts eines Verstoßes gegen Verbote des GWB 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt 



1 

davon ab 1967 ! 

1 

, 1 

-fl 

Bußgeld festgesetzt 

Verfahren 

eingestellt 

abgegeben 

Grundlegende 

Bestimmung 

Zahl 
der Ver- 
fahren 

ö 

01 

CT 

^ CT 
(Ö 

CT 

P. 

P 

CT 

QJ 

>-t 

Ö 

< 

(-4 

<D 

t/1 

«-I i 

'5 1 

01 

tj V-. 

;r: Ph 

S ■ 
^ ö 

^ 2 
fÖ ^ 

! 

'U Ol 

2 s 

OJ 

cß CT 

P P 

"O 

»-I 

QJ 

1 

yi ^ 

P CT 

rO OJ 

Cß rp 

0) 

’S 

'6 

W3 P 

P 0) 

JP ^ 

T3 O 

&-I 
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° 3 

O 


p CT 

W CD 

fZ 'S 

pq (d 

Ö T3 (Ö 

Su 

tö P 

p o 

§ 1 

1 700 

147 

121 

248 

2 

1 

— 



i 247 

1 1 088 

114 




133 

47 

86 

— 

4 

— 

i 

— 

i 16 

79 

12 

— . 


1 833 

194 

207 

269 

6 

1 

i 1 

— 

263. 

1 167 

126 

— 

§ 15 

217 

20 

12 

21 

— 

1 

1 

— 

87 

96 

12 



18 

9 

9 

— • 

— 

— 

i " 


12 

5 

2 

— ■ 


235 

29 

21 

19 

— 

1 

1 


j 99 

101 

14 



§ 20 

446 

28 

26 

37 



— 

— 

— 

205 

204 

— 

— 

Abs. 1 

22 

7 

15 

— 



— 

— 

— 

12 

40 


— 


468 

35 

41 

7 


— 


— 

217 

244 


— 

§ 21 

236 

o 

2 

1 

3 

5 

1 

6 

30 

— 

— 




84 

121 

30 

151 

1 

— 


z 

238 

2 

— 

— 

— 

— 

84 

1 


§ 25 

217 

22 

18 

9 

3 



1 

— 

62 

120 

22 




17 

1 

16 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

10 

7 

— 


234 

23 

34 

6 

3 

— 

1 

— 

65 

130 

29 

— 

§ 26 

j 168 

14 

! 14 

1 ö 

1 

1 

! 

— 

i 38 

92 

! 28 

— . 

! Abs. 1 


— 

6 


2 

— 

— 

; 

1 

2 

3 

1 


174 

14 

20 

8 

3 

— 

— 

. 

38 

94 

31 


§ 26 : 

658 

50 

90 

25 

— 



— 

— 

! 137 

1 442 

54 

— 

! Abs. 2 ' 

70 

1 

69 

— 

— 

■ 

— 

— 

15 

' 41 

11 

— 


728 

51 ; 

159 

28 

— 

, 

! 


1 152 

483 

65 

— 

§ 38 j 

1 401 ! 

130 

240 

157 

i 3 

1 

— 

— 

' 715 

492 

32 

1 i 

Abs. 2 

80 1 

20 

60 



1 2 

— 

i 

— 

83 

65 

3 

— , 

Satz 2 

1 481 j 

150 j 

300 

1 82 

! 5 ■ 

3 

— 



798 

! 557 

35 

1 

i § 39 
i Abs. 1 
i Nr. 1 


1 

— 

1 

— 

— 


— 

— 

i 

1 — 

— 

2 

1 

— 

1 

— 



1 — 

— 

— 

i 1 

i — 

i “ 1 

§ 39 

Abs. 1 

i 8 

6 

2 

4 

1 

— 

1 — 

— 

— 

6 

4 

i 1 

i 2 

i — 

— 

Nr. 2 

i 14 

2 

4 

1 


— 

— 

1 — 

1 10 

1 3 

1 — 

i 


1 5 053 

414 

' 526 

537 

9 ' 

4 

r"T’ ' 

— 

1581 ! 

2 657 

263 

1 


354 

88 

266 1 

— 

8 

— 

— 

— 

145 

274 

38 

— 

i 

i 5 40? 

! 502 

1 792 ; 

1 423 

17 

5 

i 3 

— 

1 726 

2 931 

301 

1 ! 

1 
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Tabelle N 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 



1 

i 

i 


1 




Sachstand 






1 

' davon ab 1967 

' 

Bußgeld festgesetzt 

Verfahren 
j eingestellt 

abgegeben 

Grund- 

legende 

Bestimmung 

’ Zahl 
der 
i Ver- 
1 fahren 

von Amts wegen 
auf Antrag 

oder Anregung 

rechtliche und wirtsc 
liehe Prüfung 

unanfechtbar 

geworden 

Einspruch 

eingelegt 

Rechtsbeschwerde 

eingelegt 

Bußgeldbescheid 

aufgehoben 

nachdem beanstan- 
detes Verhalten 
aufgegeben 

aus anderen 
Gründen 

an Bundes- 
kartellamt 

an andere Landes- 
kartellbehörde 

nach § 27 Abs. 3 
OWiG 

§ 1 

1 392 

50 

114 

63 

164 

1 

— 

— 

206 

833 

105 

9 

11 


73 

19 

54 

— 

24 

— 

— 

— 

6 

40 

6 

— 

— 


1 465 

69 

168 

61 

188 

— 


— 

212 

873 

111 

9 

11 

§ 15 

80 

1 

11 

2 

1 

— 

— 

— 

17 

46 

11 

3 




8 

1 

7 

— 



— 

— 

— 

1 

4 

1 

— 

— 


88 

2 

18 

4 

1 

— 

— 

— 

18 

50 

12 

3 

— 

§ 20 

Abs. 1 

310 


— 

— 

— 


— 

— 

114 

102 

94 

— 

— 

310 


— 

— 

— 


— 

— 

114 

102 

94 

— 

— 

§ 21 

46 

— 


— 

— 

— 

— 



20 

17 

9 

— 

— 


46 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

20 

17 

9 

— 

— 

§ 25 

130 

3 

34 

12 

6 

— 

— 


22 

00 

4 



2 


17 

2 

15 

— 

1 




3 

15 

— 

1 

— 


147 

5 

49 

9 

7 





25 

99 

4 

1 

2 

§ 26 

134 1 

— 

34 ! 

18 



— 



-■ ! 

25 

84 

7 





Abs. 1 

13 i 

— 

13 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

22 

— 

— 

— 


147 ' 

— 

47 

9 

— 


— 

— i 

25 

106 

7 

— 

— 

§ 26 

228 1 

1 

83 ! 

CO 

00 

— 

— 

- 

— 

38 1 

128 

23 

1 



Abs. 2 t 

43 i 

— 

43 i 

— 

— 

— 

— 

— 

20 

36 

2 


— 

1 

1 

271 

1 

126 I 

23 


— 

— 

— ! 

58 1 

164 

25 

1 

— 

§ 38 

476 

17 

34 

13 

5 1 

— 

— 

— 

143 

235 

75 

5 



Abs. 2 

27 

6 

21 

— 

— j 

1 

— 1 

1 

8 

7 

4 

— 

— 

Satz 2 1 

503 

23 

55 

21 

5 


— ; 

— 

151 

242 1 

79 

5 

— 

§ 39 

Abs. 1 

Nr. 1 i 

— 

1 

— ' 

E 

j 

T 

! 

“ i 

1 

— 

— ' 



— 

§ 39 ! 

Abs. 1 ^ 

Nr. 2 * 

1 

— 

— 


— 

E 

— i 

1 

— : 

__ 

1 

— 

— 


2 796 ! 

72 

310 ! 

146 

176 1 

1 I 

— 1 

— 1 

585 ^ 

1 529 1 

328 1 

18 1 

13 


181 1 

28 

153 i 

— 

25 1 

: 

— 

— 

38 

124 

13 ' 

1 i 

. — 


2 977 

100 

463 

127 

201 ! 

— 

— j 

— ; 

623 i 

1 653 ; 

341 

19 ! 

13 
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Tabelle O 


X. Rechtsmittel 

1. Verwaltungsverfahren 

Einsprüche 


I Sachstand 

' 


Entscheidende 

Kartell- 

behörde 

Zahl der 
Einsprüche 

Einspruch 

Entscheidung aufgehoben 
oder abgeändert 

Einspruchs- 

verfahren 


zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

aufgrund 

veränderten 

Sachverhalts 

aus 

anderen 

Gründen 

in anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 

Bundes- 

667 

168 

140 

3 

204 

138 

14 

kartellamt 

— • 

— 


— 

— 

i — 



667 1) 

168 

140 

3 

204 

138 

14 j 

Landes- 

42 

7 

10 

1 

24 

1 — - ' 

— 

kartell- 

— 

— 

— 

— 

— 

; — 

— 

behörden 

42 2) 

i 7 

10 

1 

24 

— 

— i 


b davon 507 Einsprüche gegen Kostenentscheidungen 
-) davon 25 Einsprüche gegen Kostenentscheidungen 


Tabelle P 


Beschwerden 



1 ! 



Sach 

stand 



Entscheidende 
i Kartell- 

Zahl der 
Beschwerden 

1 nach § 62 

1 Abs. 1 

‘ i 

Beschwerde 

Entscheidung aufgehoben 
oder abgeändert 

Beschwerde- 

verfahren 


behörde 

zurück- 

genommen 

' zurück- 

gewiesen 

aufgrund 

veränderten 

Sachverhalts 

aus anderen 
Gründen 

in. anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 

Bundes- j 

234 1) 

66 

77 


1 11 

69 

11 


11 

2 ' 

6 

} 

2 

1 

— 

kartellamt ^ 

245 

68 

83 


1 

70 

11 

' Landes- 

14 2) 

3 1 

3 1 

— 

2 

i 4 1 

2 

kartell- 

— 

1 

— 1 

— 

! “ 

- — 

— 

behörden 

14 

4 1 

3 

~ 

i 2 

4 : 

1 


b davon 89 Beschwerden gegen Kostenentscheidungen 

1 Beschwerde gegen Entscheidung nach § 14 GebVO GWB 
-) davon 7 Beschwerden gegen Kostenentscheidungen 

in einem weiteren Eall wurde Unterlassungsbeschwerde zurückgenommen 


185 



Drucksadle Yl / 9 50 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

Tabelle Q 


Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 


Sach stand 


Eingelegt 

durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

Entschei- 

dung 

aufgehoben 

oder 

abgeändert 

zurück- 

verwiesen 

Rechts- 
beschwerde- 
verfdhren 
in anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 

Bundes- 

9 

— 

— 

- 

5 

1 

3 

kartellamt 

1 



— 

1 — ■ 

— 

— 



10 


! 

— 

5 

1 

4 

Beteiligte 

13 •) 

1 

3 j 

2 

1 

! 1 

2 

1 

3 

5 


13 

1 

i 3 1 

2 

3 


*) In 2 weiteren Fällen wurde Nichtzulassungsbeschwerde vom Bundesgerichtshof zurückgewiesen 


Tabelle R 


Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 



1 i 


Sachstand 



Eingelegt 

durch 

1 Zahl der 

: Rechts- ^ .. . 

u u ^ zuruck- 

beschwerden 

genommen j 

i i 

zurück- 

gewiesen 

i Entschei- 
dung 

aufgehoben 

oder 

j abgeändert 

1 

zurück- 

verwiesen 

Rechts- 
! beschwerde- 
! verfahren 
in anderer 
Weise 
^ erledigt 

anhängig 


i Bundes- I — 

kartellamt — 

j Beteiligte j 3 
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Tabelle S 


2. Bußgeldverfahren 

Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 


Eingelegt durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 
nach § 83 
Satz 1 

Sachstand 

zurück- . Beschluß 

genommen verwor en | aufgehoben 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 

Bundeskartellamt 

1 

2 

i 3 

— — 

— 


1 

3 

Betroffene 

2 

2 



2 

2 

— 

— 



Tabelle T 


Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 


Eingelegt durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 
nach § 83 
Satz 1 

Sachstand 

zurück- 

genommen 

verworfen 

Beschluß 

aufgehoben 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 

Landeskartellbehörden 

4 

— 

1 

— 

3 

— 


4 


1 

— 

3 

— 

Betroffene 

36 

1 

2 

26 

1 

— 

8 

— 


37 

2 

1 

27 

— 

8 

— 
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Tabelle U 


XI. Übersicht über die Anträge auf Erlaubnis in anderen Fällen 

a) beim Bundeskarteiamt 




Sachstand | 


Anträge 

rechtliche 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 

Erlaubnis erteilt 

Erlaubnis abgelehnt 

zurück- 

an 

andere 



unan- | 
fechtbar i 
geworden j 

davon i 
noch i 
in Kraft j 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

unan- 

fechtbar 

geworden 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

genom- 

men 

Behörden 

ab- 

gegeben 

§ 14 

Abs. 1 




— 



— 

— 


— 

— 

§ 91 

Abs. 1 

Satz 2 

21 


21 

20 

— 

— 

— 

— 

— 

21 


21 

20 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 105 





— 

__ 

E 







E 

b) Landeskartellbehörden 

§ 14 

Abs. 1 

— 

— 



— 


— 

— 

— 

_ 

§ 105 

4 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

2 

— 


4 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

2 

— 


Xll. Sonstige Zahlen und Angaben 

Während des Berichtszeitraums sind beim Bundes- 
kartellamt 13 589 Eingänge und 14 666 Ausgänge 
gezählt worden, ohne Anmeldungen von Preisbin- 
dungen und Preisempfehlungen. 

1815 Vertreter und Rechtsberater von Unternehmen 
und Verbänden suchten das Bundeskartellamt zu 
Besprechungen auf. 
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Organisationsplan 

des 

Bundeskartellamtes 


Präsident 

Prof. Dr. Günther 


Stand: 1. April 1970 


Vizepräsident 

Dr. Rauschenbach 


Referat 

Verwaltung 

Oberregie- 

rungsrat 

Schünemanni 


Referat 
Recht 
Leitender 
Regierungs- 
direktor 
Dr. Klaue 


Register 


Referat 
Internatio- 
nale Wett- 
bewerbs- 
besdirän- 
kungen 
Regierungs- 
direktor 
Dr. Markert 


der §§ 22,23, 
24 GWB, 
der §§ 15, 17, 
18, 25, 26 

GWB, sofern 
das Verfah 
ren sich ge 
gen ein 
markt- 
beherrsdien 
des Unter- 
nehmen rich- 
tet. 

Die Zuständig- 
keiten der übri- 
gen Beschluß- 
abteilungen für 
die in §§ 99, 100, 
102, 102 a und 
|l03 bezeichne- 
ten Wirtschafts- 
[bereiche bleiben 
unberührt 


Beschluß ab teilungen 

Abteilung I 1. Abteilung! 2. Abteilung | 3. Abteilung 


Marktbeherr- 

schung 

Verwaltungs- 
und Bußgeld- 
sachen in 
Anwendung 


Bergbauliche 
Erzeugnisse, 
Mineralöl- 
erzeugnisse 
und Kohlen- 
wertstoffe, 
Steine und 
Erden, Eisen 
und Stahl (Er- 
zeugnisse der 
Hochofen-, 
Stahl- und 
Warmwalz- 
werke sowie der 
Schmiede, Preß- 
und Hammer- 
werke), NE- 
Metalle und 
Metallhalbzeug 
(einschließlich 
Edelmetalle und 
deren Halb- 
zeug), Gießerei- 
erzeugnisse, 
Geld-, Bank- 
und Börsen- 
wesen, Ver- 
sicherungen, 
Wasser- und 
Energieversor- 
gung 


Leder, Leder- 
waren und 
Schuhe, Texti- 
lien, Beklei- 
dung, Erzeug- 
nisse der Ernäh- 
rungsindustrie, 
Tabakwaren, 
Bauwirtschaft 
und Wohnungs- 
unternehmen, 
Land- und Forst- 
wirtschaft, 
Garten- und 
Weinbau, 
Fischerei und 
Jagd 


Chemische 
Erzeugnisse 
einschließlidi 
Düngemittel, 
Schnittholz, 
Sperrholz und 
sonstiges bear- 
beitetes Holz, 
Holzwaien 
(einschließlich 
Erzeugnisse aus 
natürlichen 
Schnitz- und 
Formstoffen), 
Holzschliff, 
Zellstoff, Papiei 
und Pappe, 
Papier- und 
Pappewaren, 
Druckerei- 
erzeugnisse, 
Lichtpaus- und 
verwandte 
Waren, Kunst- 
stofferzeug- 
nisse, Gummi- 
und Asbest- 
waren, 

Sonstige Dienst- 
leistungen, 
Freie Berufe, 
Verkehrs- und 
Fernmelde- 


4. Abteilung | 5. Abteilung 


Elektro- 
technische 
Erzeugnisse, 
Feinkeramische 
Erzeugnisse, 
Glas und 
Glaswaren, 
Kulturelle 
Leistungen, 
Filmwirtschaft, 
Verträge 
nach §§20 
und 21 GWB 
einschließlich 
der Verträge, 
auf die nach 
§ 20 Abs. 4 
GWB § 1 
i. V. m. § 38 
Abs. 1 Nr. 1 
GWB anzu- 
wenden ist. 


Erzeugnisse 
der Ziehereien 
und Kaltwalz- 
werke und der 
Stahl- 
verformung, 
Stahlbau- 
erzeugnisse, 
Maschinenbau- 
erzeugnisse, 
Landfahrzeuge 
(ohne Elektro- 
fahrzeuge), 
Wasserfahr- 
zeuge, Luftfahr- 
zeuge (ein- 
schließlich 
Flugbetriebs-, 
Rettungs-, 
Sicherheits- und 
Bodengeräte), 
Fein- 
mechanische 
und optische 
Erzeugnisse, 
Uhren, Eisen-, 
Blech- und 
Metallwaren, 
Musikinstru- 
mente, Spiel- 
waren, Turn- 
und Sportge- 
räte, Schmuck- 
waren, bearbei-| 
tete Edelsteine 


Gegenüber dem Handel und Handelshilfsgewerbe, den Genossenschaften und dem Hand- 
werk richtet sich die Zuständigkeit nach den Wirtschaftszweigen. 


Abteilung 

Wirtschafts- 

beobachtung 

und 

Betriebs- 
prüfungen 
Direktor 
beim 
Bundes- 
Kartellamt 
pr. Griesbachl 


Referat 1 
Grundsatz- 
und Quer- 
schnitts- 
fragen 
Regierungs- 
direktor 
Dr. Barnikel 


Referat 2 
Marktunter- 
suchungen 
Regierungs- 
direktor 
Pickel 


Referat 3 
Markt- 
beobachtung 
Regierungs- 
rat 

Dr. Schuttes 


Referat 4 
Betriebe und| 
Unter- 
nehmen 
Oberregie 
rungsrat 
Dr. Segel- 
mann 


Alle Entscheidungen in Verwaltungssachen und in Bußgeldsachen; Stellung der Anträge 
und Vertretung vor den Oberlandesgerichten in Beschwerdeverfahren sowie vor dem 
Bundesgerichtshof in Rechtsbeschwerdeverfahren; Vertretung in Verfahren nach Ein- 
spruch gegen Bußgeldbescheide. 


Direktor 

Direktor 

Direktor 

Direktor 

Direktor 

Direktor 

beim 

beim 

beim 

beim 

beim 

beim 

Bundes- 

Bundes- 

Bundes- 

Bundes- 

Bundes- 

Bundes- 

kartellamt 

kartellamt 

kartellamt 

kartellamt 

kartellamt 

kartellamt 

Dr. Ewald 

Lanzenberger 

Mülder 

Dr. Gutzier 

Dr. Christi 

Kazmeyer 


189 












